
 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

Rat 
 

E i n l a d u n g
 
Gremium: Rat - öffentlich 
Sitzungstermin: Montag, 13.12.2010, 16:00 Uhr 
Ort, Raum: Gasthof zu Loyerberg, Braker Chaussee 314, 26180 Rastede 
 
 

Rastede, den 02.12.2010  
 
1. An die Mitglieder des Rates der Gemeinde Rastede 
 
 
Hiermit lade ich Sie zu einer Sitzung mit öffentlichen Tagesordnungspunkten ein. 
 
 

Tagesordnung: 
 

Öffentlicher Teil 
 
TOP 1 Eröffnung der Sitzung 

 
TOP 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Beschlussfähigkeit und 

der Tagesordnung 
 

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung vom 17.08.2010 
 

TOP 4 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 "Südlich 
Brombeerweg" 
Vorlage: 2010/163                                              Berichterstatter: Herr Zörgiebel
 

TOP 5 44. F-Planänderung - nördlich Nethener Weg 
Vorlage: 2010/159                                              Berichterstatter: Herr Zörgiebel
 

TOP 6 Bebauungsplan 78 B - Hahn - Am Ostermoor II 
Vorlage: 2010/162                                              Berichterstatter: Herr Zörgiebel
 

TOP 7 Anstalt öffentlichen Rechts - Wertung von Zuschlagskriterien, Antrag 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Vorlage: 2010/206A                                 Berichterstatter: Bürgermeister Decker
 

TOP 8 Anstalt öffentlichen Rechts - Wertung von Zuschlagskriterien 
Vorlage: 2010/181A                                 Berichterstatter: Bürgermeister Decker
 

TOP 9 Entgelte der Kindertagesstätten 
Vorlage: 2010/146                                                   Berichterstatter: Frau Weber
 



 
TOP 10 Berufung stimmberechtigter Mitglieder in den Schulausschuss 

Vorlage: 2010/198                                  Berichterstatter: Bürgermeister Decker
 

TOP 11 Neufassung der Schulverträge mit der Gemeinde Wiefelstede 
Vorlage: 2010/191                                                                - wird nachgereicht - 
                                                                 Berichterstatter: Bürgermeister Decker
 

TOP 12 Schuleinzugsbereiche der Grundschulen Loy und Feldbreite 
Vorlage: 2010/140                                                  Berichterstatter: Herr Krause
 

TOP 13 Abgrenzung der Wahlbereiche für die Kommunalwahl 2011 
Vorlage: 2010/202                                  Berichterstatter: Bürgermeister Decker
 

TOP 14 Darlehensaufnahme aus der Kreisschulbaukasse 
Vorlage: 2010/126                                  Berichterstatter: Bürgermeister Decker
 

TOP 15 Haushalt 2008 - Beschluss über die Jahresrechnung 2008, Entlastung des 
Bürgermeisters 
Vorlage: 2010/200                                         Berichterstatter: Herr Steinhausen
 

TOP 16 Festsetzung des Gebührensatzes für die öffentliche Einrichtung "Straßen-
reinigung" 
Vorlage: 2010/148                                             Berichterstatter: Herr Finkeisen
 

TOP 17 Erhebung von Marktstandgeldern für die öffentliche Einrichtung 
"Wochenmarkt" in der Gemeinde für 2011 
Vorlage: 2010/152                                             Berichterstatter: Herr Finkeisen
 

TOP 18 Festsetzung der Gebührensätze 2011 für die zentrale und dezentrale Ein-
richtung zur Beseitigung von Schmutzwasser 
Vorlage: 2010/154                                             Berichterstatter: Herr Finkeisen
 

TOP 19 Gebührensatzsatzung 2011 für die öffentlichen Einrichtungen Abwasserbe-
seitigung und Straßenreinigung 
Vorlage: 2010/155                                             Berichterstatter: Herr Finkeisen
 

TOP 20 Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2011 
Vorlage: 2010/119B                                          Berichterstatter: Herr Finkeisen
 

TOP 21 Bericht des Bürgermeisters 
 

TOP 22 Schließung der Sitzung 
 
 
Anmerkung: Nach der öffentlichen Ratssitzung findet eine Einwohnerfragestunde statt, in der 
die Bürgerinnen und Bürger allgemeine Anfragen an den Bürgermeister stellen können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Decker 
Bürgermeister 



 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/163 
freigegeben am 07.10.2010 
 
GB 3 Datum: 07.10.2010 
Sachbearbeiter/in: Herr Jörg-Hendrik Kunze  
 
2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 "Südlich 
Brombeerweg" 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 26.10.2010 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 02.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung sowie der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 13 Absatz 2 und 3 Satz1 Baugesetzbuch (BauGB) eingegangenen Stellung-
nahmen werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des 
Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen vom 26.10.2010 berücksichtigt. 

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 
 

3. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung war nicht durchzuführen. 

4. Die 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1  –  „Südlich 
Brombeerweg“ nebst Begründung wird gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) als 
Satzung beschlossen. 

 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung am 17.08.2010 die öffentliche Auslegung 
und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen (s. 
Vorlage 2010/104). 
 
Die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange fanden in der Zeit vom 27.08.2010 bis 27.09.2010 statt. 
 
Die Abwägungsvorschläge sind dieser Vorlage als Anlage beigefügt. 
 



Nunmehr kann der Satzungsbeschluss gefasst werden. 
 
Nähere Erläuterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, 
Umwelt und Straßen durch das Oldenburger Planungsbüro Lux gegeben. 
 
Übersicht über den Verfahrensstand: 
Grundsatzbeschluss/ 
Aufstellungsbeschluss

Frühzeitige 
Öffentlichkeits-/ Be-
hördenbeteiligung 

Öffentliche Aus-
legung/ Behörden-

beteiligung 

Satzungsbeschluss

BauPlUmStA 10.08.10  
VA 17.08.2010  

Entfällt 27.08.10 - 27.09.10  Ratssitzung am  
13.12.2010 

 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Kosten des Verfahrens werden von dem Investor getragen. 
 
 
 
Anlagen:
 
1. Planzeichnung 
2. Begründung 
3. Abwägungsvorschläge 
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Hinweise 

1. Baunutzungsverordnung 

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990.

2. Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. sein: 
Tongefäßscherben, Holzkohlesammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des 
Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde des 
Landkreises sowie oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege –Stützpunkt Oldenburg- unverzüg-
lich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter oder der Unternehmer der Arbeiten. Bodenfunde und Fundstellen sind nach
§ 14 Abs. 2 des Nds. Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen bzw. ist für ihren Schutz Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der
Arbeiten gestattet.

3. Altablagerungen 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte zutage treten, so 
ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.

4. Aufhebung von Bebauungsplänen 

Diese 2. Änderung des Bebauungsplanes überdeckt den Bebauungsplan Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“, sowie sei-
ne 1. Änderung und hebt damit die bisherigen Festsetzungen auf. Die Aufhebung wird mit Rechtskraft der 2. Ände-
rung wirksam.

Gemeinde Rastede

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1
"Südlich Brombeerweg"

2. Änderung
Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a BauGB

M.   1 : 500

Bearbeitungsstand: 08.10.2010

Übersichtsplan                          M .   1 : 5.000

Gemeinde Rastede
Vohabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1
"Südlich Brombeerweg"
2. Änderung
Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a BauGB

M.   1 : 500

Verfahrensvermerke 

1. Aufstellungsbeschluss 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am  die Aufstellung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“ 2. Änderung beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am  ortsüblich bekanntgemacht.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

Nachrichtliche Übernahmen 

1. Bauverbotszone gemäß § 24 Nds. Straßengesetz 

Gemäß Fernstraßengesetz sind innerhalb der 20 m – Bauverbotszone der K 131, gemessen vom äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn, Hochbauten sowie Nebenanlagen nicht zulässig.

2. Wallhecken gemäß § 33 NAGBNatSchG 

Die bestehende Wallhecke im Plangebiet ist gemäß § 33 NAGBNatSchG geschützt, sie darf nicht geschädigt 
werden.

1,6
Geschoßflächenzahl - Dezimalzahl im Kreis,
als Höchstmaß

7. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Wasserflächen - Regenrückhaltebecken

1. Art der baulichen Nutzung

eingeschränktes Gewerbegebiet
(vgl. textl. Festsetzung Nr. 10)

2. Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl als Höchstmaß

4. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Natur und Landschaft

8. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans

Planzeichenerklärung

I. Festsetzungen

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

0,8

Gebäudehöhe als HöchstmaßGH: 9,5 m

abweichende Bauweisea

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie von Gewässern

Umgrenzung von Schutzobjekten im Sinne des
Naturschutzrechts (vgl. Nachrichtliche Übernahme Nr. 3)

Umgrenzung von Flächen für Ausstellungs-Stellplätze
und Stellplätze (vgl. textl. Festsetzung Nr. 6)5. Verkehrsflächen

Einfahrtsbereich (vgl. textl. Festsetzung Nr. 11)

Bereich ohne Ein-und Ausfahrt

A-St

LK:
60/45 dB(A) m² Lärmkontingent in dB(A)/m² tag/nacht

Textliche Festsetzungen  

1. Gewerbegebiet GEE gemäß § 8 BauNVO i.V.m. § 12 BauGB 

Im Plangebiet sind Verkaufs- und Werkstätten für Autohandel, Büro- und Ausstellungsflächen, sowie zugehörige
Nebenanlagen und Nutzungen zulässig. Betriebsleiterwohnen ist im Plangebiet nicht zulässig.

2. Höhe baulicher Anlagen gemäß § 18 BauNVO 

Die Gebäudehöhe bildet die obere Kante des Gebäudes, gemessen oberhalb der Oberkante Fahrbahnmitte der 
anliegenden Erschließungstrasse. Die Gebäudehöhe darf nur durch untergeordnete Bauteile (z.B. Schornsteine,
Antennen) überschritten werden.

3. Abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO 

Im Plangebiet wird eine abweichende Bauweise a festgesetzt, es sind Gebäudelängen von über 50 m zulässig. 
Ansonsten gelten die Grenzregelungen der offenen Bauweise.

4. Flächen für Ausstellungs-Stellplätze gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

4.1 Innerhalb der gekennzeichneten Fläche A-ST sind Stellplatzanlagen als Ausstellungsflächen zulässig.
4.2 Innerhalb der überbaubaren Bereiche sind Stellplatzanlagen als Ausstellungsflächen zulässig.
4.3 Ausnahmsweise sind auch Stellplätze außerhalb der gekennzeichneten Flächen zulässig.

5. Garagen gemäß § 12 BauNVO, Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO 

Es sind Garagen sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden zwischen der Straßenbegrenzungslinie der 
Kreisstraße 131 und der straßenseitige Baugrenze nicht zulässig.

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

6.1 Es sind zum Schutz des Boden- und Wasserhaushaltes die Ausstellungs-Stellplätze mit einer 
wasserdurchlässigen Deckschicht (z B. wassergebundene Decke. Schotter, Schotterrasen, Rasengittersteinen, 
Betonfiltersteine) auszubilden Hiervon ausgenommen sind die Fahrspuren.

6.2 Es sind die Pkw-Stellplätze zu begrünen. Innerhalb der Pkw-Stellplatzbereiche ist zur Gliederung der Anlage
alle zehn Stellplätze ein Pflanzbeet in der Größenordnung eines Stellplatzes mit einem hochstämmigen 
standortgerechtem Baum (siehe Pflanzliste) mit Unterpflanzung zu pflanzen und zu erhalten. Ausfälle sind 
nachzupflanzen.

7. Grünfläche § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

Die gekennzeichnete Grünfläche ist als Beet- oder Rasenfläche anzulegen. Sie ist zudem mit einer Baumreihe 
entlang der Oldenburger Straße zu bepflanzen. Es sind heimische, standortgerechte Gehölze zu verwenden.

8. Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB 

8.1 Die Bäume und Gehölze innerhalb der gekennzeichneten Flächen sind zu erhalten. 

8.2 Die entlang der östlichen Plangebietsgrenze gekennzeichnete Fläche darf im Falle einer Betriebserweiterung
– ausnahmsweise -  bis zu einer Breite von 10 m unterbrochen werden.

9.  Schutzstreifen für Wallhecken gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

Die Maßnahmenfläche ist als extensives Grünland anzulegen. Pro Jahr ist mindestens eine Mahd, frühestens ab
dem 01.07. d. Jahres, durchzuführen.

Innerhalb der gekennzeichneten Schutzflächen zum Schutz der Wallhecken nach § 33 NABGNatSchuG sind 
bauliche Anlagen im Sinne der §§ 12 und 14 BauNVO, jegliche Flächen – Versiegelungen, 
Materialablagerungen (auch Kompost), Auf- und Abgrabungen, sowie Auffüllungen unzulässig.

10. Schallschutz gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB 

Im Plangebiet sind nur Betriebe zulässig, deren Schallemissionen je m² Grundstücksfläche die festgesetzten 
Lärmkontingente LK nicht überschreiten:
tagsüber (6 - 22 Uhr) 60 dB(A)/m²
nachts (22 - 6 Uhr) 45 dB(A)/m²

Die Berechnung der angegebenen flächenbezogenen Lärmkontingente wurde mit der Annahme freier 
Schallausbreitung (Quellhöhe 5 m über Grund) vom Emissions- zum Immissionsort durchgeführt. Bei Anordnung 
eines zusätzlichen Schallhindernisses mit abschirmender Wirkung auf dem Ausbreitungsweg kann der Betrag 
des sich daraus ergebenden Abschirmmaßes zum vorgegebenen Schallleistungspegel für den Bereich der 
Wirksamkeit des Schallschirmes addiert werden.

11. Erschließung gemäß § 9 Nr. 11 BauGB 

Die Zufahrt von und zur Oldenburger Straße (K 131) dient nur dem Besucher- und Mitarbeiterverkehr. Die 
Betriebsverkehre sind ausschließlich über den Brombeerweg abzuwickeln.

12. Pflanzliste 

Bäume: 
Hainbuche, Vogelkirsche, Sandbirke, Eberesche, Feldahorn, Schlehe

Sträucher:
Hasel, Weißdorn, Hartriegel, Faulbaum, Geißblatt, Stechpalme, Weidengebüsch, Kornelkirsche, Hartriegel in 
Arten, Spindelbaumgewächse in Arten, Forsythie, Blutjohannesbeere, Liguster, Felsenbirne

Präambel 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 40 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der Gemeinde Rastede diesen Vorhabenbezonenen Bebauungsplan Nr. 1 
„Südlich Brombeerweg“ 2. Änderung, bestehend aus der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen 
Festsetzungen, als Satzung beschlossen.

Rastede, den 

(Bürgermeister) (Siegel)

2. Plangrundlage 

Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK)
Gemarkung: ............, Flur: ..                                                                   Maßstab:   1 : 1.000

Die öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von Standartpräsentationen ist 
ohne Erlaubnis der Vermessungs- und Katasterbehörde nur für kommunale Körperschaften im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung zur Bereitstellung eigener Informationen an Dritte gestattet (§ 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 des 
Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen, NVermG, vom 12. Dezember 2002, Nds. GVBl. 
2003, S. 5). Hierzu gehört auch die Veröffentlichung von Bauleitplänen. Öffentliche Wiedergaben sind der 
zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde mitzuteilen (§ 5 Abs. 3 Satz 3 NvermG).
Die Plangrundlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen 
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die 
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Oldenburg, den 

ÖBVI Wegner 
(Unterschrift) (Siegel)

3. Entwurfs- und Verfahrensbetreuung 

Projektbearbeitung:      Dipl. Ing. Matthias Lux
Technische Mitarbeit:   S. Bruns

Oldenburg, den 

4. Öffentliche Auslegung 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am  dem Entwurf des 
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am  ortsüblich bekanntgemacht. Der 
Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung haben vom  bis  gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegen.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

5. Vereinfachte Änderung 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am  dem vereinfacht 
geänderten Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt.
Den Beteiligten im Sinne von § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB wurde mit Schreiben vom  Gelegenheit zur 
Stellungnahme bis  gegeben.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

6. Satzungsbeschluss 

Der Rat der Gemeinde Rastede hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in 
seiner Sitzung am  als Satzung (gem. §10 BauGB i.V.m. § 12 BauGB) sowie die Begründung 
beschlossen.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

7. Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss ist gemäß § 10 BauGB am im Amtsblatt für den Landkreis Ammerland 
bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am  rechtsverbindlich geworden.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

8. Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

9. Mängel der Abwägung 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Mängel der Abwägung nicht geltend gemacht 
worden.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

Marie-Curie-Str. 1
26129 Oldenburg
T  0441 361164-90
F  0441 361164-99

6. Grünflächen

private Grünfläche

Anlage 1 zu Voralge 2010/163

PC_Kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2010/163
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1. Baunutzungsverordnung 

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990.

2. Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. sein: 
Tongefäßscherben, Holzkohlesammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
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Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde des 
Landkreises sowie oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege –Stützpunkt Oldenburg- unverzüg-
lich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter oder der Unternehmer der Arbeiten. Bodenfunde und Fundstellen sind nach
§ 14 Abs. 2 des Nds. Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen bzw. ist für ihren Schutz Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der
Arbeiten gestattet.

3. Altablagerungen 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte zutage treten, so 
ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.

4. Aufhebung von Bebauungsplänen 

Diese 2. Änderung des Bebauungsplanes überdeckt den Bebauungsplan Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“, sowie sei-
ne 1. Änderung und hebt damit die bisherigen Festsetzungen auf. Die Aufhebung wird mit Rechtskraft der 2. Ände-
rung wirksam.

Gemeinde Rastede
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Verfahrensvermerke 

1. Aufstellungsbeschluss 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am  die Aufstellung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“ 2. Änderung beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am  ortsüblich bekanntgemacht.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

Nachrichtliche Übernahmen 

1. Bauverbotszone gemäß § 24 Nds. Straßengesetz 

Gemäß Fernstraßengesetz sind innerhalb der 20 m – Bauverbotszone der K 131, gemessen vom äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn, Hochbauten sowie Nebenanlagen nicht zulässig.

2. Wallhecken gemäß § 33 NAGBNatSchG 

Die bestehende Wallhecke im Plangebiet ist gemäß § 33 NAGBNatSchG geschützt, sie darf nicht geschädigt 
werden.

1,6
Geschoßflächenzahl - Dezimalzahl im Kreis,
als Höchstmaß

7. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Wasserflächen - Regenrückhaltebecken

1. Art der baulichen Nutzung

eingeschränktes Gewerbegebiet
(vgl. textl. Festsetzung Nr. 10)

2. Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl als Höchstmaß

4. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Natur und Landschaft

8. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans

Planzeichenerklärung

I. Festsetzungen

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

0,8

Gebäudehöhe als HöchstmaßGH: 9,5 m

abweichende Bauweisea

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie von Gewässern

Umgrenzung von Schutzobjekten im Sinne des
Naturschutzrechts (vgl. Nachrichtliche Übernahme Nr. 3)

Umgrenzung von Flächen für Ausstellungs-Stellplätze
und Stellplätze (vgl. textl. Festsetzung Nr. 6)5. Verkehrsflächen

Einfahrtsbereich (vgl. textl. Festsetzung Nr. 11)

Bereich ohne Ein-und Ausfahrt

A-St

LK:
60/45 dB(A) m² Lärmkontingent in dB(A)/m² tag/nacht

Textliche Festsetzungen  

1. Gewerbegebiet GEE gemäß § 8 BauNVO i.V.m. § 12 BauGB 

Im Plangebiet sind Verkaufs- und Werkstätten für Autohandel, Büro- und Ausstellungsflächen, sowie zugehörige
Nebenanlagen und Nutzungen zulässig. Betriebsleiterwohnen ist im Plangebiet nicht zulässig.

2. Höhe baulicher Anlagen gemäß § 18 BauNVO 

Die Gebäudehöhe bildet die obere Kante des Gebäudes, gemessen oberhalb der Oberkante Fahrbahnmitte der 
anliegenden Erschließungstrasse. Die Gebäudehöhe darf nur durch untergeordnete Bauteile (z.B. Schornsteine,
Antennen) überschritten werden.

3. Abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO 

Im Plangebiet wird eine abweichende Bauweise a festgesetzt, es sind Gebäudelängen von über 50 m zulässig. 
Ansonsten gelten die Grenzregelungen der offenen Bauweise.

4. Flächen für Ausstellungs-Stellplätze gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

4.1 Innerhalb der gekennzeichneten Fläche A-ST sind Stellplatzanlagen als Ausstellungsflächen zulässig.
4.2 Innerhalb der überbaubaren Bereiche sind Stellplatzanlagen als Ausstellungsflächen zulässig.
4.3 Ausnahmsweise sind auch Stellplätze außerhalb der gekennzeichneten Flächen zulässig.

5. Garagen gemäß § 12 BauNVO, Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO 

Es sind Garagen sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden zwischen der Straßenbegrenzungslinie der 
Kreisstraße 131 und der straßenseitige Baugrenze nicht zulässig.

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

6.1 Es sind zum Schutz des Boden- und Wasserhaushaltes die Ausstellungs-Stellplätze mit einer 
wasserdurchlässigen Deckschicht (z B. wassergebundene Decke. Schotter, Schotterrasen, Rasengittersteinen, 
Betonfiltersteine) auszubilden Hiervon ausgenommen sind die Fahrspuren.

6.2 Es sind die Pkw-Stellplätze zu begrünen. Innerhalb der Pkw-Stellplatzbereiche ist zur Gliederung der Anlage
alle zehn Stellplätze ein Pflanzbeet in der Größenordnung eines Stellplatzes mit einem hochstämmigen 
standortgerechtem Baum (siehe Pflanzliste) mit Unterpflanzung zu pflanzen und zu erhalten. Ausfälle sind 
nachzupflanzen.

7. Grünfläche § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

Die gekennzeichnete Grünfläche ist als Beet- oder Rasenfläche anzulegen. Sie ist zudem mit einer Baumreihe 
entlang der Oldenburger Straße zu bepflanzen. Es sind heimische, standortgerechte Gehölze zu verwenden.

8. Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB 

8.1 Die Bäume und Gehölze innerhalb der gekennzeichneten Flächen sind zu erhalten. 

8.2 Die entlang der östlichen Plangebietsgrenze gekennzeichnete Fläche darf im Falle einer Betriebserweiterung
– ausnahmsweise -  bis zu einer Breite von 10 m unterbrochen werden.

9.  Schutzstreifen für Wallhecken gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

Die Maßnahmenfläche ist als extensives Grünland anzulegen. Pro Jahr ist mindestens eine Mahd, frühestens ab
dem 01.07. d. Jahres, durchzuführen.

Innerhalb der gekennzeichneten Schutzflächen zum Schutz der Wallhecken nach § 33 NABGNatSchuG sind 
bauliche Anlagen im Sinne der §§ 12 und 14 BauNVO, jegliche Flächen – Versiegelungen, 
Materialablagerungen (auch Kompost), Auf- und Abgrabungen, sowie Auffüllungen unzulässig.

10. Schallschutz gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB 

Im Plangebiet sind nur Betriebe zulässig, deren Schallemissionen je m² Grundstücksfläche die festgesetzten 
Lärmkontingente LK nicht überschreiten:
tagsüber (6 - 22 Uhr) 60 dB(A)/m²
nachts (22 - 6 Uhr) 45 dB(A)/m²

Die Berechnung der angegebenen flächenbezogenen Lärmkontingente wurde mit der Annahme freier 
Schallausbreitung (Quellhöhe 5 m über Grund) vom Emissions- zum Immissionsort durchgeführt. Bei Anordnung 
eines zusätzlichen Schallhindernisses mit abschirmender Wirkung auf dem Ausbreitungsweg kann der Betrag 
des sich daraus ergebenden Abschirmmaßes zum vorgegebenen Schallleistungspegel für den Bereich der 
Wirksamkeit des Schallschirmes addiert werden.

11. Erschließung gemäß § 9 Nr. 11 BauGB 

Die Zufahrt von und zur Oldenburger Straße (K 131) dient nur dem Besucher- und Mitarbeiterverkehr. Die 
Betriebsverkehre sind ausschließlich über den Brombeerweg abzuwickeln.

12. Pflanzliste 

Bäume: 
Hainbuche, Vogelkirsche, Sandbirke, Eberesche, Feldahorn, Schlehe

Sträucher:
Hasel, Weißdorn, Hartriegel, Faulbaum, Geißblatt, Stechpalme, Weidengebüsch, Kornelkirsche, Hartriegel in 
Arten, Spindelbaumgewächse in Arten, Forsythie, Blutjohannesbeere, Liguster, Felsenbirne

Präambel 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 40 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der Gemeinde Rastede diesen Vorhabenbezonenen Bebauungsplan Nr. 1 
„Südlich Brombeerweg“ 2. Änderung, bestehend aus der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen 
Festsetzungen, als Satzung beschlossen.

Rastede, den 

(Bürgermeister) (Siegel)

2. Plangrundlage 

Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK)
Gemarkung: ............, Flur: ..                                                                   Maßstab:   1 : 1.000

Die öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von Standartpräsentationen ist 
ohne Erlaubnis der Vermessungs- und Katasterbehörde nur für kommunale Körperschaften im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung zur Bereitstellung eigener Informationen an Dritte gestattet (§ 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 des 
Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen, NVermG, vom 12. Dezember 2002, Nds. GVBl. 
2003, S. 5). Hierzu gehört auch die Veröffentlichung von Bauleitplänen. Öffentliche Wiedergaben sind der 
zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde mitzuteilen (§ 5 Abs. 3 Satz 3 NvermG).
Die Plangrundlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen 
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die 
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Oldenburg, den 

ÖBVI Wegner 
(Unterschrift) (Siegel)

3. Entwurfs- und Verfahrensbetreuung 

Projektbearbeitung:      Dipl. Ing. Matthias Lux
Technische Mitarbeit:   S. Bruns

Oldenburg, den 

4. Öffentliche Auslegung 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am  dem Entwurf des 
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am  ortsüblich bekanntgemacht. Der 
Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung haben vom  bis  gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegen.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

5. Vereinfachte Änderung 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am  dem vereinfacht 
geänderten Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt.
Den Beteiligten im Sinne von § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB wurde mit Schreiben vom  Gelegenheit zur 
Stellungnahme bis  gegeben.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

6. Satzungsbeschluss 

Der Rat der Gemeinde Rastede hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in 
seiner Sitzung am  als Satzung (gem. §10 BauGB i.V.m. § 12 BauGB) sowie die Begründung 
beschlossen.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

7. Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss ist gemäß § 10 BauGB am im Amtsblatt für den Landkreis Ammerland 
bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am  rechtsverbindlich geworden.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

8. Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

9. Mängel der Abwägung 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Mängel der Abwägung nicht geltend gemacht 
worden.

Rastede, den 

(Bürgermeister)

Marie-Curie-Str. 1
26129 Oldenburg
T  0441 361164-90
F  0441 361164-99

6. Grünflächen

private Grünfläche
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1 Grundlagen der Planaufstellung 

1.1 Anlass und Ziel der Planung 

Das vorhandene gewerblich genutzte Gebäude und Gelände Brombeerweg 10 in 26 180 Rastede 
ist vom ehemaligen Eigentümer verkauft worden. Es soll nun zu einer Betriebsstätte für die 
Firma Nord-Automobile aus Oldenburg umgenutzt werden. Das Grundstück befindet sich im 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“ mit 
Zufahrt vom Brombeerweg und von der Oldenburger Straße. 

Zwischenzeitlich wurde die Oldenburger Straße auf eine Kreisstraße herabgestuft, dadurch er-
hielt das Betriebsgrundstück bereits eine direkte Zufahrt auf die Oldenburger Straße. Planungs-
rechtlich wurde dies durch das Verfahren zur 1. Änderung (Sammeländerung der Bebauungs-
pläne Nr. 33a, 34, 68a und des BP Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“) ermöglicht. 

Da sich die Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 auf die Nutzung ei-
nes Betriebes für Wintergärten bezieht, erfordert die geplante Nutzung neues Planungsrecht. 
Daher wird die 2. Änderung des Bebauungsplanes erforderlich. Es wird das beschleunigte Ver-
fahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB angewandt. 

1.2 Verfahrensstand 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am xx.xx.xxxx die 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss zur 2. Änderung 
des Bebauungsplanes wurde am xx.xx.xxxx ortsüblich bekannt gemacht. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes hat mit dem Begründungsentwurf gemäß § 3Abs. 2 BauGB 
in der Zeit vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx öffentlich ausgelegen. 

Nach Prüfung der Anregungen und Bedenken hat der Rat der Gemeinde Rastede in seiner Sit-
zung am xx.xx.xxxx den Bebauungsplan als Satzung gemäß § 10 BauGB sowie die Begründung 
beschlossen. 

1.3 Geltungsbereich 

Das Plangebiet befindet sich am südlichen Randbereich von Wahnbek in der Gemeinde Raste-
de. Nördlich des Plangebietes schließt sich der Bebauungsplan Nr. 68a „Brombeerweg“ an. 
Südlich grenzt ein Privatgrundstück mit Wohngebäuden an. Westlich wird das Plangebiet durch 
die Oldenburger Straße K 131 begrenzt, im Osten durch landwirtschaftliche Flächen. Die ge-
naue Abgrenzung des Plangebietes ist aus der Übersichtskarte ersichtlich. 

Das Plangebiet hat eine Größe von etwa 1,3 ha. 
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2 Planerische Vorgaben 

2.1 Regionalplanung 

Im regionalen Raumordnungsprogramms 1996 des Landkreises Ammerland ist die Ortschaft 
Wahnbek als Grundzentrum mit der Schwerpunktaufgabe „Sicherung und Entwicklung von 
Wohnstätten“ festgelegt.  

Das Plangebiet ist noch als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft, Erholung sowie der Land-
wirtschaft festgelegt. Die Überplanung des Plangebietes mit einer gewerblichen Nutzung erfolg-
te bereits im Zuge der 18. Änderung des Flächennutzungsplanes bzw. der Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 1. Die Planänderung ist somit mit den Zielen der Regionalplanung vereinbar. 

2.2 Flächennutzungsplanung 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastede ist das Plangebiet bereits als 
gewerbliche Baufläche dargestellt (18. Änderung).  

Außerhalb des Plangebietes sind die Flächen nördlich und westlich (der Oldenburger Straße) als 
gewerbliche Bauflächen dargestellt. Östlich und südlich grenzen an das Plangebiet landwirt-
schaftlichen Flächen an.  

In Zuge der 18. Änderung wurden für das Plangebiet gewerbliche Baufläche G dargestellt, da-
her ist kein Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan erforderlich. 
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18. Änderung des Flächennutzungsplanes  

 

2.3 Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“ setzt für das Plangebiet 
ein Gewerbegebiet mit dem konkreten Bezug für die Produktion von Wintergärten fest.  
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Es sind zwei überbaubare Bereiche festgesetzt. Die Grundflächenzahl beträgt 0,8, die Geschoss-
flächenzahl 1,6 bei abweichender Bauweise. Die Gebäudehöhe ist auf 12,0 m begrenzt. Für das 
Plangebiet sind Lärmkontingente bzw. IFSP´s von 60 dB(A)/m2 tags bzw. 45 dB(A)/m2 nachts 
festgesetzt. 

Die nördlich verlaufende Wallhecke ist mit einem breiten Schutzstreifen gesichert. 

 

Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 6.2/B 15, 1. Änderung 
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3 Bestandsstrukturen 

3.1 Bestand 

Die Fläche stellt sich als Betriebsgelände mit einem repräsentativem Bürogebäude und einer an-
gebauten Halle dar. Zwischen Bürotrakt und Oldenburger Straße liegt ein Grünstreifen mit Be-
sucherstellplätzen, die eigentliche Betriebszufahrt erfolgt von Nordosten. 

Das Betriebsgelände ist großzügig eingegrünt, ortsbildprägend ist die Wallhecke an der Nord-
seite. 

3.2 Erschließung 

Das Plangebiet ist über die Oldenburger Straße (K 131) und die Gemeindestraße Brombeerweg 
verkehrlich erschlossen. Die Besucher und Mitarbeiter können das Betriebsgelände über eine di-
rekte Zufahrt von der Oldenburger Straße erreichen. Die Betriebsverkehre werden von Nordos-
ten über die Gemeindestraße Brombeerweg abgewickelt. 

Mit dem Bus gibt es eine Busverbindung von Oldenburg nach Rastede, wobei eine Haltestelle in 
300 m Entfernung in der Nähe des Plangebietes liegt. Dis Planungsgebiet wird von der Halte-
stelle “Wahnbek, Brombeerweg" erschlossen, die von den Linien 340 und 342 bedient wird. Die 
Linie 340 verbindet das Planungsgebiet mit dem Ortsteil Rastede und dem. Oberzentrum Ol-
denburg. Die Linie 342 ist vorwiegend auf die Bedürfnisse der Schülerbeförderung ausgerichtet. 

3.3 Verkehrslärm 

Von der Oldenburger Straße gehen Verkehrslärmimmissionen auf das Plangebiet nieder. Auf 
die Festsetzung von Lärmpegelbereichen kann verzichtet werden, da erstens Wohn- und Auf-
enthaltsräume sowie ausnahmsweise zulässige Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsper-
sonen sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter nicht zulässig sind und der Abstand des straßen-
seitigen Fassade zur Oldenburger Straße mindestens 30 m beträgt.  
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4 Inhalt des Bebauungsplanes 

4.1 Projektbeschreibung 

Das vorhandene gewerblich genutzte Grundstück soll zu einer Betriebsstätte für die Firma 
Nord-Automobile aus Oldenburg umgenutzt werden. Das Grundstück befindet sich im Gel-
tungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.1 „Südlich Brombeerweg“. 

Die vorhandenen Gebäudeabschnitte sollen für die neue Nutzung geringfügig umgebaut und 
umgenutzt, in einem weiteren Schritt evtl. erweitert werden. Der vorhandene Werkstattbereich 
wird als Kfz-Werkstatt für Pkw mit drei Hebebühnen umgebaut. Der bisherige Lagerbereich soll 
künftig zur Aufbereitung und Pflege der Pkw genutzt werden. Neben dem Werkstattbereich ist 
eine neue Waschanlage und ein Waschplatz für die zum Verkauf angebotenen Pkw geplant. Die 
vorhandene Ausstellungshalle soll auch künftig als Ausstellung für Pkw genutzt werden. Der 
großzügige Eingangsbereich und Bürobereich wird der zukünftige Kunden- und Verkaufsbe-
reich. Die Büros im Obergeschoss werden zur Verwaltungszwecken, Buchhaltung etc. dienen. 
Umkleideräume, WC-Anlagen und andere Nebenräume sind ausreichend vorhanden. 

Nutzungskonzept (Lageplan Vorentwurfsfassung) 

 

Die vorhandenen Außenanlagen bleiben erhalten und werden für den Verkauf von Pkw´s durch 
eine Ausstellungsfläche, die südlich an das Gebäude anschließt und einige Meter hinter dem ge-



Gemeinde Rastede 
Vorhabenbezogener Bebauungsplanes Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“ - 2. Änderung 
 

9 

planten Waschplatz endet, erweitert. Die Freiausstellung wird wasserdurchlässig befestigt und 
soll durch Sitzgruppen, Brunnen etc. aufgelockert und für Kunden attraktiv gestaltet werden. 
Die vorhandenen Pkw-Stellplätze vor dem Eingangsbereich sollen als Kundenparkplätze ge-
nutzt werden. Von dort aus können Kaufinteressenten das Angebot der Firma Nord-Automobile 
zu Fuß in der Freiausstellung und in der Ausstellungshalle erkunden. 

Überschlägige Angaben zum Grundstück und zur Grundstücksausnutzung: 

Grundstücksgröße ca.:   13.200 m² 

Bebaute Fläche vorhanden ca.:  1.400 m² 

Versiegelte Flächen vorhanden ca.: 3.000 m² 

Geplante Freiausstellung ca.:  2.500 m² 

4.2 Bebauungsplan 

Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 1 werden weitgehend übernommen. 
Die grundlegende Struktur des Gebietes bleibt im Wesentlichem erhalten: 

 Die nördliche Wallhecke mit breitem Schutzstreifen 

 Die vorhandenen Gebäude werden weiter genutzt 

 Der vorgelagerte, öffentliche Bereich an der Oldenburger Straße bleibt als Grünbereich 
erhalten 

 Die gewerbliche Erschließung erfolgt über den Brombeerweg. 

Es erfolgen im Wesentlichen folgende Änderungen: 

 Das Plangebiet wird im Süden geringfügig erweitert. 

 Die Art der gewerblichen Nutzung wird sich in Zukunft als Autohandel mit Ausstel-
lungsflächen für Pkw´s darstellen. 

 Die Erschließung für die Besucher und Mitarbeiter erfolgt bereits seit längerem über die 
Oldenburger Straße, im Unterschied dazu sieht der alte Bebauungsplan noch eine kom-
plette Erschließung über das Gewerbegebiet Brombeerweg vor. 

 Der überbaubare Bereich für die Halle wird weiter nach Süden erweitert, dafür wird auf 
den überbaubaren Bereich im östlichen Plangebiet (ehemals Betriebsleiterwohnhaus) 
verzichtet. 

4.2.1 Art der baulichen Nutzung 
Für das Plangebiet wird ein Gewerbegebiet GEE festgesetzt.  
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Die Art der baulichen Nutzung wird auf das Vorhaben bezogen: „Im Plangebiet sind Verkaufs- 
und Werkstätten für Autohandel, Büro- und Ausstellungsflächen sowie dazugehörige Nebenan-
lagen und Nutzungen zulässig. Betriebsleiterwohnen ist im Plangebiet nicht zulässig.“ (vgl. text-
liche Festsetzung Nr. 1).  

Hinsichtlich der Schallemissionen wird das Gewerbegebiet – wie zuvor – mit Lärmkontingenten 
beschränkt. Es werden hier Lärmkontingente von 60 dB(A)/m2 tags bzw. 45 dB(A)/m2 nachts 
festgesetzt. (vgl. Kap. 4.4). 

Bei Einbeziehung des Außenflächen wird die Verkaufsfläche deutlich über 2.000 qm liegen. Die 
Festsetzung eines Gewerbegebietes ist für die Art der Nutzung angemessen. Denn es handelt 
sich beim Autohandel mit Werkstatt um eine Nutzung, die typischerweise in eine Gewerbege-
biet gehört. Beim Autohandel handelt es sich nicht um zentrenrelevante Sortimente. 

4.2.2 Sonstige bauliche Nutzung, Bauweise 
Als Nutzungskennziffern werden eine Grundflächenzahl von 0,8 und eine Geschossflächenzahl 
von 1,6 festgesetzt. Es wird eine Gebäudehöhe von 9,5 m festgesetzt.  

Wegen der Gebäudelänge von Bürotrakt und Halle wird eine abweichende Bauweise festge-
setzt: „Im Plangebiet wird eine abweichende Bauweise a festgesetzt, es sind Gebäudelängen von 
über 50 m zulässig. Ansonsten gelten die Grenzregelungen der offenen Bauweise.“ (textliche 
Festsetzung Nr. 3) 

Der überbaubare Bereich wird nach Süden gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan er-
weitert werden, da hier mittelfristig zusätzliche Ausstellungsflächen überdacht werden sollen. 
Südlich und östlich der Halle sind Ausstellungsflächen für die zu verkaufenden Kraftfahrzeuge 
vorgesehen: „Innerhalb der gekennzeichneten Fläche A-ST sind Stellplatzanlagen als Ausstel-
lungsflächen zulässig. Innerhalb der überbaubaren Bereiche sind Stellplatzanlagen als Ausstel-
lungsflächen zulässig. Ausnahmsweise sind auch Stellplätze außerhalb der gekennzeichneten 
Flächen zulässig.“ (textliche Festsetzungen Nr. 4).  

4.2.3 Grünfläche an der Oldenburger Straße 
Der Bereich an der Oldenburger Straße soll aus Gesichtspunkten des Ortsbildes von Nutzungen 
freigehalten werden: „Die gekennzeichnete Grünfläche ist als Beet- oder Rasenfläche anzule-
gen. Sie ist zudem mit einer Baumreihe entlang der Oldenburger Straße zu bepflanzen. Es sind 
heimische, standortgerechte Gehölze zu verwenden.“ (textliche Festsetzungen Nr. 7). 

Zudem sind Garagen sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden zwischen der Straßenbegren-
zungslinie der Kreisstraße 131 und der straßenseitige Baugrenze nicht zulässig (textliche Fest-
setzungen Nr. 5). 

4.2.4 Grünfestsetzungen 
Die vorhandene Wallhecken entlang der Nordgrenze des Plangebietes ist nach § 33 NAGB-
NatSchG geschützt und in der Planzeichnung entsprechend festgesetzt. Sie und ihr Bewuchs 
dürfen durch bauliche Maßnahmen nicht beeinträchtigt werden. Zur Sicherung der Wallhecke 
wurde zusätzlich ein 7 m breiter Schutzstreifen festgesetzt. „Innerhalb der gekennzeichneten 
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Schutzflächen zum Schutz der Wallhecken nach § 33 NAGBNatSchG bauliche Anlagen im 
Sinne der §3 12 nd 14 BauNVO, jegliche Flächen – Versiegelungen, Materialablagerungen 
(auch Kompost), Auf- und Abgrabungen, sowie Auffüllungen unzulässig. Die Fläche ist als ex-
tensives Grünland anzulegen, es ist mindestens eine Mahd, frühestens ab dem 1. Juli des Jahres, 
vorzunehmen.“ (textliche Festsetzungen Nr. 9) 

Zur Einbindung in das Landschaftsbild wird der vorhandene dichte Bewuchs an den verbleiben-
den Grenzen gesichert, daher sind hier Flächen zum Erhalt von vorhandenem Bewuchs – i.d.R. 
mit einer Breite von 3 m – festgesetzt: „Die Bäume und Gehölze innerhalb der gekennzeichne-
ten Flächen sind zu erhalten. Die entlang der östlichen Plangebietsgrenze gekennzeichnete Flä-
che darf im Falle einer Betriebserweiterung – ausnahmsweise -  bis zu einer Breite von 10 m un-
terbrochen werden.“ (textliche Festsetzungen Nr. 8) 

Es sind folgende Pflanzen zu verwenden: 

Bäume: 
Hainbuche, Vogelkirsche, Sandbirke, Eberesche, Feldahorn, Schlehe 
 
Sträucher: 
Hasel, Weißdorn, Hartriegel, Faulbaum, Geißblatt, Stechpalme, Weidengebüsch, Kornelkirsche, 
Hartriegel in Arten, Spindelbaumgewächse in Arten, Forsythie, Blutjohannisbeere, Liguster und 
Felsenbirne 

4.3 Erschließung 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt für den Gewerbeverkehr über das Gewerbegebiet 
Brombeerweg ( Bebauungsplan Nr.68a): „Die Zufahrt von und zur Oldenburger Straße (K 131) 
dient nur dem Besucher- und Mitarbeiterverkehr. Die Betriebsverkehre sind ausschließlich über 
den Brombeerweg abzuwickeln.“ (textliche Festsetzung Nr. 11). 

Die Einmündungsradien von einer Dreiecksgröße 5m / 5m erleichtern die Zufahrt vom Brom-
beerweg ins Plangebiet zur Halle, vor der ein Wendehammer mit Durchmesser von 18m ange-
legt werden kann. Der Durchmesser von mindestens 18 m ist ausreichend.  

Der Stellplatzbereich für Besucher wird über die Oldenburger Straße erschlossen. Er ermöglicht 
einen guten Blick auf die Außen-Stellplätze der Pkw´s und führt die Besucher in das Büro und 
Ausstellungsgebäude. Büro- und Ausstellungsgebäude liegen beide außerhalb der vom Straßen-
bauamt Oldenburg geforderten Bauverbotszone von 20 m, die vom östlichen Fahrbahnrand der 
K 131 einzuhalten ist. Es werden gemäß § 24 (1) NStrG in dieser Entfernung bis zu 20 m, ge-
messen vom äußeren Fahrbahnrand der K 131 keine Hochbauten jeder Art, bauliche Anlagen i. 
S. der NBauO, die über Zufahrten unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen, er-
richtet. Gleiches gilt für Abgrabungen oder Aufschüttungen größerem Umfangs sowie für Wer-
beanlagen. 

Die Fahr- und Wegeflächen zu den Gebäuden sind bereits weitestgehend vorhanden. Wie be-
reits oben ausgeführt, besteht eine ausreichende Wendemöglichkeit auch für Müllfahrzeug. 
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4.4 Immissionen 

Die Problematik des Immissionsschutzes (Schallemissionen) ist im ursprünglichen Verfahren 
ausführlich erörtert worden. Auf Grundlage eines Schallgutachtens wurden im Bebauungsplan 
Nr. 1 immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) von 60 dB(A)/m2 tags 
bzw. 45 dB(A)/m2 nachts festgesetzt. (vgl. Schalltechnisches Gutachten zum vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“ der Gemeinde Rastede vom 10. Juni 2002)  

Für die 1. Änderung wurden die IFSP´s bzw. Lärmkontingente überprüft. Zu diesem Zwecke 
wurden die Lärmkontingente die sich aus der 1. Änderung ergeben in die Berechnung einge-
stellt: Die Grünflächen im Bebauungsplan und die geringfügige Erweiterung des Plangebietes 
nach Süden wurden hier berücksichtigt. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass an den beiden rele-
vanten Immissionsorten – dem Wohnhaus nordöstlich des Plangebietes sowie dem Wohnhaus 
südlich des Plangebietes – die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für Mischgebiete um mehr 
als 6 dB(A) unterschritten werden. Somit sind sie im Sinne der TA Lärm als „irrelevant“ anzu-
sehen. Im Bebauungsplan werden somit die gleichen Lärmkontingente, nämlich 60 dB(A)/m2 
tags bzw. 45 dB(A)/m2 nachts, wie zuvor festgesetzt. Der Vorhabenträger hat im Zuge der Bau-
genehmigung nachzuweisen, dass er die vorgegebenen Lärmkontingente einhält. Dies hat er in 
einem schalltechnischen Gutachten nachzuweisen (vgl. Schalltechnischer Nachweis - Vorha-
benbezogener Bebauungsplan Nr. 1 „Südlich Brombeerweg“ 1. Änderung der Gemeinde Raste-
de vom 09.08.2010). 

4.5 Flächenbilanz 

Gesamtes Plangebiet 1,32 ha 
 

Gewerbegebiet (ohne Pflanzflächen) 0,91 ha 

Wallhecke und Schutzstreifen (Maßnahmefläche) 0,19 ha 

Fläche mit Pflanzbindung 0,09 ha 

Grünfläche an Oldenburger Straße 0,06 ha 

Wasserfläche - Regenrückhaltung 0,07 ha 

4.6 Umweltprüfung 

Die max. versiegelbare Grundfläche liegt deutlich unter der 20.000 qm Schwelle.  

Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden keine wesentlichen Änderungen gegenüber 
dem heutigen Planungsrecht vorgenommen. Daher über sind keine erheblichen Umweltauswir-
kungen durch die Planung zu erwarten. Auf eine Umweltprüfung wird daher verzichet. 
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5 Ver- und Entsorgung 

5.1 Oberflächenentwässerung 

Zur Entwässerung wird die naturnah gestaltete Regenrückhalteeinrichtung übernommen. Auch 
für das neue Vorhaben wird hier ausreichend Rückhaltevolumen vorgehalten. Die Oberflächen-
entwässerung ist gesichert. Die Oberflächenentwässerung wird rechtzeitig mit den zuständigen 
Behörden abgestimmt. 

5.2 Schmutzwasserkanalisation 

Das Plangebiet ist an das Netz der Schmutzwasserkanalisation der Rastede angeschlossen.  

5.3 Gas- und Stromversorgung 

Die Versorgung mit Gas und Strom erfolgt durch den Anschluss an das Versorgungsnetz der 
EWE AG. 

5.4 Trinkwasserversorgung 

Entlang der K 131, angrenzend an das Plangebiet, verläuft eine Trinkwasser-Versorgungsleitung 
DN 100. Diese darf weder von Gebäuden noch von Bäumen überbaut werden. Der 
Sicherheitsstreifen ragt bis in das Plangebiet (Grünfläche). 

Bei der Erstellung von Bauwerken ist ein Sicherheitsabstand zu den Versorgungsleitungen 
einzuhalten, der aus dem DVGW Arbeitsblatt W 403 ersichtlich wird. Die genaue Lage der 
Leitungen ist ggfs. bei Baumaßnahmen, vor Ort mit dem zugehörigen Rohrnetzmeister 
abzuklären. 

5.5 Abfallentsorgung 

Die im Plangebiet anfallenden Abfälle werden entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
und Verordnungen sowie jeweils gültigen Satzungen zur Abfallentsorgung durch den Landkreis 
Ammerland als entsorgungspflichtige Körperschaft als Träger der öffentlichen Abfallbeseiti-
gung entsorgt. 

Sonderabfälle sind vom Verursacher einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 
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6 Hinweise 

6.1 Baunutzungsverordnung 

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 1990. 

6.2 Archäologische Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bo-
denverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, 
sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und 
müssen dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege - Referat Archäologie - Stütz-
punkt Oldenburg, Ofener Straße 15 unverzüglich gemeldet werden. 

Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werkta-
gen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn 
nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

6.3 Altlasten 

Im Umkreis von 500 m sind keine Kenntnisse über Altlasten vorhanden. 

Bei konkreten Hinweisen auf Altablagerungen im weiteren Planungsverfahren wird die Untere 
Abfallbehörde informiert. 

6.4 Aufhebung von Bebauungsplänen 

Diese 2. Änderung des Bebauungsplanes überdeckt den Bebauungsplan Nr. 1 „Südlich Brom-
beerweg“ und seine 1. Änderung und hebt damit die bisherigen Festsetzungen auf. Die Aufhe-
bung wird mit Rechtskraft der 2. Änderung wirksam. 
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7 Nachrichtliche Übernahmen 

 

7.1 Bauverbotszone gemäß § 24 Nds. StrG 

Gemäß Fernstraßengesetz sind innerhalb der 20 m – Bauverbotszone der K 131, gemessen vom 
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, Hochbauten sowie Nebenanlagen nicht zulässig. 

7.2 Wallhecken gemäß § 33 NAGBNatSchG 

Die bestehende Wallhecke im Plangebiet ist geschützt, sie darf nicht geschädigt werden.  

 

Rastede, den .. .. .... 
 
 
........................................ 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 

Entwurfs- und Verfahrensbetreuung 
 
Oldenburg, den 08.10.2010 
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Von folgenden Behörden wurden Hinweise/Anregungen gegeben: 

1. OOWV 01.09.2010 

2. Verkehrsverband Bremen/Niedersachsen 09.09.2010 

3. Landkreis Ammerland 24.09.2010 

4. IHK 29.09.2010 

 

Folgende Träger die antworteten, haben keine Anregungen geäußert: 

 

5. Transpower Stromübertragung GmbH 02.09.2010 

6. Gasunie Deutschland Services GmbH 03.09.2010 

7. EWE NETZ GmbH 09.09.2010 

8. e on / Netz GmbH 07.09.2010 

9. Telekom 17.09.2010 

10. Polizeiinspektion Oldenburg-Stadt/Ammerland 21.09.2010 

11. Kabel Deutschland 28.09.2010 

 

 

Folgende Bürger haben Anregungen geäußert: 

 

----------------- 
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Von folgenden Trägern wurden Hinweise gegeben: 

 

1 OOWV 30.08.2010 
Die Stellungnahme beinhaltet  Anregungen x Hinweise  

Zusammenfassung der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Wir nehmen zu dem o, g. Bebauungsplanentwurf wie 
folgt Stellung: 

Im Bereich des Bebauungsgebietes befinden sich Ver-
sorgungsleitungen DN 100 und Hausanschlussleitun-
gen. Diese dürfen weder durch Hochbauten noch 
durch eine geschlossene Fahrbahndecke, außer in 
Kreuzungsbereichen, überbaut werden. 

 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
ggfs. im Rahmen der Erschließungs- bzw. Baupla-
nung beachtet. 

 

Bei der Erstellung von Bauwerken sind gemäß 
DVGW Arbeitsblatt W 400-1 Sicherheitsabstände zu 
den Versorgungsleitungen einzuhalten. Außerdem 
weisen wir darauf hin, dass die Versorgungsleitungen 
gemäß DIN 1998 Punkt 5 nicht mit Bäumen über-
pflanzt werden dürfen. Um für die Zukunft sicherzu-
stellen, dass eine Überbauung der Leitungen nicht 
stattfinden kann, werden Sie gebeten, ggf. für die be-
troffenen Leitungen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
einzutragen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
ggfs. im Rahmen der Erschließungs- bzw. Baupla-
nung beachtet. 

 

Das ausgewiesene Planungsgebiet muss durch die be-
reits vorhandenen Versorgungsleitungen als voll er-
schlossen angesehen werden. Ob und in welchem Um-
fang eine Erweiterung erfolgt, muss rechtzeitig ge-
meinsam festgelegt werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Um Beachtung der DIN 1998 und des DVGW Ar-
beitsblattes W 400-1 wird gebeten. 

Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur 
zu Lasten des Veranlassers oder nach den Kostenrege-
lungen bestehender Verträge durchgeführt werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
ggfs. beachtet. 

 

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungslei-
tungen in dem anliegenden Plan ist unmaßstäblich. 
Die genaue Lage gibt Ihnen Dienststellenleiter Kaper 
von unserer Betriebsstelle in Westerstede, Tel: 04488 
1845211, in der Örtlichkeit an. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
ggfs. im Rahmen der Erschließungs- bzw. Baupla-
nung beachtet. 

 

Nach endgültiger Planfassung und Beschluss als Sat-
zung wird um eine Ausfertigung eines genehmigten 
Bebauungsplanes gebeten. 

Dem OOWV wird nach Satzungsbeschluss eine Aus-
fertigung des genehmigten Bebauungsplanes über-
sandt. 

 

 

2 VBN Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen 09.09.2010 
Die Stellungnahme beinhaltet  Anregungen x Hinweise  

Zusammenfassung der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Wir haben grundsätzlich keine Bedenken bezüglich 
der oben genannten Planungen. 

Wir begrüßen die Aussage zur Anbindung des Pla-
nungsgebietes durch den öffentlichen Personennah-
verkehr, wir möchten jedoch den Satz präzisieren.  
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Das Planungsgebiet wird von der Haltestelle “Wahn-
bek, Brombeerweg" erschlossen, die von den Linien 
340 und 342 bedient wird. Die Linie 340 verbindet das 
Planungsgebiet mit dem Ortsteil Rastede und dem O-
berzentrum Oldenburg. Die Linie 342 ist vorwiegend 
auf die Bedürfnisse der Schülerbeförderung ausgerich-
tet. 

Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

 

 

3 Landkreis Ammerland 24.09.2010 
Die Stellungnahme beinhaltet  Anregungen x Hinweise  

Zusammenfassung der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Da die 1. Änderung zum vorhabensbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 1 bereits am 20.07.2007 in Kraft getreten 
ist, empfehle ich die Umbenennung dieses Bauleit-
planverfahrens in "2. Änderung des vorhabensbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 1". 

Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genom-
men. Das Änderungsverfahren wird als 2. Änderung 
bezeichnet. 

Die naturschutzfachlichen Ausführungen (s. textliche 
Festsetzung Nr. 9, nachrichtliche Übernahme Nr. 3 
und Begründung) sollten mit dem seit 01.03.2010 gel-
tenden novellierten Bundesnaturschutzgesetz und mit 
dem seit 01.03.2010 in Kraft getretenen Niedersächsi-
schen Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzge-
setz (NAGBNatSchG) harmonisiert werden (das Nie-
dersächsische Naturschutzgesetz - NNatG - ist am 
01.03.2010 außer Kraft getreten).  

Die Gesetzesangaben werden entsprechend der Hin-
weise aktualisiert. 

Auch die straßenrechtlichen Ausführungen sollten ü-
berarbeitet werden (die Bauverbotszone entlang Kreis-
straßen basiert auf § 24 des Niedersächsischen Stra-
ßengesetzes, nicht auf § 9 des Bundesfernstraßenge-
setzes - s. nachrichtlichten Hinweis Nr. 1). In diesem 
Zusammenhang bitte ich auch darum, die Bauverbots-
zone im Plan zu kennzeichnen. Die nachrichtlichten 
Übernahmen Nr. 1 und 2 sind, soweit sie sich auf 
Werbeanlagen beziehen, wegen der Änderung des 
Niedersächsischen Straßengesetzes (in Kraft getreten 
am 1.11.2009) obsolet.  

Die Gesetzesangaben werden entsprechend der Hin-
weise angepasst. 

Die Angabe des § 3 der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) - Reine Wohngebiete - in der textlichen 
Festsetzung Nr. 9 macht keinen Sinn und ist zu strei-
chen. 

Die Gesetzesangaben werden entsprechend der Hin-
weise aktualisiert. 

Bodenfunde sind nicht der Ostfriesischen Landschaft 
in Aurich (s. Hinweis Nr. 2) zu melden, sondern der 
Unteren Denkmalschutzbehörde (Landkreis Ammer-
land)/ dem Niedersächsischen Landesamt für Denk-
malpflege - Referat Archäologie - Stützpunkt Olden-
burg, Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg. 

Der Hinweis wird entsprechend angepasst. 

Ich bitte um Beachtung des § 12 Abs. 3 a BauGB und 
Vorlage des Durchführungsvertrages. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und be-
achtet. 

Ich vermisse die Nutzungsfestsetzung im Bereich der 
Maßnahmenfestsetzung Wallheckenschutzstreifen (s. 
textliche Festsetzung Nr. 9) und der Wallhecke (s. 
nachrichtliche Übernahme Nr. 3). 

Die Fläche ist als extensives Grünland anzulegen. Die 
textliche Festsetzung wird entsprechend ergänzt. 
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Die Planzeichenerklärung der umgrenzten Fläche für 
Ausstellungs-Stellplätze und Stellplätze sollte einen 
Hinweis auf die textliche Festsetzung Nr. 6 enthalten. 

Es wird dem Hinweis gefolgt, die Legende der Plan-
zeichnerklärung wird entsprechend ergänzt.  

Da ohnehin der Gebäudebestand an der Kreisstraße 
131 hinsichtlich zukünftiger Lärmminderungserfor-
dernisse (EU-Umgebungslärmrichtlinie, Stufe 2) zu 
berücksichtigen ist, bitte ich vorsorgend zu prüfen, ob 
für Neubauten bzw. bei baugenehmigungspflichtigen 
Änderungen von Wohn- und Aufenthaltsräumen in 
nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zuläs-
sigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsper-
sonen sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter Lärm-
pegelbereiche zum Schutz vor Straßenverkehrslärm 
festzusetzen sind, ggfls. auch für den Bereich mögli-
cher Arbeitsstätten. Sollte dies der Fall sein, mache ich 
vorsorglich darauf aufmerksam, dass nach oberge-
richtlicher Rechtsprechung (VGH Baden-
Württemberg, Urteil vom 17.12.2008 - 3 S 358/08) ei-
ne erneute Auslegung des Bebauungsplanentwurfs er-
forderlich wäre. 

Die nächstgelegene, straßenseitige Baugrenze hält ei-
nen Abstand von ca. 35 bis 40 m zur Straßenmitte ein. 
Innerhalb des Plangebietes sind nur gewerbliche Nut-
zungen, u.a. Büros, zulässig. (vgl. Textliche Festset-
zung Nr. 1). 

Aufgrund dieser Sachlage hält die Gemeinde Rastede 
eine nähere Ermittlung der Verkehrslärmimmissionen 
für nicht erforderlich. Zur Klarstellung wird die text-
liche Festsetzung Nr. 1 noch um folgende Formulie-
rung ergänzt: „Betriebsleiterwohnen ist im Plangebiet 
nicht zulässig.“ 

Ich empfehle, die Ausführungen zur ÖPNV-
Anbindung in der Begründung zum Bebauungspla-
nenwurf unter Kapitel 3.2 - Erschließung - wie folgt 
zu ergänzen: Bei der genannten Busverbindung han-
delt es sich um die Linie 340, bei der genannten Halte-
stelle um die Haltestelle "Brombeerweg", die direkt an 
das Plangebiet angrenzt. 

Es werden die Hinweise zur ÖPNV-Anbindung über-
nommen (vgl. auch die obigen Ausführungen zur 
Stellungnahme des VBN). 

Abschließend weise ich im Vorgriff auf die beabsich-
tigte Überarbeitung der VV-BauGB auf die aktuali-
sierten Regelungen über die für die Bauleitpläne zu 
verwendenden Planunterlagen (s. Anlage) hin. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Ver-
fahrensvermerke zur Planunterlage werden entspre-
chend angepasst. 

 

4 IHK Oldenburg 29.09.2010 
Die Stellungnahme beinhaltet  Anregungen x Hinweise  

Zusammenfassung der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Mit dem oben genannten Planänderungsverfahren ver-
folgt die Gemeinde Rastede das Ziel, die bauplanungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung eines 
Kfz-Handelsbetriebe, nebst Kfz-Werkstatt und 
Waschanlage sowie einer Freiausstellung zu schaffen. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

Die Oldenburgische IHK äußert sich zu dem Planvor-
haben wie folgt: 

Gegen das Planvorhaben an diesem Standort erheben 
wir keine grundsätzlichen Bedenken. Gleichwohl wer-
fen die gegenwärtigen Festsetzungen des Bebauungs-
planes einige Fragen auf, zu denen wir folgende Hin-
weise geben möchten: 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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1. Wir gehen davon aus, dass die Verkaufsfläche der 
geplanten Verkaufs- und Werkstätten für Autohandel 
800 qm übersteigen - insbesondere da die Ausstel-
lungsflächen bauplanungsrechtlich unter Umständen 
als Verkaufsflächen zu bewerten sind. Die tatsächliche 
Größe der Verkaufsfläche lässt sich dem Plan nicht 
entnehmen. 

Bekanntermaßen sind Einzelhandelsbetriebe, die 
Schwelle zur „Großflächigkeit" überschreiten, im Ge-
werbegebiet nicht zulässig. Aus Gründen der Rechts-
sicherheit empfehlen wir die bauplanungsrechtliche 
Voraussetzung für das Planvorhaben nicht durch die 
Festsetzung eines Gewerbegebietes, sondern vielmehr 
durch die Festsetzung eines Sondergebietes zu schaf-
fen. 

Bei Einbeziehung des Außenflächen wird die Gesamt 
- Verkaufsfläche deutlich über 2.000 qm liegen. 

 
 
 
 
 
Die Festsetzung eines Gewerbegebietes ist für die Art 
der Nutzung angemessen. Denn es handelt sich beim 
Autohandel mit Werkstatt um eine Nutzung die typi-
scherweise in ein Gewerbegebiet gehört. 

2. Zum Schutz der zentralen Versorgungsbereiche 
empfehlen wir der Gemeinde Rastede, die Verkaufs-
fläche für zentrenrelevante Randsortimente, wie z. B, 
Unterhaltungselektronik (Autoradios), Reinigungsmit-
tel, Kartenmaterial und Navigationsgeräte, flächenmä-
ßig zu beschränken. 

Bei der Planung handelt es sich um einen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan. Über den Durchfüh-
rungsvertrag kann die Gemeinde ggfs. die Verkaufs-
fläche kritischer Randsortimente begrenzen. 

3. Der Kfz-Handel gehört per Fachdefinition nicht 
zum funktionalen Einzelhandel im engerer Sinne. Das 
Einzelhandelsgutachten für die Gemeinde Rastede aus 
dem Jahr 2006 enthält keine Aussagen zur künftigen 
räumlichen Entwicklung des Kfz-Handels in der Ge-
meinde. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass der Kfz-Handel 
im bauplanungsrechtlichen Sinne, z. B. als einzelhan-
delsrelevante Vorprägung eines Bereiches, zu berück-
sichtigen ist. 

Wir empfehlen daher, dass Einzelhandelsgutachten für 
die Gemeinde Rastede zu ergänzen und den Kfz-
Handel der Vollständigkeit halber mit aufzunehmen. 
Aufgrund seiner Charakteristik (u. a. flächenintensiv, 
zentrale Standorte nicht prägend) scheint die ergän-
zende Aufnahme des Kfz-Handel in die Liste der 
nicht-zentrenrelevanten Sortimente sachgerecht. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Darüber hinaus würden wir es begrüßen, wenn die 
Planzeichnung zukünftig eine Maßstabsleiste enthalten 
würde, so dass trotz verschieden großer Vervielfälti-
gungen (Ausdruck der ".pdf-Datei) die Dimension der 
Vorhaben ablesbar ist. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 
und bei zukünftigen Verfahren beachtet. 

 

Oldenburg, 08.10.2010 

 

 
 

M. Lux  -Dipl. Ing.- 



 
 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 
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Vorlage-Nr.: 2010/159 
freigegeben am 07.10.2010 
 
GB 3 Datum: 07.10.2010 
Sachbearbeiter/in: Herr Jörg-Hendrik Kunze  
 
44. F-Planänderung - nördlich Nethener Weg 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 26.10.2010 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 02.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden auf der Grundlage dieser Beschlussvor-
lage sowie der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen vom 
26.10.2010 berücksichtigt. 
 

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 
 

3. Die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes – nördlich Nethener Weg nebst Be-
gründung und Umweltbericht wird gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) be-
schlossen. 

 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung am 02.06.2010 die öffentliche Auslegung 
und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen (s. 
Vorlage 2010/066). Diese fanden in der Zeit vom 05.08.2010 bis 06.09.2010 statt. Parallel 
hierzu wurde die Auslegung des Bebauungsplanes 78 B – Hahn – Am Ostermoor II durch-
geführt. 
 
Die Ergebnisse der Auslegung und der dazu erarbeitete Abwägungsvorschlag können der An-
lage entnommen werden. 
 
Nunmehr kann der Feststellungsbeschluss gefasst werden. 
 



Nähere Erläuterungen werden in der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und 
Straßen durch das Planungsbüro Diekmann und Mosebach gegeben. 
 
Übersicht über den Verfahrensstand: 
Grundsatzbeschluss/ 
Aufstellungsbeschluss

Frühzeitige 
Öffentlichkeits-/ Be-
hördenbeteiligung 

Öffentliche Aus-
legung/ Behörden- 

beteiligung 

Satzungsbeschluss

BauPlUmStA 
14.12.2009 

VA 19.01.2010 

22.02.10 - 22.03.10 05.08.2010 – 
06.09.2010 

13. Dezember 2010

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Haushaltsmittel stehen zur Verfügung. 
 
 
Anlagen:
 
1. Planzeichnung 
2. Abwägungsvorschläge 



Ostermoor

Di e Dobben

W
ilhelm

shavener Straße - L 825

W
i l helm

shavener Straße - L 825

Wi efel s teder St raße - L 825

44. Flächennutzungsplanänderung
Gemeinde Rastede Planzeichenerklärung

1. Art der baulichen Nutzung

Wohnbaufläche (W)
Bereich "Nördlich Nethener Weg"

Oldenburger Straße 211      26180 Rastede        Tel. (04402) 91 16 30        Fax 91 16 40

Diekmann & Mosebach Regionalplanung, Stadt- und Landschaftsplanung

Entwicklungs- und Projektmanagement

M 1 : 5.000

Gemeinde Rastede
Landkreis Ammerland

44. Flächennutzungsplanänderung
Bereich "Nördlich Nethener Weg"

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am .............................
dem Entwurf der 44. Flächennutzungsplanänderung und der Begründung zugestimmt und
seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB / § 4a Abs. 3, Satz 1 i. V. m. § 3 Abs. 2
BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ............................
ortsüblich bekanntgemacht. Der Entwurf der 44. Flächennutzungsplanänderung mit der
Begründung und die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen
haben vom ........................... bis einschließlich ............................. gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
öffentlich ausgelegen.

Rastede, .........................                                                                            .............................
                                                                                                                        Bürgermeister

Genehmigung

Die 44. Flächennutzungsplanänderung ist mit Verfügung (Az.: ..............................) vom heutigen
Tage unter Auflagen / mit Maßgaben / Ausnahme der durch ............................ kenntlich
gemachte Teilen gemäß § 6 BauGB genehmigt.

Westerstede, .............................

Präambel
Aufgrund des § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 40 / § 72 Abs. 1 Nr. 1 der
Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der Gemeinde Rastede die
44. Änderung des Flächennutzungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung und der
Begründung beschlossen.

Rastede, .......................

...............................
Bürgermeister

Verfahrensmerkmale
Planunterlage
Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK), Maßstab 1:1000
Niedersächssiche Vermessungs- und Katasterverwaltung
Herausgegeben von der Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften
Oldenburg -  Katasteramt Westerstede -

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ................... die
Aufstellung der 44. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am ...................... ortsüblich bekannt
gemacht worden.

Rastede, .............................                                                                        ............................
                                                                                                                        Bürgermeister

Feststellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede hat nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
die 44. Flächennutzungsplanänderung nebst Begründung in seiner Sitzung am ......................
beschlossen.

Rastede, ..........................                                                                           .............................
                                                                                                                        Bürgermeister

(Siegel)

Der Entwurf der 44. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde ausgearbeitet vom
Planungsbüro Diekmann & Mosebach, Rastede.

Bekanntmachung

Die Erteilung der Genehmigung der 44. Flächennutzungsplanänderung ist gemäß § 6 Abs. 5
BauGB am .............................. im Amtsblatt für den Landkreis Ammerland bekannt gemacht
worden. Die 44. Flächennutzungsplanänderung ist damit am ......................... wirksam
geworden.

Rastede, ...........................                                                                            .............................
                                                                                                                        Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Wirksamwerden der 44. Flächennutzungsplanänderung ist
die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen der 44. Flächennutzungsplanänderung
und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Rastede, ...........................                                                                          .............................
                                                                                                                        Bürgermeister

Beitrittsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede ist den in der Genehmigungsverfügung vom .......................
(Az.: s.o.) aufgeführten Maßgaben/Auflagen/Ausnahmen in seiner Sitzung am .....................
beigetreten. Der betroffenen Öffentlichkeit sowie den berührten Behörden und sonstigen Trägern
öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom ............... gemäß § 4a Abs. 3, Satz 4 BauGB
Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum .................... gegeben.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ........................ ortsüblich bekanntgemacht.
Die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Begründung haben wegen der Maßgaben
/Auflagen/Ausnahmen gemäß § 4a Abs. 3, Satz 1 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB vom ...................
bis .................. öffentlich ausgelegen.

Rastede, ...........................                                                                           .............................
                                                                                                                        Bürgermeister

  ................................
Landkreis Ammerland
(Genehmigungsbehörde)

2. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der
44. Flächennutzungsplanänderung

Es gilt die Baunutzungsverordnung BauNVO 1990

http://pdf.iteksoft.com/modules.php?op=modload&name=Sections&file=index&req=viewarticle&artid=18
http://pdf.iteksoft.com/modules.php?op=modload&name=Sections&file=index&req=viewarticle&artid=18
PC_Kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2010/159
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GEMEINDE RASTEDE 
Landkreis Ammerland 
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44. Flächennutzungsplanänderung 
„Nördlich Nethener Weg“ 

 
 

Beteiligung der Behörden und  
sonstiger Träger öffentlicher Belange  

(§ 4 (2) BauGB) 
 

und 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
(§ 3 (2) BauGB) 

 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE 
 
 
 
 
 
 
 
                                          08.10.2010 
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44. FNP-Änderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung            keine Anregungen 

 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
1. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg  

Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg  

 
2. Oldenburgische Industrie- und Handelskammer 

Moslestraße 6 
26122 Oldenburg  

 
3. ExxonMobil Production Deutschland GmbH 

Riethorst 12 
30659 Hannover 

 
4. EWE NETZ GmbH 

Netzregion Oldenburg/Nord 
Staulinie 16-17 
26122 Oldenburg  

 
5. E.ON Netz GmbH 

Betriebszentrum Lehrte – Leitungen 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 

 
6. Deutsche Telekom AG 

Ammerländer Heerstraße 140 
26129 Oldenburg 

 
 
 
 
 



44. FNP-Änderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung                    Anregungen 

 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
1. Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

 
2. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 

 
3. Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband 

Georgstraße 4 
26919 Brake 

 
 
 



Abwägung: 44. FNP-Änderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung   (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                                  1 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Da zurzeit nicht der gesamte Bereich dieser Flächennutzungsplanände-
rung im parallelen verbindlichen Bauleitplanverfahren (Bebauungsplan Nr. 
78 B) beplant wird, gebe ich zu bedenken, dass nur bei Waldumwandlun-
gen im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes auf eine gesonderte 
formale Waldumwandlungsgenehmigung (s. § 8 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
NWaldLG) verzichtet werden könnte, und bitte darum, die Begründung 
(Kapitel 4.1.5, 3. Absatz, S. 10) entsprechend zu differenzieren. 
 
 
 
Meine Waldbehörde weist darauf hin, dass die zeitnahe Durchführung der 
waldrechtlichen Ersatzaufforstung durch die Gemeinde zu gewährleisten 
ist. Da der Entwurfsbegründung die Eigentumsverhältnisse des für die 
waldrechtliche Ersatzaufforstung vorgesehenen Grundstücks Flurstück 
492/80, Flur 12, Gemarkung Rastede, nicht entnommen werden können 
(s. Kapitel 4.1.8: "...steht der Gemeinde Rastede...zur Verfügung"), hat sie 
nur dann keine Bedenken gegen diese Planung, wenn die Gemeinde für 
den Fall, dass sie nicht Eigentümerin dieses Grundstücks ist, diese Er-
satzaufforstungsfläche dinglich sichert, oder sie anderenfalls als Eigentü-
merin dieses Grundstücks der Waldbehörde eine Verpflichtungserklärung 
zur Aufforstung dieser Fläche übersendet. 
 
Meine Anregungen zum ÖPNV bitte ich meiner Stellungnahme im paralle-
len Bauleitplanverfahren (zum Bebauungsplanentwurf Nr. 78 B) zu ent-
nehmen. 
 
Abschließend weise ich im Vorgriff auf die beabsichtigte Überarbeitung 
der VV-BauGB auf die aktualisierten Regelungen über die für die Bauleit-
pläne zu verwendenden Planunterlagen (s. Anlage 1) hin. 
 
 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die Begründung entspre-
chend überarbeitet. Für den deckungsgleichen Bereich der Flächennut-
zungsplanänderung mit dem Bebauungsplan wird auf Begründung des 
Bebauungsplanes Nr. 78B verwiesen, in der die Waldumwandlung abge-
arbeitet wird. In Absprache mit dem Landkreis Ammerland wird für den 
Teilbereich des Waldes, der momentan lediglich über die Flächennut-
zungsplanänderung vorbereitet wird, auf eine zukünftige nachfolgende 
verbindliche Bauleitplanung hingewiesen, in dessen Begründungstext die 
Waldumwandlung dann abzuarbeiten ist.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hat mit 
den Eigentümern der Aufforstungsfläche eine Vereinbarung über die Her-
stellung und Betreuung einer Kompensationsfläche über einen Zeitraum 
von 20 Jahren geschlossen. Die Untere Waldbehörde wird bei der Ersatz-
aufforstung entsprechend beteiligt, so dass eine Umsetzung der Ersatz-
aufforstung gewährleistet wird.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Informationen zum An-
schluss des ÖPNV werden in die Begründung aufgenommen.  
 
 
Der Hinweis wird berücksichtigt und in die Verfahrensleiste der Planzeich-
nung eingestellt.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr

Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet o. g. Flächennutzungsplanänderung liegt zwischen der A 
29 und der L 825. Die verkehrliche Erschließung erfolgt über eine Ge-
meindestraße, die in die 825 einmündet. Die Belange der Nds. Landesbe-
hörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Oldenburg 
(NLStBV-OL) werden von der vorliegenden Planung berührt.  
 
Wie auch Kap. 4.2.1 der Begründung zu entnehmen ist, ist das Plangebiet 
insbesondere durch die vom Verkehr auf der A 29 ausgehenden Emissio-
nen belastet. Hierzu verweise ich auf meine Stellungnahme zum Bebau-
ungsplanentwurf Nr. 78 B im Parallelverfahren.  
 
 
 
 
Gegenüber den Trägern der Straßenbaulast der A 29 und der L 825 be-
stehen keine Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz.  
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung der gültigen Bau-
leitplanung einschließlich Begründung.  
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme zum Be-
bauungsplan Nr. 78B weist darauf hin, den Prognosezeitraum im Rahmen 
des Schallgutachtens von 2020 auf 2025 zu erweitern. Diese Stellung-
nahme wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung behandelt. 
Grundsätzlich ist eine Realisierung des Geltungsbereiches der 44. Flä-
chennutzungsplanänderung zu Wohnbauzwecken auch weiterhin möglich. 
Insofern wird an der bisherigen Planung festgehalten.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Dem Hinweis wird gefolgt.  
 

 Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
 

  

 In unserem Schreiben vom 24.02.2010 Tla-28/10/He haben wir bereits 
eine Stellungnahme zum o. g. Vorhaben abgegeben. 
 
Bedenken und Anregungen werden daher, soweit unsere damaligen Hin-
weise beachtet werden, nicht mehr vorgetragen. 
 

 Die angegebene Stellungnahme bezieht sich auf die Berücksichtigung der 
vorhandenen Versorgungsleitungen im Rahmen der Erschließungsmaß-
nahmen. Dieser Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 



 
 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/162 
freigegeben am 07.10.2010 
 
GB 3 Datum: 07.10.2010 
Sachbearbeiter/in: Herr Jörg-Hendrik Kunze  
 
Bebauungsplan 78 B - Hahn - Am Ostermoor II 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 26.10.2010 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 02.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 

1. Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden auf Grundlage dieser Beschluss-
vorlage sowie der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen vom 
26.10.2010 berücksichtigt. 

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 

3. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 78 B – Hahn – Am Ostermoor II nebst Begründung 
und Umweltbericht wird gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung be-
schlossen. 

 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung am 02.06.2010 die öffentliche Auslegung 
und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen (s. 
Vorlage 2010/064). 
 
Die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange fanden in der Zeit vom 05.08.2010 bis 06.09.2010 statt. 
 
Im Rahmen der Stellungnahmen hatten einige Anwohner um Veränderung der Straßen-
führung im westlichen Plangebiet gebeten, da sie zusätzliche Flächen erwerben wollen. Die 
Planung und Abwägung wurde dementsprechend angepasst.  
 



Die Abwägungsvorschläge sind dieser Vorlage als Anlage beigefügt. 
 
Nunmehr kann der Satzungsbeschluss gefasst werden. 
 
Nähere Erläuterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, 
Umwelt und Straßen durch das Planungsbüro Diekmann und Mosebach gegeben. 
 
Übersicht über den Verfahrensstand: 
Grundsatzbeschluss/ 
Aufstellungsbeschluss

Frühzeitige 
Öffentlichkeits-/ Be-
hördenbeteiligung 

Öffentliche Aus-
legung/ Behörden- 

beteiligung 

Satzungsbeschluss

BauPlUmStA 
14.12.2009 

VA 19.01.2010 

22.02.10 - 22.03.10 05.08.2010 – 
06.09.2010 

13. Dezember 2010

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Haushaltsmittel stehen zur Verfügung. 
 
 
Anlagen:
 
1. Planzeichnung 
2. Abwägungsvorschlag 
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Gel tungsbereich des
B ebauungs planes  Nr. 78B

Gel tungsbereich des
B ebauungs planes  Nr. 78A

Wald
gem. Fors tl ic hem Rahmenplan
einzuhaltender Abstand: 25 m

Kartengrundlage: L iegenschaftskarte, Maßstab 1 : 1.000, Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der 
Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung

Herausgeber: Herausgegeben von der Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften
(GLL) Oldenburg

Angaben und Präsentationen des amtlichen Vermessungswesens sind durch das Niedersächsische Gesetz
über das amtliche Vermessungswesen (NVermG) sowie durch das Gesetz über Urheberrecht und verwandte
Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) gesetzlich geschützt. Die Verwertung für nichteigene oder für
wirtschaftliche Zwecke und d ie öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und
von Standardpräsentationen ist nur mit Erlaubnis der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde zu lässig.
Keiner Erlaubnis bedarf
1. d ie Verwertung von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von Standardpräsentationen für

Aufgaben des übertragenen Wirkungskre ises durch kommunale Körperschaften,
2. d ie öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von

Standardpräsentationen durch kommunale Körperschaften, soweit diese im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung
eigene In formationen für Dritte  bereitste llen ... (Auszug aus § 5 (3) NVermG).

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vo llständig nach (Stand vom....................). Sie ist
h insichtlich der Darste llung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in  d ie  Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Behörde für Geoinformation, Landenetwicklung und Liegenschaften Oldenburg,
-Katasteramt Westerstede-

Westerstede, ......................................                                          .................................................

Gemeinde Rastede

Bebauungsplan Nr. 78 B
"Hahn - Am Ostermoor II"
mit örtlichen Bauvorschriften

Landkreis Ammerland

Übersichtsplan unmaßstäblich

Bebauungsplan Nr. 78 B "Hahn - Am Ostermoor II"
mit örtlichen Bauvorschriften

M 1 : 1000

Planunterlage
Katasteramt Westerstede

Gemeinde Rastede  - Hahn-Lehmden
- Bereich: Ostermoor (Flächen Fuhrken und Freese) -

V KB  Oldenburger Land

K atas teramt Wes ters tede
Wi lhelm-Gei ler-Straße 11

26655 Wes ters tede

Tel .: 04488/836-300   Fax : 04488/836-303

V erwendungs bereich

Gemeinde Rastede, Flur 12 und 18

Textliche Festsetzungen

1.  Innerhalb des gem. § 4 BauNVO festgesetzten a llgemeinen Wohngebietes (WA) sind die ausnahmsweise
     zu lässige Nutzungen gem. § 4 (3) 3-5 BauNVO (Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und
     Tankstellen) n icht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 (6) BauNVO).

2.  Innerhalb des Bebauungsplanes gelten für bauliche Anlagen folgende Höhenbezugspunkte
     (§  18 (1) BauNVO):

     Oberer Bezugspunkt: a) Traufe: Schnittkante zwischen den Außenflächen des aufgehenden Mauerwerks
                                                         und der Dachhaut
                                         b) First:    obere Firstkante
     Unterer Bezugspunkt: Straßenoberkante (Fahrbahnrand) der nächsten öffentlichen Erschließungsstraße

     Die festgesetzten Traufhöhen (TH) gelten n icht für Krüppelwalme, Dachgauben, Erker, Wintergärten und
     sonstige untergeordnete An- oder Ausbauten. Geringfügige Überschreitungen der maximal zulässigen
     Firsthöhen durch untergeordnete Gebäudeteile  (z. B. Schornsteine) sind zulässig.

3 .  Gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB sind innerhalb des allgemeinen Wohngebietes (WA) je Wohngebäude
     maximal zwei Wohneinheiten zu lässig. Sofern als Einzelhaus mehrere Gebäude aneinander gebaut
     werden, ist je  Wohngebäude nur e ine Wohneinheit zu lässig, je  Doppelhaushälfte ist maximal eine
     Wohneinheit zu lässig.

4 .  In der abweichenden Bauweise gem. § 22 (4) BauNVO sind die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand
     als Einzelhäuser oder Doppelhäuser mit e iner Gesamtlänge von ≤ 20 m zu errichten, Hausgruppen
     sind nicht zulässig. Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind auf diese
     Gebäudelänge n icht anzurechnen.

5.  Innerhalb der straßenseitigen, nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Garagen und Stellplätze
     gem. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO nicht zulässig (§ 23 (5) BauNVO).

6. Innerhalb der festgesetzten Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelte inwirkungen
i. S. d . BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB (Lärmpegelbere ich II gem. DIN 4109) sind beim Neubau bzw.
bei baulichen Veränderungen die  fo lgend aufgeführten erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße
(erf. R ẁ,res) der Außenbaute ile für Aufenthaltsräume von Wohnungen bzw. für Büroräume u. ä.
e inzuhalten.

Lärmpegelbere ich II:
Aufenthaltsräume von Wohnungen: erf. R`w,res = 30 dB
Büroräume u. ä.: erf. R`w,res = 30 dB

7. Innerhalb der festgesetzten Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelte inwirkungen
i. S. d . BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB sind in besonders schutzbedürftigen Wohnräumen
(Schlafräume und Kinderzimmer), d ie  auf der zur Schallquelle (A 29) zugewandten Seite angeordnet
werden, die erforderliche Gesamtschalldämmung der Außenfassaden auch im Lüftungszustand, z. B.
durch schallgedämmte Lüftungssysteme oder Belüftungen über die lärmabgewandten Fassadenseiten
sicherzuste llen.

8. Innerhalb des Geltungsbereiches ist der gem. § 9 (1) Nr. 25b BauGB festgesetzte Einzelbaum auf Dauer
zu erhalten. Abgänge sind adäquat zu ersetzen.

9. Die Fläche der Gemarkung Rastede, Flur 12, Flurstück 492/80 (Gesamtgröße ca. 9.500 m², anteilig
werden ca. 3.180 m² benötig t) ist rechtsverbind licher Bestandte il des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes Nr. 78 B (Fläche zur Waldkompensation). Als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB ist h ier nach Maßgabe der
Begründung zum Bebauungsplan eine Aufforstung vorzunehmen .

Nachrichtliche Hinweise

1.  Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können
     u. a. se in: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffä llige Bodenverfärbungen
     und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese
     gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der
     unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises sowie dem Niedersächsischen Landesamt für
     Denkmalpflege-Referat Archäologie-Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15 unverzüglich gemeldet
     werden. Meldepflichtig  sind der Finder, der Le iter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und
     Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige
     unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutz-
     behörde vorher d ie  Fortsetzung der Arbeit gestattet.

2 .  Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist
     unverzüglich d ie untere Bodenschutzbehörde zu benachrichtigen.

Örtliche Bauvorschriften

1.  Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften ist identisch mit dem des Bebauungsplanes
     Nr. 78B "Hahn - Am Ostermoor II".

2 .  Innerhalb der a llgemeinen Wohngebiete (WA) sind d ie  Dächer der Hauptgebäude ausschließlich als
     geneigte Dächer mit einer Neigung von ≥ 15° zu errichten. Dieses g ilt nicht für Dachgauben, Dacherker,
     Krüppelwalme, Wintergärten und weitere, dem Gebäude deutlich untergeordnete Bauteile gem.
     § 7b NBauO sowie für Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO in Form
     von Gebäuden.

3.  Gemäß § 56 (1) Nr. 4 NBauO sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes oberird ische Fre ile itungen
     (Niederspannungs- und Fernmeldeleitungen) nicht zulässig.

Baugrenze

3.  Bauweise, Baugrenzen

0,3 Grundflächenzahl (GRZ) z. B. 0,3

2.  Maß der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet (WA)

1.  Art der baulichen Nutzung

TH ≤ 4,00 m maximal zulässige Traufhöhe ≤ 4,00 m (Bezugspunkte s. textliche Festsetzung Nr. 2)
FH ≤ 9,00 m maximal zulässige Firsthöhe ≤ 9,00 m (Bezugspunkte s. textliche Festsetzung Nr. 2)

a abweichende Bauweise  ≤ 20 m (s. textl. Festsetzung Nr. 4)

Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden (s. textl. Festsetzung Nr. 3)max. 2 Wo

Grenze des räumlichen Geltungsbere iches des Bebauungsplanes

6.  Sonstige Planzeichen

ED nur E inze l- und Doppelhäuser zulässig

13. Oktober 2010

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§ 56, 97 und 98 der
Niedersächsischen Bauordnung und des § 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der
Gemeinde Rastede den Bebauungsplan Nr. 78B "Hahn - Am Ostermoor II", bestehend aus der Planzeichnung
sowie den nebenstehenden textlichen Festsetzungen und den örtlichen Bauvorschriften als Satzung
beschlossen.

Rastede, .....................                                                                                   ................................
                                                                                                                        Der Bürgermeister

(Siegel)

VERFAHRENSVERMERKE

PLANVERFASSER
Der Entwurf d ieses Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet vom Planungsbüro Diekmann & Mosebach.

Rastede, ...........................                                                                          .........................................
                                                                                                                     Dipl. Ing. O. Mosebach
                                                                                                                             (P lanverfasser)

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in se iner S itzung am .................. die Aufstellung des
Bebauungsplanes Nr. 78B "Hahn - Am Ostermoor II" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss
ist gem. § 2 Abs.1 BauGB am ............................... ortsüblich bekanntgemacht worden.

Rastede, .....................                                                                                   ................................
                                                                                                                        Der Bürgermeister

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in se iner S itzung am ................. dem Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 78B und der Begründung zugestimmt und die  öffentliche Auslegung gem.
§ 3 Abs. 2  BauGB/ § 4a Abs. 3 Satz 1 i. V. m. § 3  Abs. 2 BauGB beschlossen.
Ort und Dauer der Auslegung wurden am .......................... ortsüblich durch die Tageszeitung bekannt
gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 78B mit der Begründung und d ie wesentlichen, bereits
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom .................
b is zum ........................ öffentlich gem. § 3 Abs. 2  BauGB öffentlich ausgelegen.

Rastede, .....................                                                                                   ................................
                                                                                                                        Der Bürgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Gemeinde Rastede hat den Bebauungsplan Nr. 78B "Hahn - Am Ostermoor II" nach Prüfung der
Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am ................... a ls Satzung
(§ 10 BauGB) sowie die  Begründung beschlossen.

Rastede, .....................                                                                                   ................................
                                                                                                                        Der Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 78B "Hahn - Am Ostermoor II" ist
gem. § 10 Abs. 3 BauGB am ................... im Amtsblatt ...................... bekannt gemacht worden.
Der Bebauungsplan ist damit am .............................. in Kraft getreten.

Rastede, .....................                                                                                   ................................
                                                                                                                        Der Bürgermeister

VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN
Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttre ten des Bebauungsplanes Nr. 78B "Hahn - Am Ostermoor II" ist die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes und der
Begründung nicht ge ltend gemacht worden.

Rastede, .....................                                                                                   ................................
                                                                                                                        Der Bürgermeister

BEGLAUBIGUNG

Diese Ausfertigung des Bebauungsplanes Nr. 78B "Hahn - Am Ostermoor II" stimmt mit der Urschrift überein.

Rastede, .....................                                                                                   ................................
                                                                                                                        Der Bürgermeister

(Siegel)

Parze llierungsvorschlag

4.  Verkehrsflächen

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg

5.  Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

zu erhaltender E inzelbaum

F+R

Städtebauliches Konzept
Hahn - Lehmden, nördlich Nethener Weg

Umgrenzung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum
Schutz gegen schädliche Umwelte inwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Lärmpegelbereich II)

LPB II

Fläche für Kompensationsmaßnahmen (Waldkompensation)
Gemarkung Rastede, Flur 12, Flurstück 492/80
Gesamtgröße ca. 9 .500 m², anteilig werden ca. 3.180 m² benötigt

Entwicklungs- und Projektmanagement

Regionalp lanung , Stadt- und LandschaftsplanungDiekmann & Mosebach

Oldenburger Straße 211       26180 Rastede        Te l. (04402) 91 16 30        Fax 91 16 40

Gemeinde Rastede PLANZEICHENERKLÄRUNGPRÄAMBEL UND AUSFERTIGUNG

Straßenbegrenzungslinie

Es gilt d ie Baunutzungsverordnung BauNVO 1990

PLANUNTERLAGE

Anlage 1 zu Vorlage
2010-162



 
 

 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach   Oldenburger Straße 211 - 26180 Rastede 
 Tel.: 04402/911630 - Fax: 04402/911640 
 e-Mail: info@diekmann-mosebach.de 

GEMEINDE RASTEDE 
Landkreis Ammerland 

_______________________________________________________________________ 

 
 

Bebauungsplan Nr. 78B 
„Hahn - Am Ostermoor II“ 

 
 

Beteiligung der Behörden und  
sonstiger Träger öffentlicher Belange  

(§ 4 (2) BauGB) 
 

und 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
(§ 3 (2) BauGB) 

 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE 
 
 
 
 
 
 
                                          13.10.2010 



Bebauungsplan Nr. 78 B, Behörden-/TÖB-Beteiligung            keine Anregungen 

 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
1. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg  

Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg  

 
2. Oldenburgische Industrie- und Handelskammer 

Moslestraße 6 
26122 Oldenburg  

 
3. ExxonMobil Production Deutschland GmbH 

Riethorst 12 
30659 Hannover 

 
4. EWE NETZ GmbH 

Netzregion Oldenburg/Nord 
Staulinie 16-17 
26122 Oldenburg  

 
5. E.ON Netz GmbH 

Betriebszentrum Lehrte – Leitungen 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 

 
 
 
 
 
 



Bebauungsplan Nr. 78 B, Behörden-/TÖB-Beteiligung                    Anregungen 

 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
1. Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

 
2. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 

 
3. Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband 

Georgstraße 4 
26919 Brake 

 
4. Deutsche Telekom AG 

Ammerländer Heerstraße 140 
26129 Oldenburg 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Meine Waldbehörde weist darauf hin, dass die zeitnahe Durchführung der 
waldrechtlichen Ersatzaufforstung durch die Gemeinde zu gewährleisten 
ist. Da der Entwurfsbegründung die Eigentumsverhältnisse des für die 
waldrechtliche Ersatzaufforstung vorgesehenen Grundstücks Flurstück 
492/80, Flur 12, Gemarkung Rastede, nicht entnommen werden können 
(s. Kapitel 4.1.8: "...steht der Gemeinde Rastede...zur Verfügung"), hat sie 
nur dann keine Bedenken gegen diese Planung, wenn die Gemeinde für 
den Fall, dass sie nicht Eigentümerin dieses Grundstücks ist, diese Er-
satzaufforstungsfläche dinglich sichert, oder sie anderenfalls als Eigentü-
merin dieses Grundstücks der Waldbehörde eine Verpflichtungserklärung 
zur Aufforstung dieser Fläche übersendet.  
 
Ich kann die Daten in der textlichen Festsetzung Nr. 9 nicht nachvollzie-
hen, gehe aber davon aus, dass die Fläche für Kompensationsmaßnah-
men (Waldkompensation) lt. Planzeichnung und Begründung (Kapitel 5.6 
der Begründung) gemeint ist, und bitte um entsprechende Korrektur die-
ser Festsetzung. 
 
Meiner unteren Naturschutzbehörde ist zum Nachweis der fehlenden 
Kompensationswerteinheiten eine aktuelle Übersicht über den Flächen-
pool der Gemeinde bis zum Satzungsbeschluss vorzulegen. M. E. sollten 
vorher die Flächenwerte in der Bilanzierung (Kapitel 4.1.7 der Begrün-
dung: Vergleich Ist-Zustand/ Planung) überprüft werden. 
 
 
 
Um das Schallgutachten der itap (Projekt Nr.: 1283-08-a.rem) vom 
5.11.2008 immissionsfachlich beurteilen zu können, bittet meine Untere 
Bauaufsichtsbehörde (Sachgebiet Immissionsschutz) darum, das Schall-
gutachten um folgende Berechnungsparameter zu ergänzen: 
 
Seite 12/23: Detaillierte Berechnung des Emissionspegels der A29 auf 
Grundlage der RLS-90 
- Korrektur für Straßenoberflächen DStrO in dB(A) 
- Geschwindigkeitskorrektur Dv in dB(A) 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hat mit 
den Eigentümern der Aufforstungsfläche eine Vereinbarung über die Her-
stellung und Betreuung einer Kompensationsfläche über einen Zeitraum 
von 20 Jahren geschlossen. Die Untere Waldbehörde wird bei der Ersatz-
aufforstung entsprechend beteiligt, so dass eine Umsetzung der Ersatz-
aufforstung gewährleistet wird. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die textliche Festsetzung 
Nr. 9 entsprechend angepasst. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird hinsicht-
lich der Bilanzierung entsprechend überarbeitet. Es ergibt sich dadurch 
eine geringfügige Änderung im Kompensationsbedarf. Die zusätzlich er-
forderlichen Werteinheiten können ebenfalls im Kompensationsflächen-
pool der Gemeinde Rastede verbucht werden. Dem Landkreis wird eine 
aktuelle Übersicht über den Nachweis der Kompensationswerteinheiten 
im Flächenpool der Gemeinde übermittelt werden. 
 
Der Hinweis wird befolgt, das Gutachten (itap, Oldenburg) wird entspre-
chend ergänzt. Auswirkungen auf die Prognoseergebnisse bzw. die not-
wendigen Festsetzungen im Bebauungsplan ergeben sich hierdurch nicht.  
 
 
 
 
 
 



Abwägung: Bebauungsplan Nr. 78 B, Behörden-/TÖB-Beteiligung   (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                                  2 

 
Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 

 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 
Seite 13/23: Detaillierte Berechnung des Emissionspegels des Nethener 
Weges auf Grundlage der RLS-90 
- Korrektur für Straßenoberflächen DStrO in dB(A) 
- Geschwindigkeitskorrektur Dv in dB(A) 
 
Ich bitte darum, den Lärmpegelbereich II auch für das südliche Plangebiet 
festzusetzen. 
 
 
 
Das Thema ÖPNV ist in der Begründung unter "7.0 Verkehrliche und 
technische Infrastruktur" fast korrekt abgehandelt. Allerdings gibt es noch 
zwei (kleine) Korrekturen: 
 
* Die Haltestelle "Feuerwehr" wird nicht von der Linie 343 bedient. 
* Der letzte Satz müsste (vollständigkeitshalber) heißen: "Die Linien 337, 
341 und 343  sind eher auf die Bedürfnisse der Schülerbeförderung aus-
gerichtet." 
 
Der im Vorentwurf noch enthaltene Hinweis auf die BauNVO 1990 fehlt in 
diesem Entwurf. Ich bitte, ihn wieder in die Planzeichnung aufzunehmen. 
 
Abschließend weise ich im Vorgriff auf die beabsichtigte Überarbeitung 
der VV-BauGB auf die aktualisierten Regelungen über die für die Bauleit-
pläne zu verwendenden Planunterlagen (s. Anlage 1) hin. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB für den Lärmpegelbereich II 
wird bereits durch das entsprechende Planzeichen sowie die hierzu for-
mulierte textliche Festsetzung gesichert. Zur Verdeutlichung wird jedoch 
die Schablone „LPB II“ in der Planzeichnung ergänzt.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird befolgt, die Begründung wird hinsichtlich der Erschlie-
ßung durch den ÖPNV korrigiert. 
 
 
 
Der Hinweis auf die BauNVO 1990 wird befolgt und in die Planzeichnung 
aufgenommen.  
 
Der Hinweis wird befolgt, der aktuelle Verweis auf die Planunterlage wird 
in die Planzeichnung eingearbeitet.  
 

 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet o. g. Bebauungsplanes liegt zwischen der A 29 und der 
L 825. Die verkehrliche Erschließung erfolgt über eine Gemeindestraße, 
die in die 825 einmündet. Die Belange der Nds. Landesbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Oldenburg (NLStBV-OL) werden 
von der vorliegenden Planung berührt.  
 
Wie auch Kap. 4.2.1 der Begründung zu entnehmen ist, ist das Plangebiet 

  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Prognosedaten für das 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
insbesondere durch die vom Verkehr auf der A 29 ausgehenden Emissio-
nen belastet. Zum dem Bebauungsplan anliegenden schalltechnischen 
Gutachten des Instituts itap, Oldenburg vom 05.11.2008 und zu Ziff. 4.2.1 
der Begründung weise ich darauf hin, dass sich Prognosewerte auf einen 
Prognosezeitraum von 15 Jahren beziehen sollen, d. h. in der aktuell vor-
liegenden Bauleitplanung müssten die Prognosedaten 2025 berücksichtigt 
werden. Die NLStBV-OL könnte auf Wunsch die Prognosewerte des Ver-
kehrsmodells Niedersachsen für das Jahr 2025 zur Verfügung stellen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jahr 2025 wurden durch die NLStBV-OL zur Verfügung gestellt. Der mög-
liche Verkehrszuwachs, ausgehend von dem Ausbau der Autobahn A 20, 
wurde hierbei gesondert aufgeführt. Derzeit wird die Diskussion der unter-
schiedlichen Trassenvarianten für den Teilabschnitt der Autobahn A 20 
nördlich Rastedes geführt, das Planfeststellungsverfahren hierfür wurde 
noch nicht eingeleitet. Auf Grund dieses ungewissen Realisierungszeit-
raumes der A 20, der aus dem derzeitigen Planungsstand resultiert, wer-
den die hieraus prognostizierten Verkehrszuwächse für den Autobahnab-
schnitt der A 29 nicht in die Prognose für das Jahr 2025 mit einbezogen. 
Auf der Basis dieser Werte wurde durch das Büro itap, Oldenburg, die 
sich ergebende Schallimmissionssituation für das Plangebiet erneut über-
prüft.  
 
Das Ergebnis der Untersuchungen für den aktualisierten Prognosehori-
zont 2025 zeigt eine Erhöhung der Emissionsdaten von tagsüber 0,9 
dB(A) und nachts von 0,1 dB(A). Für die überbaubaren Grundstücksflä-
chen innerhalb der allgemeinen Wohngebiete (WA) werden bereits in der 
Entwurfsfassung des Bebauungsplanes passive Schallschutzmaßnahmen 
gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB zum Schutz der Wohnnutzung (Anforderungen 
an die Schalldämmung der Außenbauteile, Maßnahmen zum Schutz der 
Schlafräume) getroffen. Aus den Ergebnissen der o. g. Überprüfung erge-
ben sich keine neuen Anforderungen an den Schallschutz, die Festset-
zungen bleiben in ihrer bisherigen Form bestehen.  
 
Durch den rechnerisch ermittelten Beurteilungspegel in 1,7 m Höhe zur 
Beurteilung der Außenwohnbereiche wird der Orientierungswert der DIN 
18005 (Schallschutz im Städtebau) von 55 dB(A) tags durch die veränder-
ten Prognosedaten geringfügig um bis zu ca. 1 dB(A) überschritten. Der 
Richtwert der 16. BimSchV von 59 dB(A) tags, der mit gesunden Wohn-
verhältnissen vereinbar ist, wird in dem angesprochenen Teilbereich deut-
lich unterschritten. Angesichts der Geringfügigkeit dieser Überschreitung 
und der aus vorherigen Bauleitplanungen erfahrenen geringen Akzeptanz 
von passiven Schallschutzmaßnahmen für den Außenbereich hat sich die 
Gemeinde Rastede entschieden, hierzu keine verbindliche Festsetzung zu 
treffen. Eine Notwendigkeit zur Festsetzung dieser Maßnahme gem. § 9 
(1) Nr. 24 BauGB besteht nicht und wird in dem Gutachten bei einer ge-
ringfügigen Überschreitung der städtebaulichen Orientierungswerte auch 
nicht gefordert.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Gegenüber den Trägern der Straßenbaulast der A 29 und der L 825 be-
stehen keine Entschädigungsanspruche hinsichtlich Immissionsschutz. 
Ich bitte um Aufnahme eines entsprechenden Hinweises in den 
Bebauungsplan.  
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung der gültigen Bau-
leitplanung einschließlich Begründung. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

 Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
 

  

 In unserem Schreiben vom 24.02.2010 Tla-217/10/He haben wir bereits 
eine Stellungnahme zum o. g. Vorhaben abgegeben. 
 
Bedenken und Anregungen werden daher, soweit unsere damaligen Hin-
weise beachtet werden, nicht mehr vorgetragen. 
 

 Die angegebene Stellungnahme bezieht sich auf die Berücksichtigung der 
vorhandenen Versorgungsleitungen und werden im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung berücksichtigt.  
 
 

 Deutsche Telekom AG 
Ammerländer Heerstraße 140 
26129 Oldenburg 
 

  

 Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Zur o. a. Planung 
haben wir bereits online am 19.03.2010 Stellung genommen. Diese Stel-
lungnahme gilt unverändert weiter. 
 

 Die Stellungnahme bezieht sich auf den notwendigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes im Zuge der Erschließungsplanung und wird zur 
Kenntnis genommen.  
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Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 
 

 

Anregungen von Bürgern 
 
von folgenden Bürgern wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
1. Dr. Claus-Dieter Dürselen 

Rotdornweg 16 
26180 Rastede 

 
2. Helmut u. Grete Regensdorff  

Manfred Meyer u. Kirsten Meyer-Regensdorff 
Nethener Weg 36 
26180 Rastede-Lehmden 
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 Dr. Claus-Dieter Dürselen 
Rotdornweg 16 
26180 Rastede 
 

  

 Auf meine Anfragen Mitte Mai dieses Jahres wurde von Bürgermeister 
Decker auf die öffentliche Auslegungsfrist des Bebauungsplans verwie-
sen. Ich bekam damals keine Antworten. Bisher habe ich von der Ausle-
gung nichts gehört. Mir ist es zeitlich einfach nicht möglich ständig die 
Presse oder andere Bekanntmachungen zu verfolgen, zumal ich in naher 
Zukunft öfter unterwegs sein werde.  
 
Deshalb möchte ich Sie bitten, dieses Schreiben bei der verantwortlichen 
Stelle (mit der Bitte um Weiterleitung, falls Sie das nicht sind) zu „deponie-
ren“ und zu gegebener Zeit mit zu behandeln. Ich würde mich freuen, 
dann Antworten auf die drei folgenden Anfragen zu bekommen.  
 
1. Anfrage  
Das nun für den Bebauungsplan 78 B vorgelegte Schallschutzgutachten 
weicht signifikant von dem vor Jahren für den Plan 78 A erstellten Gutach-
ten ab. Damals lief die Isolinie des Beurteilungspegels 55 dB für tagsüber 
parallel zur Autobahn schräg über die Grundstücke Rotdornweg 12 bis 20. 
Mit dem nun veröffentlichten Gutachten liegt diese Linie plötzlich 20 bis 30 
Meter weiter zur Autobahn hin. In dem aktuellen Gutachten wird an keiner 
Stelle erwähnt bei welchen Windbedingungen die Schallemissionen ermit-
telt wurden. Da in unserer Gegend die vorherrschenden Windrichtungen 
Nordwest, West und Südwest (also direkt aus Richtung Autobahn) sind, 
müssen die Messungen auch unter entsprechenden Bedingungen ("worst 
case") durchgeführt werden. Zumal durch den Jade-Weser Port die Ver-
kehrsbelastung auf der A 29 in Zukunft deutlich steigen und damit die 
Lärmbelastung der Anwohner größer wird, wie es auch im vorliegenden 
Gutachten prognostiziert wird.  
 
Diesen signifikanten Unterschied in den beiden Schallschutzgutachten 
möchten wir gerne aufgeklärt haben.  
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Zum Bebauungsplan Nr. 78B 
(Rechtswirksamkeit im Jahr 2005) wurde im Jahr 2004 durch das Büro 
Jacobs, Papenburg ein Lärmschutzgutachten zur Ermittlung der Schallbe-
lastung erstellt. Hierin wurde auf der Basis der Verkehrszählung aus dem 
Jahr 2000 die zukünftige Belastung auf das Jahr 2015 rechnerisch prog-
nostiziert. Als Verkehrsbelastung ergab sich eine Zahl von 32.045 
KFZ/24 h, zukünftige Entwicklungen aus dem Jade-Weser-Port wurden 
nicht mit eingerechnet. Aus den Berechnungsergebnisse wurde die ange-
gebene Isolinie von 55 dB(A) tags)im Bereich Rotdornweg 12-29 ermittelt.  
 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 78B wurde im Jahr 
2008 auf der Basis aktueller Zahlen eine erneute schalltechnische Be-
trachtung (itap, Oldenburg) für das Jahr 2020 erstellt. Diese legt die Prog-
nosewerte der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr für das Jahr 2020 zu Grunde. Darüber hinaus wurde in Abspra-
che mit dem Straßenbauamt der zukünftige Güterverkehr, der sich nach 
Fertigstellung des Jade-Weser-Ports einstellen kann, mit einbezogen. 
Hieraus ergibt sich eine prognostizierte Belastungszahl von 30.288 
KFZ/24h. Aus der Annahme dieser deutlich geringeren Verkehrszahlen 
wurde die in Richtung Westen „verschobene“ Isolinie des Beurteilungspe-
gels von 55 dB(A) ermittelt. In dem Gutachten werden die zu erwartenden 
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2. Anfrage 
Im damaligen Bebauungsplan 78 A war der folgende Passus zu finden: 
„Als Maßnahme zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen i. S. d. 
BlmSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB sind in den hierfür in der PIanzeich-
nung besonders gekennzeichneten Bereichen typische Aufenthaltsberei-
che im Freien (z. B. Terrassen und Balkone) nur auf den der Autobahn 
A 29 abgewandten Seiten im direkten Schallschatten der zugehörigen 
Gebäude zulässig. Alternativ hierzu sind die Freibereiche durch entspre-
chend dimensionierte Lärmschutzmaßnahmen (z. B. Lärmschutzwände 
oder -wälle), die die erforderliche Schallminderung der Immissionswerte 
bewirken bzw. durch die Anordnung von Garagen oder Nebengebäuden 
abzuschirmen.“ 
 
Diese Vorschrift gibt es im neuen Bebauungsplan 78 B nicht mehr. Was 
hat sich seit damals geändert, dass diese Vorschrift nun nicht mehr an-
gewendet werden muss?  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Anfrage  
Das Gelände westlich des Rotdornweges verläuft in eine natürliche Sen-

Geräuschpegel durch anerkannte Berechnungsmodelle entsprechend den 
anzuwendenden Vorschriften berechnet. Hierin werden auch die meteoro-
logischen Daten mit einbezogen, insofern erfolgt die Berechnung gem. 
RLS-90 unter der Annahme eines „worst-case“. Bei einer Überprüfung 
rechnerisch ermittelter Daten ergeben sich im Regelfall geringere Werte, 
so dass die Berechnungen stets „auf der sicheren Seite“ zu sehen ist.  
 
 
Entsprechend den oben getroffenen Aussagen wurden im ursprünglichen 
Gutachten des Büros Jacobs aus dem Jahr 2004 angesichts der Über-
schreitung des Orientierungswertes der DIN 18005 von 55 dB(A) in einem 
Teilbereich des Bebauungsplans Nr. 78A Maßnahmen zum Schutz der 
Außenwohnbereiche vorgeschlagen, die im Bebauungsplan Nr. 78B über 
die angesprochene textliche Festsetzung übernommen wurde. Aus der 
schalltechnischen Prognose des Gutachtens aus dem Jahr 2008 für das 
Prognosejahr 2020 (s. o.) ergaben sich keine Überschreitungen des Beur-
teilungspegels von 55 dB(A) innerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes Nr. 78B, da sich die Gemeinde auf Grund neuer Flächen-
verfügbarkeiten in der Lage sah, den Bereich des städtebaulichen Kon-
zepts im Sinne des vorsorgenden Schallschutzes von dem Schallemitten-
ten der A 29 abzurücken.  
 
Aktuell hat sich durch die im Planungsverlauf aktualisierten Prognoseda-
ten für das Jahr 2025 eine geringfügige Erhöhung des Beurteilungspegels 
von 55 dB(A) um ca. 1 dB(A) für einen Teilbereich ergeben. Angesichts 
der Geringfügigkeit dieser Überschreitung und der aus vorherigen Bau-
leitplanungen erfahrenen geringen Akzeptanz von Maßnahmen zum 
Schutz des Außenbereiches hat sich die Gemeinde Rastede in diesem 
Fall dafür entschieden, keine diesbezügliche, verbindliche Festsetzung zu 
treffen. Eine Notwendigkeit zur Festsetzung dieser Maßnahme gem. § 9 
(1) Nr. 24 BauGB besteht nicht und wird in dem Gutachten für die Über-
schreitungen im Außenbereich auch nicht gefordert. Der Richtwert der 16. 
BimSchV von 59 dB(A) tags, der mit gesunden Wohnverhältnissen ver-
einbar ist, wird in dem angesprochenen Teilbereich deutlich unterschrit-
ten.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bauleitpla-
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ke. Erst zur Autobahn hin steigt es wieder etwas an. Das geht aus der 
Höhenkarte hervor und ist vor Ort auch deutlich sichtbar. Am tiefsten 
Punkt (etwa westlicher Rand des bereits erwähnten Brachlandstreifens) 
läuft in Süd-Nord-Richtung ein Entwässerungsgraben, über den nicht nur 
die westlich gelegenen Kuhweiden, sondern auch große Teile der 
Grundstücke Rotdornweg 12 bis 20 entwässert werden.  
 
Laut Städtebaulichem Konzept soll dieses Gebiet zukünftig in einer weite-
ren Phase bebaut werden und müsste damit eingeebnet werden. Wie will 
die Gemeinde sicherstellen, dass die Entwässerung der Grundstücke am 
Rotdornweg weiterhin gewährleistet wird, ohne dass zusätzliche Kosten 
auf die Eigentümer zukommen? Darf ein solcher Entwässerungsgraben 
überhaupt „entfernt“ werden?  
 

nung sind die Belange der Wasserwirtschaft, in diesem Fall der ord-
nungsgemäßen Oberflächenentwässerung Rechnung zu tragen. Bereits 
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 78A wurde durch 
das Büro Prante, Rastede ein Oberflächenentwässerungskonzept erarbei-
tet, welches die gesamten Flächen des städtebaulichen Konzepts mit 
umfasst. Entsprechend diesem Konzept wird das anfallende Regenwas-
ser in das Rückhaltebecken nördlich des Plangebietes am Meenheitsweg 
geleitet. Für notwendige Erweiterungen wurden im Bebauungsplan Nr. 
78A ausreichende Flächen planungsrechtlich gesichert. Die Weiterent-
wicklung des Gebietes erfolgt über Bebauungspläne, in denen die Ablei-
tung des Oberflächenwassers zu gewährleisten ist. Hierzu werden jeweils 
entsprechende Fachplanungen erstellt werden. Die erforderlichen wasser-
rechtlichen Anträge, z. B. bei Verlagerung von Entwässerungsgräben, 
werden in diesem Zusammenhang gestellt. Die Umlage entstehender 
Kosten ist nicht Inhalt der Bauleitplanung.  
 

 Helmut u. Grete Regensdorff  
Manfred Meyer u. Kirsten Meyer-Regensdorff 
Nethener Weg 36 
26180 Rastede-Lehmden 
 

  

 Zum ausgelegten Bebauungsplan möchten wir (Grete u. Helmut Regens-
dorff u. Manfred Meyer / Kirsten Meyer-Regensdorff) hiermit Einspruch 
einlegen. 
 
Grundsätzlich sind wir mit der im Bebauungsplan mittigen Straßenführung 
einverstanden. Aus dem Plan ist für uns jedoch nicht zu erkennen, dass 
die Planstraße tatsächlich eine vermessene mittige Führung zwischen 
den bestehenden Grundstücksgrenzen (Grundstücke Nethener Weg 36 
und 40) hat.  
 
In mehreren Gesprächen in Ihrem Hause wurde uns eine solche Straßen-
führung jedoch zugesichert. 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Konstruktion und Festset-
zung der öffentlichen Verkehrsfläche gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB erfolgte 
auf Basis der amtlichen Kartengrundlage des Katasteramtes Westerstede 
mittig auf der hierfür zur Verfügung stehenden Fläche. Die zeichnerische 
Festsetzung innerhalb der Planzeichnung besitzt demnach Rechtswirk-
samkeit. Zur Klarstellung erfolgt in dem angesprochenen Bereich (westlich 
Nethener Weg Nr. 36) jedoch zusätzlich eine Bemaßung der geplanten 
Verkehrsfläche an den vorhandenen Grundstücksgrenzen. Der Verlauf 
bleibt in der bisherigen Form bestehen.  

 
 
 
 



 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/206A 
freigegeben am 08.12.2010 
 
Stab Datum: 08.12.2010 
Sachbearbeiter/in: Henkel, Günther  
 
Anstalt öffentlichen Rechts - Wertung von Zuschlagskriterien, Antrag der 
Fraktion Bündnis90/Die Grünen 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die unter Tagesordnungspunkt 15 „Anstalt öffentlichen Rechts – Wertung von Zuschlags-
kriterien, Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen“ und 16 „Anstalt öffentlichen Rechts – 
Wertung von Zuschlagskriterien“ erörterten Änderungsvorschläge werden in einer A-Vorlage 
(2010/181A) zusammengeführt und dem Rat zur Entscheidung vorgelegt.  
 
 
Sach- und Rechtslage:
 

Beschlussauszug 
nicht öffentliche Sitzung des Verwaltungsausschusses vom 07.12.2010 

 
Tagesordnungspunkt 15 
 
Anstalt öffentlichen Rechts - Wertung von Zuschlagskriterien, Antrag Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 
Vorlage: 2010/206 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Es wird auf die Beratung zu TOP 16 „Anstalt öffentlichen Rechts - Wertung von Zuschlags-
kriterien“ verwiesen. 
 
Darüber hinaus erfolgt keine weitere Aussprache. 
 



 
Beschlussempfehlung:
 
Die unter Tagesordnungspunkt 15 „Anstalt öffentlichen Rechts – Wertung von Zuschlags-
kriterien, Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen“ und 16 „Anstalt öffentlichen Rechts – 
Wertung von Zuschlagskriterien“ erörterten Änderungsvorschläge werden in einer A-Vorlage 
(2010/181A) zusammengeführt und dem Rat zur Entscheidung vorgelegt.  
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: 9 
Nein-Stimmen:  
Enthaltung:  
Ungültige Stimmen:  
   
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
 
 
Anlagen:
 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Decker, 
 
nach der ausgezeichneten Vorarbeit auf HBV-Ebene und im Verwaltungsrat der AöR wurde in 
allen Ammerland Gemeinden eine gleichlautende Vorlage „Anstalt öffentlichen Rechts- Wer-
tung von Zuschlagskriterien“ zur Beratung und Beschlussfassung in den Verwaltungsausschüs-
sen vorgelegt.  
Eine Arbeitsgruppe aus Ratsmitgliedern mehrerer gemeindlicher Ratsfraktionen von B90/Grüne 
hat sich daraufhin mit dieser Vorlage befasst und folgende Änderungsanträge erarbeitet, deren 
Abstimmung in den Gremien unseres Rates ich hiermit beantrage. Die Änderungsanträge bezie-
hen sich hauptsächlich auf den neu abzuschließenden Konzessionsvertrag. (Anlage 5 der Vorla-
ge 2010/181) 
Zum Verfahren bitte ich darum, den Zeitdruck für den Rasteder Rat ( Übersendung der umfang-
reichen Vorlage Mittwoch, 1. Dezember, Beschlussfassung im VA am 7.  Dezember 2010) her-
auszunehmen sowie den  Finanz- und Wirtschaftsausschuss als zuständigen Ausschuss des Ra-
tes  an der Erarbeitung zu beteiligen.  
 
 
Der Rat möge beschließen: 
 
Die folgenden Änderungsanträge werden in die Vorlage 2010/181 eingearbeitet: 
 

1. Die Anlage 2 – Übersicht mögliche Ziele mit Rangreihenfolge – der Vorlage wird 
wie folgt neu formuliert: 

 
Ziele des Vergabeverfahrens 

 
1. Versorgungssicherheit Netz – Qualität des Versorgungsnetzes 
2. Ökologische Ziele und Kommunalfreundlichkeit 

Herrn 
Bgm. Dieter Decker 
Rathaus 
 
 
 

B90/GRÜNE RATSFRAKTION, SEIELRWEG 20, 26180 RASTEDE Fraktion im Gemeinderat Rastede 
 
Gerd Langhorst 
Fraktionssprecher 
Seilerweg 20 
26180 Rastede 
Tel: 04402.3306 
Mobil: 0160.97749467 
Fax: 04402.51230 
gerdlanghorst@me.com 
www.gruene-rastede.de 
 
Rastede, 1. Dezember 2010 

 

Änderungsantrag zur Vorlage 2010/181 „ Anstalt öffentlichen 
Rechts-Wertung von Zuschlagskriterien 

PC_Kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2010/206



 

 

3. Augenhöhe zwischen den Partnern und Bürgerakzeptanz 
4.  Auf- und Ausbau regenerativ basierter Energieerzeugung 
5. Kommunaler Einfluss auf das Netz und die Preisgestaltung 
6. Schnelle und mit den Zielen der Kommune abgestimmte Projektumsetzung 

im Netzbereich 
7. Gute Wirtschaftlichkeit, ausgewogenes Verhältnis Risiko-Rendite 
8. Schaffung bzw. Sicherung von Arbeitsplätzen im Versorgungsgebiet 

 
Begründung: 

 
Eine rein an „hohem Durchschnittsgewinn“ orientierte Bewertung eingehender Ange-
bote wird den Aufgaben einer zukunftsfähigen Vertragsgestaltung für eine so lange 
Vertragslaufzeit nicht gerecht (Wegfall einer langfristigen Wirtschaftlichkeitsberech-
nung durch Vorfestlegung auf Vermeidung von EK-Einbringung,…). Darüber hinaus 
finden sich in der vorgelegten Entscheidungsgrundlage Zielformulierungen, die mit 
einer Netzkonzession nichts zu tun haben, sondern in die Verantwortung des (Grund-) 
Versorgers gehören (Erzeugung, Preisgestaltung Energiepreise,…). Dies wäre unter 
dem Gesichtspunkt der Gründung von „Kreiswerken“ gesondert zu verhandeln. 

 
2. Die Anlage 3 – gewichtete Reihenfolge in Rubriken – der Vorlage wird auf der 

Grundlage der veränderten Zieldefinition neu gefasst. 
 

Begründung: 
 

Dies ergibt sich zwangsläufig aus der aus Änderungsantrag 01 hervorgehenden Neude-
finition der mit der Ausschreibung verbundenen Ziele. 

 
 

3. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 1 folgender neuer Absatz 2.(neu) einge-
fügt: 

 
Das EVU ist verpflichtet, das Elektrizitätsversorgungsnetz jederzeit entsprechend 
den gesetzlichen und untergesetzlichen Normen sowie dem jeweiligen Stand der 
Technik zu errichten, zu betreiben und zu warten sowie einen sicheren und zuver-
lässigen Betrieb des Netzes jederzeit zu gewährleisten. Dabei wird das EVU die Be-
lange des Umweltschutzes, insbesondere nach Maßgabe der geltenden naturschutz-, 
wasser- sowie bau- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen, in angemessener 
Weise berücksichtigen. 

 
Der bisherige Absatz 2. wird zu 4.  
 

 
 

4. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 1 folgender neuer Absatz 3. (neu) einge-
fügt: 

 
Das EVU sowie die Gemeinde bekennen sich zur Förderung der dezentralen Erzeu-
gung von Strom aus Erneuerbaren Energien im Sinne des Erneuerbare-Energien-



 

 

Gesetzes (EEG) sowie von Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung im Sinne des Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetzes (KWKG).  
Das EVU und die Gemeinde entwickeln diesbezüglich gemeinsam für das Gemein-
degebiet ein Konzept, um Bürger, Bürgerinnen und Unternehmen über die Mög-
lichkeiten dezentraler Stromerzeugung zu informieren und setzen dieses Konzept 
um. Eine erstmalige Information der Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen er-
folgt im zweiten Jahr der Vertragslaufzeit und anschließend regelmäßig in ange-
messenen Abständen. Die Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen sind insbesonde-
re über ihre gesetzlichen Rechte, öffentliche und private Förderungsen sowie über 
alle notwendigen Schritte zu Errichtung und Betrieb von dezentralen Stromerzeu-
gungsanlagen zu informieren. 

  
 

5. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 1 der Absatz 2. (alt), 4. (neu), am Ende des 
ersten Absatzes (nach …nicht zugemutet werden kann.) folgendermaßen er-
gänzt: 

 
Anlagen der Stromerzeugung nach dem EEG werden unabhängig von weniger weit-
reichenden gesetzlichen Vorgaben vom EVU an das Netz angeschlossen. Die Kosten 
eines eventuell notwendigen Netzausbaus trägt das EVU. 

 
Im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten wird das EVU wirtschaftlich sinnvolle 
Durchleitungskonzepte entwickeln, die Direktlieferverträge zwischen EEG-
Stromerzeugern und –abnehmern ermöglichen werden.  

 
 
 

6. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 1 nach Absatz 2. (alt), 4. (neu), ein neuer 
Absatz 5 (neu) eingefügt: 

 
Das EVU wird das Elektrizitätsversorgungsnetz jederzeit so erhalten und gestalten, 
dass es an die Gemeinde in Ausübung des in § 11 vereinbarten Kaufrechts mit Aus-
laufen dieses Vertrages unverzüglich und ohne erhebliche Entflechtungsmaßnah-
men sowie ohne Beeinträchtigung der Versorgungssicherheit übergeben werden 
kann. 

 
 

7. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 1 nach Absatz 5 (neu) ein neuer Absatz 6 
(neu) eingefügt: 

 
Die Bestimmung des Grundversorgers richtet sich nach den gesetzlichen Regelun-
gen; derzeit ist die [einsetzen: Name des Grundversorgers] Grundversorger im Ver-
tragsgebiet. 
 

8. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 1 der Absatz 3 (alt) zu Absatz 7 (neu) 

 



 

 

 
9. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 

auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 1 der Absatz 4 (alt) als Absatz 8 (neu) fol-
gendermaßen formuliert: 

 
Sollten sich im Rahmen des Versorgungskonzeptes wirtschaftliche Möglichkeiten 
des Einsatzes neuer Technologien ergeben, ist das EVU verpflichtet, diese bei neuen 
Anlagen zu verwirklichen. 

 
 

10. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 1 der Absatz 5 (alt) als Absatz 9 (neu) fol-
gendermaßen formuliert: 

 
Das EVU verpflichtet sich, die Gemeinde und ihre Bürgerinnen und Bürger im Ver-
tragsgebiet in Fragen der ökologisch und wirtschaftlich sinnvollen Elektrizitätsan-
wendung zu beraten. 

 
 
 

11. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 7 nach Absatz 2 folgender neuer Absatz 3 
(neu) eingefügt: 

 
Bei der Bestimmung von Sonder- und Tarifkunden im Niederspannungsnetz sind 
die beiden Abgrenzungskriterien nach § 2 Abs. 7 S. 1 der Verordnung über Konzes-
sionsabgaben für Strom und Gas (KAV) vom 09.01.1992 in der Fassung vom 
01.11.2006 kumulativ anzuwenden. Erfolgt bei einem Kunden keine registrierende 
Leistungsmessung, so gilt er als Tarifkunde. 

 
Liefern Dritte im Wege der Durchleitung Strom an Letztverbraucher, so sind von 
dem EVU für diese Lieferungen Konzessionsabgaben in der Höhe an die Gemeinde 
zu zahlen, wie sie das EVU in vergleichbaren Fällen für Lieferungen seines Unter-
nehmens oder durch verbundene oder assoziierte Unternehmen in diesem Konzessi-
onsgebiet zu zahlen hat. Diese Konzessionsabgaben werden von dem EVU dem 
Netznutzungsentgelt hinzugerechnet und dem Netznutzer in Rechnung gestellt. 

 
Wird ein Weiterverteiler über den öffentlichen Verkehrsraum der Gemeinde mit 
Strom beliefert, den er ohne Benutzung solcher Flächen an Letztverbraucher wei-
terleitet, hat das EVU für dessen Belieferung Konzessionsabgaben in der Höhe an 
die Gemeinde zu zahlen, wie sie ohne Einschaltung des Weiterverteilers angefallen 
wären. 

 
12. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 

auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 7 Absatz 3 (alt), 4 (neu) nach (derzeit in 
Höhe von 10 %) folgender Satz ergänzt: 

 
Das EVU weist den Nachlaß auf der Rechnung gesondert aus. 

 
 



 

 

 
13. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 

auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 7 Absatz 4 (alt) zu 5 (neu) und Absatz 5 
(alt) zu Absatz 6 (neu). 

 
 

14. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 7 Absatz 5 alt, Absatz 6 (neu), am Ende 
um folgenden Satz ergänzt: 

 
Die Kosten der Prüfung trägt das EVU. 

 
15. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 

auch in den Anlagen 7 und 9 wird der § 10 in der Überschrift folgendermaßen 
neu gefaßt:  

 
Vertragsdauer und Kündigungsregelungen 

 
Außerdem werden ergänzend zum bisher einzigen Satz , der nun zu Absatz 1 
(neu) wird, folgende Absätze ergänzt: 

 
2.  Die Gemeinde kann den Vertrag mit einer Frist von zwei Jahren zum Ablauf des 
zehnten und des fünfzehnten Jahres der Vertragslaufzeit kündigen. Die Kündigung 
bedarf der Schriftform. 

 
3.  Die Gemeinde kann den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn 
innerhalb des EVU oder innerhalb des Unternehmens, welches das EVU be-
herrscht: 
a) der Anteil des heute beherrschenden Gesellschafters auf unter 50 % der Gesell-
schaftsanteile sinkt oder 
b) ein Gesellschafter, der heute weniger als 50 % der Gesellschaftsanteile hält, die-
sen Anteil auf über 50 % erhöht oder 
b) ein neuer Gesellschafter hinzutritt, der zwar weniger als 50 % der Gesellschafts-
anteile hält, aber mit Rechten ausgestattet ist, die eine beherrschende Stellung ver-
mitteln. 
Dies gilt nicht, wenn es sich ausschließlich um eine Umstrukturierung im Rahmen 
verbundener Unternehmen (vgl. § 15 AktG) handelt. Das EVU hat insoweit relevan-
te Veränderungen der Gemeinde unverzüglich schriftlich unter Verweis auf diese 
Regelung mitzuteilen. Dieses Recht zur Kündigung erlischt, wenn die Gemeinde die 
Kündigung nicht spätestens sechs Monate nach Zugang der ordnungsgemäßen Mit-
teilung nach S. 3 gegenüber dem EVU schriftlich erklärt hat. 

 
4. Überträgt das EVU Rechte oder Pflichten aus diesem Vertrag auf einen Nachfol-
ger gilt Abs. 3 entsprechend. 

 
16. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 

auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 11, Absatz 1, Zeile 5 das Wort „übertra-
gen“ durch „verkaufen“ ersetzt.  

 
 



 

 

 
17. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 

auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 11 der Absatz 5 durch folgende Formulie-
rung ersetzt: 

 
Für den Fall der Übernahme des Netzes haben die Vertragspartner gemeinsam ein 
Entflechtungskonzept zu erarbeiten. Das Konzept muss auf eine die Versorgungssi-
cherheit wahrende, Investitions- und Betriebskosten minimierende, diskriminie-
rungsfreie und effiziente Entflechtung ausgerichtet sein, welche eine klare Zuord-
nung von Verantwortungsbereichen für die Netzbetriebe gewährleistet. Für die Kos-
tenverteilung gelten folgende Grundsätze: Das EVU trägt die Kosten der Herauslö-
sung des Netzes insbesondere durch messtechnische oder galvanische Trennung an 
den Verbindungsstellen zu den Netzteilen, die es behält. Weiter trägt es die Kosten 
für die Verbindung dieser bei ihm verbleibenden Netzteile zu einem neuen Netz. Die 
Gemeinde trägt die Kosten der Einbindung des von ihr übernommenen Netzes in 
das Netz des neuen Netzbetreibers. 

 
 

18. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 11 der Absatz 6 durch folgende Formulie-
rung ersetzt: 

 
Macht die Gemeinde von dem Übernahmerecht nach Abs. 1 Gebrauch, ist sie be-
rechtigt und verpflichtet, alle im Gemeindegebiet vorhandenen Anlagen, Einrich-
tungen und Leitungen des EVU zu übernehmen, die zum Elektrizitätsversorgungs-
netz gehören. Soweit Anlagen, Einrichtungen oder Leitungen des Elektrizitätsver-
sorgungsnetzes zugleich einem überörtlichen Versorgungszweck dienen, gehören 
auch diese zum Übernahmegegenstand. 

 
 

19. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 11 nach Absatz 8 folgender neuer Absatz 9 
(neu) eingeführt: 

 
Jeder Vertragspartner kann ab dem 17. Jahr ab Vertragsbeginn oder im Falle einer 
Kündigung ab dem Tag des Zugangs der Kündigung beim EVU Verhandlungen 
über den Kaufpreis fordern. 

 
Absatz 9 (alt) wird zu Absatz 10 (neu) 

 
 

20. In der Anlage 5 – Hauptangebot Konzessionsvertrag Strom – sowie analog dazu 
auch in den Anlagen 7 und 9 wird in § 14 nach Absatz 1 folgender neuer Absatz 2 
(neu) eingeführt: 

 
Soweit in diesem Vertrag Bezug genommen wird auf gesetzliche oder untergesetz-
liche Regelungen und anderes ausdrücklich nicht vereinbart ist, handelt es sich um 
dynamische Verweisungen. 

 
Absatz 2 (alt) wird zu Absatz 3 (neu), Absatz 3 (alt) zu Absatz 4 (neu). 



 

 

 
 

21. In den Anlagen 7 und 9 (Konzessionsvertrag Strom – Nebenangebote 1 & 2) wird 
in § 1  zum Thema „Qualität der Leistungserbringung“ explizit zusätzlich nach 
Konzepten der Förderung der Elektromobilität und zur planmäßigen, überprüf-
baren Reduzierung von Netzverlusten im Verteilnetz gefragt. 

 
 
 
Die Begründungen für die Punkte 3 – 21 erfolgen mündlich. 
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
Gez. Gerd Langhorst 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/181A 
freigegeben am 08.12.2010 
 
Stab Datum: 08.12.2010 
Sachbearbeiter/in: Henkel, Günther  
 
Anstalt öffentlichen Rechts - Wertung von Zuschlagskriterien 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Wertungskriterien, die Gewichtung der Wertungskriterien, die wesentlichen Regelungen 
der vorläufigen Musterkonzessionsverträge zur Auswahl eines Bestbieters im Rahmen der 
Neuvergabe von Konzessionsverträgen werden auf der Grundlage dieser Vorlage sowie der 
beigefügten Anlagen beschlossen. 
 
Die Änderungsanträge aus der Vorlage 2010/206 werden hinsichtlich der Ziffern 14, 19, 20 
und 21 befürwortend beschlossen. 
 
Im Rahmen der weiteren Beratungen des Verwaltungsrates der AöR sind diese Vorschläge 
einzubringen.  
 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 

Beschlussauszug 
nicht öffentliche Sitzung des Verwaltungsausschusses vom 07.12.2010 

 
Tagesordnungspunkt 16 
 
Anstalt öffentlichen Rechts - Wertung von Zuschlagskriterien 
Vorlage: 2010/181 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Bürgermeister Decker regt an, die Tagesordnungspunkte 15 „Anstalt des öffentlichen Rechts 
– Wertung von Zuschlagskriterien, Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen“ und 16 „An-
stalt des öffentlichen Rechts – Wertung von Zuschlagskriterien“ gemeinsam zu beraten. 



Seitens der Ausschussmitglieder bestehen diesbezüglich keine Bedenken. 
 
Herr Langhorst bemerkt eingangs, dass vom Grundsatz her, die bisherige Vorgehensweise 
ausgesprochen positiv bewertet wird und gegenüber der letzten Vergabe der Konzessionsver-
träge Anfang der 90er Jahre ein Riesenfortschritt darstellt. Insbesondere die Möglichkeit der 
Beteiligungslösung und des damit einhergehenden Mitspracherechts wird von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen befürwortet. Hinsichtlich seines Antrages macht er deutlich, dass es 
der Fraktion in erster Linie darum geht, dass sich der Rat noch einmal inhaltlich mit der 
Thematik stärker beschäftigt und dabei berücksichtigt, dass neben wirtschaftlichen Aspekten 
auch ökologische Gesichtspunkte nicht zu kurz kommen sollten. Vor diesem Hintergrund 
begrüßt er die von der Verwaltung aufgestellte aussagekräftige Synopse, in der einige 
Änderungswünsche für umsetzbar gehalten werden und für weitere Bestandteile der 
Änderungsanträge empfohlen wurde, diese bei den Nebenangeboten zu berücksichtigen.  
 
Herr Henkel erläutert noch einmal umfassend anhand einer Power-Point-Präsentation, die der 
Niederschrift als Anlage 1 beigefügt ist, das angedachte weitere Vorgehen sowie das Zu-
standekommen der Reihenfolge bei den Zuschlagskriterien mit Hilfe eines sogenannten Par 
Tests. Er weist ergänzend darauf hin, dass zahlreiche ökologische Forderungen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen bereits im Vorfeld bei den vorgesehenen Bewertungskriterien für die 
Nebenangebote Berücksichtigung gefunden haben. Er unterbreitet darauf hin den Vorschlag, 
den Beschlussvorschlag um folgenden Passus zu ergänzen: 

- Die Änderungsanträge aus der Vorlage 2010/206 werden hinsichtlich der Ziffern 14, 
19, 20 und 21befürwortend beschlossen. 

- Im Rahmen der weiteren Beratungen des Verwaltungsrates der AöR sind diese Vor-
schläge einzubringen.  

 
 
Beschlussempfehlung:
 
Die Wertungskriterien, die Gewichtung der Wertungskriterien, die wesentlichen Regelungen 
der vorläufigen Musterkonzessionsverträge zur Auswahl eines Bestbieters im Rahmen der 
Neuvergabe von Konzessionsverträgen werden auf der Grundlage dieser Vorlage sowie der 
beigefügten Anlagen beschlossen. 
 
Die Änderungsanträge aus der Vorlage 2010/206 werden hinsichtlich der Ziffern 14, 19, 20 
und 21 befürwortend beschlossen. 
 
Im Rahmen der weiteren Beratungen des Verwaltungsrates der AöR sind diese Vorschläge 
einzubringen.  
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: 9 
Nein-Stimmen:  
Enthaltung:  
Ungültige Stimmen:  
  
 



 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Zurzeit keine. Weitere Kosten werden sich im Zusammenhang mit dem Markterkundungsver-
fahren ergeben. Hierzu werden zu gegebener Zeit weitere Informationen gegeben. 
 
 
Anlagen:
 
1. vorläufiger Zeitplan 
2. Übersicht über die Ziele im Rahmen eines Verfahrens 
3. Rubriken für die Gewichtung von Kriterien 
4. vorläufiger Muster-Konzessionsvertrag Hauptangebot Gas 
5. vorläufiger Muster-Konzessionsvertrag Hauptangebot Strom 
6. vorläufiger Muster-Konzessionsvertrag Nebenangebot 1 Gas 
7. vorläufiger Muster-Konzessionsvertrag Nebenangebot 1 Strom 
8. vorläufiger Muster-Konzessionsvertrag Nebenangebot 2 Gas 
9. vorläufiger Muster-Konzessionsvertrag Nebenangebot 2 Strom 
10.  Gewichtung der Nebenangebote 
 



Zeitschiene 2010 2011

Auftragsvergabe Beratung Juli/ August 

Information der politischen Gremien August

Entscheidung über Satzungsentwurf August / Oktober
= Beitritt ( incl. Errichtungsbeschluss)

Zielfindung  Kriterien September / Oktober

Behandlung der Kriterien in pol. Gremien bis Dezember

Beginn Markterkundung Januar / Februar

Auswertung Markterkundung Februar / März

Gründung AöR März

Beginn Interessenbekundung ab April

Ausschreibungsverbund Ammerland
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Zeitschiene für Ammerland (Vorschlag) 

   

 
Das Vergabeverfahren 

 
Verfahrensschritt Termine Zuständig 

Vergabebekanntmachung – Beginn des Teilnahmewettbewerbs 
(Osterferien 16. bis 27. April 2011) 

Bekanntmachung im 
elektronischen Bundesanzeiger 
und EU-Amtsblatt 

01.04.2011 
30 Tage 

BRS 

Fristablauf: Einreichung 
Interessenbekundungen 

02.05.2011 Bieter 

Auswertung der 
Interessenbekundungen 

3 Wochen BRS/GPP 

Abstimmung intern zur 

Angebotsaufforderung nach Vorschlag 

der Berater 

Bis 23.05.2011 Alle intern 

Aufforderung der Bewerber zur 
Angebotsabgabe (max. 6): 

23.05.2011 Vorstand AöR 

Erstellung der Angebote  8 Wochen 
(10.06. Himmelfahrt, 

14.06. Pfingsten) 

Bieter 

Fristablauf für Abgabe eines 
verbindlichen Hauptangebots und 
eines Nebenangebots 1, gleichzeitig 
Abgabe eines zunächst nur 
indikativen Nebenangebots 2 

18.07.2011 
(04.07. bis 13.08. 

Sommerferien) 

Bieter 

Auswertung der Angebote und 
Nebenangebote (max. 6) 

5 Wochen BRS/GPP 

Abstimmung intern zu den 

eingegangenen Angeboten, Auswahl der 

Bieter für den wettbewerblichen Dialog 

Bis 17.08.2011 Alle intern 

Info an Bieter, Einladung zu den 

Bietergesprächen zur Dialogphase I 

(max. 4) 

22.08.2011 Vorstand AöR 

Beginn 1. Dialogphase für das Nebenangebot 2 - Beteiligungslösung 
 

1. Runde Dialogphase:  
Dauer 2 Wochen 

29.08. – 
09.09.2011 

 

Auswertung der Bietergespräche, 
Vorbereitung der Verträge   

1 Monat 
Bis 10.10.2011 

BRS/GPP 

Interne Abstimmung der Vertragsmuster 39. KW Alle intern 

Bekanntgabe des 
Verhandlungsstandes an alle Bieter 
je Los, Übersendung der 
Vertragsmuster mit der Bitte um 
Stellungnahme, Einladung zu den 
Bietergesprächen 

10.10.2011 Vorstand 

Erklärungsfrist: Abgabe einer 

Stellungnahme der Bieter zum 

Vertragskonvolut sowie zum 

Verhandlungsstand, der von der 

Gemeinde übermittelt wurde.  

17.10.2011 Bieter 
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Zeitschiene für Ammerland (Vorschlag) 

   

Auswertung der Stellungnahme 
Vorbereitung auf die Dialogphase II 

24.10.2011  

2. Runde Dialogphase:  
Dauer 2 Wochen 

24.10.- 
04.11.2011 
(Herbstferien 24.10. 

bis 05.11.2011) 

 

Auswertung der zweiten 
Verhandlungsrunde – 
Vertragsgestaltung –  
4 Wochen 

04.11. – 
02.12.2011 

BRS/GPP 

Interne Abstimmung Bietergespräche 

und Vertragsgestaltung 

48. KW Alle intern 

Versenden der Vergabeunterlagen 
mit Möglichkeit zur Stellungnahme 
zu abschließenden Verträgen für die 
Bieter – Auswertung der 
Stellungnahmen – Erstellung der 
finalen Unterlagen 

02.12.2011 Vorstand AöR 

Fristablauf für Stellungnahmen 09.12.2011 Bieter 

Auswertung der Stellungnahmen, 

Endgültige Erstellung der 

Angebotsunterlagen 

1 Woche BRS/GPP 

Aufforderung zur Abgabe eines 
verbindlichen Angebots zum 
Nebenangebot 2 je Los 

16.12.2011 Vorstand AöR 

Schriftliche Beantwortung von Fragen 

der Bieter 

 BRS 

Fristablauf verbindliches 
Nebenangebot 2 (4 Wochen) 

13.01.2012 Bieter 

Auswertung aller Angebote HA, NA1 
und NA2 
4 Wochen 

10.02.2012 BRS/GPP 

Interne Abstimmung zum Vorschlag 6. KW Alle intern 

Vorschlag an die Gremien zur 
Zuschlagserteilung 

6. KW Alle intern 

Beschlussfassung in den Räten März 2012  

Zuschlagserteilung März 2012  
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Hauptangebot 

 
Konzessionsvertrag Gas 

 
 
 
zwischen 
 
 
 
 
 
 

nachfolgend "Gemeinde" genannt 
und 
 
  
 
  
 
  
 

nachfolgend "EVU" genannt 
 
 
 
wird folgender Vertrag über die Nutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und 
den Betrieb von Leitungen, die zum Netz der allgemeinen Versorgung mit Gas im 
Gemeindegebiet gehören, geschlossen. 
 
 
§ 1 – Aufgaben und Pflichten des EVU 
 
1. Das EVU errichtet und betreibt in der Gemeinde ein Gasversorgungsnetz, das eine 

Versorgung entsprechend den Zielen des § 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
sowie nach § 11 EnWG sicherstellt. Die Verteilungsanlagen stehen im Eigentum 
oder in der Verfügungsgewalt des EVU.  

 
 
2. Das EVU ist verpflichtet, während der Dauer dieses Vertrages jedermann im Ver-

tragsgebiet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen anzuschließen, es sei 
denn, dass dem EVU der Anschluss nach den Bestimmungen des Energiewirtschafts-
gesetzes nicht zugemutet werden kann.  

 
Das Vertragsgebiet im Sinne dieses Vertrages ist in der als Anlage 1 beigefügten 
Karte rot umrandet. 

 
3. Das EVU wird auf Bitte der Gemeinde ein kommunales Energieversorgungskonzept 

in Zusammenarbeit mit der Gemeinde und etwaigen anderen Energiedienstleistern 
erstellen und dieses bei Bedarf fortschreiben oder anpassen. 

 
 Das EVU verpflichtet sich, sich an der Ausarbeitung eines solchen Versorgungskon-

zeptes sowohl personell als auch finanziell maßgeblich zu beteiligen und seine Er-
fahrungen, insbesondere über Planung, Organisation und Abwicklung eines solchen 
gemeinsamen Projektes, einzubringen. Die Erstellung des örtlichen Versorgungs-
konzeptes erfolgt nach näherer Abstimmung mit der Gemeinde. 
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4. Sollten sich im Rahmen des Versorgungskonzeptes wirtschaftliche Möglichkeiten des 
Einsatzes neuer Technologien ergeben, ist das EVU grundsätzlich bereit, diese bei 
neuen Anlagen zu verwirklichen. 

 
5. Das EVU ist bereit, die Gemeinde und ihre Bürger im Vertragsgebiet in Fragen der 

rationellen Gasanwendung zu beraten. 
 
 
§ 2 - Rechte und Pflichten der Gemeinde 
 
1. Die Gemeinde räumt dem EVU für die Dauer dieses Vertrages das Recht ein, den 

der Verfügung der Gemeinde unterliegenden öffentlichen Verkehrsraum (Straßen, 
Wege, Plätze usw.) oberirdische und unterirdisch für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Anlagen zur Versorgung von Kunden im Vertragsgebiet einschließ-
lich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör zu nutzen.  

 
2. Für Leitungen, die nicht ausschließlich der Versorgung in der Gemeinde dienen, 

räumt die Gemeinde dem EVU auf dessen Wunsch beschränkt persönliche Dienst-
barkeiten ein. Das EVU zahlt dabei an die Gemeinde eine Entschädigung in ange-
messener Höhe. Die bei der Einräumung der Dienstbarkeiten anfallenden Kosten 
trägt das EVU. Für den Fall der Umverlegung gilt abweichend zu § 1023 Abs. 1 S. 1 
BGB § 5 des Vertrages 

 
3. Die Gemeinde räumt dem EVU ferner das Recht ein, die nicht dem öffentlichen Ver-

kehrsraum zugehörenden Grundstücke der Gemeinde zu benutzen, wobei nach 
Überschreiten der Duldungspflicht gemäß der Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Gasversorgung in Nie-
derdruck (Niederdruckanschlussverordnung – NDAV) jeweils ein gesonderter, 
entgeltlicher Gestattungsvertrag zu für beide Vertragspartner zumutbaren Be-
dingungen geschlossen wird. Die beabsichtigte erstmalige Nutzung fiskalischer 
Grundstücke hat das EVU der Gemeinde anzuzeigen und mitzuteilen, ob eine Dul-
dungspflicht nach der NDAV vorliegt oder der Abschluss eines Gestattungsvertrages 
erforderlich ist. Für bereits verlegte Leitungen, ist das EVU verpflichtet, in einen be-
stehenden Gestattungsvertrag einzutreten oder – sollte ein solcher nicht bestehen – 
einen solchen spätestens 3 Monate nach Beginn dieses Vertrages abzuschließen. 

 
4. Wird das Eigentum an dem für die Anlage vom EVU in Anspruch genommenen 

Grundstück einem Dritten übertragen, informiert die Gemeinde das EVU rechtzeitig 
und bestellt auf Antrag des EVU zu dessen Gunsten und auf dessen Kosten eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit. Für eine eventuelle Wertminderung des Grund-
stücks leistet das EVU eine einmalige, angemessene Entschädigung, die mit der Ein-
tragung der Dienstbarkeit fällig wird. 

 
 
§ 3 - Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde und dem EVU 
 
1. Die Gemeinde und das EVU werden sich über Maßnahmen, die den anderen Ver-

tragspartner berühren, frühzeitig unterrichten und Gelegenheit zur Stellungnahme 
und Abstimmung in technischer und zeitlicher Hinsicht geben. Dies gilt auch, wenn 
Dritte Maßnahmen beabsichtigen, die sich auf Anlagen des EVU auswirken könnten.  

 
2. Die Gemeinde und das EVU werden bei Erfüllung dieses Vertrages vertrauensvoll 

zusammenwirken und gegenseitig auf ihre Interessen Rücksicht nehmen. 
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§ 4 - Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen 
 
1. Das EVU ist verpflichtet, die Gasverteilungsanlagen auf eigene Kosten in einwand-

freiem, betriebsfähigem und sicherem Zustand zu errichten und zu unterhalten. Da-
bei ist das Regelwerk des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. 
(DVGW) zu beachten.  

 
2.  

Alternativpositionen im Hauptangebot zu dem Kriterium der Wirt-
schaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. Die 
Gemeinde ist berechtigt, die Mitverlegung von kommunalen Leitungen zu 
verlangen, wenn dies möglich ist. Die Gemeinde verpflichtet sich, den 
Mehraufwand zu tragen, welcher dem EVU durch die Mitverlegung entsteht. 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. 

 

 
3. Die Durchführung derartiger Arbeiten in öffentlichen Verkehrsräumen oder auf sons-

tigen gemeindeeigenen Grundstücken erfolgt grundsätzlich mit Zustimmung der Ge-
meinde. Die Zustimmung kann verweigert werden, wenn Belange des Natur-, Land-
schafts- und Umweltschutzes sowie der Gemeindegestaltung oder sonstige wesent-
liche öffentliche Interessen beeinträchtigt werden, oder ein anderer wichtiger Grund 
vorliegt. Dabei hat die Gemeinde auch die Belange des EVU an einer gesicherten 
und wirtschaftlichen Versorgung zu berücksichtigen. Ansprüche des EVU wegen 
einer zulässigen Zustimmungsverweigerung sind ausgeschlossen. Die Zustimmung 
ist nicht erforderlich bei Einzelanschlüssen und bei Umbauarbeiten von geringerer 
Bedeutung sowie bei der unaufschiebbaren Beseitigung von Störungen oder 
Schäden.  

 
4. Den Beginn von Bauvorhaben wird das EVU rechtzeitig dem für den Tiefbau zustän-

digen Fachbereich der Gemeinde schriftlich anzeigen. Dieses gilt nicht für die unauf-
schiebbare Beseitigung von Störungen, hier erfolgt die Anzeige während der darauf-
folgenden Dienststunden. Die Anzeige kann auch telefonisch erfolgen. Entsprechen-
des gilt, wenn die Gemeinde Bauarbeiten durchzuführen beabsichtigt, durch die die 
Verteilungsanlagen des EVU beeinträchtigt werden könnten. Bauarbeiten im öffent-
lichen Verkehrsraum sind unter Beachtung der erforderlichen Sicherheitsvorkehrun-
gen und möglichst geringer Behinderung des Verkehrs durchzuführen. 

 
5. Das EVU hat die für ihre Baumaßnahmen benutzten Grundstücke nach Beendigung 

der notwendigen Arbeiten umgehend auf seine Kosten entsprechend den geltenden 
anerkannten technischen Regeln in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen, 
der mindestens dem Zustand vor Beginn der Arbeiten oder einem gleichwertigen 
Zustand entspricht. Schäden, die auf Arbeiten des EVU zurückzuführen sind, wird 
das EVU auf seine Kosten unverzüglich beseitigen. Für eine einwandfreie Wiederher-
stellung hat das EVU Gewähr zu leisten. Die Gewährleistungsfrist beträgt 5 Jahre ab 
Abnahme der Arbeiten an den wiedergeherstellten Oberflächen durch die Gemeinde, 
spätestens aber 1 Monat nachdem der Gemeinde der Abschluss der Arbeiten mit-
geteilt wurde. 

 
6. Nach Beendigung der Bauarbeiten an der Straße, oder in sich abgeschlossener 

Teile, findet auf Wunsch der Gemeinde oder der des EVU eine gemeinsame Besichti-
gung statt. Die Gemeinde kann auf die gemeinsame Besichtigung verzichten. Über 
eine Besichtigung wird eine Niederschrift gefertigt, in die etwaige Vorbehalte gegen 
festgestellte Mängel aufgenommen werden. Bei wesentlichen Mängeln findet nach 
deren Beseitigung durch das EVU eine nochmalige gemeinsame Besichtigung statt. 
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7. Falls wegen des Vorhandenseins von Verteilungsanlagen besondere Aufwendungen 

der Gemeinde in ihrem öffentlichen Verkehrsraum erforderlich sind, hat das EVU 
den dadurch verursachten Mehraufwand zu tragen, soweit die Anlagen vom EVU für 
den Mehraufwand ursächlich sind. 

 
8. Das EVU führt ein Bestandsplanwerk über seine in der Gemeinde vorhandenen 

Verteilungsanlagen nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen Standard 
(derzeit GIS). Es stellt der Gemeinde jährlich eine aktualisierte Übersicht über die 
im Vertragsgebiet vorhandenen Verteilungsanlagen in der bei dem EVU 
vorhandenen Form unentgeltlich – auf Wunsch auch in elektronischer Form – zur 
Verfügung. Im Übrigen erhält die Gemeinde auf Anfrage bei Bedarf Auskunft über 
den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versorgungsnetzes. Die 
Gemeinde verpflichtet sich, Dritte darauf hinzuweisen, dass diese vor Durchführung 
von Baumaßnahmen Leitungsauskünfte beim EVU einzuholen haben. 

 
9.  

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Qualität der Leistungserbringung 

 

1. Werden Gasverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Gasdruck-
regelstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (min-
destens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde 
die Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das 
EVU nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen 
nicht zugemutet werden kann. Eine Entschädigung des EVU erfolgt 
nicht. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 

1. Werden Gasverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Gasdruck-
regelstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (mindes-
tens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde die 
Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das EVU 
nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen nicht 
zugemutet werden kann. 

 
Bei einer Beseitigung von Gasverteilungsanlagen und/oder Zubehör ein-
schließlich Gasdruckregelstationen, die die Gemeinde veranlasst hat, hat 
das EVU einen Entschädigungsanspruch gegen die Gemeinde in Höhe 
des Sachzeitwertes der entsprechenden Anlage, der entsprechend  § 11 
dieses Vertrages berechnet wird. Dies gilt nicht, sofern ein Fall von § 5 
Abs. 2 (Folgepflicht) vorliegt oder es sich um Anlagen handelt, die vom 
EVU nicht nur vorübergehend nicht genutzt werden. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 
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§ 5 - Änderung der Verteilungsanlagen 
 
1. Erfordern gemeindliche Maßnahmen im öffentlichen Interesse aus Anlass der Ände-

rung von Straßen, Wegen, Plätzen, Gräben, Brücken, Kanalisations- und Wasser-
leitungen u.ä. die Änderungen oder Sicherungen der bestehenden Verteilungs-
anlagen des EVU auf Vertragsgrundstücken), so führt das EVU nach schriftlicher 
Aufforderung durch die Gemeinde die Änderung oder Sicherung in angemessener 
Frist durch (Folgepflicht).  

 
2. 

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) trägt das EVU. Davon 
abweichend trägt die Gemeinde die Folgekosten in den Fällen und in der 
Höhe, in denen ein Dritter verpflichtet ist, oder von der Gemeinde 
verpflichtet werden könnte, die Folgekosten zu erstatten, oder soweit 
sich ein Dritter an den Kosten der gemeindlichen Maßnahme beteiligt. 
Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, Gebühren und privatrechtliche Ent-
gelte nach abgaberechtlichen Vorschriften. 

 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) tragen das EVU und die 
Gemeinde je zur Hälfte. Davon abweichend trägt die Gemeinde die 
Folgekosten in den Fällen und in der Höhe, in denen ein Dritter ver-
pflichtet ist, oder von der Gemeinde verpflichtet werden könnte, die Fol-
gekosten zu erstatten, oder soweit sich ein Dritter an den Kosten der ge-
meindlichen Maßnahme beteiligt. Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, 
Gebühren und privatrechtliche Entgelte nach abgaberechtlichen Vor-
schriften. 

 

 

 
3. Soweit Folgekosten durch vermeidbare Fehlplanung der Gemeinde eintreten, hat 

die Gemeinde ebenfalls die Folgekosten zu tragen.  
 
4. Folgepflicht- und Folgekostenregelungen, die kraft Gesetzes oder aufgrund ander-

weitiger, schuldrechtlicher Vereinbarungen oder dinglicher Rechte bestehen, 
werden durch diesen Vertrag nicht berührt. 

 
 
§ 6 - Haftung 
 
1. Das EVU haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen für alle Schäden und 

Nachteile, die durch den Bau und den Betrieb ihrer Leitungen und Anlagen der Ge-
meinde oder Dritten entstehen. 

 
2. Von Schadenersatzansprüchen, die aus solchen Gründen Dritte gegenüber der Ge-

meinde geltend machen, hat das EVU die Gemeinde freizustellen. Die Gemeinde 
darf nur mit Zustimmung des EVU solche Ansprüche anerkennen oder einen Ver-
gleich über sie abschließen. Stimmt das EVU nicht zu, hat die Gemeinde einen et-
waigen Rechtsstreit im Einvernehmen mit dem EVU zu führen, und dabei dessen In-
teressen zu wahren. Das EVU trägt alle der Gemeinde durch den Rechtsstreit ent-
stehenden Kosten und hat die Entscheidung gegen sich gelten zu lassen. 

 
3. Werden bei Arbeiten der Gemeinde Anlagen des EVU beschädigt, hat die Gemeinde 

die durch die Wiederherstellung entstehenden Selbstkosten dann zu tragen, wenn 
ihr oder ihren Erfüllungsgehilfen ein schuldhaftes Verhalten nachgewiesen wird. 
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§ 7 - Konzessionsabgabe 
 
1. Als Gegenleistung für die dem EVU eingeräumten Rechte erhält die Gemeinde vom 

EVU eine Konzessionsabgabe. Dies gilt auch bei Durchleitungs- und Weitervertei-
lungsfällen nach § 2 Abs. 6 und 8 KAV.  

 
2. Das EVU zahlt die Konzessionsabgaben nach den Höchstsätzen der jeweils gültigen 

Konzessionsabgabenverordnung. 
 
3. Das EVU gewährt der Gemeinde, ihren Eigenbetrieben oder eigenbetriebähnlichen 

Einrichtungen gemäß der jeweils gültigen Konzessionsabgabenverordnung für deren 
Eigenverbrauch den höchst zulässigen Preisnachlass auf alle Preisbestanteile für den 
Netzzugang aller Abnahmestellen in Niederspannung der Gemeinde (derzeit in Höhe 
von 10 %).  

 
Für Eigengesellschaften der Gemeinde, die im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen im Wettbewerb stehen, wird dieser Nachlass nicht gewährt. 

 
4. Die Konzessionsabgabe ist spätestens bis zum 30.09. nach Ablauf des Abrechnungs-

jahres (Kalenderjahres) an die Gemeinde zu entrichten. Das EVU leistet auf die zu 
entrichtende Konzessionsabgaben jeweils zum Quartalsende eines jeden Kalen-
derjahres Abschläge in Höhe von 25% des Betrages, den die Kommune für das Vor-
Vorjahr erhalten hat. Die Abschlagshöhe wird mit der Endabrechung mitgeteilt. 

 
5. Die Gemeinde ist berechtigt, von dem EVU nach Ablauf eines Kalenderjahres eine 

von einem Wirtschaftsprüfer testierte Endabrechnung unter Aufschlüsselung der 
Konzessionsabgaben nach Mengen, Abnahmeverhältnissen und Kundenstruktur und 
Nachweis der Ordnungsgemäßheit der Abrechnung zu verlangen.  

 
 
§ 8 - Wirtschaftsklausel 
 
Sollten sich die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse, die für den Abschluss die-
ses Vertrages maßgebend waren, während der Vertragsdauer gegenüber dem Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses so wesentlich ändern, dass die Rechte und Pflichten der Ge-
meinde und des EVU nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen 
und das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag für einen der Vertragspartner eine un-
billige Härte bedeuten würde, kann dieser Vertragspartner eine Anpassung des Vertrages 
an die veränderten Verhältnisse verlangen. 
 
 
§ 9 - Übertragung von Rechten und Pflichten 
 
1. Die Gemeinde ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf einen 

Rechtsnachfolger zu übertragen.  
 
2. Das EVU ist im Wege der Einzelrechtsnachfolge berechtigt, die Rechte und Pflichten 

aus diesem Vertrag mit Zustimmung der Gemeinde auf einen Rechtsnachfolger zu 
übertragen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Dritte die Rechte und Pflich-
ten des EVU gegenüber der Gemeinde in vollem Umfang übernimmt und gegen sei-
ne technische und finanzielle Leistungsfähigkeit zur ordnungsgemäßen Vertragser-
füllung keine berechtigten Bedenken bestehen und es sich bei dem Rechtsnachfol-
ger um ein mit dem EVU verbundenes Unternehmen im Sinne des § 15 AktG han-
delt.  

 
3. Die Übertragung ist rechtzeitig – in der Regel mindestens sechs Monate vorher – 

anzukündigen. 
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§ 10 - Vertragsdauer 
 
Dieser Vertrag tritt zum 01.01.2013 in Kraft und gilt 20 Jahre. 
 
 
§ 11 - Endschaftsbestimmung 
 
1. Schließt die Gemeinde nach Ablauf dieses Vertrages keinen neuen Konzessionsver-

trag über das Vertragsgebiet mit dem EVU, sondern mit einem anderen EVU ab, ist 
das EVU verpflichtet, dem neuen EVU die im Vertragsgebiet vorhandenen Anlagen, 
die für die Verteilung der elektrischen Energie im Vertragsgebiet benötigt werden, 
gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung zu übertragen. Gleiches gilt, wenn 
die Gemeinde beschließt, die Energieversorgungsnetze selbst oder durch eine kom-
munale Gesellschaft zu betreiben. 

 
2. Als angemessene Vergütung für die Übertragung der Anlagen im Verhältnis 

zwischen dem EVU und der Gemeinde gilt der aus den tatsächlichen Anschaffungs- 
und Herstellungskosten durch Indizierung ermittelte Tagesneuwert der Anlagen ab-
züglich der Abschreibungen nach technisch wirtschaftlicher Nutzungsdauer (Sach-
zeitwert) zzgl. Umsatzsteuer. Sollte der Ertragswert der Anlagen den Sachzeitwert 
unterschreiten, so ist der Ertragswert anstelle des Sachzeitwertes maßgeblich. 

 
3. Sollte kraft gesetzlicher Normierung oder letztinstanzlicher höchstrichterlicher 

Rechtsprechung geregelt oder festgestellt werden, dass ein anderer Wert als der 
Sachzeitwert für die Bestimmung der wirtschaftlich angemessenen Vergütung ge-
mäß § 46 Absatz 2 Satz 2 EnWG maßgeblich ist, so gilt dieser Wert ab dem Zeit-
punkt der Rechtsgültigkeit der gesetzlichen Regelung bzw. Rechtskraft der höchst-
richterlichen Entscheidung anstelle des in Absatz 1 erwähnten Sachzeitwertes. Auch 
dieser Wert wird allerdings durch den Ertragswert nach oben begrenzt. 

 
4. Bei der Feststellung der Höhe des Wertes gemäß § 11 Ziffer 1 sind vom EVU bei Er-

stellung dieser Anlagen empfangene Baukostenzuschüsse sowie vergleichbare Zu-
schüsse, soweit sie zum Übernahmezeitpunkt nicht aufgelöst sind, zugunsten der 
Gemeinde zu berücksichtigen. 

 
5. Die Vertragspartner verpflichten sich, die Maßnahmen zur Trennung der Netze (Ent-

flechtungsmaßnahmen) und/oder zur Einbindung der Netze (Einbindungsmaßnah-
men) auf das zur Erfüllung der beiderseitigen Versorgungsaufgaben geringstmög-
liche Maß zu beschränken. Das EVU trägt dabei nur die Kosten der Entflechtung. 

 
6. Die Anlagen, welche das EVU zur Regionalversorgung benötigt, bleiben im Eigentum 

des EVU. Das EVU hat den Nachweis durch einen unabhängigen Sachverständigen 
zu erbringen, wenn es sich darauf beruft, dass eine Anlage nicht überwiegend der 
Versorgung des Vertragsgebietes dient. Hinsichtlich der Anlagen, die teilweise der 
Versorgung der Gemeinde dienen, wird das EVU mit dem zur Übernahme Berech-
tigten eine angemessene Lösung herbeiführen. 

 
7. Der Umfang der von der Gemeinde oder dem benannten Dritten zu übernehmenden 

Anlagen und die Höhe des Wertes dieser Anlagen sowie die notwendigen Entflech-
tungs- und Einbindungsmaßnahmen und deren Kosten werden - soweit sich die Ver-
tragsparteien untereinander nicht einigen können – von Sachverständigen gutach-
terlich ermittelt.  

 
Jeder der Vertragspartner bestellt einen Sachverständigen. Können sich die Sach-
verständigen nicht einigen, so entscheidet ein Obmann. Der Obmann wird von den 
Sachverständigen gemeinsam bestellt. Können sich die Sachverständigen über die 
Person des Obmannes nicht einigen, soll der Präsident des für die Gemeinde zustän-



Ausschreibungsverbund Ammerland 
Konzessionsvertrag Gas – Hauptangebot  

 
Az.: 177/10 // R:\RA\D25\D8132.DOC  Seite 8 von 9 

digen Oberlandesgerichtes um die Ernennung des Obmannes ersucht werden. Der 
Obmann muss die Befähigung zum Richteramt haben. 

 
8. Jede Partei trägt die für ihren Gutachter entstehenden Kosten in voller Höhe und die 

für den Obmann entstehenden Kosten zur Hälfte, wenn sich die Parteien aufgrund 
der Gutachten außergerichtlich vergleichen. Lehnt eine Partei jedoch den Vorschlag 
des Obmannes ab und wird der Streit im ordentlichen Rechtsweg ausgetragen, trägt 
jede Partei die Kosten des Gutachterverfahrens im gleichen Verhältnis, wie sie zur 
Tragung der Gerichtskosten verurteilt ist. 

 
9. Alle vorstehenden Regelung gelten als Vertrag zugunsten Dritter auch für das neue 

EVU, wenn es hiervon Gebrauch machen möchte. 
 
 
§ 12 - Auskunftspflichten 
 
1. Das EVU ist verpflichtet, der Gemeinde jederzeit die für die Bekanntmachung und 

Ausschreibung des Konzessionsvertrages nach § 46 Abs. 3 EnWG erforderlichen In-
formationen kostenfrei spätestens 6 Monate nach Aufforderung zur Verfügung zu 
stellen. Hierzu zählen insbesondere folgende Informationen: 
 

• Sachzeitwert der Anlagen im Versorgungsgebiet nebst nachvollziehbarer 
Erläuterungen zur Wertermittlung 

• Mengengerüst der für den Betrieb des Gasnetzes der allgemeinen Versorgung 
im Vertragsgebiet notwendigen Verteilungsanlagen mit Beschreibung der Anla-
gen nach Art, Umfang und Anschaffungsjahr und Erhaltungszustand. Hierzu 
gehören: die Länge der zum Netz gehörenden Niederdruck-, Mitteldruck- und 
Hochdruckleitungen (falls vorhanden), die Länge der Hausanschlussleitungen, 
die Anzahlt der Gasdruckregelanlagen/Gasverteilerstationen, Messanlagen, die 
Gasabgabemenge, die Anzahl der Gasübernahmestationen und Odorierungsan-
lagen, die Anzahl der Hausanschlüsse, die Anzahl der Zähler, die Anzahl der 
Netzkopplungspunkte 

• Anschaffungs- und Herstellungskosten zum Zeitpunkt der erstmaligen Aktivie-
rung, aufgegliedert nach einzelnen Anlagengegenständen mit netzkalkulatori-
schen anerkannten Nutzungsdauern und Anschaffungsjahr, 

• Tagesneuwerte der Anlagen 
• Höhe der nicht aufgelösten Netzanschlussbeiträge und Baukostenzuschüsse 

(aufgegliedert nach Jahr der Vereinnahmung); jeweils getrennt nach Hoch-, 
Mittel- und Niederdruckanlagen, 

• zur Ermittlung einer ggf. erforderlichen Netzentflechtung, insbesondere diesem 
Zweck dienende, soweit vorhanden, digitale ansonsten analoge Netzpläne des 
Hoch-, Mittel- und Niederdrucknetzes mit dem aktuellsten Bearbeitungsstand 
mindestens im Maßstab 1:500, aus denen sich auch die beim EVU ver-
bleibenden Durchgangsleitungen ergeben; 

• Verlustmengen im Netz 
• Die Anzahl und Stellenbeschreibung der dem Betrieb des Netzes im Vertrags-

gebiet unmittelbar zuordenbaren Mitarbeiter 
• Erlöse aus den vereinnahmten Netznutzungsentgelten aus den vergangenen 3 

Jahren, 
• Absatzmengen im Konzessionsgebiet (jeweils aufgegliedert nach Tarifkunden 

(getrennt nach Bedarfsgruppen) und Sondervertragskunden) 
 
2. Fordert die Gemeinde das EVU zur Überlassung der Informationen nach Absatz 1 

mehr als 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessionsvertrages auf, hat die Gemeinde 
50 % der für die Erstellung der Unterlagen anfallenden Kosten zu tragen. 

 
3. Das EVU führt auf seine Kosten spätestens 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessions-

vertrages auf Wunsch der Gemeinde die Aufnahme der Energieversorgungsanlagen 
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durch. Die Gemeinde ist berechtigt, eine sachverständige Person zu stellen. Die Auf-
nahme kann dann gemeinsam erfolgen. Die Gemeinde trägt dann die bei ihr anfal-
lenden Kosten.  

 
4. Nach einer Aufnahme gemäß § 12 Ziffer 3 werden in den zu übernehmenden Gebie-

ten Änderungen an den vorhandenen Gasverteilungsanlagen und/oder die Errich-
tung neuer Gasverteilungsanlagen nur im Einvernehmen mit dem Vertragspartner 
oder dem neuen EVU durchgeführt, soweit es sich hierbei um wesentliche und über 
den Übernahmetag hinaus wirkende Maßnahmen handelt. Dies gilt für max. drei 
Jahre vor dem Übernahmetag und nicht für reine Unterhaltungsmaßnahmen. 

 
 
§ 13 - Salvatorische Klausel 
 
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam und/oder undurchführbar sein 
oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages hier-
durch nicht berührt. Anstelle der unwirksamen und/oder undurchführbaren Bestimmung 
tritt im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung die Bestimmung, die dem wirtschaft-
lichen Zweck und dem Sinn der rechtsunwirksamen und/oder undurchführbaren Bestim-
mung am nächsten kommt. Entsprechend ist zu verfahren, wenn sich eine ergänzungs-
bedürftige Lücke ergibt. 
 
 
§ 14 - Schlussbestimmungen 
 
1. Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergän-

zungen dieses Vertrages einschließlich dieser Klausel bedürfen der Schriftform.  
 
2. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Landgericht Oldenburg.  
 
3. Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Die Gemeinde und das EVU erhal-

ten je eine Ausfertigung. 
 
 
 
………………., …………………………………..    ……………………….,………………………… 
 
 
 
………………………………………………………    …………………………………………………… 
Stadt / Gemeinde      EVU 
Bürgermeister       
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Hauptangebot 

 
Konzessionsvertrag Strom 

 
 
 
zwischen 
 
 
 
 
 
 

nachfolgend "Gemeinde" genannt 
und 
 
  
 
  
 
  
 

nachfolgend "EVU" genannt 
 
 
 
wird folgender Vertrag über die Nutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und 
den Betrieb von Leitungen, die zum Netz der allgemeinen Versorgung mit elektrischer 
Energie im Gemeindegebiet gehören, geschlossen. 
 
 
§ 1 – Aufgaben und Pflichten des EVU 
 
1. Das EVU errichtet und betreibt in der Gemeinde ein Elektrizitätsversorgungsnetz, 

das eine Versorgung entsprechend den Zielen des § 1 Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) sowie nach § 11 EnWG sicherstellt. Die Verteilungsanlagen stehen im 
Eigentum oder in der Verfügungsgewalt des EVU.  

 
 
2. Das EVU ist verpflichtet, während der Dauer dieses Vertrages jedermann im Ver-

tragsgebiet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen anzuschließen, es sei 
denn, dass dem EVU der Anschluss nach den Bestimmungen des Energiewirtschafts-
gesetzes nicht zugemutet werden kann.  

 
Das Vertragsgebiet im Sinne dieses Vertrages ist in der als Anlage 1 beigefügten 
Karte rot umrandet. 

 
3. Das EVU wird auf Bitte der Gemeinde ein kommunales Energieversorgungskonzept 

in Zusammenarbeit mit der Gemeinde und etwaigen anderen Energiedienstleistern 
erstellen und dieses bei Bedarf fortschreiben oder anpassen. 

 
 Das EVU verpflichtet sich, sich an der Ausarbeitung eines solchen Versorgungskon-

zeptes sowohl personell als auch finanziell maßgeblich zu beteiligen und seine Er-
fahrungen, insbesondere über Planung, Organisation und Abwicklung eines solchen 
gemeinsamen Projektes, einzubringen. Die Erstellung des örtlichen Versorgungs-
konzeptes erfolgt nach näherer Abstimmung mit der Gemeinde. 

 

PC_Kobbe
Textfeld
Anlage 5 zu Vorlage 2010/181
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4. Sollten sich im Rahmen des Versorgungskonzeptes wirtschaftliche Möglichkeiten des 
Einsatzes neuer Technologien ergeben, ist das EVU grundsätzlich bereit, diese bei 
neuen Anlagen zu verwirklichen. 

 
5. Das EVU ist bereit, die Gemeinde und ihre Bürger im Vertragsgebiet in Fragen der 

rationellen Elektrizitätsanwendung zu beraten. 
 
 
§ 2 - Rechte und Pflichten der Gemeinde 
 
1. Die Gemeinde räumt dem EVU für die Dauer dieses Vertrages das Recht ein, den 

der Verfügung der Gemeinde unterliegenden öffentlichen Verkehrsraum (Straßen, 
Wege, Plätze usw.) oberirdisch und unterirdisch für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Anlagen zur Versorgung von Kunden im Vertragsgebiet einschließ-
lich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör zu nutzen.  

 
2. Für Leitungen, die nicht ausschließlich der Versorgung in der Gemeinde dienen, 

räumt die Gemeinde dem EVU auf dessen Wunsch beschränkt persönliche Dienst-
barkeiten ein. Das EVU zahlt dabei an die Gemeinde eine Entschädigung in ange-
messener Höhe. Die bei der Einräumung der Dienstbarkeiten anfallenden Kosten 
trägt das EVU. Für den Fall der Umverlegung gilt abweichend zu § 1023 Abs. 1 S. 1 
BGB § 5 des Vertrages 

 
3. Die Gemeinde räumt dem EVU ferner das Recht ein, die nicht dem öffentlichen Ver-

kehrsraum zugehörenden Grundstücke der Gemeinde zu benutzen, wobei nach 
Überschreiten der Duldungspflicht gemäß der Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in 
Niederspannung (Niederspannungsanschlussverordnung – NAV) jeweils ein geson-
derter, entgeltlicher Gestattungsvertrag zu für beide Vertragspartner zumutbaren 
Bedingungen geschlossen wird. Die beabsichtigte erstmalige Nutzung fiskalischer 
Grundstücke hat das EVU der Gemeinde anzuzeigen und mitzuteilen, ob eine Dul-
dungspflicht nach der NAV vorliegt oder der Abschluss eines Gestattungsvertrages 
erforderlich ist. Für bereits verlegte Leitungen, ist das EVU verpflichtet, in einen be-
stehenden Gestattungsvertrag einzutreten oder – sollte ein solcher nicht bestehen – 
einen solchen spätestens 3 Monate nach Beginn dieses Vertrages abzuschließen. 

 
4. Wird das Eigentum an dem für die Anlage vom EVU in Anspruch genommenen 

Grundstück einem Dritten übertragen, informiert die Gemeinde das EVU rechtzeitig 
und bestellt auf Antrag des EVU zu dessen Gunsten und auf dessen Kosten eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit. Für eine eventuelle Wertminderung des Grund-
stücks leistet das EVU eine einmalige, angemessene Entschädigung, die mit der Ein-
tragung der Dienstbarkeit fällig wird. 

 
 
§ 3 - Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde und dem EVU 
 
1. Die Gemeinde und das EVU werden sich über Maßnahmen, die den anderen Ver-

tragspartner berühren, frühzeitig unterrichten und Gelegenheit zur Stellungnahme 
und Abstimmung in technischer und zeitlicher Hinsicht geben. Dies gilt auch, wenn 
Dritte Maßnahmen beabsichtigen, die sich auf Anlagen des EVU auswirken könnten.  

 
2. Die Gemeinde und das EVU werden bei Erfüllung dieses Vertrages vertrauensvoll 

zusammenwirken und gegenseitig auf ihre Interessen Rücksicht nehmen. 
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§ 4 - Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen 
 
1. Das EVU ist verpflichtet, die Stromverteilungsanlagen auf eigene Kosten in ein-

wandfreiem, betriebsfähigem und sicherem Zustand zu errichten und zu unterhal-
ten. Dabei ist das Regelwerk des Verbandes der Elektrotechnik, Elektronik und In-
formationstechnologie (VDE) zu beachten. 

 
Das EVU ist verpflichtet die Niederspannungs- und Mittelspannungskabel 
unterirdisch zu verlegen. 

 
2.  

Alternativpositionen im Hauptangebot zu dem Kriterium der Wirt-
schaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. Die 
Gemeinde ist berechtigt, die Mitverlegung von kommunalen Leitungen zu 
verlangen, wenn dies möglich ist. Die Gemeinde verpflichtet sich, den 
Mehraufwand zu tragen, welcher dem EVU durch die Mitverlegung entsteht. 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. 

 

 
3. Die Durchführung derartiger Arbeiten in öffentlichen Verkehrsräumen oder auf sons-

tigen gemeindeeigenen Grundstücken erfolgt grundsätzlich mit Zustimmung der Ge-
meinde. Die Zustimmung kann verweigert werden, wenn Belange des Natur-, Land-
schafts- und Umweltschutzes sowie der Gemeindegestaltung oder sonstige wesent-
liche öffentliche Interessen beeinträchtigt werden, oder ein anderer wichtiger Grund 
vorliegt. Dabei hat die Gemeinde auch die Belange des EVU an einer gesicherten 
und wirtschaftlichen Versorgung zu berücksichtigen. Ansprüche des EVU wegen 
einer zulässigen Zustimmungsverweigerung sind ausgeschlossen. Die Zustimmung 
ist nicht erforderlich bei Einzelanschlüssen und bei Umbauarbeiten von geringerer 
Bedeutung sowie bei der unaufschiebbaren Beseitigung von Störungen oder 
Schäden.  

 
4. Den Beginn von Bauvorhaben wird das EVU rechtzeitig dem für den Tiefbau zustän-

digen Fachbereich der Gemeinde schriftlich anzeigen. Dieses gilt nicht für die unauf-
schiebbare Beseitigung von Störungen, hier erfolgt die Anzeige während der darauf-
folgenden Dienststunden. Die Anzeige kann auch telefonisch erfolgen. Entsprechen-
des gilt, wenn die Gemeinde Bauarbeiten durchzuführen beabsichtigt, durch die die 
Verteilungsanlagen des EVU beeinträchtigt werden könnten. Bauarbeiten im öffent-
lichen Verkehrsraum sind unter Beachtung der erforderlichen Sicherheitsvorkehrun-
gen und möglichst geringer Behinderung des Verkehrs durchzuführen. 

 
5. Das EVU hat die für ihre Baumaßnahmen benutzten Grundstücke nach Beendigung 

der notwendigen Arbeiten umgehend auf seine Kosten entsprechend den geltenden 
anerkannten technischen Regeln in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen, 
der mindestens dem Zustand vor Beginn der Arbeiten oder einem gleichwertigen 
Zustand entspricht. Schäden, die auf Arbeiten des EVU zurückzuführen sind, wird 
das EVU auf seine Kosten unverzüglich beseitigen. Für eine einwandfreie Wiederher-
stellung hat das EVU Gewähr zu leisten. Die Gewährleistungsfrist beträgt 5 Jahre ab 
Abnahme der Arbeiten an den wiedergeherstellten Oberflächen durch die Gemeinde, 
spätestens aber 1 Monat nachdem der Gemeinde der Abschluss der Arbeiten mit-
geteilt wurde. 

 
6. Nach Beendigung der Bauarbeiten an der Straße, oder in sich abgeschlossener 

Teile, findet auf Wunsch der Gemeinde oder der des EVU eine gemeinsame Besichti-
gung statt. Die Gemeinde kann auf die gemeinsame Besichtigung verzichten. Über 
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eine Besichtigung wird eine Niederschrift gefertigt, in die etwaige Vorbehalte gegen 
festgestellte Mängel aufgenommen werden. Bei wesentlichen Mängeln findet nach 
deren Beseitigung durch das EVU eine nochmalige gemeinsame Besichtigung statt. 

 
7. Falls wegen des Vorhandenseins von Verteilungsanlagen besondere Aufwendungen 

der Gemeinde in ihrem öffentlichen Verkehrsraum erforderlich sind, hat das EVU 
den dadurch verursachten Mehraufwand zu tragen, soweit die Anlagen vom EVU für 
den Mehraufwand ursächlich sind. 

 
8. Das EVU führt ein Bestandsplanwerk über seine in der Gemeinde vorhandenen 

Verteilungsanlagen nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen Standard 
(derzeit GIS). Es stellt der Gemeinde jährlich eine aktualisierte Übersicht über die 
im Vertragsgebiet vorhandenen Verteilungsanlagen in der bei dem EVU 
vorhandenen Form unentgeltlich – auf Wunsch auch in elektronischer Form – zur 
Verfügung. Im Übrigen erhält die Gemeinde auf Anfrage bei Bedarf Auskunft über 
den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versorgungsnetzes. Die 
Gemeinde verpflichtet sich, Dritte darauf hinzuweisen, dass diese vor Durchführung 
von Baumaßnahmen Leitungsauskünfte beim EVU einzuholen haben. 

 
9.  

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Qualität der Leistungserbringung 

 

1. Werden Stromverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Um-
spannstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (min-
destens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde 
die Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das 
EVU nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen 
nicht zugemutet werden kann. Eine Entschädigung des EVU erfolgt 
nicht. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 

1. Werden Stromverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Um-
spannstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (mindes-
tens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde die 
Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das EVU 
nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen nicht 
zugemutet werden kann. 

 
Bei einer Beseitigung von Stromverteilungsanlagen und/oder Zubehör 
einschließlich Umspannstationen, die die Gemeinde veranlasst hat, hat 
das EVU einen Entschädigungsanspruch gegen die Gemeinde in Höhe 
des Sachzeitwertes der entsprechenden Anlage, der entsprechend  § 11 
dieses Vertrages berechnet wird. Dies gilt nicht, sofern ein Fall von § 5 
Abs. 2 (Folgepflicht) vorliegt oder es sich um Anlagen handelt, die vom 
EVU nicht nur vorübergehend nicht genutzt werden. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
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Lasten des EVU. 
 
 
§ 5 - Änderung der Verteilungsanlagen 
 
1. Erfordern gemeindliche Maßnahmen im öffentlichen Interesse aus Anlass der Ände-

rung von Straßen, Wegen, Plätzen, Gräben, Brücken, Kanalisations- und 
Wasserleitungen u.ä. die Änderungen oder Sicherungen der bestehenden 
Verteilungsanlagen des EVU auf Vertragsgrundstücken), so führt das EVU nach 
schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde die Änderung oder Sicherung in 
angemessener Frist durch (Folgepflicht).  

 
2. 

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) trägt das EVU. Davon 
abweichend trägt die Gemeinde die Folgekosten in den Fällen und in der 
Höhe, in denen ein Dritter verpflichtet ist, oder von der Gemeinde 
verpflichtet werden könnte, die Folgekosten zu erstatten, oder soweit 
sich ein Dritter an den Kosten der gemeindlichen Maßnahme beteiligt. 
Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, Gebühren und privatrechtliche Ent-
gelte nach abgaberechtlichen Vorschriften. 

 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) tragen das EVU und die 
Gemeinde je zur Hälfte. Davon abweichend trägt die Gemeinde die 
Folgekosten in den Fällen und in der Höhe, in denen ein Dritter ver-
pflichtet ist, oder von der Gemeinde verpflichtet werden könnte, die Fol-
gekosten zu erstatten, oder soweit sich ein Dritter an den Kosten der ge-
meindlichen Maßnahme beteiligt. Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, 
Gebühren und privatrechtliche Entgelte nach abgaberechtlichen Vor-
schriften. 

 

 

 
3. Soweit Folgekosten durch vermeidbare Fehlplanung der Gemeinde eintreten, hat 

die Gemeinde ebenfalls die Folgekosten zu tragen.  
 
4. Folgepflicht- und Folgekostenregelungen, die kraft Gesetzes oder aufgrund ander-

weitiger, schuldrechtlicher Vereinbarungen oder dinglicher Rechte bestehen, 
werden durch diesen Vertrag nicht berührt. 

 
 
§ 6 - Haftung 
 
1. Das EVU haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen für alle Schäden und 

Nachteile, die durch den Bau und den Betrieb ihrer Leitungen und Anlagen der Ge-
meinde oder Dritten entstehen. 

 
2. Von Schadenersatzansprüchen, die aus solchen Gründen Dritte gegenüber der Ge-

meinde geltend machen, hat das EVU die Gemeinde freizustellen. Die Gemeinde 
darf nur mit Zustimmung des EVU solche Ansprüche anerkennen oder einen Ver-
gleich über sie abschließen. Stimmt das EVU nicht zu, hat die Gemeinde einen et-
waigen Rechtsstreit im Einvernehmen mit dem EVU zu führen, und dabei dessen In-
teressen zu wahren. Das EVU trägt alle der Gemeinde durch den Rechtsstreit ent-
stehenden Kosten und hat die Entscheidung gegen sich gelten zu lassen. 

 
3. Werden bei Arbeiten der Gemeinde Anlagen des EVU beschädigt, hat die Gemeinde 

die durch die Wiederherstellung entstehenden Selbstkosten dann zu tragen, wenn 
ihr oder ihren Erfüllungsgehilfen ein schuldhaftes Verhalten nachgewiesen wird. 
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§ 7 - Konzessionsabgabe 
 
1. Als Gegenleistung für die dem EVU eingeräumten Rechte erhält die Gemeinde vom 

EVU eine Konzessionsabgabe. Dies gilt auch bei Durchleitungs- und Weitervertei-
lungsfällen nach § 2 Abs. 6 und 8 KAV.  

 
2. Das EVU zahlt die Konzessionsabgaben nach den Höchstsätzen der jeweils gültigen 

Konzessionsabgabenverordnung. 
 
3. Das EVU gewährt der Gemeinde, ihren Eigenbetrieben oder eigenbetriebähnlichen 

Einrichtungen gemäß der jeweils gültigen Konzessionsabgabenverordnung für deren 
Eigenverbrauch den höchst zulässigen Preisnachlass auf alle Preisbestanteile für den 
Netzzugang aller Abnahmestellen in Niederspannung der Gemeinde (derzeit in Höhe 
von 10 %).  

 
Für Eigengesellschaften der Gemeinde, die im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen im Wettbewerb stehen, wird dieser Nachlass nicht gewährt. 

 
4. Die Konzessionsabgabe ist spätestens bis zum 30.09. nach Ablauf des Abrechnungs-

jahres (Kalenderjahres) an die Gemeinde zu entrichten. Das EVU leistet auf die zu 
entrichtende Konzessionsabgaben jeweils zum Quartalsende eines jeden Kalen-
derjahres Abschläge in Höhe von 25% des Betrages, den die Kommune für das Vor-
Vorjahr erhalten hat. Die Abschlagshöhe wird mit der Endabrechung mitgeteilt. 

 
5. Die Gemeinde ist berechtigt, von dem EVU nach Ablauf eines Kalenderjahres eine 

von einem Wirtschaftsprüfer testierte Endabrechnung unter Aufschlüsselung der 
Konzessionsabgaben nach Mengen, Abnahmeverhältnissen und Kundenstruktur und 
Nachweis der Ordnungsgemäßheit der Abrechnung zu verlangen.  

 
 
§ 8 - Wirtschaftsklausel 
 
Sollten sich die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse, die für den Abschluss die-
ses Vertrages maßgebend waren, während der Vertragsdauer gegenüber dem Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses so wesentlich ändern, dass die Rechte und Pflichten der Ge-
meinde und des EVU nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen 
und das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag für einen der Vertragspartner eine un-
billige Härte bedeuten würde, kann dieser Vertragspartner eine Anpassung des Vertrages 
an die veränderten Verhältnisse verlangen. 
 
 
§ 9 - Übertragung von Rechten und Pflichten 
 
1. Die Gemeinde ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf einen 

Rechtsnachfolger zu übertragen.  
 
2. Das EVU ist im Wege der Einzelrechtsnachfolge berechtigt, die Rechte und Pflichten 

aus diesem Vertrag mit Zustimmung der Gemeinde auf einen Rechtsnachfolger zu 
übertragen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Dritte die Rechte und Pflich-
ten des EVU gegenüber der Gemeinde in vollem Umfang übernimmt und gegen sei-
ne technische und finanzielle Leistungsfähigkeit zur ordnungsgemäßen Vertragser-
füllung keine berechtigten Bedenken bestehen und es sich bei dem Rechtsnachfol-
ger um ein mit dem EVU verbundenes Unternehmen im Sinne des § 15 AktG han-
delt.  
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3. Die Übertragung ist rechtzeitig – in der Regel mindestens sechs Monate vorher – 
anzukündigen. 

 
 
§ 10 - Vertragsdauer 
 
Dieser Vertrag tritt zum 01.01.2013 in Kraft und gilt 20 Jahre. 
 
 
§ 11 - Endschaftsbestimmung 
 
1. Schließt die Gemeinde nach Ablauf dieses Vertrages keinen neuen Konzessionsver-

trag über das Vertragsgebiet mit dem EVU, sondern mit einem anderen EVU ab, ist 
das EVU verpflichtet, dem neuen EVU die im Vertragsgebiet vorhandenen Anlagen, 
die für die Verteilung der elektrischen Energie im Vertragsgebiet benötigt werden, 
gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung zu übertragen. Gleiches gilt, wenn 
die Gemeinde beschließt, die Energieversorgungsnetze selbst oder durch eine kom-
munale Gesellschaft zu betreiben. 

 
2. Als angemessene Vergütung für die Übertragung der Anlagen im Verhältnis 

zwischen dem EVU und der Gemeinde gilt der aus den tatsächlichen Anschaffungs- 
und Herstellungskosten durch Indizierung ermittelte Tagesneuwert der Anlagen ab-
züglich der Abschreibungen nach technisch wirtschaftlicher Nutzungsdauer (Sach-
zeitwert) zzgl. Umsatzsteuer. Sollte der Ertragswert der Anlagen den Sachzeitwert  
unterschreiten, so ist der Ertragswert anstelle des Sachzeitwertes maßgeblich. 

 
3. Sollte kraft gesetzlicher Normierung oder letztinstanzlicher höchstrichterlicher 

Rechtsprechung geregelt oder festgestellt werden, dass ein anderer Wert als der 
Sachzeitwert für die Bestimmung der wirtschaftlich angemessenen Vergütung ge-
mäß § 46 Absatz 2 Satz 2 EnWG maßgeblich ist, so gilt dieser Wert ab dem Zeit-
punkt der Rechtsgültigkeit der gesetzlichen Regelung bzw. Rechtskraft der höchst-
richterlichen Entscheidung anstelle des in Absatz 1 erwähnten Sachzeitwertes. Auch 
dieser Wert wird allerdings durch den Ertragswert nach oben begrenzt. 

 
4. Bei der Feststellung der Höhe des Wertes gemäß § 11 Ziffer 1 sind vom EVU bei Er-

stellung dieser Anlagen empfangene Baukostenzuschüsse sowie vergleichbare Zu-
schüsse, soweit sie zum Übernahmezeitpunkt nicht aufgelöst sind, zugunsten der 
Gemeinde zu berücksichtigen. 

 
5. Die Vertragspartner verpflichten sich, die Maßnahmen zur Trennung der Netze (Ent-

flechtungsmaßnahmen) und/oder zur Einbindung der Netze (Einbindungsmaßnah-
men) auf das zur Erfüllung der beiderseitigen Versorgungsaufgaben geringstmög-
liche Maß zu beschränken. Das EVU trägt dabei nur die Kosten der Entflechtung. 

 
6. Die Anlagen, welche das EVU zur Regionalversorgung benötigt, bleiben im Eigentum 

des EVU. Das EVU hat den Nachweis durch einen unabhängigen Sachverständigen 
zu erbringen, wenn es sich darauf beruft, dass eine Anlage nicht überwiegend der 
Versorgung des Vertragsgebietes dient. Hinsichtlich der Anlagen, die teilweise der 
Versorgung der Gemeinde dienen, wird das EVU mit dem zur Übernahme Berech-
tigten eine angemessene Lösung herbeiführen. 

 
7. Der Umfang der von der Gemeinde oder dem benannten Dritten zu übernehmenden 

Anlagen und die Höhe des Wertes dieser Anlagen sowie die notwendigen Entflech-
tungs- und Einbindungsmaßnahmen und deren Kosten werden - soweit sich die Ver-
tragsparteien untereinander nicht einigen können – von Sachverständigen gutach-
terlich ermittelt.  
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Jeder der Vertragspartner bestellt einen Sachverständigen. Können sich die Sach-
verständigen nicht einigen, so entscheidet ein Obmann. Der Obmann wird von den 
Sachverständigen gemeinsam bestellt. Können sich die Sachverständigen über die 
Person des Obmannes nicht einigen, soll der Präsident des für die Gemeinde zustän-
digen Oberlandesgerichtes um die Ernennung des Obmannes ersucht werden. Der 
Obmann muss die Befähigung zum Richteramt haben. 

 
8. Jede Partei trägt die für ihren Gutachter entstehenden Kosten in voller Höhe und die 

für den Obmann entstehenden Kosten zur Hälfte, wenn sich die Parteien aufgrund 
der Gutachten außergerichtlich vergleichen. Lehnt eine Partei jedoch den Vorschlag 
des Obmannes ab und wird der Streit im ordentlichen Rechtsweg ausgetragen, trägt 
jede Partei die Kosten des Gutachterverfahrens im gleichen Verhältnis, wie sie zur 
Tragung der Gerichtskosten verurteilt ist. 

 
9. Alle vorstehenden Regelung gelten als Vertrag zugunsten Dritter auch für das neue 

EVU, wenn es hiervon Gebrauch machen möchte. 
 
 
§ 12 - Auskunftspflichten 
 
1. Das EVU ist verpflichtet, der Gemeinde jederzeit die für die Bekanntmachung und 

Ausschreibung des Konzessionsvertrages nach § 46 Abs. 3 EnWG erforderlichen In-
formationen kostenfrei spätestens 6 Monate nach Aufforderung zur Verfügung zu 
stellen. Hierzu zählen insbesondere folgende Informationen: 
 

• Sachzeitwert der Anlagen im Versorgungsgebiet nebst nachvollziehbarer 
Erläuterungen zur Wertermittlung 

• Mengengerüst der für den Betrieb des Stromnetzes der allgemeinen Ver-
sorgung im Vertragsgebiet notwendigen Verteilungsanlagen mit Beschreibung 
der Anlagen nach Art, Umfang und Anschaffungsjahr und Erhaltungszustand. 
Hierzu gehören die Länge der zum Netz gehörenden Freileitungen und Kabel 
(nach Spannungsebene), die Länge der Hausanschlussfreileitungen oder –
kabel bzw. des Hausanschlussnetzes, die Anzahl der Umspannungsstationen, 
Messanlagen, Anzahl der Stationen und Kabelverteilerschränke, Hausan-
schlüsse, Zähler, Netzkopplungspunkte 

• Anschaffungs- und Herstellungskosten zum Zeitpunkt der erstmaligen Aktivie-
rung, aufgegliedert nach einzelnen Anlagengegenständen mit netzkalkulatori-
schen anerkannten Nutzungsdauern und Anschaffungsjahr, 

• Tagesneuwerte der Anlagen 
• Höhe der nicht aufgelösten Netzanschlussbeiträge und Baukostenzuschüsse 

(aufgegliedert nach Jahr der Vereinnahmung); jeweils getrennt nach Mittel-
spannungs- und Niederspannungsanlagen, 

• zur Ermittlung einer ggf. erforderlichen Netzentflechtung, insbesondere diesem 
Zweck dienende, soweit vorhanden, digitale ansonsten analoge Netzpläne des 
Niederspannungs- und Mittelspannungsnetzes mit dem aktuellsten Bearbei-
tungsstand mindestens im Maßstab 1:500, aus denen sich auch die beim EVU 
verbleibenden Durchgangsleitungen ergeben; 

• Verlustmengen im Netz 
• Die Anzahl und Stellenbeschreibung der dem Betrieb des Netzes im Vertrags-

gebiet unmittelbar zuordenbaren Mitarbeiter 
• Erlöse aus den vereinnahmten Netznutzungsentgelten aus den vergangenen 3 

Jahren, 
• Absatzmengen im Konzessionsgebiet (jeweils aufgegliedert nach Tarifkunden 

(getrennt nach Bedarfsgruppen) und Sondervertragskunden),  
 
2. Fordert die Gemeinde das EVU zur Überlassung der Informationen nach Absatz 1 

mehr als 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessionsvertrages auf, hat die Gemeinde 
50 % der für die Erstellung der Unterlagen anfallenden Kosten zu tragen. 
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3. Das EVU führt auf seine Kosten spätestens 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessions-

vertrages auf Wunsch der Gemeinde die Aufnahme der Energieversorgungsanlagen 
durch. Die Gemeinde ist berechtigt, eine sachverständige Person zu stellen. Die Auf-
nahme kann dann gemeinsam erfolgen. Die Gemeinde trägt dann die bei ihr anfal-
lenden Kosten.  

 
4. Nach einer Aufnahme gemäß § 12 Ziffer 3 werden in den zu übernehmenden Gebie-

ten Änderungen an den vorhandenen Stromverteilungsanlagen und/oder die Errich-
tung neuer Stromverteilungsanlagen nur im Einvernehmen mit dem Vertragspartner 
oder dem neuen EVU durchgeführt, soweit es sich hierbei um wesentliche und über 
den Übernahmetag hinaus wirkende Maßnahmen handelt. Dies gilt für max. drei 
Jahre vor dem Übernahmetag und nicht für reine Unterhaltungsmaßnahmen. 

 
 
§ 13 - Salvatorische Klausel 
 
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam und/oder undurchführbar sein 
oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages hier-
durch nicht berührt. Anstelle der unwirksamen und/oder undurchführbaren Bestimmung 
tritt im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung die Bestimmung, die dem wirtschaft-
lichen Zweck und dem Sinn der rechtsunwirksamen und/oder undurchführbaren Bestim-
mung am nächsten kommt. Entsprechend ist zu verfahren, wenn sich eine ergänzungs-
bedürftige Lücke ergibt. 
 
 
§ 14 - Schlussbestimmungen 
 
1. Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergän-

zungen dieses Vertrages einschließlich dieser Klausel bedürfen der Schriftform.  
 
2. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Landgericht Oldenburg.  
 
3. Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Die Gemeinde und das EVU erhal-

ten je eine Ausfertigung. 
 
 
 
………………., …………………………………..    ……………………….,………………………… 
 
 
 
………………………………………………………    …………………………………………………… 
Stadt / Gemeinde      EVU 
Bürgermeister       

PC_Hensmann
Textfeld
Vorlagen-Nr. 2010/181 - Anlage 5
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Nebenangebot 

 
Konzessionsvertrag Gas 

 
 
 
zwischen 
 
 
 
 
 
 

nachfolgend "Gemeinde" genannt 
und 
 
  
 
  
 
  
 

nachfolgend "EVU" genannt 
 
 
 
wird folgender Vertrag über die Nutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und 
den Betrieb von Leitungen, die zum Netz der allgemeinen Versorgung mit Gas im 
Gemeindegebiet gehören, geschlossen. 
 
 
§ 1 – Aufgaben und Pflichten des EVU 
 
1. Das EVU errichtet und betreibt in der Gemeinde ein Gasversorgungsnetz, das eine 

Versorgung entsprechend den Zielen des § 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
sowie nach § 11 EnWG sicherstellt. Die Verteilungsanlagen stehen im Eigentum 
oder in der Verfügungsgewalt des EVU.  

 
 
2. Das EVU ist verpflichtet, während der Dauer dieses Vertrages jedermann im Ver-

tragsgebiet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen anzuschließen, es sei 
denn, dass dem EVU der Anschluss nach den Bestimmungen des Energiewirtschafts-
gesetzes nicht zugemutet werden kann.  

 
2.a)  

Nebenangebote zu den Kriterien der Qualität der Leistungserbringung :  
Der Bieter könnte hier Regelungen zur Erschließung von Baugebieten, insbeson-
dere von Gewerbe- und Industriegebieten in Abstimmung mit der Gemeinde 
aufnehmen, so dass eine Unterdimensionierung der Leitungsnetze vermieden 
wird.  
 
 
 
 
 
 

 

PC_Hensmann
Textfeld
Anlage 6 zu Vorlage 2010/181
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Das Vertragsgebiet im Sinne dieses Vertrages ist in der als Anlage 1 beigefügten 
Karte rot umrandet. 

 
3.  

Hauptangebot Nebenangebot zum Kriterium des 
zukunftsfähigen Standort- und Un-
ternehmenskonzepts (erwünscht 
sind hier insbesondere Regelungen 
dazu, wie sich das EVU die Einbin-
dung der Gemeinde sowie Art, 
Umfang und Inhalt der Erstellung 
des Energiekonzeptes vorstellt.) 

Das EVU wird auf Bitte der Gemeinde ein 
kommunales Energieversorgungskonzept 
in Zusammenarbeit mit der Gemeinde 
und etwaigen anderen Energiedienstleis-
tern erstellen und dieses bei Bedarf fort-
schreiben oder anpassen.  

 

Das EVU verpflichtet sich, sich an der 
Ausarbeitung eines solchen Versorgungs-
konzeptes sowohl personell als auch fi-
nanziell maßgeblich zu beteiligen und 
seine Erfahrungen, insbesondere über 
Planung, Organisation und Abwicklung 
eines solchen gemeinsamen Projektes, 
einzubringen. Die Erstellung des örtlichen 
Versorgungskonzeptes erfolgt nach nähe-
rer Abstimmung mit der Gemeinde.  

 

 
4.  

Hauptangebot Nebenangebot: Der Bieter könnte hier 
unter dem Gesichtspunkt der Qualität 
der Leistungserbringung die Rege-
lung dahingehend verändern oder er-
gänzen, wie er gedenkt eine qualitativ 
hochwertige und ökologisch optimierte 
Dienstleistung anzubieten (z.B. ob und 
wie der Bieter gedenkt neue Technolo-
gien umzusetzen). 

Sollten sich im Rahmen des Versorgungs-
konzeptes wirtschaftliche Möglichkeiten 
des Einsatzes neuer Technologien er-
geben, ist das EVU grundsätzlich bereit, 
diese bei neuen Anlagen zu verwirk-
lichen.  

 

 
5.  

Hauptangebot Nebenangebot: Der Bieter könnte hier 
unter dem Kriterium des zukunfts-
fähigen Standort- und Unterneh-
menskonzepts ersetzend oder ergän-
zend Regelungen dahingehend aufneh-
men, wie er sich eine kundenfreundliche 
Versorgung vorstellt (z.B. örtliche Nähe, 
Einbindung regionaler Partner) 

Das EVU ist bereit, die Gemeinde und 
ihre Bürger im Vertragsgebiet in Fragen 
der rationellen Gasanwendung zu be-
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raten.  
 
 
§ 2 - Rechte und Pflichten der Gemeinde 
 
1. Die Gemeinde räumt dem EVU für die Dauer dieses Vertrages das Recht ein, den 

der Verfügung der Gemeinde unterliegenden öffentlichen Verkehrsraum (Straßen, 
Wege, Plätze usw.) oberirdisch und unterirdisch für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Anlagen zur Versorgung von Kunden im Vertragsgebiet einschließ-
lich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör zu nutzen.  

 
2. Für Leitungen, die nicht ausschließlich der Versorgung in der Gemeinde dienen, 

räumt die Gemeinde dem EVU auf dessen Wunsch beschränkt persönliche Dienst-
barkeiten ein. Das EVU zahlt dabei an die Gemeinde eine Entschädigung in ange-
messener Höhe. Die bei der Einräumung der Dienstbarkeiten anfallenden Kosten 
trägt das EVU. Für den Fall der Umverlegung gilt abweichend zu § 1023 Abs. 1 S. 1 
BGB § 5 des Vertrages 

 
3. Die Gemeinde räumt dem EVU ferner das Recht ein, die nicht dem öffentlichen Ver-

kehrsraum zugehörenden Grundstücke der Gemeinde zu benutzen, wobei nach 
Überschreiten der Duldungspflicht gemäß der Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Gasversorgung in Nie-
derdruck (Niederdruckanschlussverordnung – NDAV) jeweils ein gesonderter, 
entgeltlicher Gestattungsvertrag zu für beide Vertragspartner zumutbaren Be-
dingungen geschlossen wird. Die beabsichtigte erstmalige Nutzung fiskalischer 
Grundstücke hat das EVU der Gemeinde anzuzeigen und mitzuteilen, ob eine Dul-
dungspflicht nach der NDAV vorliegt oder der Abschluss eines Gestattungsvertrages 
erforderlich ist. Für bereits verlegte Leitungen, ist das EVU verpflichtet, in einen be-
stehenden Gestattungsvertrag einzutreten oder – sollte ein solcher nicht bestehen – 
einen solchen spätestens 3 Monate nach Beginn dieses Vertrages abzuschließen. 

 
4. Wird das Eigentum an dem für die Anlage vom EVU in Anspruch genommenen 

Grundstück einem Dritten übertragen, informiert die Gemeinde das EVU rechtzeitig 
und bestellt auf Antrag des EVU zu dessen Gunsten und auf dessen Kosten eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit. Für eine eventuelle Wertminderung des Grund-
stücks leistet das EVU eine einmalige, angemessene Entschädigung, die mit der Ein-
tragung der Dienstbarkeit fällig wird. 

 
 
§ 3 - Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde und dem EVU 
 
1. Die Gemeinde und das EVU werden sich über Maßnahmen, die den anderen Ver-

tragspartner berühren, frühzeitig unterrichten und Gelegenheit zur Stellungnahme 
und Abstimmung in technischer und zeitlicher Hinsicht geben. Dies gilt auch, wenn 
Dritte Maßnahmen beabsichtigen, die sich auf Anlagen des EVU auswirken könnten.  

 
2. Die Gemeinde und das EVU werden bei Erfüllung dieses Vertrages vertrauensvoll 

zusammenwirken und gegenseitig auf ihre Interessen Rücksicht nehmen. 
 
3.  

Nebenangebot: Hier könnte der Bieter unter dem Kriterium der wirtschaftlichen 
Leistungserbringung eine Regelung dazu aufnehmen, wie sich der Bieter eine 
Einbindung der Gemeinde bei der Aufgabenerfüllung vorstellt, insbesondere auch, 
zu welcher Art von Kooperation sich der Bieter bei der Leitungsverlegung mit 
Dritten verpflichten möchte. 
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§ 4 - Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen 
 
Hauptangebot Nebenangebot zum Kriterium der 

Qualität der Leistungserbringung:  
Der Bieter könnte hier zusätzlich 
Regelungen dazu aufnehmen, wie er sich 
eine Umsetzung der Ziele des § 1 EnWG 
zur Absicherung einer sicheren, preis-
günstigen, verbraucherfreundlichen, effi-
zienten und umweltverträglichen leitungs-
gebundenen Versorgung vorstellt. Z.B. 
sind hier Leistungen zur Absicherung der 
Versorgungssicherheit (Investitionsbereit-
schaft zur Vermeidung  eines „Fahrens auf 
Verschleiß“, Wartung und Instandhaltung, 
Netzausfallquoten etc.) sowie eine 
Aussage zu regelmäßigen Zertifizierungen 
für den Netzbetrieb erwünscht.  

1. Das EVU ist verpflichtet, die Gasvertei-
lungsanlagen auf eigene Kosten in ein-
wandfreiem, betriebsfähigem und si-
cherem Zustand zu errichten und zu 
unterhalten. Dabei ist das Regelwerk 
des Deutschen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches e.V. (DVGW) zu be-
achten. 

 

 
2.  

Alternativpositionen im Hauptangebot zu dem Kriterium der Wirt-
schaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. Die 
Gemeinde ist berechtigt, die Mitverlegung von kommunalen Leitungen zu 
verlangen, wenn dies möglich ist. Die Gemeinde verpflichtet sich, den 
Mehraufwand zu tragen, welcher dem EVU durch die Mitverlegung entsteht. 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. 

 

 
3. Die Durchführung derartiger Arbeiten in öffentlichen Verkehrsräumen oder auf sons-

tigen gemeindeeigenen Grundstücken erfolgt grundsätzlich mit Zustimmung der Ge-
meinde. Die Zustimmung kann verweigert werden, wenn Belange des Natur-, Land-
schafts- und Umweltschutzes sowie der Gemeindegestaltung oder sonstige wesent-
liche öffentliche Interessen beeinträchtigt werden, oder ein anderer wichtiger Grund 
vorliegt. Dabei hat die Gemeinde auch die Belange des EVU an einer gesicherten 
und wirtschaftlichen Versorgung zu berücksichtigen. Ansprüche des EVU wegen 
einer zulässigen Zustimmungsverweigerung sind ausgeschlossen. Die Zustimmung 
ist nicht erforderlich bei Einzelanschlüssen und bei Umbauarbeiten von geringerer 
Bedeutung sowie bei der unaufschiebbaren Beseitigung von Störungen oder 
Schäden.  

 
4. Den Beginn von Bauvorhaben wird das EVU rechtzeitig dem für den Tiefbau zustän-

digen Fachbereich der Gemeinde schriftlich anzeigen. Dieses gilt nicht für die unauf-
schiebbare Beseitigung von Störungen, hier erfolgt die Anzeige während der darauf-
folgenden Dienststunden. Die Anzeige kann auch telefonisch erfolgen. Entsprechen-
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des gilt, wenn die Gemeinde Bauarbeiten durchzuführen beabsichtigt, durch die die 
Verteilungsanlagen des EVU beeinträchtigt werden könnten. Bauarbeiten im öffent-
lichen Verkehrsraum sind unter Beachtung der erforderlichen Sicherheitsvorkehrun-
gen und möglichst geringer Behinderung des Verkehrs durchzuführen. 

 
5. Das EVU hat die für ihre Baumaßnahmen benutzten Grundstücke nach Beendigung 

der notwendigen Arbeiten umgehend auf seine Kosten entsprechend den geltenden 
anerkannten technischen Regeln in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen, 
der mindestens dem Zustand vor Beginn der Arbeiten oder einem gleichwertigen 
Zustand entspricht. Schäden, die auf Arbeiten des EVU zurückzuführen sind, wird 
das EVU auf seine Kosten unverzüglich beseitigen. Für eine einwandfreie Wiederher-
stellung hat das EVU Gewähr zu leisten. Die Gewährleistungsfrist beträgt 5 Jahre ab 
Abnahme der Arbeiten an den wiedergeherstellten Oberflächen durch die Gemeinde, 
spätestens aber 1 Monat nachdem der Gemeinde der Abschluss der Arbeiten mit-
geteilt wurde. 

 
6. Nach Beendigung der Bauarbeiten an der Straße, oder in sich abgeschlossener 

Teile, findet auf Wunsch der Gemeinde oder der des EVU eine gemeinsame Besichti-
gung statt. Die Gemeinde kann auf die gemeinsame Besichtigung verzichten. Über 
eine Besichtigung wird eine Niederschrift gefertigt, in die etwaige Vorbehalte gegen 
festgestellte Mängel aufgenommen werden. Bei wesentlichen Mängeln findet nach 
deren Beseitigung durch das EVU eine nochmalige gemeinsame Besichtigung statt. 

 
7. Falls wegen des Vorhandenseins von Verteilungsanlagen besondere Aufwendungen 

der Gemeinde in ihrem öffentlichen Verkehrsraum erforderlich sind, hat das EVU 
den dadurch verursachten Mehraufwand zu tragen, soweit die Anlagen vom EVU für 
den Mehraufwand ursächlich sind. 

 
8. Das EVU führt ein Bestandsplanwerk über seine in der Gemeinde vorhandenen 

Verteilungsanlagen nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen Standard 
(derzeit GIS). Es stellt der Gemeinde jährlich eine aktualisierte Übersicht über die 
im Vertragsgebiet vorhandenen Verteilungsanlagen in der bei dem EVU 
vorhandenen Form unentgeltlich – auf Wunsch auch in elektronischer Form – zur 
Verfügung. Im Übrigen erhält die Gemeinde auf Anfrage bei Bedarf Auskunft über 
den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versorgungsnetzes. Die 
Gemeinde verpflichtet sich, Dritte darauf hinzuweisen, dass diese vor Durchführung 
von Baumaßnahmen Leitungsauskünfte beim EVU einzuholen haben. 

 
9.  

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Qualität der Leistungserbringung 

 

1. Werden Gasverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Gasdruck-
regelstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (min-
destens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde 
die Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das 
EVU nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen 
nicht zugemutet werden kann. Eine Entschädigung des EVU erfolgt 
nicht. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 

1. Werden Gasverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Gasdruck-
regelstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
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triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (mindes-
tens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde die 
Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das EVU 
nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen nicht 
zugemutet werden kann. 

 
Bei einer Beseitigung von Gasverteilungsanlagen und/oder Zubehör ein-
schließlich Gasdruckregelstationen, die die Gemeinde veranlasst hat, hat 
das EVU einen Entschädigungsanspruch gegen die Gemeinde in Höhe 
des Sachzeitwertes der entsprechenden Anlage, der entsprechend  § 11 
dieses Vertrages berechnet wird. Dies gilt nicht, sofern ein Fall von § 5 
Abs. 2 (Folgepflicht) vorliegt oder es sich um Anlagen handelt, die vom 
EVU nicht nur vorübergehend nicht genutzt werden. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 
 
§ 5 - Änderung der Verteilungsanlagen 
 
1. Erfordern gemeindliche Maßnahmen im öffentlichen Interesse aus Anlass der Ände-

rung von Straßen, Wegen, Plätzen, Gräben, Brücken, Kanalisations- und Wasser-
leitungen u.ä. die Änderungen oder Sicherungen der bestehenden Verteilungs-
anlagen des EVU auf Vertragsgrundstücken), so führt das EVU nach schriftlicher 
Aufforderung durch die Gemeinde die Änderung oder Sicherung in angemessener 
Frist durch (Folgepflicht).  

 
2. 

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) trägt das EVU. Davon 
abweichend trägt die Gemeinde die Folgekosten in den Fällen und in der 
Höhe, in denen ein Dritter verpflichtet ist, oder von der Gemeinde 
verpflichtet werden könnte, die Folgekosten zu erstatten, oder soweit 
sich ein Dritter an den Kosten der gemeindlichen Maßnahme beteiligt. 
Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, Gebühren und privatrechtliche Ent-
gelte nach abgaberechtlichen Vorschriften. 

 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) tragen das EVU und die 
Gemeinde je zur Hälfte. Davon abweichend trägt die Gemeinde die 
Folgekosten in den Fällen und in der Höhe, in denen ein Dritter ver-
pflichtet ist, oder von der Gemeinde verpflichtet werden könnte, die Fol-
gekosten zu erstatten, oder soweit sich ein Dritter an den Kosten der ge-
meindlichen Maßnahme beteiligt. Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, 
Gebühren und privatrechtliche Entgelte nach abgaberechtlichen Vor-
schriften. 

 

 

 
3. Soweit Folgekosten durch vermeidbare Fehlplanung der Gemeinde eintreten, hat 

die Gemeinde ebenfalls die Folgekosten zu tragen.  
 
4. Folgepflicht- und Folgekostenregelungen, die kraft Gesetzes oder aufgrund ander-

weitiger, schuldrechtlicher Vereinbarungen oder dinglicher Rechte bestehen, 
werden durch diesen Vertrag nicht berührt. 
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§ 6 - Haftung 
 
1. Das EVU haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen für alle Schäden und 

Nachteile, die durch den Bau und den Betrieb ihrer Leitungen und Anlagen der Ge-
meinde oder Dritten entstehen. 

 
2. Von Schadenersatzansprüchen, die aus solchen Gründen Dritte gegenüber der Ge-

meinde geltend machen, hat das EVU die Gemeinde freizustellen. Die Gemeinde 
darf nur mit Zustimmung des EVU solche Ansprüche anerkennen oder einen Ver-
gleich über sie abschließen. Stimmt das EVU nicht zu, hat die Gemeinde einen et-
waigen Rechtsstreit im Einvernehmen mit dem EVU zu führen, und dabei dessen In-
teressen zu wahren. Das EVU trägt alle der Gemeinde durch den Rechtsstreit ent-
stehenden Kosten und hat die Entscheidung gegen sich gelten zu lassen. 

 
3. Werden bei Arbeiten der Gemeinde Anlagen des EVU beschädigt, hat die Gemeinde 

die durch die Wiederherstellung entstehenden Selbstkosten dann zu tragen, wenn 
ihr oder ihren Erfüllungsgehilfen ein schuldhaftes Verhalten nachgewiesen wird. 

 
 
§ 7 - Konzessionsabgabe 
 
1. Als Gegenleistung für die dem EVU eingeräumten Rechte erhält die Gemeinde vom 

EVU eine Konzessionsabgabe. Dies gilt auch bei Durchleitungs- und Weitervertei-
lungsfällen nach § 2 Abs. 6 und 8 KAV.  

 
2. Das EVU zahlt die Konzessionsabgaben nach den Höchstsätzen der jeweils gültigen 

Konzessionsabgabenverordnung. 
 
3. Das EVU gewährt der Gemeinde, ihren Eigenbetrieben oder eigenbetriebähnlichen 

Einrichtungen gemäß der jeweils gültigen Konzessionsabgabenverordnung für deren 
Eigenverbrauch den höchst zulässigen Preisnachlass auf alle Preisbestanteile für den 
Netzzugang aller Abnahmestellen in Niederspannung der Gemeinde (derzeit in Höhe 
von 10 %).  

 
Für Eigengesellschaften der Gemeinde, die im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen im Wettbewerb stehen, wird dieser Nachlass nicht gewährt. 

 
4. Die Konzessionsabgabe ist spätestens bis zum  
 

 
30.09.  
 
 
nach Ablauf des Abrechnungsjahres (Kalenderjahres) an die Gemeinde zu entrich-
ten. Das EVU leistet auf die zu entrichtende Konzessionsabgaben jeweils zum Quar-
talsende eines jeden Kalenderjahres Abschläge in Höhe von 25% des Betrages, den 
die Kommune für das Vor-Vorjahr erhalten hat. Die Abschlagshöhe wird mit der 
Endabrechung mitgeteilt. 

 
5. Die Gemeinde ist berechtigt, von dem EVU nach Ablauf eines Kalenderjahres eine 

von einem Wirtschaftsprüfer testierte Endabrechnung unter Aufschlüsselung der 
Konzessionsabgaben nach Mengen, Abnahmeverhältnissen und Kundenstruktur und 
Nachweis der Ordnungsgemäßheit der Abrechnung zu verlangen.  

 
 

Nebenangebot zur Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung: 
[Tag/Monat] 
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§ 8 - Wirtschaftsklausel 
 
Sollten sich die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse, die für den Abschluss die-
ses Vertrages maßgebend waren, während der Vertragsdauer gegenüber dem Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses so wesentlich ändern, dass die Rechte und Pflichten der Ge-
meinde und des EVU nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen 
und das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag für einen der Vertragspartner eine un-
billige Härte bedeuten würde, kann dieser Vertragspartner eine Anpassung des Vertrages 
an die veränderten Verhältnisse verlangen. 
 
 
§ 9 - Übertragung von Rechten und Pflichten 
 
1. Die Gemeinde ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf einen 

Rechtsnachfolger zu übertragen.  
 
2. Das EVU ist im Wege der Einzelrechtsnachfolge berechtigt, die Rechte und Pflichten 

aus diesem Vertrag mit Zustimmung der Gemeinde auf einen Rechtsnachfolger zu 
übertragen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Dritte die Rechte und Pflich-
ten des EVU gegenüber der Gemeinde in vollem Umfang übernimmt und gegen sei-
ne technische und finanzielle Leistungsfähigkeit zur ordnungsgemäßen Vertragser-
füllung keine berechtigten Bedenken bestehen und es sich bei dem Rechtsnachfol-
ger um ein mit dem EVU verbundenes Unternehmen im Sinne des § 15 AktG han-
delt.  

 
3. Die Übertragung ist rechtzeitig – in der Regel mindestens sechs Monate vorher – 

anzukündigen. 
 
 
§ 10 - Vertragsdauer 
 
 Nebenangebot zur Wirtschaftlichkeit 

der Leistungserbringung: Hier dürfen 
die Bieter auch kürzere Laufzeiten anbie-
ten, um den Gemeinden die Entscheidung 
zur möglichen Übernahme der Netze zu 
einem späteren Zeitpunkt vorzeitig zu er-
möglichen. Der Vertragsbeginn darf dabei 
nicht abweichend angeboten werden! 

Dieser Vertrag tritt zum 01.01.2013 in 
Kraft und gilt 20 Jahre. 

 

 
 
§ 11 - Endschaftsbestimmung 
 
1. Schließt die Gemeinde nach Ablauf dieses Vertrages keinen neuen Konzessionsver-

trag über das Vertragsgebiet mit dem EVU, sondern mit einem anderen EVU ab, ist 
das EVU verpflichtet, dem neuen EVU die im Vertragsgebiet vorhandenen Anlagen, 
die für die Verteilung der elektrischen Energie im Vertragsgebiet benötigt werden, 
gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung zu übertragen. Gleiches gilt, wenn 
die Gemeinde beschließt, die Energieversorgungsnetze selbst oder durch eine kom-
munale Gesellschaft zu betreiben. 
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Hauptangebot Nebenangebot: Unter dem Gesichtspunkt 

der wirtschaftlichen Leistungserbrin-
gung sind hier ergänzende oder ändernde 
Regelungen zur Wertermittlung erwünscht. 

2. Als angemessene Vergütung für die 
Übertragung der Anlagen im Verhält-
nis zwischen dem EVU und der Ge-
meinde gilt der aus den tatsächlichen 
Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten durch Indizierung ermittelte Ta-
gesneuwert der Anlagen abzüglich 
der Abschreibungen nach technisch 
wirtschaftlicher Nutzungsdauer 
(Sachzeitwert) zzgl. Umsatzsteuer. 
Sollte der Ertragswert der Anlagen 
den Sachzeitwert unterschreiten, so 
ist der Ertragswert anstelle des Sach-
zeitwertes maßgeblich. 

3. Sollte kraft gesetzlicher Normierung 
oder letztinstanzlicher höchstrichter-
licher Rechtsprechung geregelt oder 
festgestellt werden, dass ein anderer 
Wert als der Sachzeitwert für die Be-
stimmung der wirtschaftlich ange-
messenen Vergütung gemäß § 46 Ab-
satz 2 Satz 2 EnWG maßgeblich ist, 
so gilt dieser Wert ab dem Zeitpunkt 
der Rechtsgültigkeit der gesetzlichen 
Regelung bzw. Rechtskraft der 
höchstrichterlichen Entscheidung an-
stelle des in Absatz 1 erwähnten 
Sachzeitwertes. Auch dieser Wert 
wird allerdings durch den Ertragswert 
nach oben begrenzt. 

4. Bei der Feststellung der Höhe des 
Wertes gemäß § 11 Ziffer 1 sind vom 
EVU bei Erstellung dieser Anlagen 
empfangene Baukostenzuschüsse so-
wie vergleichbare Zuschüsse, soweit 
sie zum Übernahmezeitpunkt nicht 
aufgelöst sind, zugunsten der Ge-
meinde zu berücksichtigen. 

 

 
Hauptangebot Nebenangebot: Unter dem Gesichtspunkt 

der wirtschaftlichen Leistungserbrin-
gung sind hier Regelungen zur Kosten-
tragung und Art der Entflechtungs-
maßnahmen erwünscht (z.B. nur mess-
technische Entflechtung soweit zulässig). 

5. Die Vertragspartner verpflichten sich, 
die Maßnahmen zur Trennung der 
Netze (Entflechtungsmaßnahmen) 
und/oder zur Einbindung der Netze 
(Einbindungsmaßnahmen) auf das zur 
Erfüllung der beiderseitigen Versor-
gungsaufgaben geringstmögliche Maß 
zu beschränken. Das EVU trägt dabei 
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nur die Kosten der Entflechtung. 
 
6. Die Anlagen, welche das EVU zur Regionalversorgung benötigt, bleiben im Eigentum 

des EVU. Das EVU hat den Nachweis durch einen unabhängigen Sachverständigen 
zu erbringen, wenn es sich darauf beruft, dass eine Anlage nicht überwiegend der 
Versorgung des Vertragsgebietes dient. Hinsichtlich der Anlagen, die teilweise der 
Versorgung der Gemeinde dienen, wird das EVU mit dem zur Übernahme Berech-
tigten eine angemessene Lösung herbeiführen. 

 
7. Der Umfang der von der Gemeinde oder dem benannten Dritten zu übernehmenden 

Anlagen und die Höhe des Wertes dieser Anlagen sowie die notwendigen Entflech-
tungs- und Einbindungsmaßnahmen und deren Kosten werden - soweit sich die Ver-
tragsparteien untereinander nicht einigen können – von Sachverständigen gutach-
terlich ermittelt.  

 
Jeder der Vertragspartner bestellt einen Sachverständigen. Können sich die Sach-
verständigen nicht einigen, so entscheidet ein Obmann. Der Obmann wird von den 
Sachverständigen gemeinsam bestellt. Können sich die Sachverständigen über die 
Person des Obmannes nicht einigen, soll der Präsident des für die Gemeinde zustän-
digen Oberlandesgerichtes um die Ernennung des Obmannes ersucht werden. Der 
Obmann muss die Befähigung zum Richteramt haben. 

 
8. Jede Partei trägt die für ihren Gutachter entstehenden Kosten in voller Höhe und die 

für den Obmann entstehenden Kosten zur Hälfte, wenn sich die Parteien aufgrund 
der Gutachten außergerichtlich vergleichen. Lehnt eine Partei jedoch den Vorschlag 
des Obmannes ab und wird der Streit im ordentlichen Rechtsweg ausgetragen, trägt 
jede Partei die Kosten des Gutachterverfahrens im gleichen Verhältnis, wie sie zur 
Tragung der Gerichtskosten verurteilt ist. 

 
9. Alle vorstehenden Regelung gelten als Vertrag zugunsten Dritter auch für das neue 

EVU, wenn es hiervon Gebrauch machen möchte. 
 
 
§ 12 - Auskunftspflichten 
 
1. Das EVU ist verpflichtet, der Gemeinde jederzeit die für die Bekanntmachung und 

Ausschreibung des Konzessionsvertrages nach § 46 Abs. 3 EnWG erforderlichen In-
formationen kostenfrei spätestens  
 
 
6 Monate  
 
 
nach Aufforderung zur Verfügung zu stellen. Hierzu zählen insbesondere folgende 
Informationen: 
 

 Nebenangebot unter dem Gesichts-
punkt der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung  

• Sachzeitwert der Anlagen im Versor-
gungsgebiet nebst nachvollziehbarer 
Erläuterungen zur Wertermittlung 

• Mengengerüst der für den Betrieb 
des Gasnetzes der allgemeinen Ver-
sorgung im Vertragsgebiet notwen-
digen Verteilungsanlagen mit Be-
schreibung der Anlagen nach Art, 
Umfang und Anschaffungsjahr und 

 

Nebenangebot unter dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung: 
  [Monate] 
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Erhaltungszustand. Hierzu gehören: 
die Länge der zum Netz gehörenden 
Niederdruck-, Mitteldruck- und Hoch-
druckleitungen (falls vorhanden), die 
Länge der Hausanschlussleitungen, 
die Anzahlt der Gasdruckregelan-
lagen/Gasverteilerstationen, Messan-
lagen, die Gasabgabemenge, die An-
zahl der Gasübernahmestationen und 
Odorierungsanlagen, die Anzahl der 
Hausanschlüsse, die Anzahl der Zäh-
ler, die Anzahl der Netzkopplungs-
punkte 

• Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Aktivierung, aufgegliedert nach ein-
zelnen Anlagengegenständen mit 
netzkalkulatorischen anerkannten 
Nutzungsdauern und Anschaffungs-
jahr, 

• Tagesneuwerte der Anlagen 
• Höhe der nicht aufgelösten Netzan-

schlussbeiträge und Baukostenzu-
schüsse (aufgegliedert nach Jahr der 
Vereinnahmung); jeweils getrennt 
nach Hoch-, Mittel- und Niederdruck-
anlagen, 

• zur Ermittlung einer ggf. erforder-
lichen Netzentflechtung, insbesonde-
re diesem Zweck dienende, soweit 
vorhanden, digitale ansonsten ana-
loge Netzpläne des Hoch-, Mittel- 
und Niederdrucknetzes mit dem 
aktuellsten Bearbeitungsstand 
mindestens im Maßstab 1:500, aus 
denen sich auch die beim EVU ver-
bleibenden Durchgangsleitungen 
ergeben; 

• Verlustmengen im Netz 
• Die Anzahl und Stellenbeschreibung 

der dem Betrieb des Netzes im Ver-
tragsgebiet unmittelbar zuordenba-
ren Mitarbeiter 

• Erlöse aus den vereinnahmten Netz-
nutzungsentgelten aus den vergan-
genen 3 Jahren, 

• Absatzmengen im Konzessionsgebiet 
(jeweils aufgegliedert nach Tarifkun-
den (getrennt nach Bedarfsgruppen) 
und Sondervertragskunden) 

 
 
2. Fordert die Gemeinde das EVU zur Überlassung der Informationen nach Absatz 1 

mehr als 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessionsvertrages auf, hat die Gemeinde  
 
 
50 %  
 

Nebenangebot unter dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung: 
[%] 
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der für die Erstellung der Unterlagen anfallenden Kosten zu tragen. 

 
3. Das EVU führt auf seine Kosten spätestens 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessions-

vertrages auf Wunsch der Gemeinde die Aufnahme der Energieversorgungsanlagen 
durch. Die Gemeinde ist berechtigt, eine sachverständige Person zu stellen. Die Auf-
nahme kann dann gemeinsam erfolgen. Die Gemeinde trägt dann die bei ihr anfal-
lenden Kosten.  

 
Hauptangebot Nebenangebot unter dem Kriterium 

der Wirtschaftlichkeit der Leistungs-
erbringung 

4. Nach einer Aufnahme gemäß § 12 
Ziffer 3 werden in den zu überneh-
menden Gebieten Änderungen an den 
vorhandenen Gasverteilungsanlagen 
und/oder die Errichtung neuer Gas-
verteilungsanlagen nur im Einver-
nehmen mit dem Vertragspartner 
oder dem neuen EVU durchgeführt, 
soweit es sich hierbei um wesentliche 
und über den Übernahmetag hinaus 
wirkende Maßnahmen handelt. Dies 
gilt für max. drei Jahre vor dem Über-
nahmetag und nicht für reine Unter-
haltungsmaßnahmen. 

 

 
 
§ 13 - Salvatorische Klausel 
 
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam und/oder undurchführbar sein 
oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages hier-
durch nicht berührt. Anstelle der unwirksamen und/oder undurchführbaren Bestimmung 
tritt im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung die Bestimmung, die dem wirtschaft-
lichen Zweck und dem Sinn der rechtsunwirksamen und/oder undurchführbaren Bestim-
mung am nächsten kommt. Entsprechend ist zu verfahren, wenn sich eine ergänzungs-
bedürftige Lücke ergibt. 
 
 
§ 14 - Schlussbestimmungen 
 
1. Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergän-

zungen dieses Vertrages einschließlich dieser Klausel bedürfen der Schriftform.  
 
2. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Landgericht Oldenburg.  
 
3. Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Die Gemeinde und das EVU erhal-

ten je eine Ausfertigung. 
 
 
 
………………., …………………………………..    ……………………….,………………………… 
 
 
 
………………………………………………………    …………………………………………………… 
Stadt / Gemeinde      EVU 
Bürgermeister       
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Nebenangebot 

 
Konzessionsvertrag Strom 

 
 
 
zwischen 
 
 
 
 
 
 

nachfolgend "Gemeinde" genannt 
und 
 
  
 
  
 
  
 

nachfolgend "EVU" genannt 
 
 
 
wird folgender Vertrag über die Nutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und 
den Betrieb von Leitungen, die zum Netz der allgemeinen Versorgung mit elektrischer 
Energie im Gemeindegebiet gehören, geschlossen. 
 
 
§ 1 – Aufgaben und Pflichten des EVU 
 
1. Das EVU errichtet und betreibt in der Gemeinde ein Elektrizitätsversorgungsnetz, 

das eine Versorgung entsprechend den Zielen des § 1 Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) sowie nach § 11 EnWG sicherstellt. Die Verteilungsanlagen stehen im 
Eigentum oder in der Verfügungsgewalt des EVU.  

 
 
2. Das EVU ist verpflichtet, während der Dauer dieses Vertrages jedermann im Ver-

tragsgebiet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen anzuschließen, es sei 
denn, dass dem EVU der Anschluss nach den Bestimmungen des Energiewirtschafts-
gesetzes nicht zugemutet werden kann.  

 
2.a)  

Nebenangebote zu den Kriterien der Qualität der Leistungserbringung :  
Der Bieter könnte hier Regelungen zur Erschließung von Baugebieten, insbeson-
dere von Gewerbe- und Industriegebieten in Abstimmung mit der Gemeinde 
aufnehmen, so dass eine Unterdimensionierung der Leitungsnetze vermieden 
wird.  
 
 
 
 
 
 

 

PC_Hensmann
Textfeld
Anlage 7 zu Vorlage 2010/181
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Das Vertragsgebiet im Sinne dieses Vertrages ist in der als Anlage 1 beigefügten 
Karte rot umrandet. 

 
3.  

Hauptangebot Nebenangebot zum Kriterium des 
zukunftsfähigen Standort- und Un-
ternehmenskonzepts (erwünscht 
sind hier insbesondere Regelungen 
dazu, wie sich das EVU die Einbin-
dung der Gemeinde sowie Art, 
Umfang und Inhalt der Erstellung 
des Energiekonzeptes vorstellt.) 

Das EVU wird auf Bitte der Gemeinde ein 
kommunales Energieversorgungskonzept 
in Zusammenarbeit mit der Gemeinde 
und etwaigen anderen Energiedienstleis-
tern erstellen und dieses bei Bedarf fort-
schreiben oder anpassen.  

 

Das EVU verpflichtet sich, sich an der 
Ausarbeitung eines solchen Versorgungs-
konzeptes sowohl personell als auch fi-
nanziell maßgeblich zu beteiligen und 
seine Erfahrungen, insbesondere über 
Planung, Organisation und Abwicklung 
eines solchen gemeinsamen Projektes, 
einzubringen. Die Erstellung des örtlichen 
Versorgungskonzeptes erfolgt nach nähe-
rer Abstimmung mit der Gemeinde.  

 

 
4.  

Hauptangebot Nebenangebot: Der Bieter könnte hier 
unter dem Gesichtspunkt der Qualität 
der Leistungserbringung die 
Regelung dahingehend verändern oder 
ergänzen, wie er gedenkt eine qualitativ 
hochwertige und ökologisch optimierte 
Dienstleistung anzubieten (z.B. ob und 
wie der Bieter gedenkt neue Technolo-
gien, wie z.B: smart grid, smart mete-
ring umzusetzen). 

Sollten sich im Rahmen des Versorgungs-
konzeptes wirtschaftliche Möglichkeiten 
des Einsatzes neuer Technologien er-
geben, ist das EVU grundsätzlich bereit, 
diese bei neuen Anlagen zu verwirk-
lichen.  
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5.  
Hauptangebot Nebenangebot: Der Bieter könnte hier 

unter dem Kriterium des 
zukunftsfähigen Standort- und 
Unternehmenskonzepts ersetzend 
oder ergänzend Regelungen dahingehend 
aufnehmen, wie er sich eine kunden-
freundliche Versorgung vorstellt (z.B. 
örtliche Nähe, Einbindung regionaler 
Partner) 

Das EVU ist bereit, die Gemeinde und 
ihre Bürger im Vertragsgebiet in Fragen 
der rationellen Elektrizitätsanwendung zu 
beraten.  

 

 
 
§ 2 - Rechte und Pflichten der Gemeinde 
 
1. Die Gemeinde räumt dem EVU für die Dauer dieses Vertrages das Recht ein, den 

der Verfügung der Gemeinde unterliegenden öffentlichen Verkehrsraum (Straßen, 
Wege, Plätze usw.) oberirdisch und unterirdisch für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Anlagen zur Versorgung von Kunden im Vertragsgebiet einschließ-
lich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör zu nutzen.  

 
2. Für Leitungen, die nicht ausschließlich der Versorgung in der Gemeinde dienen, 

räumt die Gemeinde dem EVU auf dessen Wunsch beschränkt persönliche Dienst-
barkeiten ein. Das EVU zahlt dabei an die Gemeinde eine Entschädigung in ange-
messener Höhe. Die bei der Einräumung der Dienstbarkeiten anfallenden Kosten 
trägt das EVU. Für den Fall der Umverlegung gilt abweichend zu § 1023 Abs. 1 S. 1 
BGB § 5 des Vertrages 

 
3. Die Gemeinde räumt dem EVU ferner das Recht ein, die nicht dem öffentlichen Ver-

kehrsraum zugehörenden Grundstücke der Gemeinde zu benutzen, wobei nach 
Überschreiten der Duldungspflicht gemäß der Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in 
Niederspannung (Niederspannungsanschlussverordnung – NAV) jeweils ein geson-
derter, entgeltlicher Gestattungsvertrag zu für beide Vertragspartner zumutbaren 
Bedingungen geschlossen wird. Die beabsichtigte erstmalige Nutzung fiskalischer 
Grundstücke hat das EVU der Gemeinde anzuzeigen und mitzuteilen, ob eine Dul-
dungspflicht nach der NAV vorliegt oder der Abschluss eines Gestattungsvertrages 
erforderlich ist. Für bereits verlegte Leitungen, ist das EVU verpflichtet, in einen be-
stehenden Gestattungsvertrag einzutreten oder – sollte ein solcher nicht bestehen – 
einen solchen spätestens 3 Monate nach Beginn dieses Vertrages abzuschließen. 

 
4. Wird das Eigentum an dem für die Anlage vom EVU in Anspruch genommenen 

Grundstück einem Dritten übertragen, informiert die Gemeinde das EVU rechtzeitig 
und bestellt auf Antrag des EVU zu dessen Gunsten und auf dessen Kosten eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit. Für eine eventuelle Wertminderung des Grund-
stücks leistet das EVU eine einmalige, angemessene Entschädigung, die mit der Ein-
tragung der Dienstbarkeit fällig wird. 

 
 
§ 3 - Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde und dem EVU 
 
1. Die Gemeinde und das EVU werden sich über Maßnahmen, die den anderen Ver-

tragspartner berühren, frühzeitig unterrichten und Gelegenheit zur Stellungnahme 
und Abstimmung in technischer und zeitlicher Hinsicht geben. Dies gilt auch, wenn 
Dritte Maßnahmen beabsichtigen, die sich auf Anlagen des EVU auswirken könnten.  
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2. Die Gemeinde und das EVU werden bei Erfüllung dieses Vertrages vertrauensvoll 

zusammenwirken und gegenseitig auf ihre Interessen Rücksicht nehmen. 
 
3.  

Nebenangebot: Hier könnte der Bieter unter dem Kriterium der wirtschaftlichen 
Leistungserbringung eine Regelung dazu aufnehmen, wie sich der Bieter eine 
Einbindung der Gemeinde bei der Aufgabenerfüllung vorstellt, insbesondere auch, 
zu welcher Art von Kooperation sich der Bieter bei der Leitungsverlegung mit 
Dritten verpflichten möchte. 
 
 
 
 
 

 
 
§ 4 - Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen 
 
Hauptangebot Nebenangebot zum Kriterium der 

Qualität der Leistungserbringung:  
Der Bieter könnte hier zusätzlich 
Regelungen dazu aufnehmen, wie er sich 
eine Umsetzung der Ziele des § 1 EnWG 
zur Absicherung einer sicheren, 
preisgünstigen, verbraucherfreundlichen, 
effizienten und umweltverträglichen 
leitungsgebundenen Versorgung vorstellt. 
Z.B. sind hier Leistungen zur Absicherung 
der Versorgungssicherheit 
(Investitionsbereitschaft zur Vermeidung  
eines „Fahrens auf Verschleiß“, Wartung 
und Instandhaltung, Netzausfallquoten 
etc.) sowie eine Aussage zu regelmäßigen 
Zertifizierungen für den Netzbetrieb 
erwünscht.  

1. Das EVU ist verpflichtet, die Stromver-
teilungsanlagen auf eigene Kosten in 
einwandfreiem, betriebsfähigem und 
sicherem Zustand zu errichten und zu 
unterhalten. Dabei ist das Regelwerk 
des Verbandes der Elektrotechnik, 
Elektronik und Informationstechnologie 
(VDE) zu beachten. 

 
Das EVU ist verpflichtet die Nieder-
spannungs- und Mittelspannungskabel 
unterirdisch zu verlegen. 

 

 
2.  

Alternativpositionen im Hauptangebot zu dem Kriterium der Wirt-
schaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. Die 
Gemeinde ist berechtigt, die Mitverlegung von kommunalen Leitungen zu 
verlangen, wenn dies möglich ist. Die Gemeinde verpflichtet sich, den 
Mehraufwand zu tragen, welcher dem EVU durch die Mitverlegung entsteht. 
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Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. 

 

 
3. Die Durchführung derartiger Arbeiten in öffentlichen Verkehrsräumen oder auf sons-

tigen gemeindeeigenen Grundstücken erfolgt grundsätzlich mit Zustimmung der Ge-
meinde. Die Zustimmung kann verweigert werden, wenn Belange des Natur-, Land-
schafts- und Umweltschutzes sowie der Gemeindegestaltung oder sonstige wesent-
liche öffentliche Interessen beeinträchtigt werden, oder ein anderer wichtiger Grund 
vorliegt. Dabei hat die Gemeinde auch die Belange des EVU an einer gesicherten 
und wirtschaftlichen Versorgung zu berücksichtigen. Ansprüche des EVU wegen 
einer zulässigen Zustimmungsverweigerung sind ausgeschlossen. Die Zustimmung 
ist nicht erforderlich bei Einzelanschlüssen und bei Umbauarbeiten von geringerer 
Bedeutung sowie bei der unaufschiebbaren Beseitigung von Störungen oder 
Schäden.  

 
4. Den Beginn von Bauvorhaben wird das EVU rechtzeitig dem für den Tiefbau zustän-

digen Fachbereich der Gemeinde schriftlich anzeigen. Dieses gilt nicht für die unauf-
schiebbare Beseitigung von Störungen, hier erfolgt die Anzeige während der darauf-
folgenden Dienststunden. Die Anzeige kann auch telefonisch erfolgen. Entsprechen-
des gilt, wenn die Gemeinde Bauarbeiten durchzuführen beabsichtigt, durch die die 
Verteilungsanlagen des EVU beeinträchtigt werden könnten. Bauarbeiten im öffent-
lichen Verkehrsraum sind unter Beachtung der erforderlichen Sicherheitsvorkehrun-
gen und möglichst geringer Behinderung des Verkehrs durchzuführen. 

 
5. Das EVU hat die für ihre Baumaßnahmen benutzten Grundstücke nach Beendigung 

der notwendigen Arbeiten umgehend auf seine Kosten entsprechend den geltenden 
anerkannten technischen Regeln in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen, 
der mindestens dem Zustand vor Beginn der Arbeiten oder einem gleichwertigen 
Zustand entspricht. Schäden, die auf Arbeiten des EVU zurückzuführen sind, wird 
das EVU auf seine Kosten unverzüglich beseitigen. Für eine einwandfreie Wiederher-
stellung hat das EVU Gewähr zu leisten. Die Gewährleistungsfrist beträgt 5 Jahre ab 
Abnahme der Arbeiten an den wiedergeherstellten Oberflächen durch die Gemeinde, 
spätestens aber 1 Monat nachdem der Gemeinde der Abschluss der Arbeiten mit-
geteilt wurde. 

 
6. Nach Beendigung der Bauarbeiten an der Straße, oder in sich abgeschlossener 

Teile, findet auf Wunsch der Gemeinde oder der des EVU eine gemeinsame Besichti-
gung statt. Die Gemeinde kann auf die gemeinsame Besichtigung verzichten. Über 
eine Besichtigung wird eine Niederschrift gefertigt, in die etwaige Vorbehalte gegen 
festgestellte Mängel aufgenommen werden. Bei wesentlichen Mängeln findet nach 
deren Beseitigung durch das EVU eine nochmalige gemeinsame Besichtigung statt. 

 
7. Falls wegen des Vorhandenseins von Verteilungsanlagen besondere Aufwendungen 

der Gemeinde in ihrem öffentlichen Verkehrsraum erforderlich sind, hat das EVU 
den dadurch verursachten Mehraufwand zu tragen, soweit die Anlagen vom EVU für 
den Mehraufwand ursächlich sind. 

 
8. Das EVU führt ein Bestandsplanwerk über seine in der Gemeinde vorhandenen 

Verteilungsanlagen nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen Standard 
(derzeit GIS). Es stellt der Gemeinde jährlich eine aktualisierte Übersicht über die 
im Vertragsgebiet vorhandenen Verteilungsanlagen in der bei dem EVU 
vorhandenen Form unentgeltlich – auf Wunsch auch in elektronischer Form – zur 
Verfügung. Im Übrigen erhält die Gemeinde auf Anfrage bei Bedarf Auskunft über 
den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versorgungsnetzes. Die 
Gemeinde verpflichtet sich, Dritte darauf hinzuweisen, dass diese vor Durchführung 
von Baumaßnahmen Leitungsauskünfte beim EVU einzuholen haben. 
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9.  
Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Qualität der Leistungserbringung 

 

1. Werden Stromverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Um-
spannstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (min-
destens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde 
die Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das 
EVU nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen 
nicht zugemutet werden kann. Eine Entschädigung des EVU erfolgt 
nicht. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 

1. Werden Stromverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Um-
spannstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (mindes-
tens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde die 
Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das EVU 
nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen nicht 
zugemutet werden kann. 

 
Bei einer Beseitigung von Stromverteilungsanlagen und/oder Zubehör 
einschließlich Umspannstationen, die die Gemeinde veranlasst hat, hat 
das EVU einen Entschädigungsanspruch gegen die Gemeinde in Höhe 
des Sachzeitwertes der entsprechenden Anlage, der entsprechend  § 11 
dieses Vertrages berechnet wird. Dies gilt nicht, sofern ein Fall von § 5 
Abs. 2 (Folgepflicht) vorliegt oder es sich um Anlagen handelt, die vom 
EVU nicht nur vorübergehend nicht genutzt werden. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 

 
 
§ 5 - Änderung der Verteilungsanlagen 
 
1. Erfordern gemeindliche Maßnahmen im öffentlichen Interesse aus Anlass der Ände-

rung von Straßen, Wegen, Plätzen, Gräben, Brücken, Kanalisations- und 
Wasserleitungen u.ä. die Änderungen oder Sicherungen der bestehenden 
Verteilungsanlagen des EVU auf Vertragsgrundstücken), so führt das EVU nach 
schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde die Änderung oder Sicherung in 
angemessener Frist durch (Folgepflicht).  

 
2. 

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) trägt das EVU. Davon 
abweichend trägt die Gemeinde die Folgekosten in den Fällen und in der 
Höhe, in denen ein Dritter verpflichtet ist, oder von der Gemeinde 
verpflichtet werden könnte, die Folgekosten zu erstatten, oder soweit 
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sich ein Dritter an den Kosten der gemeindlichen Maßnahme beteiligt. 
Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, Gebühren und privatrechtliche Ent-
gelte nach abgaberechtlichen Vorschriften. 

 
Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) tragen das EVU und die 
Gemeinde je zur Hälfte. Davon abweichend trägt die Gemeinde die 
Folgekosten in den Fällen und in der Höhe, in denen ein Dritter ver-
pflichtet ist, oder von der Gemeinde verpflichtet werden könnte, die Fol-
gekosten zu erstatten, oder soweit sich ein Dritter an den Kosten der ge-
meindlichen Maßnahme beteiligt. Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, 
Gebühren und privatrechtliche Entgelte nach abgaberechtlichen Vor-
schriften. 

 

 

 
3. Soweit Folgekosten durch vermeidbare Fehlplanung der Gemeinde eintreten, hat 

die Gemeinde ebenfalls die Folgekosten zu tragen.  
 
4. Folgepflicht- und Folgekostenregelungen, die kraft Gesetzes oder aufgrund ander-

weitiger, schuldrechtlicher Vereinbarungen oder dinglicher Rechte bestehen, 
werden durch diesen Vertrag nicht berührt. 

 
 
§ 6 - Haftung 
 
1. Das EVU haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen für alle Schäden und 

Nachteile, die durch den Bau und den Betrieb ihrer Leitungen und Anlagen der Ge-
meinde oder Dritten entstehen. 

 
2. Von Schadenersatzansprüchen, die aus solchen Gründen Dritte gegenüber der Ge-

meinde geltend machen, hat das EVU die Gemeinde freizustellen. Die Gemeinde 
darf nur mit Zustimmung des EVU solche Ansprüche anerkennen oder einen Ver-
gleich über sie abschließen. Stimmt das EVU nicht zu, hat die Gemeinde einen et-
waigen Rechtsstreit im Einvernehmen mit dem EVU zu führen, und dabei dessen In-
teressen zu wahren. Das EVU trägt alle der Gemeinde durch den Rechtsstreit ent-
stehenden Kosten und hat die Entscheidung gegen sich gelten zu lassen. 

 
3. Werden bei Arbeiten der Gemeinde Anlagen des EVU beschädigt, hat die Gemeinde 

die durch die Wiederherstellung entstehenden Selbstkosten dann zu tragen, wenn 
ihr oder ihren Erfüllungsgehilfen ein schuldhaftes Verhalten nachgewiesen wird. 

 
 
§ 7 - Konzessionsabgabe 
 
1. Als Gegenleistung für die dem EVU eingeräumten Rechte erhält die Gemeinde vom 

EVU eine Konzessionsabgabe. Dies gilt auch bei Durchleitungs- und Weitervertei-
lungsfällen nach § 2 Abs. 6 und 8 KAV.  

 
2. Das EVU zahlt die Konzessionsabgaben nach den Höchstsätzen der jeweils gültigen 

Konzessionsabgabenverordnung. 
 
3. Das EVU gewährt der Gemeinde, ihren Eigenbetrieben oder eigenbetriebähnlichen 

Einrichtungen gemäß der jeweils gültigen Konzessionsabgabenverordnung für deren 
Eigenverbrauch den höchst zulässigen Preisnachlass auf alle Preisbestanteile für den 
Netzzugang aller Abnahmestellen in Niederspannung der Gemeinde (derzeit in Höhe 
von 10 %).  

 
Für Eigengesellschaften der Gemeinde, die im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen im Wettbewerb stehen, wird dieser Nachlass nicht gewährt. 
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4. Die Konzessionsabgabe ist spätestens bis zum  
 

 
30.09.  
 
 
nach Ablauf des Abrechnungsjahres (Kalenderjahres) an die Gemeinde zu entrich-
ten. Das EVU leistet auf die zu entrichtende Konzessionsabgaben jeweils zum Quar-
talsende eines jeden Kalenderjahres Abschläge in Höhe von 25% des Betrages, den 
die Kommune für das Vor-Vorjahr erhalten hat. Die Abschlagshöhe wird mit der 
Endabrechung mitgeteilt. 

 
5. Die Gemeinde ist berechtigt, von dem EVU nach Ablauf eines Kalenderjahres eine 

von einem Wirtschaftsprüfer testierte Endabrechnung unter Aufschlüsselung der 
Konzessionsabgaben nach Mengen, Abnahmeverhältnissen und Kundenstruktur und 
Nachweis der Ordnungsgemäßheit der Abrechnung zu verlangen.  

 
 
§ 8 - Wirtschaftsklausel 
 
Sollten sich die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse, die für den Abschluss die-
ses Vertrages maßgebend waren, während der Vertragsdauer gegenüber dem Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses so wesentlich ändern, dass die Rechte und Pflichten der Ge-
meinde und des EVU nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen 
und das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag für einen der Vertragspartner eine un-
billige Härte bedeuten würde, kann dieser Vertragspartner eine Anpassung des Vertrages 
an die veränderten Verhältnisse verlangen. 
 
 
§ 9 - Übertragung von Rechten und Pflichten 
 
1. Die Gemeinde ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf einen 

Rechtsnachfolger zu übertragen.  
 
2. Das EVU ist im Wege der Einzelrechtsnachfolge berechtigt, die Rechte und Pflichten 

aus diesem Vertrag mit Zustimmung der Gemeinde auf einen Rechtsnachfolger zu 
übertragen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Dritte die Rechte und Pflich-
ten des EVU gegenüber der Gemeinde in vollem Umfang übernimmt und gegen sei-
ne technische und finanzielle Leistungsfähigkeit zur ordnungsgemäßen Vertragser-
füllung keine berechtigten Bedenken bestehen und es sich bei dem Rechtsnachfol-
ger um ein mit dem EVU verbundenes Unternehmen im Sinne des § 15 AktG han-
delt.  

 
3. Die Übertragung ist rechtzeitig – in der Regel mindestens sechs Monate vorher – 

anzukündigen. 
 
 

Nebenangebot zur Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung: 
[Tag/Monat] 
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§ 10 - Vertragsdauer 
 
 Nebenangebot zur Wirtschaftlichkeit 

der Leistungserbringung: Hier dürfen 
die Bieter auch kürzere Laufzeiten 
anbieten, um den Gemeinden die 
Entscheidung zur möglichen Übernahme 
der Netze zu einem späteren Zeitpunkt 
vorzeitig zu ermöglichen. Der 
Vertragsbeginn darf dabei nicht 
abweichend angeboten werden! 

Dieser Vertrag tritt zum 01.01.2013 in 
Kraft und gilt 20 Jahre. 

 

 
 
§ 11 - Endschaftsbestimmung 
 
1. Schließt die Gemeinde nach Ablauf dieses Vertrages keinen neuen Konzessionsver-

trag über das Vertragsgebiet mit dem EVU, sondern mit einem anderen EVU ab, ist 
das EVU verpflichtet, dem neuen EVU die im Vertragsgebiet vorhandenen Anlagen, 
die für die Verteilung der elektrischen Energie im Vertragsgebiet benötigt werden, 
gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung zu übertragen. Gleiches gilt, wenn 
die Gemeinde beschließt, die Energieversorgungsnetze selbst oder durch eine kom-
munale Gesellschaft zu betreiben. 

 
Hauptangebot Nebenangebot: Unter dem Gesichtspunkt 

der wirtschaftlichen Leistungserbrin-
gung sind hier ergänzende oder ändernde 
Regelungen zur Wertermittlung erwünscht. 

2. Als angemessene Vergütung für die 
Übertragung der Anlagen im Verhält-
nis zwischen dem EVU und der Ge-
meinde gilt der aus den tatsächlichen 
Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten durch Indizierung ermittelte Ta-
gesneuwert der Anlagen abzüglich 
der Abschreibungen nach technisch 
wirtschaftlicher Nutzungsdauer 
(Sachzeitwert) zzgl. Umsatzsteuer. 
Sollte der Ertragswert der Anlagen 
den Sachzeitwert  unterschreiten, so 
ist der Ertragswert anstelle des Sach-
zeitwertes maßgeblich. 

3. Sollte kraft gesetzlicher Normierung 
oder letztinstanzlicher höchstrichter-
licher Rechtsprechung geregelt oder 
festgestellt werden, dass ein anderer 
Wert als der Sachzeitwert für die Be-
stimmung der wirtschaftlich ange-
messenen Vergütung gemäß § 46 Ab-
satz 2 Satz 2 EnWG maßgeblich ist, 
so gilt dieser Wert ab dem Zeitpunkt 
der Rechtsgültigkeit der gesetzlichen 
Regelung bzw. Rechtskraft der 
höchstrichterlichen Entscheidung an-
stelle des in Absatz 1 erwähnten 
Sachzeitwertes. Auch dieser Wert 
wird allerdings durch den Ertragswert 
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nach oben begrenzt. 
4. Bei der Feststellung der Höhe des 

Wertes gemäß § 11 Ziffer 1 sind vom 
EVU bei Erstellung dieser Anlagen 
empfangene Baukostenzuschüsse so-
wie vergleichbare Zuschüsse, soweit 
sie zum Übernahmezeitpunkt nicht 
aufgelöst sind, zugunsten der Ge-
meinde zu berücksichtigen. 

 
Hauptangebot Nebenangebot: Unter dem Gesichtspunkt 

der wirtschaftlichen Leistungserbrin-
gung sind hier Regelungen zur Kosten-
tragung und Art der Entflechtungs-
maßnahmen erwünscht (z.B. nur mess-
technische Entflechtung soweit zulässig). 

5. Die Vertragspartner verpflichten sich, 
die Maßnahmen zur Trennung der 
Netze (Entflechtungsmaßnahmen) 
und/oder zur Einbindung der Netze 
(Einbindungsmaßnahmen) auf das zur 
Erfüllung der beiderseitigen Versor-
gungsaufgaben geringstmögliche Maß 
zu beschränken. Das EVU trägt dabei 
nur die Kosten der Entflechtung. 

 

 
6. Die Anlagen, welche das EVU zur Regionalversorgung benötigt, bleiben im Eigentum 

des EVU. Das EVU hat den Nachweis durch einen unabhängigen Sachverständigen 
zu erbringen, wenn es sich darauf beruft, dass eine Anlage nicht überwiegend der 
Versorgung des Vertragsgebietes dient. Hinsichtlich der Anlagen, die teilweise der 
Versorgung der Gemeinde dienen, wird das EVU mit dem zur Übernahme Berech-
tigten eine angemessene Lösung herbeiführen. 

 
7. Der Umfang der von der Gemeinde oder dem benannten Dritten zu übernehmenden 

Anlagen und die Höhe des Wertes dieser Anlagen sowie die notwendigen Entflech-
tungs- und Einbindungsmaßnahmen und deren Kosten werden - soweit sich die Ver-
tragsparteien untereinander nicht einigen können – von Sachverständigen gutach-
terlich ermittelt.  

 
Jeder der Vertragspartner bestellt einen Sachverständigen. Können sich die Sach-
verständigen nicht einigen, so entscheidet ein Obmann. Der Obmann wird von den 
Sachverständigen gemeinsam bestellt. Können sich die Sachverständigen über die 
Person des Obmannes nicht einigen, soll der Präsident des für die Gemeinde zustän-
digen Oberlandesgerichtes um die Ernennung des Obmannes ersucht werden. Der 
Obmann muss die Befähigung zum Richteramt haben. 

 
8. Jede Partei trägt die für ihren Gutachter entstehenden Kosten in voller Höhe und die 

für den Obmann entstehenden Kosten zur Hälfte, wenn sich die Parteien aufgrund 
der Gutachten außergerichtlich vergleichen. Lehnt eine Partei jedoch den Vorschlag 
des Obmannes ab und wird der Streit im ordentlichen Rechtsweg ausgetragen, trägt 
jede Partei die Kosten des Gutachterverfahrens im gleichen Verhältnis, wie sie zur 
Tragung der Gerichtskosten verurteilt ist. 

 
9. Alle vorstehenden Regelung gelten als Vertrag zugunsten Dritter auch für das neue 

EVU, wenn es hiervon Gebrauch machen möchte. 
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§ 12 - Auskunftspflichten 
 
1. Das EVU ist verpflichtet, der Gemeinde jederzeit die für die Bekanntmachung und 

Ausschreibung des Konzessionsvertrages nach § 46 Abs. 3 EnWG erforderlichen In-
formationen kostenfrei spätestens  
 
 
6 Monate  
 
 
nach Aufforderung zur Verfügung zu stellen. Hierzu zählen insbesondere folgende 
Informationen: 
 
 Nebenangebot unter dem Gesichts-

punkt der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung  

• Sachzeitwert der Anlagen im Versor-
gungsgebiet nebst nachvollziehbarer 
Erläuterungen zur Wertermittlung 

• Mengengerüst der für den Betrieb 
des Stromnetzes der allgemeinen 
Versorgung im Vertragsgebiet 
notwendigen Verteilungsanlagen mit 
Beschreibung der Anlagen nach Art, 
Umfang und Anschaffungsjahr und 
Erhaltungszustand. Hierzu gehören 
die Länge der zum Netz gehörenden 
Freileitungen und Kabel (nach Span-
nungsebene), die Länge der Haus-
anschlussfreileitungen oder –kabel 
bzw. des Hausanschlussnetzes, die 
Anzahl der Umspannungsstationen, 
Messanlagen, Anzahl der Stationen 
und Kabelverteilerschränke, Hausan-
schlüsse, Zähler, Netzkopplungs-
punkte 

• Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Aktivierung, aufgegliedert nach ein-
zelnen Anlagengegenständen mit 
netzkalkulatorischen anerkannten 
Nutzungsdauern und Anschaffungs-
jahr, 

• Tagesneuwerte der Anlagen 
• Höhe der nicht aufgelösten Netzan-

schlussbeiträge und Baukostenzu-
schüsse (aufgegliedert nach Jahr der 
Vereinnahmung); jeweils getrennt 
nach Mittelspannungs- und Nieder-
spannungsanlagen, 

• zur Ermittlung einer ggf. erforder-
lichen Netzentflechtung, insbesonde-
re diesem Zweck dienende, soweit 
vorhanden, digitale ansonsten ana-
loge Netzpläne des Niederspan-
nungs- und Mittelspannungsnetzes 
mit dem aktuellsten Bearbeitungs-
stand mindestens im Maßstab 1:500, 

 

Nebenangebot unter dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung: 
  [Monate] 
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aus denen sich auch die beim EVU 
verbleibenden Durchgangsleitungen 
ergeben; 

• Verlustmengen im Netz 
• Die Anzahl und Stellenbeschreibung 

der dem Betrieb des Netzes im Ver-
tragsgebiet unmittelbar zuordenba-
ren Mitarbeiter 

• Erlöse aus den vereinnahmten Netz-
nutzungsentgelten aus den vergan-
genen 3 Jahren, 

• Absatzmengen im Konzessionsgebiet 
(jeweils aufgegliedert nach Tarifkun-
den (getrennt nach Bedarfsgruppen) 
und Sondervertragskunden),  

 
 
2. Fordert die Gemeinde das EVU zur Überlassung der Informationen nach Absatz 1 

mehr als 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessionsvertrages auf, hat die Gemeinde  
 
 
50 %  
 
 
der für die Erstellung der Unterlagen anfallenden Kosten zu tragen. 

 
3. Das EVU führt auf seine Kosten spätestens 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessions-

vertrages auf Wunsch der Gemeinde die Aufnahme der Energieversorgungsanlagen 
durch. Die Gemeinde ist berechtigt, eine sachverständige Person zu stellen. Die Auf-
nahme kann dann gemeinsam erfolgen. Die Gemeinde trägt dann die bei ihr anfal-
lenden Kosten.  

 
Hauptangebot Nebenangebot unter dem Kriterium 

der Wirtschaftlichkeit der Leistungs-
erbringung 

4. Nach einer Aufnahme gemäß § 12 
Ziffer 3 werden in den zu überneh-
menden Gebieten Änderungen an den 
vorhandenen Stromverteilungsanla-
gen und/oder die Errichtung neuer 
Stromverteilungsanlagen nur im Ein-
vernehmen mit dem Vertragspartner 
oder dem neuen EVU durchgeführt, 
soweit es sich hierbei um wesentliche 
und über den Übernahmetag hinaus 
wirkende Maßnahmen handelt. Dies 
gilt für max. drei Jahre vor dem Über-
nahmetag und nicht für reine Unter-
haltungsmaßnahmen. 

 

 
 
§ 13 - Salvatorische Klausel 
 
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam und/oder undurchführbar sein 
oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages hier-
durch nicht berührt. Anstelle der unwirksamen und/oder undurchführbaren Bestimmung 
tritt im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung die Bestimmung, die dem wirtschaft-
lichen Zweck und dem Sinn der rechtsunwirksamen und/oder undurchführbaren Bestim-

Nebenangebot unter dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung: 
[%] 
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mung am nächsten kommt. Entsprechend ist zu verfahren, wenn sich eine ergänzungs-
bedürftige Lücke ergibt. 
 
 
§ 14 - Schlussbestimmungen 
 
1. Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergän-

zungen dieses Vertrages einschließlich dieser Klausel bedürfen der Schriftform.  
 
2. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Landgericht Oldenburg.  
 
3. Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Die Gemeinde und das EVU erhal-

ten je eine Ausfertigung. 
 
 
 
………………., …………………………………..    ……………………….,………………………… 
 
 
 
………………………………………………………    …………………………………………………… 
Stadt / Gemeinde      EVU 
Bürgermeister       
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Nebenangebot 

 
Konzessionsvertrag Gas 

 
 
 
zwischen 
 
 
 
 
 
 

nachfolgend "Gemeinde" genannt 
und 
 
  
 
  
 
  
 

nachfolgend "EVU" genannt 
 
 
 
wird folgender Vertrag über die Nutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und 
den Betrieb von Leitungen, die zum Netz der allgemeinen Versorgung mit Gas im 
Gemeindegebiet gehören, geschlossen. 
 
 
§ 1 – Aufgaben und Pflichten des EVU 
 
1. Das EVU errichtet und betreibt in der Gemeinde ein Gasversorgungsnetz, das eine 

Versorgung entsprechend den Zielen des § 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
sowie nach § 11 EnWG sicherstellt. Die Verteilungsanlagen stehen im Eigentum 
oder in der Verfügungsgewalt des EVU.  

 
 
2. Das EVU ist verpflichtet, während der Dauer dieses Vertrages jedermann im Ver-

tragsgebiet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen anzuschließen, es sei 
denn, dass dem EVU der Anschluss nach den Bestimmungen des Energiewirtschafts-
gesetzes nicht zugemutet werden kann.  

 
2.a)  

Nebenangebote zu den Kriterien der Qualität der Leistungserbringung :  
Der Bieter könnte hier Regelungen zur Erschließung von Baugebieten, insbeson-
dere von Gewerbe- und Industriegebieten in Abstimmung mit der Gemeinde 
aufnehmen, so dass eine Unterdimensionierung der Leitungsnetze vermieden 
wird.  
 
 
 
 
 
 

 

PC_Hensmann
Textfeld
Anlage 8 zu Vorlage 2010/181
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Das Vertragsgebiet im Sinne dieses Vertrages ist in der als Anlage 1 beigefügten 
Karte rot umrandet. 

 
3.  

Hauptangebot Nebenangebot zum Kriterium des 
zukunftsfähigen Standort- und Un-
ternehmenskonzepts (erwünscht 
sind hier insbesondere Regelungen 
dazu, wie sich das EVU die Einbin-
dung der Gemeinde sowie Art, 
Umfang und Inhalt der Erstellung 
des Energiekonzeptes vorstellt.) 

Das EVU wird auf Bitte der Gemeinde ein 
kommunales Energieversorgungskonzept 
in Zusammenarbeit mit der Gemeinde 
und etwaigen anderen Energiedienstleis-
tern erstellen und dieses bei Bedarf fort-
schreiben oder anpassen.  

 

Das EVU verpflichtet sich, sich an der 
Ausarbeitung eines solchen Versorgungs-
konzeptes sowohl personell als auch fi-
nanziell maßgeblich zu beteiligen und 
seine Erfahrungen, insbesondere über 
Planung, Organisation und Abwicklung 
eines solchen gemeinsamen Projektes, 
einzubringen. Die Erstellung des örtlichen 
Versorgungskonzeptes erfolgt nach nähe-
rer Abstimmung mit der Gemeinde.  

 

 
4.  

Hauptangebot Nebenangebot: Der Bieter könnte hier 
unter dem Gesichtspunkt der Qualität 
der Leistungserbringung die Rege-
lung dahingehend verändern oder er-
gänzen, wie er gedenkt eine qualitativ 
hochwertige und ökologisch optimierte 
Dienstleistung anzubieten (z.B. ob und 
wie der Bieter gedenkt neue Technolo-
gien umzusetzen). 

Sollten sich im Rahmen des Versorgungs-
konzeptes wirtschaftliche Möglichkeiten 
des Einsatzes neuer Technologien er-
geben, ist das EVU grundsätzlich bereit, 
diese bei neuen Anlagen zu verwirk-
lichen.  

 

 
5.  

Hauptangebot Nebenangebot: Der Bieter könnte hier 
unter dem Kriterium des zukunfts-
fähigen Standort- und Unterneh-
menskonzepts ersetzend oder ergän-
zend Regelungen dahingehend aufneh-
men, wie er sich eine kundenfreundliche 
Versorgung vorstellt (z.B. örtliche Nähe, 
Einbindung regionaler Partner) 

Das EVU ist bereit, die Gemeinde und 
ihre Bürger im Vertragsgebiet in Fragen 
der rationellen Gasanwendung zu be-

 



Ausschreibungsverbund Ammerland 
Konzessionsvertrag Gas – Nebenangebot 2  

 
Az.: 177/10 // R:\RA\D25\D8131.DOC  Seite 3 von 12 

raten.  
 
 
§ 2 - Rechte und Pflichten der Gemeinde 
 
1. Die Gemeinde räumt dem EVU für die Dauer dieses Vertrages das Recht ein, den 

der Verfügung der Gemeinde unterliegenden öffentlichen Verkehrsraum (Straßen, 
Wege, Plätze usw.) oberirdisch und unterirdisch für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Anlagen zur Versorgung von Kunden im Vertragsgebiet einschließ-
lich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör zu nutzen.  

 
2. Für Leitungen, die nicht ausschließlich der Versorgung in der Gemeinde dienen, 

räumt die Gemeinde dem EVU auf dessen Wunsch beschränkt persönliche Dienst-
barkeiten ein. Das EVU zahlt dabei an die Gemeinde eine Entschädigung in ange-
messener Höhe. Die bei der Einräumung der Dienstbarkeiten anfallenden Kosten 
trägt das EVU. Für den Fall der Umverlegung gilt abweichend zu § 1023 Abs. 1 S. 1 
BGB § 5 des Vertrages 

 
3. Die Gemeinde räumt dem EVU ferner das Recht ein, die nicht dem öffentlichen Ver-

kehrsraum zugehörenden Grundstücke der Gemeinde zu benutzen, wobei nach 
Überschreiten der Duldungspflicht gemäß der Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Gasversorgung in Nie-
derdruck (Niederdruckanschlussverordnung – NDAV) jeweils ein gesonderter, 
entgeltlicher Gestattungsvertrag zu für beide Vertragspartner zumutbaren Be-
dingungen geschlossen wird. Die beabsichtigte erstmalige Nutzung fiskalischer 
Grundstücke hat das EVU der Gemeinde anzuzeigen und mitzuteilen, ob eine Dul-
dungspflicht nach der NDAV vorliegt oder der Abschluss eines Gestattungsvertrages 
erforderlich ist. Für bereits verlegte Leitungen, ist das EVU verpflichtet, in einen be-
stehenden Gestattungsvertrag einzutreten oder – sollte ein solcher nicht bestehen – 
einen solchen spätestens 3 Monate nach Beginn dieses Vertrages abzuschließen. 

 
4. Wird das Eigentum an dem für die Anlage vom EVU in Anspruch genommenen 

Grundstück einem Dritten übertragen, informiert die Gemeinde das EVU rechtzeitig 
und bestellt auf Antrag des EVU zu dessen Gunsten und auf dessen Kosten eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit. Für eine eventuelle Wertminderung des Grund-
stücks leistet das EVU eine einmalige, angemessene Entschädigung, die mit der Ein-
tragung der Dienstbarkeit fällig wird. 

 
 
§ 3 - Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde und dem EVU 
 
1. Die Gemeinde und das EVU werden sich über Maßnahmen, die den anderen Ver-

tragspartner berühren, frühzeitig unterrichten und Gelegenheit zur Stellungnahme 
und Abstimmung in technischer und zeitlicher Hinsicht geben. Dies gilt auch, wenn 
Dritte Maßnahmen beabsichtigen, die sich auf Anlagen des EVU auswirken könnten.  

 
2. Die Gemeinde und das EVU werden bei Erfüllung dieses Vertrages vertrauensvoll 

zusammenwirken und gegenseitig auf ihre Interessen Rücksicht nehmen. 
 
3.  

Nebenangebot: Hier könnte der Bieter unter dem Kriterium der wirtschaftlichen 
Leistungserbringung eine Regelung dazu aufnehmen, wie sich der Bieter eine 
Einbindung der Gemeinde bei der Aufgabenerfüllung vorstellt, insbesondere auch, 
zu welcher Art von Kooperation sich der Bieter bei der Leitungsverlegung mit 
Dritten verpflichten möchte. 
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§ 4 - Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen 
 
Hauptangebot Nebenangebot zum Kriterium der 

Qualität der Leistungserbringung:  
Der Bieter könnte hier zusätzlich 
Regelungen dazu aufnehmen, wie er sich 
eine Umsetzung der Ziele des § 1 EnWG 
zur Absicherung einer sicheren, preis-
günstigen, verbraucherfreundlichen, effi-
zienten und umweltverträglichen leitungs-
gebundenen Versorgung vorstellt. Z.B. 
sind hier Leistungen zur Absicherung der 
Versorgungssicherheit (Investitionsbereit-
schaft zur Vermeidung  eines „Fahrens auf 
Verschleiß“, Wartung und Instandhaltung, 
Netzausfallquoten etc.) sowie eine 
Aussage zu regelmäßigen Zertifizierungen 
für den Netzbetrieb erwünscht.  

1. Das EVU ist verpflichtet, die Gasvertei-
lungsanlagen auf eigene Kosten in ein-
wandfreiem, betriebsfähigem und si-
cherem Zustand zu errichten und zu 
unterhalten. Dabei ist das Regelwerk 
des Deutschen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches e.V. (DVGW) zu be-
achten. 

 

 
2.  

Alternativpositionen im Hauptangebot zu dem Kriterium der Wirt-
schaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. Die 
Gemeinde ist berechtigt, die Mitverlegung von kommunalen Leitungen zu 
verlangen, wenn dies möglich ist. Die Gemeinde verpflichtet sich, den 
Mehraufwand zu tragen, welcher dem EVU durch die Mitverlegung entsteht. 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. 

 

 
3. Die Durchführung derartiger Arbeiten in öffentlichen Verkehrsräumen oder auf sons-

tigen gemeindeeigenen Grundstücken erfolgt grundsätzlich mit Zustimmung der Ge-
meinde. Die Zustimmung kann verweigert werden, wenn Belange des Natur-, Land-
schafts- und Umweltschutzes sowie der Gemeindegestaltung oder sonstige wesent-
liche öffentliche Interessen beeinträchtigt werden, oder ein anderer wichtiger Grund 
vorliegt. Dabei hat die Gemeinde auch die Belange des EVU an einer gesicherten 
und wirtschaftlichen Versorgung zu berücksichtigen. Ansprüche des EVU wegen 
einer zulässigen Zustimmungsverweigerung sind ausgeschlossen. Die Zustimmung 
ist nicht erforderlich bei Einzelanschlüssen und bei Umbauarbeiten von geringerer 
Bedeutung sowie bei der unaufschiebbaren Beseitigung von Störungen oder 
Schäden.  

 
4. Den Beginn von Bauvorhaben wird das EVU rechtzeitig dem für den Tiefbau zustän-

digen Fachbereich der Gemeinde schriftlich anzeigen. Dieses gilt nicht für die unauf-
schiebbare Beseitigung von Störungen, hier erfolgt die Anzeige während der darauf-
folgenden Dienststunden. Die Anzeige kann auch telefonisch erfolgen. Entsprechen-
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des gilt, wenn die Gemeinde Bauarbeiten durchzuführen beabsichtigt, durch die die 
Verteilungsanlagen des EVU beeinträchtigt werden könnten. Bauarbeiten im öffent-
lichen Verkehrsraum sind unter Beachtung der erforderlichen Sicherheitsvorkehrun-
gen und möglichst geringer Behinderung des Verkehrs durchzuführen. 

 
5. Das EVU hat die für ihre Baumaßnahmen benutzten Grundstücke nach Beendigung 

der notwendigen Arbeiten umgehend auf seine Kosten entsprechend den geltenden 
anerkannten technischen Regeln in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen, 
der mindestens dem Zustand vor Beginn der Arbeiten oder einem gleichwertigen 
Zustand entspricht. Schäden, die auf Arbeiten des EVU zurückzuführen sind, wird 
das EVU auf seine Kosten unverzüglich beseitigen. Für eine einwandfreie Wiederher-
stellung hat das EVU Gewähr zu leisten. Die Gewährleistungsfrist beträgt 5 Jahre ab 
Abnahme der Arbeiten an den wiedergeherstellten Oberflächen durch die Gemeinde, 
spätestens aber 1 Monat nachdem der Gemeinde der Abschluss der Arbeiten mit-
geteilt wurde. 

 
6. Nach Beendigung der Bauarbeiten an der Straße, oder in sich abgeschlossener 

Teile, findet auf Wunsch der Gemeinde oder der des EVU eine gemeinsame Besichti-
gung statt. Die Gemeinde kann auf die gemeinsame Besichtigung verzichten. Über 
eine Besichtigung wird eine Niederschrift gefertigt, in die etwaige Vorbehalte gegen 
festgestellte Mängel aufgenommen werden. Bei wesentlichen Mängeln findet nach 
deren Beseitigung durch das EVU eine nochmalige gemeinsame Besichtigung statt. 

 
7. Falls wegen des Vorhandenseins von Verteilungsanlagen besondere Aufwendungen 

der Gemeinde in ihrem öffentlichen Verkehrsraum erforderlich sind, hat das EVU 
den dadurch verursachten Mehraufwand zu tragen, soweit die Anlagen vom EVU für 
den Mehraufwand ursächlich sind. 

 
8. Das EVU führt ein Bestandsplanwerk über seine in der Gemeinde vorhandenen 

Verteilungsanlagen nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen Standard 
(derzeit GIS). Es stellt der Gemeinde jährlich eine aktualisierte Übersicht über die 
im Vertragsgebiet vorhandenen Verteilungsanlagen in der bei dem EVU 
vorhandenen Form unentgeltlich – auf Wunsch auch in elektronischer Form – zur 
Verfügung. Im Übrigen erhält die Gemeinde auf Anfrage bei Bedarf Auskunft über 
den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versorgungsnetzes. Die 
Gemeinde verpflichtet sich, Dritte darauf hinzuweisen, dass diese vor Durchführung 
von Baumaßnahmen Leitungsauskünfte beim EVU einzuholen haben. 

 
9.  

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Qualität der Leistungserbringung 

 

1. Werden Gasverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Gasdruck-
regelstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (min-
destens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde 
die Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das 
EVU nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen 
nicht zugemutet werden kann. Eine Entschädigung des EVU erfolgt 
nicht. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 

1. Werden Gasverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Gasdruck-
regelstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
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triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (mindes-
tens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde die 
Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das EVU 
nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen nicht 
zugemutet werden kann. 

 
Bei einer Beseitigung von Gasverteilungsanlagen und/oder Zubehör ein-
schließlich Gasdruckregelstationen, die die Gemeinde veranlasst hat, hat 
das EVU einen Entschädigungsanspruch gegen die Gemeinde in Höhe 
des Sachzeitwertes der entsprechenden Anlage, der entsprechend  § 11 
dieses Vertrages berechnet wird. Dies gilt nicht, sofern ein Fall von § 5 
Abs. 2 (Folgepflicht) vorliegt oder es sich um Anlagen handelt, die vom 
EVU nicht nur vorübergehend nicht genutzt werden. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 
 
§ 5 - Änderung der Verteilungsanlagen 
 
1. Erfordern gemeindliche Maßnahmen im öffentlichen Interesse aus Anlass der Ände-

rung von Straßen, Wegen, Plätzen, Gräben, Brücken, Kanalisations- und Wasser-
leitungen u.ä. die Änderungen oder Sicherungen der bestehenden Verteilungs-
anlagen des EVU auf Vertragsgrundstücken), so führt das EVU nach schriftlicher 
Aufforderung durch die Gemeinde die Änderung oder Sicherung in angemessener 
Frist durch (Folgepflicht).  

 
2. 

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) trägt das EVU. Davon 
abweichend trägt die Gemeinde die Folgekosten in den Fällen und in der 
Höhe, in denen ein Dritter verpflichtet ist, oder von der Gemeinde 
verpflichtet werden könnte, die Folgekosten zu erstatten, oder soweit 
sich ein Dritter an den Kosten der gemeindlichen Maßnahme beteiligt. 
Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, Gebühren und privatrechtliche Ent-
gelte nach abgaberechtlichen Vorschriften. 

 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) tragen das EVU und die 
Gemeinde je zur Hälfte. Davon abweichend trägt die Gemeinde die 
Folgekosten in den Fällen und in der Höhe, in denen ein Dritter ver-
pflichtet ist, oder von der Gemeinde verpflichtet werden könnte, die Fol-
gekosten zu erstatten, oder soweit sich ein Dritter an den Kosten der ge-
meindlichen Maßnahme beteiligt. Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, 
Gebühren und privatrechtliche Entgelte nach abgaberechtlichen Vor-
schriften. 

 

 

 
3. Soweit Folgekosten durch vermeidbare Fehlplanung der Gemeinde eintreten, hat 

die Gemeinde ebenfalls die Folgekosten zu tragen.  
 
4. Folgepflicht- und Folgekostenregelungen, die kraft Gesetzes oder aufgrund ander-

weitiger, schuldrechtlicher Vereinbarungen oder dinglicher Rechte bestehen, 
werden durch diesen Vertrag nicht berührt. 
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§ 6 - Haftung 
 
1. Das EVU haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen für alle Schäden und 

Nachteile, die durch den Bau und den Betrieb ihrer Leitungen und Anlagen der Ge-
meinde oder Dritten entstehen. 

 
2. Von Schadenersatzansprüchen, die aus solchen Gründen Dritte gegenüber der Ge-

meinde geltend machen, hat das EVU die Gemeinde freizustellen. Die Gemeinde 
darf nur mit Zustimmung des EVU solche Ansprüche anerkennen oder einen Ver-
gleich über sie abschließen. Stimmt das EVU nicht zu, hat die Gemeinde einen et-
waigen Rechtsstreit im Einvernehmen mit dem EVU zu führen, und dabei dessen In-
teressen zu wahren. Das EVU trägt alle der Gemeinde durch den Rechtsstreit ent-
stehenden Kosten und hat die Entscheidung gegen sich gelten zu lassen. 

 
3. Werden bei Arbeiten der Gemeinde Anlagen des EVU beschädigt, hat die Gemeinde 

die durch die Wiederherstellung entstehenden Selbstkosten dann zu tragen, wenn 
ihr oder ihren Erfüllungsgehilfen ein schuldhaftes Verhalten nachgewiesen wird. 

 
 
§ 7 - Konzessionsabgabe 
 
1. Als Gegenleistung für die dem EVU eingeräumten Rechte erhält die Gemeinde vom 

EVU eine Konzessionsabgabe. Dies gilt auch bei Durchleitungs- und Weitervertei-
lungsfällen nach § 2 Abs. 6 und 8 KAV.  

 
2. Das EVU zahlt die Konzessionsabgaben nach den Höchstsätzen der jeweils gültigen 

Konzessionsabgabenverordnung. 
 
3. Das EVU gewährt der Gemeinde, ihren Eigenbetrieben oder eigenbetriebähnlichen 

Einrichtungen gemäß der jeweils gültigen Konzessionsabgabenverordnung für deren 
Eigenverbrauch den höchst zulässigen Preisnachlass auf alle Preisbestanteile für den 
Netzzugang aller Abnahmestellen in Niederspannung der Gemeinde (derzeit in Höhe 
von 10 %).  

 
Für Eigengesellschaften der Gemeinde, die im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen im Wettbewerb stehen, wird dieser Nachlass nicht gewährt. 

 
4. Die Konzessionsabgabe ist spätestens bis zum  
 

 
30.09.  
 
 
nach Ablauf des Abrechnungsjahres (Kalenderjahres) an die Gemeinde zu entrich-
ten. Das EVU leistet auf die zu entrichtende Konzessionsabgaben jeweils zum Quar-
talsende eines jeden Kalenderjahres Abschläge in Höhe von 25% des Betrages, den 
die Kommune für das Vor-Vorjahr erhalten hat. Die Abschlagshöhe wird mit der 
Endabrechung mitgeteilt. 

 
5. Die Gemeinde ist berechtigt, von dem EVU nach Ablauf eines Kalenderjahres eine 

von einem Wirtschaftsprüfer testierte Endabrechnung unter Aufschlüsselung der 
Konzessionsabgaben nach Mengen, Abnahmeverhältnissen und Kundenstruktur und 
Nachweis der Ordnungsgemäßheit der Abrechnung zu verlangen.  

 
 

Nebenangebot zur Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung: 
[Tag/Monat] 
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§ 8 - Wirtschaftsklausel 
 
Sollten sich die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse, die für den Abschluss die-
ses Vertrages maßgebend waren, während der Vertragsdauer gegenüber dem Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses so wesentlich ändern, dass die Rechte und Pflichten der Ge-
meinde und des EVU nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen 
und das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag für einen der Vertragspartner eine un-
billige Härte bedeuten würde, kann dieser Vertragspartner eine Anpassung des Vertrages 
an die veränderten Verhältnisse verlangen. 
 
 
§ 9 - Übertragung von Rechten und Pflichten 
 
1. Die Gemeinde ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf einen 

Rechtsnachfolger zu übertragen.  
 
2. Das EVU ist im Wege der Einzelrechtsnachfolge berechtigt, die Rechte und Pflichten 

aus diesem Vertrag mit Zustimmung der Gemeinde auf einen Rechtsnachfolger zu 
übertragen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Dritte die Rechte und Pflich-
ten des EVU gegenüber der Gemeinde in vollem Umfang übernimmt und gegen sei-
ne technische und finanzielle Leistungsfähigkeit zur ordnungsgemäßen Vertragser-
füllung keine berechtigten Bedenken bestehen und es sich bei dem Rechtsnachfol-
ger um ein mit dem EVU verbundenes Unternehmen im Sinne des § 15 AktG han-
delt.  

 
3. Die Übertragung ist rechtzeitig – in der Regel mindestens sechs Monate vorher – 

anzukündigen. 
 
 
§ 10 - Vertragsdauer 
 
 Nebenangebot zur Wirtschaftlichkeit 

der Leistungserbringung: Hier dürfen 
die Bieter auch kürzere Laufzeiten anbie-
ten, um den Gemeinden die Entscheidung 
zur möglichen Übernahme der Netze zu 
einem späteren Zeitpunkt vorzeitig zu er-
möglichen. Der Vertragsbeginn darf dabei 
nicht abweichend angeboten werden! 

Dieser Vertrag tritt zum 01.01.2013 in 
Kraft und gilt 20 Jahre. 

 

 
 
§ 11 - Endschaftsbestimmung 
 
1. Schließt die Gemeinde nach Ablauf dieses Vertrages keinen neuen Konzessionsver-

trag über das Vertragsgebiet mit dem EVU, sondern mit einem anderen EVU ab, ist 
das EVU verpflichtet, dem neuen EVU die im Vertragsgebiet vorhandenen Anlagen, 
die für die Verteilung der elektrischen Energie im Vertragsgebiet benötigt werden, 
gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung zu übertragen. Gleiches gilt, wenn 
die Gemeinde beschließt, die Energieversorgungsnetze selbst oder durch eine kom-
munale Gesellschaft zu betreiben. 
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Hauptangebot Nebenangebot: Unter dem Gesichtspunkt 

der wirtschaftlichen Leistungserbrin-
gung sind hier ergänzende oder ändernde 
Regelungen zur Wertermittlung erwünscht. 

2. Als angemessene Vergütung für die 
Übertragung der Anlagen im Verhält-
nis zwischen dem EVU und der Ge-
meinde gilt der aus den tatsächlichen 
Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten durch Indizierung ermittelte Ta-
gesneuwert der Anlagen abzüglich 
der Abschreibungen nach technisch 
wirtschaftlicher Nutzungsdauer 
(Sachzeitwert) zzgl. Umsatzsteuer. 
Sollte der Ertragswert der Anlagen 
den Sachzeitwert unterschreiten, so 
ist der Ertragswert anstelle des Sach-
zeitwertes maßgeblich. 

3. Sollte kraft gesetzlicher Normierung 
oder letztinstanzlicher höchstrichter-
licher Rechtsprechung geregelt oder 
festgestellt werden, dass ein anderer 
Wert als der Sachzeitwert für die Be-
stimmung der wirtschaftlich ange-
messenen Vergütung gemäß § 46 Ab-
satz 2 Satz 2 EnWG maßgeblich ist, 
so gilt dieser Wert ab dem Zeitpunkt 
der Rechtsgültigkeit der gesetzlichen 
Regelung bzw. Rechtskraft der 
höchstrichterlichen Entscheidung an-
stelle des in Absatz 1 erwähnten 
Sachzeitwertes. Auch dieser Wert 
wird allerdings durch den Ertragswert 
nach oben begrenzt. 

4. Bei der Feststellung der Höhe des 
Wertes gemäß § 11 Ziffer 1 sind vom 
EVU bei Erstellung dieser Anlagen 
empfangene Baukostenzuschüsse so-
wie vergleichbare Zuschüsse, soweit 
sie zum Übernahmezeitpunkt nicht 
aufgelöst sind, zugunsten der Ge-
meinde zu berücksichtigen. 

 

 
Hauptangebot Nebenangebot: Unter dem Gesichtspunkt 

der wirtschaftlichen Leistungserbrin-
gung sind hier Regelungen zur Kosten-
tragung und Art der Entflechtungs-
maßnahmen erwünscht (z.B. nur mess-
technische Entflechtung soweit zulässig). 

5. Die Vertragspartner verpflichten sich, 
die Maßnahmen zur Trennung der 
Netze (Entflechtungsmaßnahmen) 
und/oder zur Einbindung der Netze 
(Einbindungsmaßnahmen) auf das zur 
Erfüllung der beiderseitigen Versor-
gungsaufgaben geringstmögliche Maß 
zu beschränken. Das EVU trägt dabei 
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nur die Kosten der Entflechtung. 
 
6. Die Anlagen, welche das EVU zur Regionalversorgung benötigt, bleiben im Eigentum 

des EVU. Das EVU hat den Nachweis durch einen unabhängigen Sachverständigen 
zu erbringen, wenn es sich darauf beruft, dass eine Anlage nicht überwiegend der 
Versorgung des Vertragsgebietes dient. Hinsichtlich der Anlagen, die teilweise der 
Versorgung der Gemeinde dienen, wird das EVU mit dem zur Übernahme Berech-
tigten eine angemessene Lösung herbeiführen. 

 
7. Der Umfang der von der Gemeinde oder dem benannten Dritten zu übernehmenden 

Anlagen und die Höhe des Wertes dieser Anlagen sowie die notwendigen Entflech-
tungs- und Einbindungsmaßnahmen und deren Kosten werden - soweit sich die Ver-
tragsparteien untereinander nicht einigen können – von Sachverständigen gutach-
terlich ermittelt.  

 
Jeder der Vertragspartner bestellt einen Sachverständigen. Können sich die Sach-
verständigen nicht einigen, so entscheidet ein Obmann. Der Obmann wird von den 
Sachverständigen gemeinsam bestellt. Können sich die Sachverständigen über die 
Person des Obmannes nicht einigen, soll der Präsident des für die Gemeinde zustän-
digen Oberlandesgerichtes um die Ernennung des Obmannes ersucht werden. Der 
Obmann muss die Befähigung zum Richteramt haben. 

 
8. Jede Partei trägt die für ihren Gutachter entstehenden Kosten in voller Höhe und die 

für den Obmann entstehenden Kosten zur Hälfte, wenn sich die Parteien aufgrund 
der Gutachten außergerichtlich vergleichen. Lehnt eine Partei jedoch den Vorschlag 
des Obmannes ab und wird der Streit im ordentlichen Rechtsweg ausgetragen, trägt 
jede Partei die Kosten des Gutachterverfahrens im gleichen Verhältnis, wie sie zur 
Tragung der Gerichtskosten verurteilt ist. 

 
9. Alle vorstehenden Regelung gelten als Vertrag zugunsten Dritter auch für das neue 

EVU, wenn es hiervon Gebrauch machen möchte. 
 
 
§ 12 - Auskunftspflichten 
 
1. Das EVU ist verpflichtet, der Gemeinde jederzeit die für die Bekanntmachung und 

Ausschreibung des Konzessionsvertrages nach § 46 Abs. 3 EnWG erforderlichen In-
formationen kostenfrei spätestens  
 
 
6 Monate  
 
 
nach Aufforderung zur Verfügung zu stellen. Hierzu zählen insbesondere folgende 
Informationen: 
 

 Nebenangebot unter dem Gesichts-
punkt der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung  

• Sachzeitwert der Anlagen im Versor-
gungsgebiet nebst nachvollziehbarer 
Erläuterungen zur Wertermittlung 

• Mengengerüst der für den Betrieb 
des Gasnetzes der allgemeinen Ver-
sorgung im Vertragsgebiet notwen-
digen Verteilungsanlagen mit Be-
schreibung der Anlagen nach Art, 
Umfang und Anschaffungsjahr und 

 

Nebenangebot unter dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung: 
  [Monate] 
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Erhaltungszustand. Hierzu gehören: 
die Länge der zum Netz gehörenden 
Niederdruck-, Mitteldruck- und Hoch-
druckleitungen (falls vorhanden), die 
Länge der Hausanschlussleitungen, 
die Anzahlt der Gasdruckregelan-
lagen/Gasverteilerstationen, Messan-
lagen, die Gasabgabemenge, die An-
zahl der Gasübernahmestationen und 
Odorierungsanlagen, die Anzahl der 
Hausanschlüsse, die Anzahl der Zäh-
ler, die Anzahl der Netzkopplungs-
punkte 

• Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Aktivierung, aufgegliedert nach ein-
zelnen Anlagengegenständen mit 
netzkalkulatorischen anerkannten 
Nutzungsdauern und Anschaffungs-
jahr, 

• Tagesneuwerte der Anlagen 
• Höhe der nicht aufgelösten Netzan-

schlussbeiträge und Baukostenzu-
schüsse (aufgegliedert nach Jahr der 
Vereinnahmung); jeweils getrennt 
nach Hoch-, Mittel- und Niederdruck-
anlagen, 

• zur Ermittlung einer ggf. erforder-
lichen Netzentflechtung, insbesonde-
re diesem Zweck dienende, soweit 
vorhanden, digitale ansonsten ana-
loge Netzpläne des Hoch-, Mittel- 
und Niederdrucknetzes mit dem 
aktuellsten Bearbeitungsstand 
mindestens im Maßstab 1:500, aus 
denen sich auch die beim EVU ver-
bleibenden Durchgangsleitungen 
ergeben; 

• Verlustmengen im Netz 
• Die Anzahl und Stellenbeschreibung 

der dem Betrieb des Netzes im Ver-
tragsgebiet unmittelbar zuordenba-
ren Mitarbeiter 

• Erlöse aus den vereinnahmten Netz-
nutzungsentgelten aus den vergan-
genen 3 Jahren, 

• Absatzmengen im Konzessionsgebiet 
(jeweils aufgegliedert nach Tarifkun-
den (getrennt nach Bedarfsgruppen) 
und Sondervertragskunden) 

 
 
2. Fordert die Gemeinde das EVU zur Überlassung der Informationen nach Absatz 1 

mehr als 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessionsvertrages auf, hat die Gemeinde  
 
 
50 %  
 

Nebenangebot unter dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung: 
[%] 
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der für die Erstellung der Unterlagen anfallenden Kosten zu tragen. 

 
3. Das EVU führt auf seine Kosten spätestens 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessions-

vertrages auf Wunsch der Gemeinde die Aufnahme der Energieversorgungsanlagen 
durch. Die Gemeinde ist berechtigt, eine sachverständige Person zu stellen. Die Auf-
nahme kann dann gemeinsam erfolgen. Die Gemeinde trägt dann die bei ihr anfal-
lenden Kosten.  

 
Hauptangebot Nebenangebot unter dem Kriterium 

der Wirtschaftlichkeit der Leistungs-
erbringung 

4. Nach einer Aufnahme gemäß § 12 
Ziffer 3 werden in den zu überneh-
menden Gebieten Änderungen an den 
vorhandenen Gasverteilungsanlagen 
und/oder die Errichtung neuer Gas-
verteilungsanlagen nur im Einver-
nehmen mit dem Vertragspartner 
oder dem neuen EVU durchgeführt, 
soweit es sich hierbei um wesentliche 
und über den Übernahmetag hinaus 
wirkende Maßnahmen handelt. Dies 
gilt für max. drei Jahre vor dem Über-
nahmetag und nicht für reine Unter-
haltungsmaßnahmen. 

 

 
 
§ 13 - Salvatorische Klausel 
 
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam und/oder undurchführbar sein 
oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages hier-
durch nicht berührt. Anstelle der unwirksamen und/oder undurchführbaren Bestimmung 
tritt im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung die Bestimmung, die dem wirtschaft-
lichen Zweck und dem Sinn der rechtsunwirksamen und/oder undurchführbaren Bestim-
mung am nächsten kommt. Entsprechend ist zu verfahren, wenn sich eine ergänzungs-
bedürftige Lücke ergibt. 
 
 
§ 14 - Schlussbestimmungen 
 
1. Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergän-

zungen dieses Vertrages einschließlich dieser Klausel bedürfen der Schriftform.  
 
2. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Landgericht Oldenburg.  
 
3. Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Die Gemeinde und das EVU erhal-

ten je eine Ausfertigung. 
 
 
 
………………., …………………………………..    ……………………….,………………………… 
 
 
 
………………………………………………………    …………………………………………………… 
Stadt / Gemeinde      EVU 
Bürgermeister       
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Nebenangebot 

 
Konzessionsvertrag Strom 

 
 
 
zwischen 
 
 
 
 
 
 

nachfolgend "Gemeinde" genannt 
und 
 
  
 
  
 
  
 

nachfolgend "EVU" genannt 
 
 
 
wird folgender Vertrag über die Nutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und 
den Betrieb von Leitungen, die zum Netz der allgemeinen Versorgung mit elektrischer 
Energie im Gemeindegebiet gehören, geschlossen. 
 
 
§ 1 – Aufgaben und Pflichten des EVU 
 
1. Das EVU errichtet und betreibt in der Gemeinde ein Elektrizitätsversorgungsnetz, 

das eine Versorgung entsprechend den Zielen des § 1 Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) sowie nach § 11 EnWG sicherstellt. Die Verteilungsanlagen stehen im 
Eigentum oder in der Verfügungsgewalt des EVU.  

 
 
2. Das EVU ist verpflichtet, während der Dauer dieses Vertrages jedermann im Ver-

tragsgebiet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen anzuschließen, es sei 
denn, dass dem EVU der Anschluss nach den Bestimmungen des Energiewirtschafts-
gesetzes nicht zugemutet werden kann.  

 
2.a)  

Nebenangebote zu den Kriterien der Qualität der Leistungserbringung :  
Der Bieter könnte hier Regelungen zur Erschließung von Baugebieten, insbeson-
dere von Gewerbe- und Industriegebieten in Abstimmung mit der Gemeinde 
aufnehmen, so dass eine Unterdimensionierung der Leitungsnetze vermieden 
wird.  
 
 
 
 
 
 

 

PC_Hensmann
Textfeld
Anlage 9 zu Vorlage 2010/181
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Das Vertragsgebiet im Sinne dieses Vertrages ist in der als Anlage 1 beigefügten 
Karte rot umrandet. 

 
3.  

Hauptangebot Nebenangebot zum Kriterium des 
zukunftsfähigen Standort- und Un-
ternehmenskonzepts (erwünscht 
sind hier insbesondere Regelungen 
dazu, wie sich das EVU die Einbin-
dung der Gemeinde sowie Art, 
Umfang und Inhalt der Erstellung 
des Energiekonzeptes vorstellt.) 

Das EVU wird auf Bitte der Gemeinde ein 
kommunales Energieversorgungskonzept 
in Zusammenarbeit mit der Gemeinde 
und etwaigen anderen Energiedienstleis-
tern erstellen und dieses bei Bedarf fort-
schreiben oder anpassen.  

 

Das EVU verpflichtet sich, sich an der 
Ausarbeitung eines solchen Versorgungs-
konzeptes sowohl personell als auch fi-
nanziell maßgeblich zu beteiligen und 
seine Erfahrungen, insbesondere über 
Planung, Organisation und Abwicklung 
eines solchen gemeinsamen Projektes, 
einzubringen. Die Erstellung des örtlichen 
Versorgungskonzeptes erfolgt nach nähe-
rer Abstimmung mit der Gemeinde.  

 

 
4.  

Hauptangebot Nebenangebot: Der Bieter könnte hier 
unter dem Gesichtspunkt der Qualität 
der Leistungserbringung die 
Regelung dahingehend verändern oder 
ergänzen, wie er gedenkt eine qualitativ 
hochwertige und ökologisch optimierte 
Dienstleistung anzubieten (z.B. ob und 
wie der Bieter gedenkt neue Technolo-
gien, wie z.B: smart grid, smart mete-
ring umzusetzen). 

Sollten sich im Rahmen des Versorgungs-
konzeptes wirtschaftliche Möglichkeiten 
des Einsatzes neuer Technologien er-
geben, ist das EVU grundsätzlich bereit, 
diese bei neuen Anlagen zu verwirk-
lichen.  
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5.  
Hauptangebot Nebenangebot: Der Bieter könnte hier 

unter dem Kriterium des 
zukunftsfähigen Standort- und 
Unternehmenskonzepts ersetzend 
oder ergänzend Regelungen dahingehend 
aufnehmen, wie er sich eine kunden-
freundliche Versorgung vorstellt (z.B. 
örtliche Nähe, Einbindung regionaler 
Partner) 

Das EVU ist bereit, die Gemeinde und 
ihre Bürger im Vertragsgebiet in Fragen 
der rationellen Elektrizitätsanwendung zu 
beraten.  

 

 
 
§ 2 - Rechte und Pflichten der Gemeinde 
 
1. Die Gemeinde räumt dem EVU für die Dauer dieses Vertrages das Recht ein, den 

der Verfügung der Gemeinde unterliegenden öffentlichen Verkehrsraum (Straßen, 
Wege, Plätze usw.) oberirdisch und unterirdisch für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Anlagen zur Versorgung von Kunden im Vertragsgebiet einschließ-
lich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör zu nutzen.  

 
2. Für Leitungen, die nicht ausschließlich der Versorgung in der Gemeinde dienen, 

räumt die Gemeinde dem EVU auf dessen Wunsch beschränkt persönliche Dienst-
barkeiten ein. Das EVU zahlt dabei an die Gemeinde eine Entschädigung in ange-
messener Höhe. Die bei der Einräumung der Dienstbarkeiten anfallenden Kosten 
trägt das EVU. Für den Fall der Umverlegung gilt abweichend zu § 1023 Abs. 1 S. 1 
BGB § 5 des Vertrages 

 
3. Die Gemeinde räumt dem EVU ferner das Recht ein, die nicht dem öffentlichen Ver-

kehrsraum zugehörenden Grundstücke der Gemeinde zu benutzen, wobei nach 
Überschreiten der Duldungspflicht gemäß der Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in 
Niederspannung (Niederspannungsanschlussverordnung – NAV) jeweils ein geson-
derter, entgeltlicher Gestattungsvertrag zu für beide Vertragspartner zumutbaren 
Bedingungen geschlossen wird. Die beabsichtigte erstmalige Nutzung fiskalischer 
Grundstücke hat das EVU der Gemeinde anzuzeigen und mitzuteilen, ob eine Dul-
dungspflicht nach der NAV vorliegt oder der Abschluss eines Gestattungsvertrages 
erforderlich ist. Für bereits verlegte Leitungen, ist das EVU verpflichtet, in einen be-
stehenden Gestattungsvertrag einzutreten oder – sollte ein solcher nicht bestehen – 
einen solchen spätestens 3 Monate nach Beginn dieses Vertrages abzuschließen. 

 
4. Wird das Eigentum an dem für die Anlage vom EVU in Anspruch genommenen 

Grundstück einem Dritten übertragen, informiert die Gemeinde das EVU rechtzeitig 
und bestellt auf Antrag des EVU zu dessen Gunsten und auf dessen Kosten eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit. Für eine eventuelle Wertminderung des Grund-
stücks leistet das EVU eine einmalige, angemessene Entschädigung, die mit der Ein-
tragung der Dienstbarkeit fällig wird. 

 
 
§ 3 - Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde und dem EVU 
 
1. Die Gemeinde und das EVU werden sich über Maßnahmen, die den anderen Ver-

tragspartner berühren, frühzeitig unterrichten und Gelegenheit zur Stellungnahme 
und Abstimmung in technischer und zeitlicher Hinsicht geben. Dies gilt auch, wenn 
Dritte Maßnahmen beabsichtigen, die sich auf Anlagen des EVU auswirken könnten.  
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2. Die Gemeinde und das EVU werden bei Erfüllung dieses Vertrages vertrauensvoll 

zusammenwirken und gegenseitig auf ihre Interessen Rücksicht nehmen. 
 
3.  

Nebenangebot: Hier könnte der Bieter unter dem Kriterium der wirtschaftlichen 
Leistungserbringung eine Regelung dazu aufnehmen, wie sich der Bieter eine 
Einbindung der Gemeinde bei der Aufgabenerfüllung vorstellt, insbesondere auch, 
zu welcher Art von Kooperation sich der Bieter bei der Leitungsverlegung mit 
Dritten verpflichten möchte. 
 
 
 
 
 

 
 
§ 4 - Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen 
 
Hauptangebot Nebenangebot zum Kriterium der 

Qualität der Leistungserbringung:  
Der Bieter könnte hier zusätzlich 
Regelungen dazu aufnehmen, wie er sich 
eine Umsetzung der Ziele des § 1 EnWG 
zur Absicherung einer sicheren, preis-
günstigen, verbraucherfreundlichen, effi-
zienten und umweltverträglichen 
leitungsgebundenen Versorgung vorstellt. 
Z.B. sind hier Leistungen zur Absicherung 
der Versorgungssicherheit (Investitionsbe-
reitschaft zur Vermeidung  eines „Fahrens 
auf Verschleiß“, Wartung und 
Instandhaltung, Netzausfallquoten etc.) 
sowie eine Aussage zu regelmäßigen Zer-
tifizierungen für den Netzbetrieb 
erwünscht.  

1. Das EVU ist verpflichtet, die Stromver-
teilungsanlagen auf eigene Kosten in 
einwandfreiem, betriebsfähigem und 
sicherem Zustand zu errichten und zu 
unterhalten. Dabei ist das Regelwerk 
des Verbandes der Elektrotechnik, 
Elektronik und Informationstechnologie 
(VDE) zu beachten. 

 
Das EVU ist verpflichtet die Nieder-
spannungs- und Mittelspannungskabel 
unterirdisch zu verlegen. 

 

 
2.  

Alternativpositionen im Hauptangebot zu dem Kriterium der Wirt-
schaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. Die 
Gemeinde ist berechtigt, die Mitverlegung von kommunalen Leitungen zu 
verlangen, wenn dies möglich ist. Die Gemeinde verpflichtet sich, den 
Mehraufwand zu tragen, welcher dem EVU durch die Mitverlegung entsteht. 
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Die Gemeinde ist rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen zur Errich-
tung, Änderung oder Entfernung von Verteilungsanlagen unter Vorlage ent-
sprechender Planungsunterlagen im Sinne des § 3 zu unterrichten. 

 

 
3. Die Durchführung derartiger Arbeiten in öffentlichen Verkehrsräumen oder auf sons-

tigen gemeindeeigenen Grundstücken erfolgt grundsätzlich mit Zustimmung der Ge-
meinde. Die Zustimmung kann verweigert werden, wenn Belange des Natur-, Land-
schafts- und Umweltschutzes sowie der Gemeindegestaltung oder sonstige wesent-
liche öffentliche Interessen beeinträchtigt werden, oder ein anderer wichtiger Grund 
vorliegt. Dabei hat die Gemeinde auch die Belange des EVU an einer gesicherten 
und wirtschaftlichen Versorgung zu berücksichtigen. Ansprüche des EVU wegen 
einer zulässigen Zustimmungsverweigerung sind ausgeschlossen. Die Zustimmung 
ist nicht erforderlich bei Einzelanschlüssen und bei Umbauarbeiten von geringerer 
Bedeutung sowie bei der unaufschiebbaren Beseitigung von Störungen oder 
Schäden.  

 
4. Den Beginn von Bauvorhaben wird das EVU rechtzeitig dem für den Tiefbau zustän-

digen Fachbereich der Gemeinde schriftlich anzeigen. Dieses gilt nicht für die unauf-
schiebbare Beseitigung von Störungen, hier erfolgt die Anzeige während der darauf-
folgenden Dienststunden. Die Anzeige kann auch telefonisch erfolgen. Entsprechen-
des gilt, wenn die Gemeinde Bauarbeiten durchzuführen beabsichtigt, durch die die 
Verteilungsanlagen des EVU beeinträchtigt werden könnten. Bauarbeiten im öffent-
lichen Verkehrsraum sind unter Beachtung der erforderlichen Sicherheitsvorkehrun-
gen und möglichst geringer Behinderung des Verkehrs durchzuführen. 

 
5. Das EVU hat die für ihre Baumaßnahmen benutzten Grundstücke nach Beendigung 

der notwendigen Arbeiten umgehend auf seine Kosten entsprechend den geltenden 
anerkannten technischen Regeln in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen, 
der mindestens dem Zustand vor Beginn der Arbeiten oder einem gleichwertigen 
Zustand entspricht. Schäden, die auf Arbeiten des EVU zurückzuführen sind, wird 
das EVU auf seine Kosten unverzüglich beseitigen. Für eine einwandfreie Wiederher-
stellung hat das EVU Gewähr zu leisten. Die Gewährleistungsfrist beträgt 5 Jahre ab 
Abnahme der Arbeiten an den wiedergeherstellten Oberflächen durch die Gemeinde, 
spätestens aber 1 Monat nachdem der Gemeinde der Abschluss der Arbeiten mit-
geteilt wurde. 

 
6. Nach Beendigung der Bauarbeiten an der Straße, oder in sich abgeschlossener 

Teile, findet auf Wunsch der Gemeinde oder der des EVU eine gemeinsame Besichti-
gung statt. Die Gemeinde kann auf die gemeinsame Besichtigung verzichten. Über 
eine Besichtigung wird eine Niederschrift gefertigt, in die etwaige Vorbehalte gegen 
festgestellte Mängel aufgenommen werden. Bei wesentlichen Mängeln findet nach 
deren Beseitigung durch das EVU eine nochmalige gemeinsame Besichtigung statt. 

 
7. Falls wegen des Vorhandenseins von Verteilungsanlagen besondere Aufwendungen 

der Gemeinde in ihrem öffentlichen Verkehrsraum erforderlich sind, hat das EVU 
den dadurch verursachten Mehraufwand zu tragen, soweit die Anlagen vom EVU für 
den Mehraufwand ursächlich sind. 

 
8. Das EVU führt ein Bestandsplanwerk über seine in der Gemeinde vorhandenen 

Verteilungsanlagen nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen Standard 
(derzeit GIS). Es stellt der Gemeinde jährlich eine aktualisierte Übersicht über die 
im Vertragsgebiet vorhandenen Verteilungsanlagen in der bei dem EVU 
vorhandenen Form unentgeltlich – auf Wunsch auch in elektronischer Form – zur 
Verfügung. Im Übrigen erhält die Gemeinde auf Anfrage bei Bedarf Auskunft über 
den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versorgungsnetzes. Die 
Gemeinde verpflichtet sich, Dritte darauf hinzuweisen, dass diese vor Durchführung 
von Baumaßnahmen Leitungsauskünfte beim EVU einzuholen haben. 
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9.  
Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Qualität der Leistungserbringung 

 

1. Werden Stromverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Um-
spannstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (min-
destens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde 
die Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das 
EVU nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen 
nicht zugemutet werden kann. Eine Entschädigung des EVU erfolgt 
nicht. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 

1. Werden Stromverteilungsanlagen samt Zubehör einschließlich Um-
spannstationen nicht mehr vom EVU genutzt und wird eine Wiederinbe-
triebnahme der Anlagen oder Anlagenteile auf absehbare Zeit (mindes-
tens 3 Jahre) durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Gemeinde die 
Beseitigung dieser Anlagen verlangen. Die Kosten hierfür trägt das EVU 
nur dann, wenn der Gemeinde der weitere Verbleib der Anlagen nicht 
zugemutet werden kann. 

 
Bei einer Beseitigung von Stromverteilungsanlagen und/oder Zubehör 
einschließlich Umspannstationen, die die Gemeinde veranlasst hat, hat 
das EVU einen Entschädigungsanspruch gegen die Gemeinde in Höhe 
des Sachzeitwertes der entsprechenden Anlage, der entsprechend  § 11 
dieses Vertrages berechnet wird. Dies gilt nicht, sofern ein Fall von § 5 
Abs. 2 (Folgepflicht) vorliegt oder es sich um Anlagen handelt, die vom 
EVU nicht nur vorübergehend nicht genutzt werden. 

 
2. Das EVU hat seine vorhandenen Altleitungen in Leitungskatastern zu 

dokumentieren, aus denen das EVU die erforderlichen Angaben an die 
Gemeinde oder bei Leitungsanfragen an Dritte weiterleitet. Schäden 
oder Folgeschäden, die durch Altleitungen oder sonstige ungenutzte 
Versorgungseinrichtungen des EVU hervorgerufen werden, gehen zu 
Lasten des EVU. 

 

 
 
§ 5 - Änderung der Verteilungsanlagen 
 
1. Erfordern gemeindliche Maßnahmen im öffentlichen Interesse aus Anlass der Ände-

rung von Straßen, Wegen, Plätzen, Gräben, Brücken, Kanalisations- und 
Wasserleitungen u.ä. die Änderungen oder Sicherungen der bestehenden 
Verteilungsanlagen des EVU auf Vertragsgrundstücken), so führt das EVU nach 
schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde die Änderung oder Sicherung in 
angemessener Frist durch (Folgepflicht).  

 
2. 

Alternativposition zum Hauptangebot unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung 

 

Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) trägt das EVU. Davon 
abweichend trägt die Gemeinde die Folgekosten in den Fällen und in der 
Höhe, in denen ein Dritter verpflichtet ist, oder von der Gemeinde 
verpflichtet werden könnte, die Folgekosten zu erstatten, oder soweit 
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sich ein Dritter an den Kosten der gemeindlichen Maßnahme beteiligt. 
Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, Gebühren und privatrechtliche Ent-
gelte nach abgaberechtlichen Vorschriften. 

 
Die hierfür notwendigen Kosten (Folgekosten) tragen das EVU und die 
Gemeinde je zur Hälfte. Davon abweichend trägt die Gemeinde die 
Folgekosten in den Fällen und in der Höhe, in denen ein Dritter ver-
pflichtet ist, oder von der Gemeinde verpflichtet werden könnte, die Fol-
gekosten zu erstatten, oder soweit sich ein Dritter an den Kosten der ge-
meindlichen Maßnahme beteiligt. Dies gilt jedoch nicht für Beiträge, 
Gebühren und privatrechtliche Entgelte nach abgaberechtlichen Vor-
schriften. 

 

 

 
3. Soweit Folgekosten durch vermeidbare Fehlplanung der Gemeinde eintreten, hat 

die Gemeinde ebenfalls die Folgekosten zu tragen.  
 
4. Folgepflicht- und Folgekostenregelungen, die kraft Gesetzes oder aufgrund ander-

weitiger, schuldrechtlicher Vereinbarungen oder dinglicher Rechte bestehen, 
werden durch diesen Vertrag nicht berührt. 

 
 
§ 6 - Haftung 
 
1. Das EVU haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen für alle Schäden und 

Nachteile, die durch den Bau und den Betrieb ihrer Leitungen und Anlagen der Ge-
meinde oder Dritten entstehen. 

 
2. Von Schadenersatzansprüchen, die aus solchen Gründen Dritte gegenüber der Ge-

meinde geltend machen, hat das EVU die Gemeinde freizustellen. Die Gemeinde 
darf nur mit Zustimmung des EVU solche Ansprüche anerkennen oder einen Ver-
gleich über sie abschließen. Stimmt das EVU nicht zu, hat die Gemeinde einen et-
waigen Rechtsstreit im Einvernehmen mit dem EVU zu führen, und dabei dessen In-
teressen zu wahren. Das EVU trägt alle der Gemeinde durch den Rechtsstreit ent-
stehenden Kosten und hat die Entscheidung gegen sich gelten zu lassen. 

 
3. Werden bei Arbeiten der Gemeinde Anlagen des EVU beschädigt, hat die Gemeinde 

die durch die Wiederherstellung entstehenden Selbstkosten dann zu tragen, wenn 
ihr oder ihren Erfüllungsgehilfen ein schuldhaftes Verhalten nachgewiesen wird. 

 
 
§ 7 - Konzessionsabgabe 
 
1. Als Gegenleistung für die dem EVU eingeräumten Rechte erhält die Gemeinde vom 

EVU eine Konzessionsabgabe. Dies gilt auch bei Durchleitungs- und Weitervertei-
lungsfällen nach § 2 Abs. 6 und 8 KAV.  

 
2. Das EVU zahlt die Konzessionsabgaben nach den Höchstsätzen der jeweils gültigen 

Konzessionsabgabenverordnung. 
 
3. Das EVU gewährt der Gemeinde, ihren Eigenbetrieben oder eigenbetriebähnlichen 

Einrichtungen gemäß der jeweils gültigen Konzessionsabgabenverordnung für deren 
Eigenverbrauch den höchst zulässigen Preisnachlass auf alle Preisbestanteile für den 
Netzzugang aller Abnahmestellen in Niederspannung der Gemeinde (derzeit in Höhe 
von 10 %).  

 
Für Eigengesellschaften der Gemeinde, die im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen im Wettbewerb stehen, wird dieser Nachlass nicht gewährt. 
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4. Die Konzessionsabgabe ist spätestens bis zum  
 

 
30.09.  
 
 
nach Ablauf des Abrechnungsjahres (Kalenderjahres) an die Gemeinde zu entrich-
ten. Das EVU leistet auf die zu entrichtende Konzessionsabgaben jeweils zum Quar-
talsende eines jeden Kalenderjahres Abschläge in Höhe von 25% des Betrages, den 
die Kommune für das Vor-Vorjahr erhalten hat. Die Abschlagshöhe wird mit der 
Endabrechung mitgeteilt. 

 
5. Die Gemeinde ist berechtigt, von dem EVU nach Ablauf eines Kalenderjahres eine 

von einem Wirtschaftsprüfer testierte Endabrechnung unter Aufschlüsselung der 
Konzessionsabgaben nach Mengen, Abnahmeverhältnissen und Kundenstruktur und 
Nachweis der Ordnungsgemäßheit der Abrechnung zu verlangen.  

 
 
§ 8 - Wirtschaftsklausel 
 
Sollten sich die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse, die für den Abschluss die-
ses Vertrages maßgebend waren, während der Vertragsdauer gegenüber dem Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses so wesentlich ändern, dass die Rechte und Pflichten der Ge-
meinde und des EVU nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen 
und das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag für einen der Vertragspartner eine un-
billige Härte bedeuten würde, kann dieser Vertragspartner eine Anpassung des Vertrages 
an die veränderten Verhältnisse verlangen. 
 
 
§ 9 - Übertragung von Rechten und Pflichten 
 
1. Die Gemeinde ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf einen 

Rechtsnachfolger zu übertragen.  
 
2. Das EVU ist im Wege der Einzelrechtsnachfolge berechtigt, die Rechte und Pflichten 

aus diesem Vertrag mit Zustimmung der Gemeinde auf einen Rechtsnachfolger zu 
übertragen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Dritte die Rechte und Pflich-
ten des EVU gegenüber der Gemeinde in vollem Umfang übernimmt und gegen sei-
ne technische und finanzielle Leistungsfähigkeit zur ordnungsgemäßen Vertragser-
füllung keine berechtigten Bedenken bestehen und es sich bei dem Rechtsnachfol-
ger um ein mit dem EVU verbundenes Unternehmen im Sinne des § 15 AktG han-
delt.  

 
3. Die Übertragung ist rechtzeitig – in der Regel mindestens sechs Monate vorher – 

anzukündigen. 
 
 

Nebenangebot zur Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung: 
[Tag/Monat] 
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§ 10 - Vertragsdauer 
 
 Nebenangebot zur Wirtschaftlichkeit 

der Leistungserbringung: Hier dürfen 
die Bieter auch kürzere Laufzeiten 
anbieten, um den Gemeinden die 
Entscheidung zur möglichen Übernahme 
der Netze zu einem späteren Zeitpunkt 
vorzeitig zu ermöglichen. Der 
Vertragsbeginn darf dabei nicht 
abweichend angeboten werden! 

Dieser Vertrag tritt zum 01.01.2013 in 
Kraft und gilt 20 Jahre. 

 

 
 
§ 11 - Endschaftsbestimmung 
 
1. Schließt die Gemeinde nach Ablauf dieses Vertrages keinen neuen Konzessionsver-

trag über das Vertragsgebiet mit dem EVU, sondern mit einem anderen EVU ab, ist 
das EVU verpflichtet, dem neuen EVU die im Vertragsgebiet vorhandenen Anlagen, 
die für die Verteilung der elektrischen Energie im Vertragsgebiet benötigt werden, 
gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung zu übertragen. Gleiches gilt, wenn 
die Gemeinde beschließt, die Energieversorgungsnetze selbst oder durch eine kom-
munale Gesellschaft zu betreiben. 

 
Hauptangebot Nebenangebot: Unter dem Gesichtspunkt 

der wirtschaftlichen Leistungserbrin-
gung sind hier ergänzende oder ändernde 
Regelungen zur Wertermittlung erwünscht. 

2. Als angemessene Vergütung für die 
Übertragung der Anlagen im Verhält-
nis zwischen dem EVU und der Ge-
meinde gilt der aus den tatsächlichen 
Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten durch Indizierung ermittelte Ta-
gesneuwert der Anlagen abzüglich 
der Abschreibungen nach technisch 
wirtschaftlicher Nutzungsdauer 
(Sachzeitwert) zzgl. Umsatzsteuer. 
Sollte der Ertragswert der Anlagen 
den Sachzeitwert  unterschreiten, so 
ist der Ertragswert anstelle des Sach-
zeitwertes maßgeblich. 

3. Sollte kraft gesetzlicher Normierung 
oder letztinstanzlicher höchstrichter-
licher Rechtsprechung geregelt oder 
festgestellt werden, dass ein anderer 
Wert als der Sachzeitwert für die Be-
stimmung der wirtschaftlich ange-
messenen Vergütung gemäß § 46 Ab-
satz 2 Satz 2 EnWG maßgeblich ist, 
so gilt dieser Wert ab dem Zeitpunkt 
der Rechtsgültigkeit der gesetzlichen 
Regelung bzw. Rechtskraft der 
höchstrichterlichen Entscheidung an-
stelle des in Absatz 1 erwähnten 
Sachzeitwertes. Auch dieser Wert 
wird allerdings durch den Ertragswert 
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nach oben begrenzt. 
4. Bei der Feststellung der Höhe des 

Wertes gemäß § 11 Ziffer 1 sind vom 
EVU bei Erstellung dieser Anlagen 
empfangene Baukostenzuschüsse so-
wie vergleichbare Zuschüsse, soweit 
sie zum Übernahmezeitpunkt nicht 
aufgelöst sind, zugunsten der Ge-
meinde zu berücksichtigen. 

 
Hauptangebot Nebenangebot: Unter dem Gesichtspunkt 

der wirtschaftlichen Leistungserbrin-
gung sind hier Regelungen zur Kosten-
tragung und Art der Entflechtungs-
maßnahmen erwünscht (z.B. nur mess-
technische Entflechtung soweit zulässig). 

5. Die Vertragspartner verpflichten sich, 
die Maßnahmen zur Trennung der 
Netze (Entflechtungsmaßnahmen) 
und/oder zur Einbindung der Netze 
(Einbindungsmaßnahmen) auf das zur 
Erfüllung der beiderseitigen Versor-
gungsaufgaben geringstmögliche Maß 
zu beschränken. Das EVU trägt dabei 
nur die Kosten der Entflechtung. 

 

 
6. Die Anlagen, welche das EVU zur Regionalversorgung benötigt, bleiben im Eigentum 

des EVU. Das EVU hat den Nachweis durch einen unabhängigen Sachverständigen 
zu erbringen, wenn es sich darauf beruft, dass eine Anlage nicht überwiegend der 
Versorgung des Vertragsgebietes dient. Hinsichtlich der Anlagen, die teilweise der 
Versorgung der Gemeinde dienen, wird das EVU mit dem zur Übernahme Berech-
tigten eine angemessene Lösung herbeiführen. 

 
7. Der Umfang der von der Gemeinde oder dem benannten Dritten zu übernehmenden 

Anlagen und die Höhe des Wertes dieser Anlagen sowie die notwendigen Entflech-
tungs- und Einbindungsmaßnahmen und deren Kosten werden - soweit sich die Ver-
tragsparteien untereinander nicht einigen können – von Sachverständigen gutach-
terlich ermittelt.  

 
Jeder der Vertragspartner bestellt einen Sachverständigen. Können sich die Sach-
verständigen nicht einigen, so entscheidet ein Obmann. Der Obmann wird von den 
Sachverständigen gemeinsam bestellt. Können sich die Sachverständigen über die 
Person des Obmannes nicht einigen, soll der Präsident des für die Gemeinde zustän-
digen Oberlandesgerichtes um die Ernennung des Obmannes ersucht werden. Der 
Obmann muss die Befähigung zum Richteramt haben. 

 
8. Jede Partei trägt die für ihren Gutachter entstehenden Kosten in voller Höhe und die 

für den Obmann entstehenden Kosten zur Hälfte, wenn sich die Parteien aufgrund 
der Gutachten außergerichtlich vergleichen. Lehnt eine Partei jedoch den Vorschlag 
des Obmannes ab und wird der Streit im ordentlichen Rechtsweg ausgetragen, trägt 
jede Partei die Kosten des Gutachterverfahrens im gleichen Verhältnis, wie sie zur 
Tragung der Gerichtskosten verurteilt ist. 

 
9. Alle vorstehenden Regelung gelten als Vertrag zugunsten Dritter auch für das neue 

EVU, wenn es hiervon Gebrauch machen möchte. 
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§ 12 - Auskunftspflichten 
 
1. Das EVU ist verpflichtet, der Gemeinde jederzeit die für die Bekanntmachung und 

Ausschreibung des Konzessionsvertrages nach § 46 Abs. 3 EnWG erforderlichen In-
formationen kostenfrei spätestens  
 
 
6 Monate  
 
 
nach Aufforderung zur Verfügung zu stellen. Hierzu zählen insbesondere folgende 
Informationen: 
 

 Nebenangebot unter dem Gesichts-
punkt der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung  

• Sachzeitwert der Anlagen im Versor-
gungsgebiet nebst nachvollziehbarer 
Erläuterungen zur Wertermittlung 

• Mengengerüst der für den Betrieb 
des Stromnetzes der allgemeinen 
Versorgung im Vertragsgebiet 
notwendigen Verteilungsanlagen mit 
Beschreibung der Anlagen nach Art, 
Umfang und Anschaffungsjahr und 
Erhaltungszustand. Hierzu gehören 
die Länge der zum Netz gehörenden 
Freileitungen und Kabel (nach Span-
nungsebene), die Länge der Haus-
anschlussfreileitungen oder –kabel 
bzw. des Hausanschlussnetzes, die 
Anzahl der Umspannungsstationen, 
Messanlagen, Anzahl der Stationen 
und Kabelverteilerschränke, Hausan-
schlüsse, Zähler, Netzkopplungs-
punkte 

• Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Aktivierung, aufgegliedert nach ein-
zelnen Anlagengegenständen mit 
netzkalkulatorischen anerkannten 
Nutzungsdauern und Anschaffungs-
jahr, 

• Tagesneuwerte der Anlagen 
• Höhe der nicht aufgelösten Netzan-

schlussbeiträge und Baukostenzu-
schüsse (aufgegliedert nach Jahr der 
Vereinnahmung); jeweils getrennt 
nach Mittelspannungs- und Nieder-
spannungsanlagen, 

• zur Ermittlung einer ggf. erforder-
lichen Netzentflechtung, insbesonde-
re diesem Zweck dienende, soweit 
vorhanden, digitale ansonsten ana-
loge Netzpläne des Niederspan-
nungs- und Mittelspannungsnetzes 
mit dem aktuellsten Bearbeitungs-
stand mindestens im Maßstab 1:500, 

 

Nebenangebot unter dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung: 
  [Monate] 
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aus denen sich auch die beim EVU 
verbleibenden Durchgangsleitungen 
ergeben; 

• Verlustmengen im Netz 
• Die Anzahl und Stellenbeschreibung 

der dem Betrieb des Netzes im Ver-
tragsgebiet unmittelbar zuordenba-
ren Mitarbeiter 

• Erlöse aus den vereinnahmten Netz-
nutzungsentgelten aus den vergan-
genen 3 Jahren, 

• Absatzmengen im Konzessionsgebiet 
(jeweils aufgegliedert nach Tarifkun-
den (getrennt nach Bedarfsgruppen) 
und Sondervertragskunden),  

 
 
2. Fordert die Gemeinde das EVU zur Überlassung der Informationen nach Absatz 1 

mehr als 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessionsvertrages auf, hat die Gemeinde  
 
 
50 %  
 
 
der für die Erstellung der Unterlagen anfallenden Kosten zu tragen. 

 
3. Das EVU führt auf seine Kosten spätestens 3 Jahre vor Auslaufen des Konzessions-

vertrages auf Wunsch der Gemeinde die Aufnahme der Energieversorgungsanlagen 
durch. Die Gemeinde ist berechtigt, eine sachverständige Person zu stellen. Die Auf-
nahme kann dann gemeinsam erfolgen. Die Gemeinde trägt dann die bei ihr anfal-
lenden Kosten.  

 
Hauptangebot Nebenangebot unter dem Kriterium 

der Wirtschaftlichkeit der Leistungs-
erbringung 

4. Nach einer Aufnahme gemäß § 12 
Ziffer 3 werden in den zu überneh-
menden Gebieten Änderungen an den 
vorhandenen Stromverteilungsanla-
gen und/oder die Errichtung neuer 
Stromverteilungsanlagen nur im Ein-
vernehmen mit dem Vertragspartner 
oder dem neuen EVU durchgeführt, 
soweit es sich hierbei um wesentliche 
und über den Übernahmetag hinaus 
wirkende Maßnahmen handelt. Dies 
gilt für max. drei Jahre vor dem Über-
nahmetag und nicht für reine Unter-
haltungsmaßnahmen. 

 

 
 
§ 13 - Salvatorische Klausel 
 
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam und/oder undurchführbar sein 
oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages hier-
durch nicht berührt. Anstelle der unwirksamen und/oder undurchführbaren Bestimmung 
tritt im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung die Bestimmung, die dem wirtschaft-
lichen Zweck und dem Sinn der rechtsunwirksamen und/oder undurchführbaren Bestim-

Nebenangebot unter dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit der 
Leistungserbringung: 
[%] 
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mung am nächsten kommt. Entsprechend ist zu verfahren, wenn sich eine ergänzungs-
bedürftige Lücke ergibt. 
 
 
§ 14 - Schlussbestimmungen 
 
1. Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergän-

zungen dieses Vertrages einschließlich dieser Klausel bedürfen der Schriftform.  
 
2. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Landgericht Oldenburg.  
 
3. Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Die Gemeinde und das EVU erhal-

ten je eine Ausfertigung. 
 
 
 
………………., …………………………………..    ……………………….,………………………… 
 
 
 
………………………………………………………    …………………………………………………… 
Stadt / Gemeinde      EVU 
Bürgermeister       



Anlage 10 - Nebenangebote Konzessionsvertrag mit Gewichtung

PC_Kobbe
Textfeld
Anlage 10 zu Vorlage 2010/181



 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/146 
freigegeben am 15.09.2010 
 
GB 2 Datum: 15.09.2010 
Sachbearbeiter/in: Fritz Sundermann  
 
Entgelte der Kindertagesstätten 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 27.09.2010 Kinder-, Jugend- und Sozialausschuss 
N 23.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
A) 
Die Richtlinie zur Entgeltregelung der Kindertagestätten wird mit Wirkung ab dem 
01.01.2011 wie folgt neu gefasst: 
 

„Richtlinie zur Entgeltregelung der Kindertagesstätten 
 

1. Der Anteil der Elternentgelte an den Ausgaben des Ergebnishaushaltes soll ab dem 
01.01.2011 = 25 % betragen. Dabei werden die besondere Finanzhilfe des Landes für die 
Freistellung von Elternbeiträgen im letzten Kindergartenjahr und die Zuschüsse für 
Integrationsgruppen den Elternentgelten zugerechnet. Die Ansätze des Finanzhaushaltes 
bleiben außer Betracht. 

 
2. Die Entgelte werden in Form eines Fixbetrages erhoben, der in Abhängigkeit derjenigen 

Kinder erhoben wird, die zur Zeit der Entgelterhebung im Haushalt leben. Das Entgelt ist 
hierbei  ab 4 Kindern gleich bleibend. 

 
3. Besuchen aus einer Familie gleichzeitig mehrere Kinder eine Kindertagesstätte, so er-

mäßigt sich das Entgelt beim 1. Geschwisterkind um 50 %. Für das 2. und jedes weitere 
Geschwisterkind ist kein Entgelt zu entrichten. Diese Ermäßigung gilt nicht für die Ent-
gelte der Sonderdienste und für das Essengeld. 

 
4. Für Sonderdienste (Früh-/Mittagdienst) werden Entgelte für g a n z e Monate erhoben.“ 
 
B) 
Aufgrund der „Richtlinie zur Entgeltregelung der Kindertagesstätten“ werden die Entgelte für 
die kommunalen Kindergärten ab dem 01.01.2011 wie folgt neu festgesetzt: 



 
Krippe:
 
Entgelte für die Regelbetreuung 5 Stunden vormittags: 240,-- Euro 
 
Entgelte für Sonderdienste:  Früh- bzw. Mittagsdienst  je ½ Stunde  20,-- Euro 
 
 
Kindergarten: 
 
Entgelte für die Regelbetreuung 4 Stunden vormittags oder nachmittags: 
 Im Haushalt lebende Kinder:   1  =  89,-- Euro 
    2  =  84,-- Euro 
    3  =  79,-- Euro 
 4 und mehr  =  74,-- Euro 
 
Entgelte für die Regelbetreuung 5 Stunden vormittags oder nachmittags: 
 Im Haushalt lebende Kinder:   1  =  109,-- Euro 
    2  =  104,-- Euro 
    3  =    99,-- Euro 
 4 und mehr  =    94,-- Euro 
 
Entgelte für die Ganztagesbetreuung: 
 Im Haushalt lebende Kinder:   1  =  187,-- Euro 
    2  =  177,-- Euro 
    3  =  167,-- Euro 
 4 und mehr =  157,-- Euro 
 
Entgelte für die Schnuppergruppe: 
 Im Haushalt lebende Kinder:   1  =   38,-- Euro 
  2  =   35,-- Euro 
  3  =   32,-- Euro 
 4 und mehr  =   29,-- Euro 
 
Entgelte für Sonderdienste:  Früh- bzw. Mittagsdienst  je ½ Stunde  10,-- Euro 
                                          Essensgeld für Ganztagesgruppen    56,-- Euro 
 
 
Hort: 
 
Entgelte für die Regelbetreuung 4 ¼ Stunden nachmittags: 
 Im Haushalt lebende Kinder: 1  =  106,-- Euro 
    2  =  101,-- Euro 
    3  =    96,-- Euro 
 4 und mehr  =    91,-- Euro 
 
Entgelte für Sonderdienste:      Essensgeld  56,-- Euro 
 



Sach- und Rechtslage:

A) Vorbemerkungen 
Nach dem sonst üblichen Kostendeckungsprinzip des NKAG sind für die Benutzung 
öffentlicher Einrichtungen grundsätzlich kostendeckende Gebühren zu erheben. Für den Be-
reich Kindertagesstätten ist hierbei zu berücksichtigen, dass die Fachpersonalkosten bei Vor-
liegen bestimmter Voraussetzungen vom Land Niedersachsen in einem pauschalierten Ver-
fahren mit 20 % bezuschusst werden. In Integrationsgruppen werden vom Land Nieder-
sachsen zusätzlich die vollen Personalkosten der heilpädagogischen Fachkraft übernommen. 
Daneben werden in einem pauschalierten Verfahren 25 % (zusätzlich zu den vorgenannten 20 
%) der Personalkosten der sozialpädagogischen Fachkraft zum Ausgleich des geringeren Ent-
geltaufkommens aufgrund der niedrigeren Platzzahl in Integrationsgruppen vom Land über-
nommen und eine Sachkostenpauschale zur Abgeltung aller weiteren Aufwendungen ein-
schließlich eventueller Fahrtkosten gewährt. 
 
Durch § 20 des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder (KiTaG) erfolgt eine Abkehr 
vom Kostendeckungsprinzip. Gemäß § 20 KiTaG in der seit dem 01.08.2002 wieder 
geltenden Fassung sind die Entgelte für den Besuch von Kindertagesstätten, in denen die 
Kinder wöchentlich mindestens 15 Stunden am Vormittag betreut werden, so zu bemessen, 
dass die wirtschaftliche Belastung für die Sorgeberechtigten zumutbar ist. Die Entgeltsätze 
sollen sich nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Sorgeberechtigten unter Berück-
sichtigung der Zahl ihrer Kinder richten und gestaffelt werden. Es ist nicht mehr der Grad der 
Inanspruchnahme, sondern das Maß der zumutbaren wirtschaftlichen Belastung ent-
scheidender Maßstab für den Elternbeitrag.  
 
Die Umsetzung der Sozialstaffelung erfolgt in unterschiedlichster Art und Weise: 

In den übrigen Ammerlandgemeinden erfolgt jeweils eine Staffelung nach Betreuungsdauer 
und Einkommen mit von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlichen Einkommens- und Ent-
geltstufen. Empfänger von Wohngeld zahlen hierbei jeweils das niedrigste Entgelt. Über-
sichten über die Höhe der Kindergarten- und Krippenbeiträge im Ammerland liegen bei. 

B) Gemeinde Rastede  
Soweit auch ohne Differenzierung mit einem Einheitsbeitrag die Zumutbarkeit auch für Eltern 
mit niedrigerem Einkommen nicht überschritten wird, ist eine Staffelung nicht geboten. Nach 
dem Wortlaut des § 20 KiTaG geht es darum, die Belastung der Eltern zumutbar zu halten, 
nicht um steuerlich genaue Gerechtigkeit. 
 
Auch bei einem Einheitsbeitrag ist in Fällen geringen Einkommens die Übernahme der 
Kindergartenentgelte im Rahmen der wirtschaftlichen Jugendhilfe möglich. 
 
In der Gemeinde Rastede wurden von 1994 bis Juli 2000 die Entgelte für den Besuch der 
Kindergärten in Abhängigkeit von den um die Kinderfreibeträge bereinigten positiven Ein-
künften sowie nach der Kinderzahl gestaffelt. Die jährliche Einstufung nach dem Einkommen 
hat einen erheblichen Verwaltungsaufwand verursacht und war für die Eltern kaum nach-
vollziehbar.  
 
Auf Vorschlag des Gemeindeelternrates für Kindertagesstätten und weil ca. 86 % aller Eltern 
den beiden untersten Entgeltstufen entfielen, hat der Rat in seiner Sitzung am 04.04.2000 
mehrheitlich ab dem 01.08.2000 die Kindergartenentgelte nur noch nach der Zahl der im 
Haushalt lebenden Kinder gestaffelt. Der Anteil der Elternentgelte an den haushaltsmäßigen 
Bruttoausgaben (Zuschüsse Dritter werden nicht abgezogen) sollte bei rechnerischer Vollaus-
lastung der Plätze 25 % betragen. 



 
Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung wurde im Jahre 2003 eine Steigerung des Elternent-
geltanteils auf 26 % im Jahr 2004, auf 27 % im Jahr 2005, auf 28 % im Jahr 2006, auf 29 % 
im Jahr 2007 und auf 30 % ab dem Jahr 2008 beschlossen. Gleichzeitig wurde beschlossen, 
dass bei der Kalkulation die Ansätze des Vermögenshaushaltes, die kalkulatorischen Kosten 
und die inneren Verrechnungen außer Betracht bleiben. 
 
Aufgrund des ab dem Jahr 2009 vorgenommenen Wechsels auf die doppische Buchführung 
sind ab diesem Zeitpunkt systembedingt alle inneren Verrechnungen sowie die 
kalkulatorischen Kosten zusammen mit den Bewirtschaftungskosten bei der jeweiligen 
Kindertagesstätte unter den Sachkonten 481300 und 481310 im Ergebnishaushalt abzu-
rechnen. Zusätzlich sind weitere Positionen, die bisher im Vermögenshaushalt veranschlagt 
worden sind, im Rahmen der doppischen Buchführung ebenfalls im Ergebnishaushalt zu 
buchen. 
 
Unter Berücksichtigung dieser stattgefundenen Veränderungen ist der gewünschte Elternent-
geltanteil von 30 % nicht mehr haltbar und anzupassen. Es wird daher vorgeschlagen, den 
Anteil der Elternentgelte künftig auf 25 % zu senken und anhand der Ausgaben des 
Ergebnishaushalts für die Kindertagesstätten zu errechnen. Dabei werden die besondere 
Finanzhilfe des Landes für die Freistellung von Elternbeiträgen im letzten Kindergartenjahr 
und die Zuschüsse für Integrationsgruppen den Elternentgelten zugerechnet. Die Ansätze des 
Finanzhaushaltes bleiben außer Betracht. 
 
Ausgehend von den Entwurfszahlen für das Haushaltsjahr 2011 und ohne eine Anpassung der 
Elternentgelte würde mit den inneren Verrechnungen eine Elternquote von 22,99 % erzielt 
werden.  
 
Die letzte Erhöhung der Kindergartenentgelte wurde zum 1.8.2004 vorgenommen und zwar 
auf nachfolgende Beträge: 
Entgelte für die Regelbetreuung 4 Stunden vormittags oder nachmittags: 
 Im Haushalt lebende Kinder:   1  =  81,-- Euro 
    2  =  76,-- Euro 
    3  =  71,-- Euro 
 4 und mehr  =  66,-- Euro 

Entgelte für die Regelbetreuung 5 Stunden vormittags oder nachmittags: 
 Im Haushalt lebende Kinder:   1  =  97,-- Euro 
    2  =  92,-- Euro 
    3  =  87,-- Euro 
 4 und mehr  =  82,-- Euro 

Entgelte für die Ganztagesbetreuung: 
 Im Haushalt lebende Kinder:   1  =  172,-- Euro 
    2  =  162,-- Euro 
    3  =  152,-- Euro 
 4 und mehr =  142,-- Euro 

Entgelte für die Schnuppergruppe: 
 Im Haushalt lebende Kinder:   1  =   33,-- Euro 
  2  =   30,-- Euro 
  3  =   27,-- Euro 
 4 und mehr  =   24,-- Euro 



Entgelte für Sonderdienste: Frühdienst     8,-- Euro 
 Mittagsdienst    16,-- Euro 
                                          Essensgeld für Ganztagesgruppen    43,-- Euro 
 
Seit dem Jahre 2004 sind sowohl die Bewirtschaftungskosten als auch insbesondere die 
Personalkosten erheblich angestiegen. Ebenso übersteigen die Beschaffungskosten für das 
Mittagessen inzwischen das bisher hierfür festgelegte Entgelt. 
 
Die gewünschte Elternquote von 30 % konnte trotz dieser gestiegenen Kosten in den ver-
gangenen Jahren durch die Einrichtung und damit verbesserte Förderung von Integrations-
gruppen und insbesondere durch die im Jahre 2007 erfolgte Einführung des beitragsfreien 
letzten Kindergartenjahres erreicht werden. Hierfür wird der Gemeinde ein Betrag von 120,00 
Euro monatlich für Halbtagesbetreuung und von 160,00 Euro für Ganztagesbetreuung vom 
Land gezahlt. Diese Beträge aus der Landesförderung lagen deutlich über den tatsächlich er-
hobenen Elternentgelten. Durch die Veränderungen infolge der doppischen Buchführung ist 
dieser Bonus aber aufgezehrt. 
 
Gemäß § 10 KiTaG können die Beiräte der Kindertagesstätten bzw. der Gemeindeelternrat für 
Kindertagesstätten Vorschläge zur Regelung der Elternentgelte machen. Eine Abstimmung 
mit den Beiräten zu der vorgeschlagenen Erhöhung ist bisher nicht erfolgt. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Entgeltanpassung würde für die kommunalen Kindergärten Mehreinnahmen im Jahre 
2011 in Höhe von rd. 5.300 Euro für das Essensgeld und von rd. 25.000 Euro für Benutzungs-
entgelte bedeuten.  
 
 
Anlagen:
 
- Anlage 1 –  Entgeltquote 2011  
- Anlage 2 – Übersicht Kindergartenbeiträge Ammerland 
- Anlage 3 –  Übersicht Krippenbeiträge Ammerland 
- Anlage 4 – Übersicht Krippenbeiträge Andere 
 



Haushalt 2011 (Entwurf) Elternentgelte
Entgeltfreies 

Kindergartenjahr Zuschüsse Integration Gesamt
Kindergarten
Loy 16.300 25.000 32.000 73.300
Marienstraße 38.300 19.500 37.000 94.800
Mühlenstraße 66.200 68.800 0 135.000
Am Voßbarg 48.700 46.800 0 95.500
Feldbreite 36.500 16.500 35.000 88.000
Gesamt 206.000 176.600 104.000 486.600

Aufwand Aufwand Personal
Summe Aufwand und 

Aufwand Personal
interne Verrech. 

Gebäude
interne Verrech. 

Grdst. Gesamt
Haushalt 2011 (Entwurf)
Kindergarten
Loy 23.310 233.100 28.630 13.997
Marienstraße 21.600 278.700 21.147 11.295
Mühlenstraße 35.950 542.600 32.649 7.150
Am Voßbarg 27.250 399.000 36.120 5.845
Feldbreite 20.190 349.400 19.275 8.957
Gesamt 128.300 1.802.800 1.931.100 137.821 47.244 2.116.165

Entgeltquote: 22,99
mit inneren Verrechnungen
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Vergleich der Kindergartenbeiträge im Landkreis Ammerland: 
 

      Kindergartenjahr: 2010/2011 
Vormittagsgruppen 

(4 Stunden) 
Ganztagsgruppen 

bzw. ganztägige Betreuung Gemeinde/ 
Stadt Mindestsatz 

Höchstsatz 
bis Einkommen 
ab Einkommen 

Mindestsatz 
Höchstsatz 

bis Einkommen 
ab Einkommen 

Ermäßigungen 

 
 

Apen 
 

72,00 € 
162,00 € 

bis 24.000,00 € 
ab 48.000,01 € 

162,00 € 
364,50 € 

bis 24.000,00 € 
ab 48.000,01 € 

2. Kind: 50 % 
ab 3. Kind:100 % 

Bad 
Zwischenahn 

70,00 € 
171,00 € 

bis 18.000,00 € 
ab 48.000,01 € k.A. k.A. 

 
2. Kind: 50 % 

ab 3. Kind:100 % 

 
      
    Edewecht 
 

 

69,00 € 
161,00 € 

bis 24.000,00 € 
ab 48.000,01 € 

123,00 € 
279,00 € 

bis 24.000,00 € 
ab 48.000,01 € 

2. Kind: 50 % 
ab 3. Kind:100 % 

 
 

Rastede 
 

Vorschlag: 
74,00 € 
89,00 € 

 
Vorschlag: 
157,00 € 
187,00 € 

 2. Kind: 50 % 
ab 3. Kind:100 % 

Westerstede 74,00 € 
185,00 € 

bis 23.000,00 € 
über 46.000,00 € 

133,00 € 
333,00 € 

bis 23.000,00 € 
über 46.000,00 € 

2. Kind: 50 % 
ab 3. Kind:100 % 

Wiefelstede 75,00 € 
165,00 € 

bis 18.000,00 € 
über 54.000,00 € 

150,00 € 
330,00 € 

bis 18.000,00 € 
über 54.000,00 € 

2. Kind 50 % 
ab 3. Kind: 100 % 
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Vergleich der Krippenbeiträge im Landkreis Ammerland: 
 

Kindergartenjahr: 2010/2011 
Vormittagsgruppen 

 
Ganztagsgruppen 

bzw. ganztägige Betreuung Gemeinde/ 
Stadt Betreuungs-

zeit 
Gebührenhöhe Betreuungs-

zeit 
Gebührenhöhe Ermäßigungen Zuschläge für 

Sonderöffnungszeiten 

Apen 5 Stunden 

 
bis 24.000,00 €:    130,- € 
bis 30.000,00 €:    162,- € 
bis 36.000,00 €:    194,- € 
bis 42.000,00 €:    227,- € 
bis 48.000,00 €:  259,- € 
ab 48.001,00 €:   291,- € 

- - 2. Kind: 50 % 
ab 3. Kind:100 % 

SÖ pro ½ Std.: 
9,75 € 
12,25 € 
14,50 € 
17,00 € 
19,50 € 
21,50 € 

Bad 
Zwischenahn 4 Stunden 173,- € - - 

Geschwisterkinder mind. 
4 Std. beitragspflichtig in 
Hort, Kiga oder Krippe: 

mtl. 35,- € Rabatt 

SÖ pro Stunde: 
43,25 € 

Edewecht 5 Stunden 220,- € 9 Stunden 360,- € 2. und weitere Kinder 
25 % Ermäßigung 

SÖ pro ½  Std.: 
10% extra 

Rastede 5 Stunden 240,- € - - 2. Kind:120,- € 
ab 3. Kind: 0,- € 

SÖ pro ½  Stunde: 
20,- € 

4 Stunden 179,- € 
Westerstede 

5 Stunden 223,- € 
- - - SÖ zusätzlicher 

Beitrag 

Wiefelstede 5 Stunden 
bis 18.000,00 €: 157,- € 
bis 36.000,00 €: 190,- € 
 ab 36.000,01 €: 252,- € 

8 Stunden 
Stufe 1: 250,- € 
Stufe 2: 304,- € 
Stufe 3: 404,- € 

2. Kind 50 % 
ab 3. Kind: 100 % 

SÖ pro ½  Stunde: 
Stufe 1: 15,50 € 
Stufe 2: 19,00 € 
Stufe 3: 25,00 € 
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Vergleich der Krippenbeiträge andere Städte und Gemeinden:      Kindergartenjahr: 2010/2011 
 

Oldenburg 5 Stunden 
Stufe 1: 104,00 € 
Stufe 2:   93,00 € 
Stufe 3:   83,00 € 

über 6 Std. 
Stufe 1: 158,00 € 
Stufe 2: 148,00 € 
Stufe 3: 137,00 € 

2. Kind: 30 %  
ab 3. Kind: 50 % - 

Leer 4,5 Stunden 

bis 21.000,00 €:   80,35 € 
bis 26.000,00 €: 107,90 € 
bis 31.000,00 €: 134,20 € 
ab 31.000,01 €: 161,80 € 

9 Stunden 

bis 21.000,00 €:120,52 € 
bis 26.000,00 €: 161,85 € 
bis 31.000,00 €: 201,30 € 
ab 31.000,01 €: 242,70 € 

ab dem 2. Kind: 
jeweils 50 % 

SÖ pro Stunde: 
8,45 € 

Hude 5 Stunden 

 
bis 29.500,00 €: 144,50 € 
bis 38.100,00 €: 155,00 € 
bis 47.000,00 €: 176,50 € 
bis 55.800,00 €: 197,00 € 
ab 55.800,01€: 218,00 € 

6 Stunden 

 
bis 29.500,00 €: 168,50 € 
bis 38.100,00 €: 176,50€ 
bis 47.000,00 €: 198,00 € 
bis 55.800,00 €: 218,00 € 
ab 55.800,01€: 248,50 € 

2. Kind: 50 % 
ab 3. Kind: 100 % 

SÖ pro Std.: 
12,00 € 
16,00 € 
19,00 € 
22,00 € 
25,00 € 

Großenkneten 5 Stunden 

mtl. Nettoeinkommen: 
bis 1.020,00 €:   65,00 € 
bis 1.380,00 €:   90,00 € 
bis 1.740,00 €: 120,00 € 
bis 2.100,00 €: 145,00 € 
ab 2.100,01 €: 170,00 € 

- - 2. Kind: 25 % 
ab 3. Kind: 50 % - 

Wardenburg 4 Stunden 
7,5 % des Jahreseinkommens 

mind.: 110,00 € 
max.: 384,00 € 

7 Stunden 
9,2 % des Jahreseinkommens 

mind: 137,00 € 
max.:480,00 € 

2. Kind: 50 % 
3. Kind: 70 % 

ab 4. Kind: 100 % 

Keine zusätzlichen 
Gebühren für SÖ 

Wildeshausen 5 Stunden 

Familien mit 1 Kind: 
bis 13.000,00 €: 119,00 € 
bis 19.000,00 €: 144,00€ 
bis 25.000,00 €: 170,00€ 
bis 31.000,00 €: 197,00€ 
bis 37.000,00 €: 225,00 € 
bis 43.000,00 €: 255,00 € 
ab 43.000,01 €: 314,00 € 

- - 

ab 2. Kind 20 %; 
 

zusätzliche 
Ermäßigung für 

Familien mit 
mehreren Kindern 

für Früh- und 
Spätdienst 
zusätzlich  

je 10,50 € mtl. 
 

Cloppenburg 4 Stunden 

 
bis 25.565,00 €: 121,00 € 
bis 33.234,00 €: 147,00 € 
bis 43.460,00 €: 186,00 € 
bis 56.243,00 €: 229,00 € 
ab 56.244,00 €: 276,00 € 

9 Stunden 

 
bis 25.565,00 €: 271,00 € 
bis 33.234,00 €: 331,00 € 
bis 43.460,00 €: 418,00 € 
bis 56.243,00 €: 515,00 € 
ab 56.244,00 €: 620,00 € 

2. Kind: 30 % 
ab 3. Kind: 50 % 

pro ½ Std. SÖ: 
11,00 € 
12,00 € 
16,00 € 
19,00 € 
24,00 € 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/198 
freigegeben am 23.11.2010 
 
GB 2 Datum: 23.11.2010 
Sachbearbeiter/in: Frau Claudia Menze  
 
Berufung stimmberechtigter Mitglieder in den Schulausschuss 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
Beschlussvorschlag:
 

1. Der Elternvertreter, Herr Ingo Reese, wohnhaft Pater-Kolbe-Straße 7 in Rastede, wird 
als stimmberechtigtes Mitglied in den Schulausschuss berufen.  
Herr Andre Hespe, wohnhaft Eichendorffstraße 19 in Rastede, wird als stellver-
tretender Elternvertreter in den Schulausschuss berufen.  
 

2. Der Schülervertreter, Herr Nikolas Kehmeier, wohnhaft Kortebrügger Straße 17 a in 
Wiefelstede, wird als stimmberechtigtes Mitglied in den Schulausschuss berufen.  
Frau Eva Keding, wohnhaft von-Humboldt-Straße 6 in Rastede, wird als stellver-
tretende Schülervertreterin in den Schulausschuss berufen.  

 
 
Sach- und Rechtslage: 
 

In seiner Sitzung am 22.11.2010 hat sich der neu gewählte Gemeindeelternrat konstituiert. Als 
Vertreter der Elternschaft im Schulausschuss wurde der Vorsitzende des Gemeindeelternrates, 
Herr Ingo Reese gewählt, als sein Vertreter Herr Andre Hespe. 
 
Die Schülervertretung der Kooperativen Gesamtschule Rastede hat Herrn Nikolas Kehmeier 
als neuen Vertreter für den Schulausschuss der Gemeinde Rastede gewählt, als seine Ver-
treterin Frau Eva Keding.  
 
Die Vorschläge des Gemeindeelternrates und der Schülervertretung sind für den Schulträger 
gem. § 110 Nieders. Schulgesetz verbindlich. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
 
 
Anlagen:
 
Ohne. 



 
 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/140 
freigegeben am 07.09.2010 
 
GB 2 Datum: 07.09.2010 
Sachbearbeiter/in: Bernd Gottwald  
 
Schuleinzugsbereiche der Grundschulen Loy und Feldbreite 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 21.09.2010 Schulausschuss 
N 28.09.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Satzung über die Anpassung der Schuleinzugsgebiete Loy und Feldbreite wird in der als 
Anlage beigefügten Fassung beschlossen. 
 
Die Errichtung eines Multifunktionsraumes in der Grundschule wird nicht vorgenommen. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Die Gemeinde Rastede hatte im Jahr 2009 eine Entwicklungsplanung der Rasteder Grund-
schulen vorgestellt (Vorlage 2009/050). Hinsichtlich der demografischen Entwicklung war 
festgestellt worden, dass ein Rückgang der Schülerzahlen bei allen Rasteder Schulen zu ver-
zeichnen ist. 
 
Als problematisch wurde der Einschulungsjahrgang 2011/2012 bei der Grundschule Loy ge-
sehen, da dort insbesondere auf Grund des Baugebietes „Südlich Schlosspark“ die Einzügig-
keit überschritten wird. Die Verwaltung wurde deshalb beauftragt, die Änderung der Schul-
bezirke vorzubereiten. 
 
Hinsichtlich der allgemein rückgängigen Schülerzahlen wurde auf Landesebene überlegt, den 
Klassenteiler von derzeit 28 Schülern ggfs. abzusenken. Dies ist jedoch für Grundschulen 
derzeit noch nicht umgesetzt worden. 
 
Nach den aktuellen Anmeldungen ist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon 
auszugehen ist, dass ohne Änderung des Schuleinzugsbereiches ab 2011 für vier Jahre ein 
zusätzlicher Klassenraum in Loy notwendig wird. 



 
Grundschule Loy -      
       
 1. Klasse 2. Klasse 3. Klasse 4. Klasse Gesamt AUR 

2010 20 20 17 25 82 4 
2011 29 20 20 17 86 5 
2012 19 29 20 20 88 5 
2013 17 19 29 20 85 5 
2014 22 17 19 29 87 5 
2015 14 22 17 19 72 4 
2016 14 14 22 17 67 4 

 
Insofern wurde die Entwicklungsplanung bestätigt.  
 
Es besteht daher weiterhin ein Handlungsbedarf. Eine zeitweise Änderung des Einzugs-
gebietes für das betreffende Jahr wäre zur Problemlösung ausreichend, allerdings wurde 
bereits deutlich, dass viele Eltern aus dem Baugebiet südlich Schlosspark den Bezug zum 
Hauptort und damit zur Grundschule Feldbreite sehen.  
 
Unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung der Grundschule Loy und der geäußerten Forderung 
aus dem Bereich der Bürger aus dem Gebiet „Südlich Schlosspark“ ist deshalb überlegt 
worden, beiden Bereichen hinreichend gerecht zu werden. 
 
Schülerinnen und Schüler aus dem Gebiet "Südlich Schlosspark" (ab Schuljahr 2011/12) 
      
 1. Klasse 2. Klasse 3. Klasse 4. Klasse Gesamt 

2011 10       10 
2012 7 10     17 
2013 5 7 10   22 
2014 9 5 7 10 31 
2015 6 9 5 7 27 
2016 5 6 9 5 25 

 
Derzeit stammen pro Jahrgang etwa 5 bis 10 Kinder aus dem Gebiet südlich Schlosspark, die 
bei einem Wechsel komplett an der Grundschule Feldbreite beschult werden müssen. Es wird 
anhand der unten stehenden Grafik deutlich, dass diese Schülerinnen und Schüler dort unter-
gebracht werden können und noch eine Reserve verbleibt.  
 
GS Feldbreite mit Südlich Schlosspark 
      max. 8 
 1. Klasse 2. Klasse 3. Klasse 4. Klasse Gesamt AUR 

2011 52 47 47 46 192 8 
2012 43 52 47 47 189 8 
2013 38 43 52 47 180 8 
2014 48 38 43 52 181 8 
2015 38 48 38 43 167 8 
2016 21 38 48 38 145 7 

 
Bei der Grundschule Loy würde sich die komplette Herausnahme des Bereichs südlich 
Schlosspark wie folgt auswirken: 
 



GS Loy ohne Südlich Schlosspark 
       
 1. Klasse 2. Klasse 3. Klasse 4. Klasse Gesamt AUR 

2011 19 20 20 17 76 4 
2012 12 19 20 20 71 4 
2013 12 12 19 20 63 3 
2014 13 12 12 19 56 3 
2015 8 13 12 12 45 2 
2016 9 8 13 12 42 2 

 
Zunächst würde der Bedarf eines zusätzlichen Klassenraumes für vier Jahre vermieden 
werden. Danach zeichnet sich in den folgenden Jahren eine Zusammenlegung von Klassen ab, 
da diese nach den Landesvorgaben zusammenzulegen sind, wenn die Schülerzahl über 
mehrere Jahrgänge 26 in der Summe unterschreitet.  
 
In der vorstehenden Tabelle sind ggfs. noch zu erwartende Zugänge aus dem Baugebiet 
„Denkmalsweg“ und weitere Bebauungen unberücksichtigt geblieben, da deren Anzahl un-
bekannt ist. Diese werden sich positiv auf die Schülerzahlen der Grundschule Loy auswirken. 
 
Schuleinzugsbereiche sind vom Schulträger präzise festzulegen. Es wurde jedoch überlegt, ob 
für den Bereich „Südlich Schlosspark“ die Möglichkeit eingeräumt werden könnte, den Eltern 
in diesem Gebiet ein Wahlrecht einzuräumen, ob das Kind an der Grundschule Loy oder an 
der Grundschule Feldbreite beschult werden soll.  
 
Aus den Gesprächen mit Grundstücksinteressenten ist sicher, dass sich ein nicht unerheblicher 
Teil an die Grundschule Feldbreite orientieren wird. Es wird wegen des ebenfalls guten An-
gebots an der Grundschule Loy aber davon auszugehen sein, dass die Wahlmöglichkeit nicht 
für alle Schülerinnen und Schüler aus dem Bereich „Südlich Schlosspark“ genutzt werden 
wird. Wie die tatsächliche Auslastung der beiden Grundschulen bei Einräumung des Wahl-
rechtes erfolgen wird, bleibt abzuwarten. 
 
Bekanntlich wurde die Entscheidung über den Antrag der Grundschule Loy auf Errichtung 
eines Mehrzweckraumes zurückgestellt. Hintergrund war, dass eine endgültige Entscheidung 
über den Einzugsbereich ausstand. Insofern könnte nun in diesem Zusammenhang ent-
schieden werden. 
 
Die Schülerzahlen sind in Loy trendgemäß rückläufig. Auch wenn das Baugebiet „Denkmals-
weg“ sich ggfs. noch positiv auf die Schülerzahlen in Loy auswirkt, ist dort mittelfristig von 
einer Zusammenlegung von Klassen auszugehen.  
 
Die Größenordnung ist hinsichtlich des oben beschriebenen Wahlrechtes unklar. 
Wahrscheinlich ist jedoch eine Zusammenlegung von Jahrgängen spätestens ab 2015, weshalb 
von einem Anbau eines Mehrzweckraumes abzuraten ist. Vielmehr wird ein ehemaliger 
Klassenraum dann als Mehrzweckraum der Grundschule Loy zur Verfügung stehen.  
 
Sollte entgegen dieser Annahme eine Zusammenlegung mittelfristig nicht stattfinden, ist die 
Einrichtung eines Mehrzweckraumes in Loy ebenfalls nicht erforderlich, da an der Grund-
schule Wahnbek bereits ein Werkraum vorgehalten wird, der nicht ausgelastet ist und in Ab-
stimmung mit der Grundschule Wahnbek genutzt werden kann. Es steht der Grundschule Loy 
diese Möglichkeit frei, diese bereits angebotene Option in den Unterricht zu integrieren und - 
ähnlich dem Schwimmunterricht - wahrzunehmen.  



 
Ebenfalls könnte man in Wahnbek bei dieser Gelegenheit zusätzlich die Schulküche nutzen.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
 
 
Anlagen:
 
Satzungsentwurf 
 



 
Anlage 1 zu Vorlage 2010/140 

Satzung über die Anpassung der  
Schuleinzugsgebiete Loy und Feldbreite 

 
Aufgrund der §§ 6 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Neufassung vom 
28.10.2006 (Nds. GVBl S. 473) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.10.2009 (GVBl. 
S. 366), und des § 63 Abs. 2 des Niedersächsischen Schulgesetzes (NSchG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3.03.1998 (Nds. GVBl S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
8.06.2010 (Nds. GVBl S. 232), hat der Rat der Gemeinde Rastede am 13.12.2010 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die Gemeinde Rastede ist Schulträger für die Grundschulen im Gemeindegebiet Rastede. Sie legt 
gemäß § 63 Abs. 2 des Niedersächsischen Schulgesetzes als Schulträger die Schulbezirke fest. 
 

§ 2 
Gegenstand 

 
Für die Schuleinzugsgebiete der Grundschule Loy und der Grundschule Feldbreite wird für das nach-
folgend näher bezeichnete Teilgebiet ein Wahlrecht eingeräumt, durch Erklärung eine Beschulung des 
schulpflichtigen Kindes entweder an der Grundschule Feldbreite oder der Grundschule Loy wahrzu-
nehmen. Das Teilgebiet ist gemeinsamer Schuleinzugsbereich für die Grundschulen Loy und Feldbrei-
te. 
 
Das Wahlrecht findet eine Begrenzung in der möglichen Höchstgrenze der Schülerinnen und Schüler 
die eine Zweizügigkeit bei der Grundschule Loy ergeben würde oder eine Dreizügigkeit bei der 
Grundschule Feldbreite. 
 

§ 3 
Teilgebiet 

 
Das Teilgebiet wird begrenzt durch die Straßen Oldenburger Straße, Parkstraße, Loyer Weg und Bu-
chenstraße. Zusätzlich zählen die östlich der Buchenstraße gelegenen Grundstücke ab der Hausnum-
mer 40 in Richtung Loyer Weg zu diesem Gebiet. Die Grenzen des Teilgebietes ergeben sich aus der 
Anlage 1 zu dieser Satzung, die gleichzeitig Bestandteil dieser Satzung ist.  
 

§ 4 
Erklärungsfrist 

 
Maßgeblich für die Feststellung an welcher Grundschule die Beschulung stattfinden wird, ist eine 
Erklärung der Erziehungsberechtigten. Die Erklärung ist regelmäßig bis zum 30.04. des Jahres vor der 
Einschulung gegenüber der Grundschule Loy abzugeben. In den Fällen einer Überschreitung der 
Höchstgrenze der Zügigkeit gilt die Reihenfolge des Erklärungseinganges, wobei Geschwisterkindern 
Vorrang eingeräumt werden muss. 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt zum 01.02.2011 in Kraft. 
 
 
Rastede, den 13.12.2010 
 
Gemeinde Rastede  
Der Bürgermeister 
 
 
Decker
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Anlage 1 zur Satzung der Anpassung der Schuleinzugsgebiete Loy und 
Feldbreite 

 

 



 

 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/202 
freigegeben am 29.11.2010 
 
GB 2 Datum: 29.11.2010 
Sachbearbeiter/in: Frau Vievien Padecken  
 
Abgrenzung der Wahlbereiche für die Kommunalwahl 2011 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
N 07.12.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Das Gebiet der Gemeinde Rastede wird für die Kommunalwahl 2011 in zwei Wahlbereiche 
eingeteilt. 
 
Die Abgrenzung der Wahlbereiche wird gegenüber der Kommunalwahl 2006 nicht verändert 
und gemäß Anlage 1 zu dieser Vorlage festgelegt. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Durch Verordnung vom 26.07.2010 hat die Niedersächsische Landesregierung festgelegt, 
dass die kommunalen allgemeinen Neuwahlen der Ratsfrauen und Ratsherren in den Ge-
meinden und Samtgemeinden, der Kreistagsabgeordneten und der Regionsabgeordneten am 
11. September 2011 stattfinden. 
 
Der Niedersächsische Landtag hat am 09.11.2010 das „Gesetz zur Änderung kommunalwahl-
rechtlicher Bestimmungen“ verabschiedet, welches am 19.11.2010 in Kraft getreten ist. 
 
Wesentliche Änderungen des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes und der Nieder-
sächsischen Kommunalwahlordnung sind: 

• Wegfall der Stichwahl 
• Veränderte Vorgaben für die Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbereiche 
• Ergänzung zur Frage der Feststellung von Ersatzpersonen bei wahlbereichsüber-

greifendem Nachrücken 
• Harmonisierung mit bundeswahlrechtlichen Veränderungen  

(Vereinfachung der Verfahren zur Erteilung von Wahlscheinen und zur Aushändigung 
von Wahlscheinen mit Briefwahlunterlagen an andere als die Wahlberechtigten, 
Regelungen zur Vermeidung unzureichender Wahlscheinanträge, zur Parteizugehörig-
keit von Parteibewerbern auf Wahlvorschlägen, Klarstellung für die 
Fristenberechnung zur Wahlberechtigung) 



 
Die Änderungen sind bereits bei der Kommunalwahl 2011 zu berücksichtigen. 
 
Wahlbereich/e 
Gemäß § 7 Niedersächsisches Kommunalwahlgesetz (NKWG) wird die Kommunalwahl in 
sogenannten Wahlbereichen durchgeführt. Gemäß § 7 Abs. 3 NKWG können Wahlgebiete, in 
denen die Zahl der zu wählenden Vertreterinnen und Vertreter mindestens 34 und höchstens 
39 beträgt, in zwei Wahlbereiche eingeteilt werden. Die Zahl der zu wählenden Ver-
treterinnen und Vertreter beträgt in der Gemeinde Rastede 34. 
 
Insofern besteht für die Gemeinde Rastede nun das Wahlrecht, entweder das Gemeindegebiet 
in zwei Wahlbereiche einzuteilen oder für das gesamte Gemeindegebiet einen einheitlichen 
Wahlbereich zu bilden. In der Vergangenheit wurden stets 2 Wahlbereiche gebildet, was der 
damaligen Mindestzahl der Wahlbereiche nach § 7 Abs. 4 NKWG (alt) entsprach. Im Jahr 
2006 erfolgte zuletzt eine kleine Änderung des Grenzverlaufes der Wahlbereiche.  
 
Sofern man der Variante A (Einteilung in zwei Wahlbereiche) folgt, ist der Vollständigkeit 
halber festzustellen, dass die örtlichen Verhältnisse gemäß § 7 Abs. 6 NKWG bei der Ab-
grenzung der Wahlbereiche zu berücksichtigen sind. Die Abweichung von der durchschnitt-
lichen Bevölkerungsanzahl der Wahlbereiche soll nicht mehr als 25 % nach oben oder unten 
betragen.  
 
Im Wahlbereich Nord wurde mit Stichtag von 01.07.2010 eine Bevölkerungszahl in Höhe von 
9.782 Einwohnern festgestellt. Der größere Wahlbereich Süd hat eine Bevölkerungsanzahl in 
Höhe von 10.821 Einwohnern. 10.821 Einwohner zu 9.782 Einwohner steht im Verhältnis 
52,52 / 47,48. Somit beträgt der Unterschied prozentual lediglich 5,04 %-punkte. Somit wäre 
die gesetzliche Schwankungsbreite eingehalten und die Wahlbereiche wären nicht zu ändern. 
 
Eine Begutachtung der Gewichtung der einzelnen Wahlbereiche kann bei Variante B ent-
fallen. 
 
Wahlbezirke 
Die Wahlbereiche werden von der Gemeinde in mehrere Wahlbezirke unterteilt. Hinsichtlich 
der Sicherstellung der geheimen Wahl ist die Größe der Wahlbezirke wichtig. In den Wahl-
gesetzen wird die maximale Größe eines Wahlbezirkes mit 2.500 Wahlberechtigten definiert. 
Um den Grundsatz der geheimen Wahl zu beachten, darf die Zahl der Wahlberechtigten eines 
Wahlbezirkes jedoch nicht so gering sein, dass erkennbar wird, wie Wählergruppen oder gar 
einzelne Wahlberechtigte gewählt haben. Wie aus Bekanntmachungen des Landeswahlleiters 
ersichtlich, ist als Untergrenze die Anzahl von 50 Wählern (nicht Wahlberechtigten) aus-
schlaggebend. 
 
Da man von der Anzahl der tatsächlich abgegebenen Stimmen ausgehen muss, ist die Anzahl 
der Wahlberechtigten anhand der geringsten Wahlbeteiligung (Europawahl 2009 rd. 41%) 
hochzurechnen. Es ergibt sich eine ungefähre Minimalgröße eines Wahlbezirkes von 122 
Wahlberechtigten.  
 
Die beiden Wahlbereiche (Nord und Süd) sind bisher eingeteilt in insgesamt 24 Wahlbezirke 
(1-12 und 20-31). Einige der Wahlbezirke haben weniger als 500 Wahlberechtigte, ein Wahl-
bezirk sogar weniger als 100 Wahlberechtigte, daher sind diese kleineren Wahlbezirke zu 
mehreren größeren zusammenzufügen.  



Folgender Wahlbezirk ist unter der Anforderungsgrenze:
Wahlbezirk 29: Ipwegermoor mit derzeit 96 Wahlberechtigten.  
Dieser Wahlbezirk wird geändert / zusammengelegt, da sich mit nur 96 Wahlberechtigten die 
Frage des Grundsatzes des Wahlgeheimnisses stellt. Hier bietet sich eine Zusammenlegung 
mit dem Wahlbezirk 28 Ipwege an. Der Wahlvorstand von Ipwegermoor hatte bei den letzten 
beiden Wahlen bereits von sich aus eine Zusammenlegung angesprochen. 
 
Weitere grenzwertige Wahlbezirke: 
Auch bei den folgenden Wahlbezirken bietet sich eine Zusammenlegung an, da die Anzahl 
der Wahlberechtigten sehr gering ist: 
Wahlbezirk 11: Wapeldorf mit derzeit 182 Wahlberechtigten 
Wahlbezirk   5: Delfshausen mit derzeit 290 Wahlberechtigten 
Wahlbezirk   6: Kleibrok – Lehmdermoor mit derzeit 295 Wahlberechtigten 
 
Insofern werden diese Wahlbezirke im Benehmen mit den jeweiligen Wahlvorständen wie 
folgt zusammengefasst: 
Wahlbezirk 5 Delfshausen und 6 Kleibrok – Lehmdermoor werden zu einem Wahlbezirk zu-
sammengefasst. Dieser neue Wahlbezirk hätte dann 585 Wahlberechtigte.  
 
Wahlbezirk 11 Wapeldorf wird mit 10 Bekhausen zusammengelegt werden. Dieser Wahl-
bezirk hätte dann 695 Wahlberechtigte. 
 
Zerlegen/Aufteilen der größeren Wahlbezirke: 
Bei den Nachbargemeinden werden die Wahlbezirke zu je rund 800 Wahlberechtigte ein-
geteilt. Dies erzielt, wie bei den vorherigen Wahlen zu sehen, den Effekt, dass die Wahl-
ergebnisse zügiger festgestellt und an die entsprechenden Stellen weitergeleitet werden 
können. Die Gemeinde Rastede hat bei den vergangenen Wahlen stets als letzte Kommune 
aus dem Kreisgebiet die Wahlergebnisse zum Landkreis Ammerland bzw. zur Stadt Olden-
burg melden können. 
 
Folgende größere Wahlbezirke werden daher in kleinere Wahlbezirke aufgeteilt: 
Wahlbezirk 001 Rastede mit 1287 Wahlberechtigten: 
Aufteilung in 2 Wahlbezirke zu je 513 / 774 Wahlberechtigten. 
 
Wahlbezirk 002 Rastede Kleibrok mit 1395 Wahlberechtigten: 
Aufteilung in 2 Wahlbezirke zu je 801 / 594 Wahlberechtigten. 
 
Wahlbezirk 003 Rastede Hankhausen mit 1188 Wahlberechtigten: 
Aufteilung in 2 Wahlbezirke zu je 584 / 604 Wahlberechtigten. 
 
Wahlbezirk 021 Südende I mit 1222 Wahlberechtigten: 
Aufteilung in 2 Wahlbezirke zu je 501 / 721 Wahlberechtigten. 
 
Wahlbezirk 031 Wahnbek Süd mit 1284 Wahlberechtigten: 
Aufteilung in 2 Wahlbezirke zu je 611 / 673 Wahlberechtigten. 
 
Eine Auflistung über die sich ergebende Einteilung der Wahlbezirke liegt als Anlage 2 bei. 
 
Sofern weiterhin zwei Wahlbereiche bestehen sollen, werden die Wahlbezirke zur besseren 
Übersichtlichkeit zukünftig mit „N“ für die Wahlbezirke, die sich im Wahlbereich Nord und 
„S“ für die Wahlbezirke, die sich im Wahlbereich Süd befinden, ergänzend zur Nummer be-
nannt. Bei nur einem Wahlbereich würde der Zusatz „N“ bzw. „S“ entfallen. 



 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Erfrischungsgelder: 
Die jetzigen 24 Wahlbezirke haben jeweils 8 Wahlhelfer. Jeder dieser Wahlhelfer erhält für 
die ehrenamtliche Tätigkeit ein Erfrischungsgeld in Höhe von 25,- €. Dies ergibt Kosten für 
Erfrischungsgelder für einen Wahltag in Höhe von 4.800,- €. Eine Neueinteilung nach den 
vorstehenden Planungen wird Mehrkosten bei den Erfrischungsgeldern in Höhe von 400,- € je 
Wahltag auslösen. 
 
Verteilung der Wahlunterlagen: 
Die Verteilung der Wahlunterlagen an die 24 Wahllokale wird durch den Bauhof der Ge-
meinde Rastede vorgenommen. Dieser wird durch die Verteilung der Wahlunterlagen etc. für 
zwei zusätzliche Wahllokale einen größeren Aufwand in Rechnung stellen.  
 
 
Anlagen:
 
Anlage 1 – Abgrenzung Wahlbereiche für Variante A 
Anlage 2 – Liste mit den Wahlbezirken und Wahllokalen 
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Abgrenzung der Wahlbereiche und -bezirke Stand: 29.07.2010

I. Bisherige Aufteilung Relevanz: Wahlbezirk
Relevanz: 

Wahlbereich II. Geplante Aufteilung
Relevanz: 

Wahlbezirk
Relevanz: 

Wahlbereich

Wahlbereich Nord Wahllokal
Wahlberechtigte 
Anteil 48,06 %

Einwohner         Anteil 
47,48 %

Wahlbereich Nord Wahllokal
Wahlberechtigte 
Anteil 48,06 %

9.782 Einwohner 
Anteil 47,48 %

N1 Rastede I Nord Feuerwehrhaus Rastede 513 627
N2 Rastede I Süd GS-Kleibrok 774 888
N3 Rastede- Kleibrok Nord Ev. Gemeindehaus 801 1009
N4 Rastede- Kleibrok Süd Kindergarten Marienstraße 594 693
N5 Rastede-Hankhausen West Schützenhalle Mühlenstraß e 584 646
N6 Rastede-Hankhausen Ost Kindergarten Mühlenstraße 604 671

004 Hostemost - Liethe Firma Brötje 443 503 N7 Hostemos t - Liethe Firma Brötje 443 503
005 Delfshausen Gaststätte Decker 290 349
006 Kleibrok - Lehmdermoor Schule Südbäke 295 353
007 Hahn Feuerwehr Hahn 612 766 N9 Hahn Feuerwehr Hahn 612 766
008 Lehmden GS Lehmden 760 886 N10 Lehmden GS Lehmden 760 886
009 Nethen Dorfgemeinschaftshaus 863 1021 N11 Nethen Dorfgemeinschaftshaus 863 1021
010 Bekhausen R. u. H. Dorfgemeinschaftshaus 513 588
011 Wapeldorf Mehrzweckgebäude 182 212
012 Rastede Nordpol GS Kleibrok 492 570 N13 Rastede Nor dpol GS Kleibrok 492 570
Insgesamt 8320 9782 Insgesamt 8320 9782

Wahlbereich Süd Wahllokal
Wahlberechtigte 
Anteil 51,94 %

Einwohner        Anteil 
52,52 %

Wahlbereich Süd Wahllokal
 Wahlberechtigte 

Anteil 51,94 %
10.821 Einwohner 

Anteil 52,52 %
020 Rastede II KGS 900 1063 S20 Rastede II KGS 900 1063

S21 Südende I Süd Genossenschaftsakademie 501 853
S22 Südende I Nord Genossenschaftsakademie 721 593

022 Südende II Schule Voßbarg 788 992 S23 Südende II Schule Voßbarg 788 992
023 Leuchtenburg GS Leuchtenburg 513 635 S24 Leuchtenbu rg GS Leuchtenburg 513 635
024 Neusüdende I und II Feuerwehr Neusüdende 535 644 S25 Neusüdende I und II Feuerwehr Neusüdende 535 644
025 Kleinenfelde Schule Voßbarg 608 680 S26 Kleinenfeld e Schule Voßbarg 608 680
026 Loy-Barghorn Feuerwehr Loy-Barghorn 969 1169 S27 Loy-Barghorn Feuerwehr Loy-Barghorn 969 1169
027 Wahnbek Nord Ev. Gemeindehaus 923 1061 S28 Wahnbek Süd Ev. Gemeindehaus 923 1061
028 Ipwege GS Wahnbek 786 893
029 Ipwegermoor Birkenkrug 96 104
030 Hankhausen I und II Gaststätte Küpker 367 494 S30 Hankhausen I und II Gaststätte Küpker 367 494

S31 Wahnbek West GS Wahnbek 611 765
S32 Wahnbek Mitte Feuerwehr Ipwege-Wahnbek 673 875

Insgesamt 8991 10821 Insgesamt 8991 10821

702

800

997

1515

1702

1317

1446

585N8 Delfshausen-Kleibrok-Lehmdermoor

882

031 Wahnbek Süd 1284GS Wahnbek 1640

003 Rastede-Hankhausen 1188

021 Südende I 1222

Schützenhalle

Genossenschaftsakademie

001 Rastede I 1287

002 Rastede- Kleibrok 1395

GS Kleibrok

Ev. Gemeindehaus

S29 Ipwege / Ipwegermoor

N12 Bekhausen Rastederberg Heubült 
Wapeldorf

695

Gaststätte Decker

Dorfgemeinschaftshaus

GS Wahnbek
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/126 
freigegeben am 18.08.2010 
 
Stab Datum: 18.08.2010 
Sachbearbeiter/in: Inge Ihmels  
 
Darlehensaufnahme aus der Kreisschulbaukasse 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
N 07.09.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Aufnahme der nachstehenden Darlehen aus der Kreisschulbaukasse wird zugestimmt. 
 

Maßnahme Darlehen KSBK 
KGS Rastede (Gebäude Feldbreite) 
Einbau einer Sonnenschutzanlage 

28.600 €
 

KGS Rastede (Gebäude Feldbreite) 
Einrichtung einer Schulküche 

37.700 €

KGS Rastede (Grundstück Feldbreite) 
Errichtung einer Schulsportanlage 

298.400 €

Insgesamt: 364.700 €
 
Die Darlehen sind zinslos und in 20 Jahren zurückzuzahlen. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Der Landkreis Ammerland hat für drei Maßnahmen zinslose Darlehen aus der Kreisschulbau-
kasse bis zu einer Höhe von insgesamt 364.700 € gewährt. Eine endgültige Festsetzung der 
Höhe des jeweils tatsächlich gewährten Darlehens erfolgt durch den Landkreis Ammerland 
nach Vorlage eines Verwendungsnachweises. 
 
Die Darlehen sind ab dem Jahr nach der Auszahlung mit 5 v.H. der ursprünglichen Dar-
lehenssumme zu tilgen. Aufgrund der Liquidität der Kreisschulbaukasse kann sich die Aus-
zahlung der Darlehen verzögern.  
 



 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Vorausgesetzt der Gesamtbetrag der Darlehen in Höhe von 364.700 € wird im Jahre 2011 
ausgezahlt, dann ist ab dem Jahr 2012 mit einer zusätzlichen Tilgungsrate in Höhe von 18.235 
€ jährlich zu rechnen. 
 
 
Anlagen:
 
Keine. 
 



 
 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/200 
freigegeben am 24.11.2010 
 
Stab Datum: 24.11.2010 
Sachbearbeiter/in: Dudek  
 
Haushalt 2008 - Beschluss über die Jahresrechnung 2008, Entlastung des 
Bürgermeisters 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
N 07.12.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
1. Die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2008 wird mit einem Ergebnis in der Einnahme 

und in der Ausgabe i. H. v. jeweils 33.697.661,31 Euro beschlossen. 
 
2. Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2008 Entlastung erteilt. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Gemäß § 100 Abs. 3 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO – in der derzeit gültigen 
Fassung i. V. mit dem Beschluss des Rates vom 21.02.2006 zur Einführung des Neuen 
Kommunalen Haushaltsrechts) stellt der Bürgermeister als Hauptverwaltungsbeamter die 
Vollständigkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung fest.  
 
Die Jahresrechnung wird zusammen mit dem Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die 
Jahresrechnung 2008 und der Stellungnahme des Bürgermeisters zum Prüfungsbericht dem 
Rat vorgelegt. Der Rat beschließt gemäß § 101 Abs. 1 S. 1 NGO über die Jahresrechnung und 
entscheidet zugleich über die Entlastung des Bürgermeisters. Die wichtigsten Ergebnisse der 
Jahresrechnung 2008 können dem als Anlage beigefügten Rechenschaftsbericht entnommen 
werden. 
 
Die Jahresrechnung ist nebst Anlagen dem Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Ammer-
land zur Prüfung vorgelegt worden. Die einzelnen Prüfbemerkungen sind dem anliegenden 
Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der Jahresrechnung für das Haushalts-
jahr 2008 zu entnehmen. Auch die verwaltungsseitige Stellungnahme zum Prüfbericht ist als 
Anlage beigefügt. 



 
Im Ergebnis ist festzuhalten, dass sich hinsichtlich der Prüfung der Jahresrechnung 2008 
keine Gründe ergeben haben, die der vorgeschlagenen Beschlussfassung über die Jahres-
rechnung sowie der Entlastung des Bürgermeisters als Hauptverwaltungsbeamten durch den 
Rat der Gemeinde Rastede gemäß § 101 Abs. 1 NGO entgegenstehen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entfällt. 
 
 
Anlagen:
 
Anlage 1: Vermerk über die Vollständigkeit 
Anlage 2: Rechenschaftsbericht 
Anlage 3: Prüfbericht RPA 
Anlage 4: Stellungnahme zum Prüfbericht 
 



PC_Kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2010/200



PC_Kobbe
Textfeld
Anlage 2 zu Vorlage 2010/200







































































































 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 

Ber icht  
 

des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Ammerland 
über die Prüfung der Jahresrechnung der Gemeinde Rastede 

für das Haushaltsjahr 
2008 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

PC_Kobbe
Textfeld
Anlage 3 zu Vorlage 2010/200



 
Textziffer 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Ammerland 

 
Seite 1 

 
 

Bericht über die Prüfung der Jahresrechnung 2008 der Gemeinde Rastede 

 

    
   Kurzdarstellung der Prüfungsfeststellungen/-bemerkungen 
 

Seite

01 Die Beschlussfassung über die Jahresrechnung 2007 einschließlich der 
Entlastungserteilung für den Bürgermeister ist nicht innerhalb der gesetz-
lich vorgeschriebenen Frist erfolgt. 

03 

02 Die vom Rat in § 2 der Haushaltssatzung festgelegte Kreditermächtigung 
wurde um 107.200,00 € überschritten. 

09 

03 Der Termin für die Aufstellung der Jahresrechnung wurde erneut nicht 
eingehalten. 

10 

04 Die Ist-Bestände des Verwaltungs- und Vermögenshaushalts und der 
Verwahr- und Vorschusskonten sowie die Haushalts- und Kassenreste 
sind in die doppisch geführten Bücher des Folgejahres zu übernehmen. 

17 

05 Das Kassenverrechnungskonto sowie die Verwahr- und Vorschusskonten 
für den Bauhof weisen weiterhin unterschiedliche Ist-Bestände aus. 

21 
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Bericht über die Prüfung der Jahresrechnung 2008 der Gemeinde Rastede 

 

 
1. Vorbemerkungen 

 1.1 Prüfungsauftrag 
 
 Der Auftrag zur Prüfung der Jahresrechnung der Gemeinde Rastede ergibt sich aus 

§ 67 Abs. 2 NLO in Verbindung mit § 120 Abs. 2 NGO. 
 
 1.2 Prüfungszeit/Prüfer 
 
 Die Jahresrechnung wurde in der Zeit vom 07.05. bis 23.06.2009 (mit Unterbre-

chungen) in den Büroräumen des RPA von KOAR Frerichs sowie in der Zeit vom 
27.09. bis 29.09.2010 (mit Unterbrechungen) von KAR Lübben geprüft. 

 
  Der Verwaltung wurde am 09.11.2010 ein Entwurf des Prüfungsberichtes zuge-

sandt. Eine Schlussbesprechung fand nicht statt. 
 
 1.3 Prüfungsunterlagen 
 
 Zur Prüfung wurde zunächst lediglich der kassenmäßige Abschluss und die Haus-

haltsrechnung vorgelegt. Weitere notwendige Unterlagen wurden nachgereicht. Et-
waige fehlende Unterlagen und Nachweise sind zu den jeweiligen Prüfungsberei-
chen gesondert aufgeführt. 

 
 1.4 Durchführung der Prüfung/Prüfungsumfang 
 
 Ab 01.01.2006 gelten für die Prüfung der Jahresrechnung grundsätzlich die Be-

stimmungen der Gemeindehaushalts- und -kassenverordnung (GemHKVO). Auf-
grund des Beschlusses des Rates der Gemeinde Rastede vom 21.02.2006 gem. 
Art. 6 Abs. 2 des Gesetzes zur Neuordnung des Gemeindehaushaltsrechts und zur 
Änderung gemeindewirtschafts-rechtlicher Vorschriften bleiben bestimmte Vorschrif-
ten der NGO und zugehörige Verordnungsregelungen in der bis zum 31.12.2005 
geltenden Fassung bis längstens 31.12.2008 anwendbar. 

 
 Weiterhin bleiben durch Beschlüsse des Rates der Gemeinde vom 21.02.2006 gem. 

Art. 6 Abs. 4 und Abs. 5 des Gesetzes zur Neuordnung des Gemeindewirtschafts-
rechts und zur Änderung gemeindewirtschaftlicher Vorschriften 

 
a) für die Sozialstation Rastede gGmbH und für die Residenzort Rastede GmbH 
b) für den Bauhof als Hilfsbetrieb der Gemeinde mit selbstständiger Wirtschafts-

führung 
 
 die Vorschriften der NGO (§§ 113, 108 Abs. 3 Ziff. 3 und 110) in der bis zum 

31.12.2005 geltenden Fassung bis längstens 31.12.2009 anwendbar. 
 
 Die Prüfung der Jahresrechnung erstreckte sich auf Teilbereiche. Sie umfasste das 

Haushaltsjahr 2008 und wurde auf frühere Haushaltsjahre oder bis zum Prüfungs-
zeitpunkt ausgedehnt, wenn es zur Vervollständigung des Sachverhalts notwendig 
war oder insbesondere aufgrund einer zeitnahen Prüfung für erforderlich gehalten 
wurde. 
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Bericht über die Prüfung der Jahresrechnung 2008 der Gemeinde Rastede 

 

 Auf Grund der zum 01.01.2009 bei der Gemeinde vorgenommenen Umstellung auf 
das neue kommunale Rechnungswesen (Doppik) ist der Prüfungsumfang auf we-
sentliche Bereiche beschränkt worden. Es sollte hiermit sicher gestellt werden, die 
Prüfungsvorgänge frühzeitig abzuschließen, um insbesondere die aus dem bisheri-
gen kameralistischen Verfahren in das neue Buchführungssystem zu übernehmen-
den Übertragungsbuchungen geprüft festzuschreiben, bevor der Rat der Gemeinde 
über die Eröffnungsbilanz zu beschließen hat. 

 
 Im Rahmen der Jahresrechnungsprüfung sind Kassenvorgänge und Belege stich-

probenweise geprüft worden. 
 
  Der Verwaltung wurden während der Prüfungstätigkeiten aufgrund aktueller Anlässe 

Hinweise und Empfehlungen gegeben. Etwaige Feststellungen von geringer Bedeu-
tung wurden mit den Bediensteten besprochen und nicht mit in den Prüfungsbericht 
aufgenommen. 

 Soweit eine Prüfung stattfand, hat das RPA gem. § 120 Abs.1 NGO darauf geach-
tet, ob 

 
 - der Haushaltsplan eingehalten ist, 
 
 - die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch in vorschriftsmäßiger 

Weise begründet und belegt sind, 
 
 - bei den Einnahmen und Ausgaben des gemeindlichen Geld- und Vermögensver-

kehrs nach den bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der 
maßgebenden Verwaltungsgrundsätze und der gebotenen Wirtschaftlichkeit ver-
fahren ist und 

 
 - das Vermögen richtig nachgewiesen ist. 
 
 

2. Jahresrechnung 2007 
 
     01 Gemäß § 101 Abs. 1 NGO hat der Rat über die Jahresrechnung bis spätestens 

31.12. des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres zu beschließen und gleichzeitig 
über die Entlastung des Bürgermeisters zu entscheiden. 

 
Die endgültigen Unterlagen zur Jahresrechnung lagen erst am 12.08.2009 vollstän-
dig vor. Nachdem ein Schlussgespräch zum vorgelegten Berichtsentwurf seitens 
der Verwaltung nicht für erforderlich gehalten wurde, konnte der Prüfungsbericht am 
31.08.2009 ausgefertigt und übersandt werden. 

 
 Der Rat der Gemeinde hat am 15.12.2009 über die Jahresrechnung 2007 beschlos-

sen und dem Bürgermeister die Entlastung erteilt. Das nach §§ 100 Abs. 3, 101 
Abs. 1 und 2 und 120 Abs. 4 NGO vorgeschriebene weitere Verfahren (Anzeige bei 
der Aufsichtsbehörde, öffentliche Bekanntmachung und Auslegung der Jahresrech-
nung einschließlich Rechenschaftsbericht, Bericht des Rechnungsprüfungsamtes 
und Stellungnahme des Bürgermeisters) wurde im Januar 2010 durchgeführt. Das 
Haushaltsjahr 2007 ist damit abgeschlossen. 
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Bericht über die Prüfung der Jahresrechnung 2008 der Gemeinde Rastede 

 

 
 3. Grundlagen der Haushaltswirtschaft für das Haushaltsjahr 2008 
 3.1 Haushaltssatzung 
 
 Der Rat der Gemeinde Rastede hat die Haushaltssatzung am 11.12.2007 beschlos-

sen. Eine Nachtragssatzung wurde nicht erlassen. 
 

 Die Bestimmungen über die Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Auf-
sichtsbehörde, die öffentliche Bekanntmachung und Auslegung (§ 86 Abs. 2 NGO) 
einschließlich des Beteiligungsberichtes (§ 116 a NGO) wurden beachtet. Die 
Haushaltssatzung ist damit rechtswirksam geworden. 

 
 Bis zum Inkrafttreten der Haushaltssatzung am 30.01.2008 (§ 84 Abs. 3 NGO) wa-

ren die Vorschriften über die vorläufige Haushaltsführung (§ 88 NGO) zu berück-
sichtigen. 

 
 3.2 Haushaltsplan 
 
 Der Haushaltsplan schloss in Einnahmen und Ausgaben wie folgt ab: 
 
 

   

Verwaltungshaushalt: Vermögenshaushalt:

Einnahmen 26.112.300,00 7.623.800,00
Ausgaben 26.112.300,00 7.623.800,00
Fehlbedarf 0,00 0,00

Beträge in Euro

 
 
 
 Die Vorschrift des § 82 Abs. 3 NGO, wonach der Haushalt in jedem Haushaltsjahr 

ausgeglichen sein soll, wurde damit erfüllt. 
 Die Bestandteile des Haushaltsplanes und die Pflichtanlagen (§ 2 GemHVO) sind 

vorhanden. 
 
 Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wurde in budgetierter Form 

(8 Budgets) aufgestellt. Sammelnachweise wurden im Zusammenhang mit der Auf-
stellung der Budgets nicht eingerichtet. 

 
 Der budgetierte Haushaltsplan der Gemeinde wurde mit einem hauseigenen EDV-

Programm aus dem nach § 5 GemHVO und dem verbindlich vorgeschriebenen 
Gliederungs- und Gruppierungsplan zu erstellenden Haushaltsplan entwickelt. 

 
 Anhand einer Überprüfung wurde festgestellt, dass alle im Rahmen des UVN-Fin-

Verfahrens erfassten Haushaltsdaten vollständig in das Budgetprogramm über-
nommen worden sind. Der in Budgetform erstellte und dem Gemeinderat zur Be-
schlussfassung vorgelegte Haushaltsplan enthielt demnach alle erforderliche Haus-
haltszahlen. 

 
 Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungshaushaltes und des 

Vermögenshaushaltes der Jahre 1999 bis 2008 (Stand jeweils Haushaltsplan) wird 
mit der nachstehenden Grafik verdeutlicht: 
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 3.3 Finanzplan/Investitionsprogramm 
 
 Nach § 90 Abs. 1 NGO haben die Gemeinden ihrer Haushaltswirtschaft eine fünf-

jährige Finanzplanung zu Grunde zu legen. Als Grundlage hierfür ist nach § 90 
Abs. 3 NGO ein Investitionsprogramm aufzustellen. Gem. § 24 Abs. 4 GemHVO soll 
der Finanzplan für die einzelnen Jahre in Einnahme und Ausgabe ausgeglichen 
sein. 

 Gem. § 90 Abs. 5 NGO ist der Finanzplan dem Rat zur Kenntnis vorzulegen, das 
Investitionsprogramm ist dagegen gem. § 40 Abs. 1 Ziffer 8 NGO vom Rat zu be-
schließen. 

 
 Der Finanzplan für das Haushaltsjahr 2008 umfasst die Planungsjahre 2007 bis 

2011. 
 
 Der Rat der Gemeinde hat das Investitionsprogramm in der Sitzung am 11.12.2007 

beschlossen und den Finanzplan zur Kenntnis genommen. 
 
 Zwischen der Haushaltsplanung (Haushaltsansatzstatistik) und der Finanzplanung 

sowie den Ausgaben des Finanzplanes und des Investitionsprogramms ergaben 
sich keine Abweichungen. 

 Ein Abgleich der Einnahmen der Finanzplanung mit dem Investitionsprogramm 
konnte nicht vorgenommen werden, da im Investitionsprogramm die Einnahmen 
nicht ausgewiesen sind. 

 
 Die Finanzplanung weist im Verwaltungshaushalt in allen Planungsjahren ein 

ausgeglichenes Ergebnis aus. Mit Ausnahme des Jahres 2010 ergeben sich in allen 
übrigen Jahren sogar Nettoinvestitionsraten in Höhe von 17 T€ bis 798 T€. 

 Der Vermögenshaushalt kann in den einzelnen Planungsjahren ebenfalls ausge-
glichen werden. Zum Ausgleich waren neben Entnahmen aus der allgemeinen 
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Rücklage (für 2007 bis 2009 insgesamt rd. 9,1 Mio. €) auch nachstehend aufgeführ-
te Kreditaufnahmen vorgesehen: 

 
   2007 = 553 T€ 
   2008 = 201 T€ 
   2009 = 3.189 T€ 
   2010 = 1.161 T€ 
   2011 = 300 T€ 
 
 In den vorgenannten Beträgen für 2009 und 2010 sind Kredite vom Kreditmarkt in 

Höhe von 2.889 T€ bzw. 861 T€ enthalten; bei den übrigen Beträgen handelt es 
sich ausschließlich um zinsfreie Kredite aus der Kreisschulbaukasse (KSBK). 

 
 Nach den Finanzplanungsdaten ergab sich für den Planungszeitraum bis 2011 eine 

Neuverschuldung von rd. 1,5 Mio. €. Nach den inzwischen vorliegenden Ergeb-
nissen der Jahresrechnungen 2007 und 2008 ist die tatsächliche Kreditaufnahme 
um 176 T€ geringer ausgefallen. 

 
 Darüber hinaus wurden die vorgesehenen Entnahmen aus der Allgemeinen Rück-

lage in den Jahren 2007 und 2008 in Höhe von insgesamt rd. 7,3 Mio. € nicht erfor-
derlich, statt dessen konnte eine Rücklagenerhöhung von 384 T€ erreicht werden. 

 
 Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Finanzwirtschaft der Gemeinde 

im Finanzplanungszeitraum eine weiterhin positive Entwicklung genommen hat. 
 
 3.4 Verpflichtungsermächtigungen (VE) 
 
 Nach § 91 Abs. 1 NGO dürfen Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben für In-

vestitionen und für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren nur ein-
gegangen werden, wenn der Haushaltsplan hierzu ermächtigt. Unter Beachtung der 
Voraussetzungen des § 91 NGO können Verträge geschlossen und Aufträge erteilt, 
es dürfen jedoch keine kassenwirksamen Ausgaben hieraus geleistet werden. 

 
 In § 3 der Haushaltssatzung wurde der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-

gungen (VE) vom Rat auf 832.000,00 € festgesetzt. 
 
 Gemäß § 26 Abs. 3 GemHVO ist die Inanspruchnahme von VE zu überwachen. Um 

gewährleisten zu können, dass die vom Rat mit dem Haushaltsplan vorgegebene 
Ermächtigung für die einzelnen Investitionsvorhaben auch eingehalten werden, 
muss jederzeit erkennbar sein, inwieweit aus den veranschlagten VE bereits Auf-
träge erteilt worden sind bzw. in welcher Höhe noch Aufträge erteilt werden können. 

 
 Aus der gem. § 40 Abs. 2 Nr. 5 GemHVO der Jahresrechnung beizufügenden Über-

sicht ist zu ersehen, für welche Maßnahmen die Verpflichtungsermächtigungen vor-
gesehen waren. Nach Auskunft des zuständigen Fachamtes wurden im Haushalts-
jahr 2008 lediglich bei der Erschließungsmaßnahme 6310.950065.7 (Tiefbaumaß-
nahme: BBPl. 63 f – Hohe Brink) Aufträge erteilt, die den Ansatz der Verpflichtungs-
ermächtigung sowie den Haushaltsansatz nicht überschreiten. Die übrigen Ver-
pflichtungsermächtigungen wurden nicht in Anspruch genommen. 
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 3.5 Haushaltsveranschlagung/Ausführung und Einhaltung des Haushalts-

plans 
 3.5.1 Veranschlagung 
 
 Nach § 7 Abs. 1 GemHVO sind die Einnahmen und Ausgaben nur in Höhe der im 

Haushaltsjahr voraussichtlich eingehenden oder zu leistenden Beträge zu veran-
schlagen; sie sind sorgfältig zu schätzen, soweit sie nicht konkret ermittelt werden 
können. 

 
 3.5.2 Ausführung und Einhaltung des Haushaltsplanes 
 
 Ein Vergleich des vom Rat verabschiedeten Haushaltssolls mit dem von der Verwal-

tung ausgeführten lfd. Anordnungssoll (ohne Haushaltsreste) ergibt folgende Ab-
weichungen (es werden die Salden der Mehr-/Mindereinnahmen bzw. -ausgaben 
und die Abweichungen dargestellt: 

 
 

Einnahmen Abweichung Ausgaben Abweichung
- Beträge in Euro - - Beträge in Euro -

Verwaltungshaushalt
Haushaltsansatz 26.112.300,00 26.112.300,00
lfd. Anordnungssoll 25.316.289,29 25.293.057,47
Saldo -796.010,71 -3,05% -819.242,53 -3,14%
Mittelübertragung an Vermögenshaushalt gem. § 18 III GemHVO *) 21.046,34
Saldo danach -798.196,19 -3,06%

Vermögenshaushalt
Haushaltsansatz 7.623.800,00 7.623.800,00
lfd. Anordnungssoll 8.436.303,81 7.106.439,59
Saldo 812.503,81 10,66% -517.360,41 -6,79%
Mittelübertragung vom Verw.haushalt gem. § 18 III GemHVO -21.046,34
Saldo danach -538.406,75 -7,06%
 

 *) aufgrund der Ausführungen auf Seite 6 des Rechenschaftsberichtes. 
 
 Im Verwaltungshaushalt sind im Gesamtergebnis sowohl auf der Einnahmen- als 

auch auf der Ausgabenseite die Abweichungen gegenüber den Vorjahren deutlich 
niedriger ausgefallen. Dennoch ergaben sich in fast allen Einzelplänen sehr hohe 
Differenzen, die insbesondere durch die unterbliebene Abrechnung und Verbu-
chung der „Inneren Verrechnungen“. Hierzu wird auf die Ausführungen im Rechen-
schaftsbericht auf Seite 41 verwiesen. 

 
 Im Vermögenshaushalt fielen die Abweichungen insgesamt höher aus. Diese fie-

len insbesondere in den Epl. 6, 7 und 9 an. 
 
 Im Rechenschaftsbericht sind die Abweichungen der Jahresergebnisse von den 

Haushaltsansätzen unter Punkt C) ab Seite 15 ff in tabellarischer Form dargestellt 
sowie ab Seite 29 zu Einnahme- und Ausgabearten auch erläutert worden. Hierauf 
wird verwiesen. 
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 3.6 Liquiditätskredite und Kassenliquidität 
 
 Der Höchstbetrag der Kassenkredite wurde laut § 4 der Haushaltssatzung auf 

1,5 Mio. € festgesetzt. 
 
 Die Kassenliquidität konnte im Haushaltsjahr 2008 während des gesamten Jahres 

durch eigene Mittel sichergestellt werden. Die Mittel der allgemeinen Rücklage wur-
den im Laufe des Haushaltsjahres 2008 hierzu als Kassenverstärkungsmittel heran-
gezogen. Eine Aufnahme äußerer Kassenkredite war nicht erforderlich. Dement-
sprechend sind hierfür auch keine Zinsausgaben angefallen. 

 
 Verfügbare Mittel, die zur Abdeckung von Zahlungsverpflichtungen vorübergehend 

nicht benötigt wurden, sind Zins bringend angelegt worden. Die Zinseinnahmen be-
liefen sich auf 433.289,27 € (Vorjahr = 235.686,94 €). 

 
 Anhand einer Überprüfung der Tagesabschlüsse konnte festgestellt werden, dass 

die Gemeindekasse hierbei eine sehr exakte Mittelbewirtschaftung durchgeführt hat; 
höhere Geldbestände auf unverzinslichen Konten waren jeweils nur kurzzeitig fest-
zustellen. Neben dem ganzjährig vorhandenen hohen Mittelbestand hat auch diese 
gute Mittelbewirtschaftung die hohen Zinserträge ermöglicht. 

 
  3.7 Kreditermächtigung, Kreditaufnahmen und Umschuldungen, Schul-

denmanagement 
 3.7.1 Kreditermächtigung 
 
 Der Gemeinderat hat in § 2 der Haushaltssatzung den Gesamtbetrag der vorgese-

henen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen auf 
200.700 € festgesetzt. Laut Haushaltsplan waren ausschließlich zinsfreie Kredit-
aufnahmen aus der Kreisschulbaukasse vorgesehen. 

 
 Durch das Gesetz zur Neuordnung des Gemeindehaushaltsrechts in Niedersachsen 

und zur Änderung gemeindewirtschaftsrechtlicher Vorschriften vom 15.11.2005 
wurde u. a. der § 92 Abs. 1 NGO dahingehend geändert, dass die Kommunen 
Richtlinien für die Aufnahme von Krediten aufzustellen haben. Hierfür ist gem. 
§ 40 Abs. 1 Nr. 13 ausschließlich der Rat zuständig. 

 
 Der Rat der Gemeinde hat am 27.02.2007 die Richtlinie beschlossen, die sich mit 

ihrem Inhalt überwiegend an das von den kommunalen Spitzenverbänden heraus-
gegebene Muster orientiert. Die Richtlinie ist mit Wirkung vom 01.03.2007 in Kraft 
getreten. 

  
 3.7.2 Kreditaufnahmen 
 3.7.2.1 Kreditaufnahmen im Rahmen der Vorjahresermächtigung 
 
 Zum Ausgleich des Vermögenshaushalts wurden im Vorjahr keine Haushaltsein-

nahmereste (HER) für Kreditaufnahmen gebildet. Somit konnten aus der Vorjahres-
ermächtigung keine Kreditaufnahmen anfallen. 
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 3.7.2.2 Kreditaufnahmen für das laufende Haushaltsjahr 
 
 Gemäß § 92 Abs. 1 NGO dürfen Kredite nur unter der Voraussetzung des § 83 

Abs. 3 NGO im Vermögenshaushalt und nur für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen und für Umschuldungen aufgenommen werden. Danach ist eine 
Kreditaufnahme nur zulässig, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder 
wirtschaftlich unzweckmäßig wäre (Subsidiaritätsprinzip). 

 
 Die Kreditermächtigung lt. Haushaltssatzung und die tatsächliche Inanspruch-

nahme bzw. deren Abwicklung stellten sich lt. Jahresrechnung wie folgt dar: 
 
 

  

- Beträge in Euro -
Kreditermächtigung 200.700,00
abzügl. Kreditaufnahme aus der Kreisschulbaukasse          307.900,00
abzügl. Kreditaufnahme vom Kreditmarkt 0,00
Kreditaufnahmen zusammen 307.900,00
restliche Kreditermächtigung -107.200,00 
davon Übertrag i.d. Folgejahr (HER Kreditmarkt) 0,00
davon Übertrag i.d. Folgejahr (HER Kreisschulbaukasse) 0,00
in Anspruch genommene Kreditermächtigung zusammen 307.900,00
nicht ausgeschöpfte Kreditermächtigung -107.200,00  

 
 
     02 Die satzungsmäßige Kreditermächtigung wurde damit in Höhe von 107.200,00 € 

überschritten. Damit wurde gegen die satzungsmäßige Ermächtigung des Ra-
tes sowie gegen die haushaltsrechtlichen Vorschriften (§§ 84 Abs. 1 und 92 
NGO) verstoßen. 

 
 Die Kreditaufnahme aus der Kreisschulbaukasse wurde realisiert, da hierfür mit 

entsprechenden Schulbaumaßnahmen eine Verwendung nachgewiesen werden 
konnte und man hierauf seitens der Gemeinde einen Rechtsanspruch hat. Die 
Möglichkeit, mit eigenen Mitteln (Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage) die 
endgültige Finanzierung des Vermögenshaushalts zu sichern, hat man nicht in An-
spruch genommen. 

  
. 3.7.2.3 Abwicklung der Kreditgeschäfte für Neuaufnahmen und Schulden-

dienstverpflichtungen 
 
 Im Haushaltsjahr 2008 wurden ausschließlich Kredite aus der Kreisschulbaukasse 

in Höhe von insgesamt 307.900,00 € aufgenommen. Die Kredite sind mit einer jähr-
lichen Tilgungsrate von 5 % zu tilgen. Daraus ergibt sich über einen Zeitraum von 
20 Jahren eine jährliche Zahlungsverpflichtung von 15.395,00 €. 

 
 3.7.3 Umschuldungen und außerordentliche Tilgungen 
 
 Im Haushaltsjahr 2008 wurden keine Umschuldungen vorgenommen. 
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 3.8 Steuerhebesätze 
 
 Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern wurden durch § 5 der Haushalts-

satzung für das Haushaltsjahr 2008 - gegenüber dem Vorjahr unverändert - wie 
folgt festgesetzt: 

 
   • Grundsteuer A: 280 % Landesdurchschnitt: 341 % (Vj. 344 %)* 
   • Grundsteuer B: 300 % Landesdurchschnitt: 356 % (Vj. 357 %)* 
   • Gewerbesteuer: 310 % Landesdurchschnitt: 364 % (Vj. 361 %)* 
 
 * es handelt sich um landesdurchschnittliche Werte für Gemeinden mit 20.000 bis 

50.000 Einwohnern 
 
 Damit liegen die Steuer-Hebesätze weiterhin deutlich (Grundsteuer A um 17,9 %; 

Grundsteuer B um 15,3 % und Gewerbesteuer um 14,8 %) unter den Durch-
schnittswerten des Landes. 

 
 
 4. Jahresrechnung 
 4.1 Allgemeines und Feststellung der Jahresrechung 
 
     03 Gemäß § 100 Abs. 2 NGO ist die Jahresrechnung (einschl. der dazugehörigen An-

lagen) innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufzustellen. 
Dieser Termin wurde für das Abschlussjahr 2008 erneut nicht eingehalten. 

  
 Die Jahresrechnung umfasst den kassenmäßigen Abschluss und die Haushalts-

rechnung. 
 
 Der kassenmäßige Abschluss wurde entsprechend den Vorgaben des § 41 GemH-

VO erstellt. Das Abschlussergebnis mit einem Bestand von 8.458.572,72 € stimmt 
mit dem Stand im Hauptbuch Nr. 252/2008 vom 02.01.2009 überein.  

 
 Der Abschluss der Haushaltsrechnung wurde nach Muster 15 zu § 42 GemHVO 

aufgestellt. 
 
 Die Haushaltsrechnung wurde am 23.03.2009 mit dem automatisierten Verfahren 

UVN-Fin von der Verwaltung entsprechend den Vorgaben des § 42 GemHVO er-
stellt. Sie enthält die unter Berücksichtigung der nach den Verwaltungsvorschriften 
über die Gliederung und Gruppierung der Haushaltspläne der Gemeinden und des 
Landkreises vorgesehenen Daten. Die Übernahme und Addition der Jahresergeb-
nisse der Sachkonten in die Haushaltsrechnung ist Bestandteil des EDV-
Programms. Auf die Prüfung der richtigen Übernahme der Bestände in die Haus-
haltsrechnung wurde deshalb verzichtet. 

 
 Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung wurde vom Bürgermeister 

am 20.09.2010 festgestellt (§100 Abs. 3 NGO). 
 
 Der Jahresabschluss des Bauhofes Rastede, der als optimierter Regiebetrieb ge-

führt wird, ist nach § 9 Abs. 1 der Verordnung über die Haushaltswirtschaft kauf-
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männisch geführter kommunaler Einrichtungen (EinrVO-Kom) besonderer Teil der 
Jahresrechnung der Gemeinde Rastede. 

 
 Der Jahresabschluss des Bauhofes ist von einem Wirtschaftsprüfungsunternehmen 

erstellt worden. Der Jahresrechnung ist der hierüber erstellte Bericht vom 
27.10.2009 nunmehr beigefügt worden. In diesem Bericht sind die nach § 9 Abs. 1 
und 2 EinrVO-Kom geforderten Unterlagen (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, 
Anhang sowie Lagebericht) enthalten. 

 
 
 4.2 Anlagen zur Jahresrechnung 
 
 Der Jahresrechnung sind gem. § 40 Abs. 2 GemHVO folgende Unterlagen beizufü-

gen: 
 

a) Vermögensübersicht, 
b) Übersicht über die Schulden und die Rücklagen, 
c) Rechnungsquerschnitt und Gruppierungsübersicht, 
d) Nebenrechnungen gem. § 12 Abs. 2, 
e) Übersicht über die in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen, 
f) Rechenschaftsbericht. 

 
 Zu a) Eine Vermögensübersicht liegt nicht vor, da sie infolge der Doppikeinführung 

zum 01.01.2009 überarbeitet bzw. neu aufgestellt wird. 
 
 Die übrigen Unterlagen sind vorhanden. 
 
 4.3 Jahresergebnis 
 4.3.1 Ergebnis der Haushalts- und Kassenrechnung 
 
  Nach den Buchungsunterlagen schloss das Haushaltsjahr 2008 wie folgt ab: 
 
 

endg. Haus- Reste aus Anord- Anord- Ist Reste auf KR Haushalts-
haltssoll Vorjahren nungssoll nungssoll Nachjahre HR Vergleich

(lfd. Jahr) (Re-Ergebnis) Sp. e./. B
 a  b  c  d  e  f  g  h  i  j 

Verwaltungshaushalt
Einnahme 26.112.300,00 115.308,97 * KR 25.316.289,29 25.266.867,69 25.244.950,35 137.226,31 KR -796.010,71
Ausgabe 26.112.300,00 173,00 KR 25.293.057,47 25.266.867,69 25.381.110,03 0,00 KR -819.242,53

115.135,97 HR 1.066,63 HR

Ergebnis 0,00 0,00 0,00 -136.159,68 136.159,68
* einschl. Übernahme des Ist-Fehlbetrages aus dem Vorjahr in Höhe von - 257.252,97 €  **)
Vermögenshaushalt
Einnahme 7.623.800,00 2.138.863,50 * KR 8.436.303,81 8.430.793,62 10.416.807,94 152.849,18 KR 812.503,81

0,00 HR 0,00 HR
Ausgabe 7.623.800,00 0,00 KR 7.106.439,59 8.430.793,62 8.104.034,95 0,00 KR -517.360,41

2.138.863,50 HR 2.465.622,17 HR

Ergebnis 0,00 0,00 0,00 2.312.772,99 -2.312.772,99
* einschl. Übernahme des Ist-Überschusses aus dem Vorjahr i. H. von 1.612.720,78 €

 - Beträge in Euro -
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 **) Der Ist-Fehlbetrag des Vorjahres, der gem. § 34 GemKVO in das Folgejahr vor-

zutragen und nach den Gruppierungsvorschriften zu Haushaltsstelle 9200.895000 
zu buchen ist, wurde als Minusbetrag auf der Einnahmeseite (9200.290000) ausge-
wiesen. 

 
 Der Ist-Fehlbetrag des Verwaltungshaushaltes i. H. v. 136.159,68 € entspricht 

der Summe der Kasseneinnahmereste abzüglich der ausgewiesenen Haus-
haltsausgabereste. 

 
 Der Ist-Überschuss des Vermögenshaushaltes i. H. v. 2.312.772,99 € entspricht 

dem Gesamtbetrag der ausgewiesenen Haushaltsausgabereste abzüglich der Kas-
seneinnahmereste. 

 
 Die Ist-Ergebnisse der beiden Teilhaushalte werden im letzten Ausdruck des 

Hauptbuches der Gemeindekasse Nr. 252/2008 vom 02.01.2009 ausgewiesen. 
 
 4.4 Reste (Haushalts- und Kassenreste) 
 4.4.1 Allgemeines 
 
 Die Kassenreste sind in einer Anlage zur Jahresrechnung unter II. Haushaltsrech-

nung, Nr. 4, nachgewiesen. 
 Die am Schluss des Haushaltsjahres gebildeten und in das Folgejahr zu übertra-

genden Haushaltsreste sind dort ebenfalls aufgelistet und begründet. 
 Zu der Übernahme dieser Beträge in die Doppik wird auf die Ausführungen unter TZ 

4.6 verwiesen. 
 
 4.4.2 Haushaltseinnahmereste (HER) 
 4.4.2.1 Neue HER 
 
 Gem. § 42 Abs. 2 Satz 2 GemHVO dürfen HER für Einnahmen nach § 1 Abs. 1 

Nr. 4 GemHVO und aus Krediten gebildet werden, soweit diese Einnahmen im fol-
genden Jahr gesichert werden können. 

 
 Die Gemeinde Rastede hat im Haushaltsjahr 2008 keine Haushaltseinnahmereste 

gebildet. 
 
 4.4.2.2 HER des Vorjahres 
 
 Im Vorjahr wurden keine HER gebildet. 
 
 4.4.3 Haushaltsausgabereste (HAR) 
 4.4.3.1 Bildung neuer HAR 
 
 Die Zulässigkeit für die Übertragung der HAR im Verwaltungshaushalt ergibt sich 

aus § 8 Abs. 3 in Verbindung mit § 19 Abs. 2 GemHVO. Die Ausgabeermächtigun-
gen bleiben bis zum Ende des folgendes Jahres verfügbar. 

 In diesem Teilhaushalt wurden im Rahmen des Jahresabschlusses neue Haus-
haltsausgabereste i. H. v. insgesamt 1.063,08 € (HHSt. 2810.636000 – Kosten der 
EDV-Systembetreuung KGS) gebildet. 
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 Im Vermögenshaushalt bleiben die Ausgabeermächtigungen gem. § 19 Abs. 1 

GemHVO bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar; bei Bau-
maßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre nach Schluss des 
Haushaltsjahres, in dem der Gegenstand oder der Bau in seinen wesentlichen Tei-
len in Benutzung genommen werden kann. 

 In diesem Teilhaushalt wurden neue HAR in Höhe von insgesamt 1.843.549,77 € 
gebildet. Ein hoher Anteil ist durch erteilte Aufträge gebunden. Auf die Ausführun-
gen im Rechenschaftsbericht auf Seite 9 und die unter II. Haushaltsrechnung zu Nr. 
4. befindliche Tabelle wird verwiesen. 

 
 Im Verhältnis zu den Haushaltsveranschlagungen für Investitionen und Investitions-

förderungsmaßnahmen (Einzelplan 0 - 8 des Vermögenshaushaltes) mit einer Ge-
samtsumme von 7,3 Mio. € (nur hier fallen Haushaltsausgabereste an) sind die für 
das Haushaltsjahr 2008 bereitgestellten Haushaltsmittel mit einem Anteil von 
25,2 % nicht in Anspruch genommen worden. 

 
 4.4.3.2 Abwicklung der HAR aus dem Vorjahr 
 
 Die im Verwaltungshaushalt gebildeten HAR in Höhe von 115.135,97 € wurden im 

lfd. Haushaltsjahr tatsächlich mit 87.883,11 € (76,3 %) in Anspruch genommen. Der 
Restbetrag in Höhe von 27.252,86 € (= 23,7 %) wurde zum Abgang gebracht und 
demnach nicht benötigt. 

 
 Die im Vermögenshaushalt aus dem Vorjahr übertragenen HAR wurden im Haus-

haltsjahr 2008 wie folgt abgewickelt: 
 
 

 

im lfd. Hj.
Haushaltsreste

aus Vorjahr
in Anspruch 
genommen erneute Übertragung Abgänge (= Einsparung)

a b c d

2.138.863,50 997.595,36 622.072,40 519.195,74

100,0% 46,6% 29,1% 24,3%

53,4%

Erledigung der

 - Beträge in Euro -

verbliebenen HAR aus Vorjahr durch

1.141.268,14

 
 
 
 Die HAR aus dem Vorjahr wurden in Höhe von rd. 2,1 Mio. € (46,6 %) im lfd. Haus-

haltsjahr abgewickelt. Ein Teilbetrag in Höhe von rd. 622 T€ (29,1 %) wurde erneut 
in das Folgejahr übertragen. Der restliche Anteil an den HAR in Höhe von 
519.195,74 € (24,3 %) konnte gänzlich verfallen. 
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  4.4.4 Offene Forderungen (Kasseneinnahmereste/Bereinigung) 
 4.4.4.1 Kasseneinnahmereste (KER) 
 
 Die im Haushaltsjahr 2008 entstandenen KER sind in den von der Kassenverwal-

tung angefertigten Listen vom 23.03.2009 aufgeführt, die der Jahresrechnung bei-
gefügt sind. 

 
 Die KER im Verwaltungshaushalt stellten sich wie folgt dar: 
 

 
Bezeichnung 2008 % Anteil 2007 % Anteil

KER insgesamt 137.226,31 € 100,00% 372.561,27 € 100,00% -235.334,96 € -63,17%
./. Bereinigung 0,00 € 0,00% 0,00 € 0,00% 0,00 €
verbleibende KER 137.226,31 € 100,00% 372.561,27 € 100,00% -235.334,96 € -63,17%

+/- gegenüber dem Vorjahr

 
 
 Gemessen am Gesamtbetrag der Solleinnahmen (= Rechnungsergebnis) erreicht 

die Summe der KER einen Anteil von lediglich 0,5 %. Der höchste Einzelbetrag ist 
bei der Gewerbesteuer (95.517,66 €) entstanden. 

 
  Von den KER des Vorjahres in Höhe von 373 T€ sind nicht realisierbare Forde-

rungen in Höhe von 49.421,60 € (= 13,3 %) zum Abgang gebracht worden. Eine 
Überprüfung von Einzelfällen ließ erkennen, dass die Abgänge fast ausschließlich 
durch befristete Niederschlagungen erfolgt sind, d.h. in diesen Fällen wird noch 
nicht endgültig auf die Forderungen verzichtet. Die Gemeindekasse bzw. die zu-
ständigen Fachbereiche sind weiterhin um die Realisierung der offenen Forderun-
gen bemüht. In einigen Fällen sind die Erfolgsaussichten nach Einleitung von Insol-
venzverfahren allerdings sehr gering. 

 
 Im Vermögenshaushalt ergab sich folgende Entwicklung: 
 

Bezeichnung 2008 % Anteil 2007 % Anteil
KER insgesamt 152.849,18 € 100,00% 526.142,72 € 100,00% -373.293,54 € -70,95%
./. Bereinigung 0,00 € 0,00% 0,00 € 0,00% 0,00 €
verbleibende KER 152.849,18 € 100,00% 526.142,72 € 100,00% -373.293,54 € -70,95%

+/- gegenüber dem Vorjahr

 
 
 Nach dem starken Anstieg im Vorjahr ist jetzt wieder ein erheblicher Rückgang zu 

verzeichnen. Die höchsten offenen Forderungen entfallen auf Abwasserbeiträge für 
Schmutzwasser (rd. 98 T€) und auf die Einnahmen aus dem Verkauf von Grundstü-
cken - Wohnungsbauförderung - (rd. 33 T€). 

 
 Von den Forderungen aus den KER des Vorjahres in Höhe von 358.560,62 € wur-

den im lfd. Haushaltsjahr ein Teilbetrag von 5.510,19 € (4.427,50 € für Straßenaus-
baubeiträge und 1.082,69 € für Abwasserbeiträge) in Abgang gebracht. 

  
 4.4.4.2 Kassenausgabereste (KAR) 
 
 Weder im Verwaltungs- noch im Vermögenshaushalt sind KAR entstanden. 
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 4.5 Haushaltsausgleich (Abschlussergebnis) 
 4.5.1 Verwaltungshaushalt und Nettoinvestitionsrate 
 
 Nach § 22 Abs. 1 GemHVO sind die im Verwaltungshaushalt zur Deckung der Aus-

gaben nicht benötigten Einnahmen dem Vermögenshaushalt zuzuführen. Die Zufüh-
rung muss mindestens so hoch sein, dass damit die Kreditbeschaffungskosten und 
die ordentliche Tilgung von Krediten gedeckt werden können, soweit dafür keine 
Einnahmen nach § 1 Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 GemHVO zur Verfügung stehen. Die Zu-
führung soll ferner die Ansammlung der allgemeinen Rücklage, soweit sie nach 
§ 20 GemHVO erforderlich ist, ermöglichen und insgesamt mindestens so hoch 
sein, wie die aus speziellen Entgelten gedeckten Abschreibungen und die für 
Zwecke des Vermögenshaushalts gebildeten Rückstellungen. 

 
 Die ordentliche Tilgung von Krediten und die Kreditbeschaffungskosten sind in je-

dem Falle durch die Zuführung des Verwaltungshaushaltes an den Vermögens-
haushalt zu finanzieren, auch wenn dadurch im Verwaltungshaushalt ein Fehlbe-
darf/-betrag entsteht. 

 Die „Sollzuführungen“ zur Ansammlung der allgemeinen Rücklage bzw. in Höhe 
der durch spezielle gedeckte Abschreibungen sind nicht zu Lasten des Haus-
haltsausgleichs durchzuführen. 

 
 Der Haushaltsausgleich für den Verwaltungshaushalt und die Zuführung zum Ver-

mögenshaushalt stellt sich für das Haushaltsjahr 2008 wie folgt dar: 
 
 

 

- Beträge in Euro -
 - Ordentliche Tilgung von Krediten 292.055,32
 - Kreditbeschaffungskosten 0,00
Zwischensumme 292.055,32
abzügl. Einnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 - 4, und zwar
 - Einnahmen aus der Veränderung des Anlagevermögens 0,00
 - Entnahmen aus der allgemeinen Rücklage 0,00
 - Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen und für die
   Förderung von Investitionen Dritter, Beiträge u. ähnliche Entgelte 0,00
 = Pflichtzuführung 292.055,32
 - Mindestbetrag (aus spez. Entgelten gedeckten Abschreibungen  *) 645.895,31
 - tatsächliche Zuführung zum Vermögenshaushalt 2.987.044,91
Nettoinvestitionsrate 2.341.149,60

* Abschr. f. Schmutzwasser u. Hauskläranl. sowie der Obdachloseneinricht.  
 
 
 Die Summe der durch spezielle Entgelte gedeckten Abschreibungen übersteigt den 

Betrag der ordentlichen Kredittilgung. Der höhere Wert ist zu berücksichtigen. Für 
das Haushaltsjahr 2008 ergibt sich demnach eine Nettorate in Höhe von 
2.341.149,60 € (Vorjahr = 3.633.973,38 €). 

 
 Der Verwaltungshaushalt hat damit in diesem Jahr nicht nur die Pflichtzuführung ge-

leistet, sondern hat darüber hinaus noch einen Überschuss erwirtschaften können, 
der zusätzlich dem Vermögenshaushalt zugeführt werden konnte. Zur Finanzierung 
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von Investitionen und Investitionsmaßnahmen des Vermögenshaushalts (= Ausga-
ben der Einzelpläne 0 bis 8, lt. Rechnungsergebnis = 7,7 Mio. €) standen im Haus-
haltsjahr 2008 demnach Mittel des Verwaltungshaushalts (= Eigenmittel der Ge-
meinde) in Höhe von 2,34 Mio. zur Verfügung. Das entspricht einem Anteilt von rd. 
30 %. 

 
 Aus der nachstehenden Grafik kann ersehen werden, wie sich die Nettoinvestitions-

rate sowie die Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Rechnungsergebnisse) entwickelt haben: 

 

0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

in
 M

io
. E

ur
o

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Ausgaben für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen sowie Nettorate

Investitionsaufwendungen Nettorate
 

 
 
 Lt. Haushaltsplanung wurde davon ausgegangen, dass der Verwaltungshaushalt 

neben der Pflichtzuführung in Höhe der ordentlichen Tilgung (306.300,00 €) eine 
Nettoinvestitionsrate in Höhe von 37.200,00 € erwirtschaften, somit insgesamt ein 
Betrag von 343.500,00 € dem Vermögenshaushalt zugeführt werden kann. 

 Mit der im Rahmen des Jahresabschlusses tatsächlich vorgenommenen Zuführung 
über rd. 2,987 Mio. € konnte eine Verbesserung im Verwaltungshaushalt von 
rd. 2,65 Mio. € nachgewiesen werden. 

 Diese Verbesserung ergab sich insbesondere durch Mehreinnahmen beim Ge-
meindeanteil an der Einkommensteuer von 811 T€, bei den FAG-Einnahmen mit rd. 
400 T€ netto, bei den Bankzinsen mit 373 T€, durch Mehreinnahmen und Minder-
ausgaben im Schulbereich mit rd. 400 T€ sowie durch Minderausgaben im Bereich 
des Sports, der Bäder und Park- und Gartenanlagen mit rd. 175 T€, bei den Ge-
meindestraßen mit 200 T€ und bei der Schmutzwasserbeseitigung mit rd. 100 T€. 
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 4.5.2 Vermögenshaushalt 
 
 Soweit sich in der abzuschließenden Jahresrechnung des laufenden Haushaltsjah-

res nach Gegenüberstellung der Solleinnahmen und Sollausgaben im Vermögens-
haushalt unter Berücksichtigung etwaiger Haushaltsreste ein Überschuss ergibt, ist 
dieser gemäß § 42 Abs. 3 GemHVO der allgemeinen Rücklage zuzuführen. 

 
 Nach der Haushaltsplanung war keine Zuführung an die Allgemeine Rücklage aus-

gewiesen. Vielmehr war hier der Ausgleich des Vermögenshaushaltes mit 
 einer Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage in Höhe von 3.485.800,00 € 
 eingeplant. Lt. Jahresrechnung wurde  
 ein Betrag von 1.129.469,57 € 
 entnommen, gleichzeitig jedoch ein Betrag von    471.100,64 € 
 der Rücklage zugeführt.  
 Demnach ist eine Nettoentnahme über lediglich    658.368,93 € 
 erfolgt, womit die Planung um 2.827.431,07 € 
 unterschritten wurde. 

  
 Dem gegenüber ist die geplante Kreditaufnahme von    200.700,00 € 
 mit der tatsächlichen Aufnahme von KSBK-Krediten über     307.900,00 € 
 um      107.200,00 € 
 überschritten worden. 
 Für das lfd. Haushaltsjahr ergab sich somit eine Verbesserung von 2.720.231,07 €. 
 Nach Abzug der höheren Zuführung aus dem 
 Verwaltungshaushalt von 2.643.544,91 € 
 hat sich demnach im Vermögenshaushalt gegenüber 
 der Planung eine Verbesserung in Höhe von      76.686,16  € 
 ergeben. 
  
 Obwohl zum Teil erhebliche Mehrausgaben (für Sportstätten = 413 T€ und Minder-

einnahmen (Grundstücksveräußerungen = 385 T€, Straßenausbaubeiträge = 305 
T€) zu verzeichnen waren, konnten diese durch Mehreinnahmen (Abwasserbeiträge 
= 447 T€, Grundstückserlöse für Gewerbeansiedlungen = 304 T€, Investitionszu-
schuss für die KGS = 97 T€) sowie Minderausgaben für die Sportförderung, für 
Straßenbau- und Erschließungsmaßnahmen und im Epl. 7 (Baumaßnahme Klär-
werk, RW-Kanäle, Förderung des ländlichen Raumes, Gewerbeansiedlung) mehr 
als aufgefangen werden. 

 
 Auf die Ausführungen im Rechenschaftsbericht sowie den Anlagen hierzu wird ver-

wiesen. 
 
 4.6 Übertragungen 
 
     04 Der Ist-Fehlbetrag des Verwaltungshaushaltes  = - 136.159,68 €, 
 die Ist-Überschüsse des Vermögenshaushaltes  = 2.312.772,99 €, 
 der Bestand der Verwahrkonten  = 6.194.990,88 €  
 sowie der Vorschusskonten  =      86.968,53 €  
   – siehe Hauptbuch-Nr. 252/2008 vom 02.01.2009 - sind in die Bücher des Folge-

jahres zu übernehmen. 
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 Die vollständige und richtige Übernahme ist im Rahmen der Prüfung der Eröff-
nungsbilanz bzw. der Prüfung des Jahresabschlusses 2009 festzustellen. Im Rah-
men dieser Prüfungen ist ebenso die vollständige Übernahme der Haushalts- und 
Kassenreste festzustellen. 

 
4.7 Kassenwirtschaft 

 
 Nach § 119 Abs. 1 NGO obliegt dem RPA u. a. die dauernde Überwachung der 

Kassen der Gemeinde und ihrer Eigenbetriebe sowie die Vornahme der regelmäßi-
gen und unvermuteten Kassenprüfungen, unbeschadet der Vorschriften über die 
Kassenaufsicht. 

 
 4.7.1 Unvermutete Kassenprüfung 
 
 Nachdem auch im Haushaltsjahr 2008 aus personellen/zeitlichen Gründen keine 

Prüfung bei der Gemeindekasse durchgeführt werden konnte, hat das RPA im 
Haushaltsjahr 2009 in der Zeit vom 20.01. bis 05.02.2009 eine unvermutete Kas-
senprüfung durchgeführt. Das Ergebnis der Prüfung wurde in dem Bericht vom 
23.02.2009 zusammengefasst. Hierbei wurde insbesondere darauf hingewiesen, 
dass die nach § 28 GemHKVO vorgeschriebene Liquiditätsplanung zu erstellen ist 
sowie die für den Bauhof geführten Vorschuss- und Verwahrkonten umgehend mit 
dem Kassenverrechnungskonto abzustimmen sind. 

 Insgesamt hat die Prüfung ergeben, dass die Kassengeschäfte grundsätzlich ord-
nungsgemäß abgewickelt wurden. 

 
 Weiterhin wurde im Rahmen der Jahresrechnung die Mittelbewirtschaftung der Ge-

meindekasse überprüft. Auf die Ausführungen zu Ziffer 3.6, Seite 8 , dieses Prü-
fungsberichtes wird verwiesen. 

 
 
 5. Einzelbereiche 
 5.1 Technische Prüfung 
 
 In den Monaten Januar und Oktober bis Dezember 2008 wurden bei der Gemeinde 

verschiedene schlussgerechnete Baumaßnahmen durch einen technischen Prüfer 
in Stichproben geprüft. Hierbei haben sich keine bzw. keine wesentlichen Prüfungs-
feststellungen ergeben. 

 
 5.2 Prüfung von Abrechnungen und Verwendungsnachweisen 
 
 Dem Rechnungsprüfungsamt wurden im Haushaltsjahr 2008 keine Abrechnungen 

und Verwendungsnachweise zur Prüfung vorgelegt. 
 
 5.3 Vergabeverfahren 
 
  Die Dienstanweisung der Gemeinde Rastede über die Vergabe von Leistungen 

nach der VOL, der VOB und der VOF (Vergabeordnung) gilt in der Fassung vom 
20.09.2001. 
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 In der Anlage 1 zur DA sind folgende RPA-Vorlagegrenzen festgesetzt: 
 
     VOL/VOF/HOAI über 15.000,00 € 
     VOB-Hochbaumaßnahmen über 26.000,00 € 
     VOB-Tiefbaumaßnahmen über 55.000,00 €. 
 
 Dem RPA wurden im Haushaltsjahr 2008 insgesamt 35 Vergaben zur Prüfung vor-

gelegt. Beanstandungen haben sich nicht ergeben. 
 
 5.4 Kostenrechnende Einrichtungen 
  
 Einrichtungen, die in der Regel und überwiegend aus Entgelten finanziert werden, 

sind kostenrechnende Einrichtungen. Für die Inanspruchnahme dieser Einrichtun-
gen sind die Gemeinden nach § 5 Abs. 1 Satz NKAG verpflichtet, grundsätzlich kos-
tendeckende Gebühren zu erheben (Kostendeckungsprinzip). Die Kosten hierfür 
sind nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu ermitteln. Hierbei sind Kosten-
überdeckungen innerhalb der nächsten drei Jahre auszugleichen; Kostenunterde-
ckungen sollen innerhalb dieses Zeitraumes ausgeglichen werden. 

 Für die Feststellung der Jahresergebnisse (Über- und Unterdeckung) sind Be-
triebsabrechnungen zu erstellen. 

 
 Die Gemeinde Rastede hat für die kostenrechnenden Einrichtungen „Straßenreini-

gung“, „Schmutzwasserbeseitigung“, „Hauskläranlagen“ und „Märkte“ Kosten- bzw. 
Betriebsabrechnungen erstellt. Lt. Auskunft des GB Finanzen werden die Ergebnis-
se der Betriebsabrechnungen fortgeschrieben und bei künftigen Gebührenkalkulati-
onen berücksichtigt. Damit werde grundsätzlich gewährleistet, dass Kostenüber- 
bzw. -unterdeckungen in dem vorgegebenen Zeitraum ausgeglichen werden. 

 
 5.5 Bauhof Rastede 
 5.5.1 Einrichtung des Nettoregiebetriebes (optimierten Regiebetriebes) 
 
 Der Bauhof der Gemeinde Rastede wird ab 01.01.2003 als Nettoregiebetrieb ge-

führt. Das Rechnungswesen erfolgt mittels der kaufmännischen doppelten Buchfüh-
rung. Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen gelten die Vorschriften 
der Verordnung über die Haushaltswirtschaft kaufmännisch geführter Einrichtungen 
(EinrVO-Kom). 

 Darüber hinaus gelten für den optimierten Regiebetrieb gem. § 1 EinrVO-Kom und 
§ 110 Abs. 1 NGO die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft (sechster Teil der 
NGO, GemHVO u. GemKVO). 

 
 5.5.2 Wirtschaftsplan 
 
 Der Wirtschaftsplan, der aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan und der Stel-

lenübersicht besteht, ist gem. § 2 Abs. 1 EinrVO-Kom besonderer Teil des Haus-
haltsplans der Gemeinde. Dem Haushaltsplan ist ab Seite 539 der Jahresabschluss 
zum 31.12.2006 (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Lagebericht) sowie der 
Wirtschaftsplan mit allen erforderlichen Bestandteilen beigefügt. 

 
 Der Wirtschaftsplan des Bauhofes wurde am 04.12.2007 vom Verwaltungsaus-

schuss beschlossen. 
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 5.5.3 Festsetzungen in der Haushaltssatzung der Gemeinde 
  
 Gem. § 2 Abs. 2 EinrVO-Kom sind die Endbeträge des Erfolgs- und des Vermö-

gensplans, die Gesamtbeträge der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen 
und der Verpflichtungsermächtigungen sowie der Höchstbetrag der Kassenkredite 
für die Einrichtung gesondert festzusetzen. 

 
 5.5.3.1 Erfolgs- und Vermögensplan 
 
 In § 1 der Haushaltssatzung der Gemeinde wurden die Einnahmen und Ausgaben 

des Wirtschaftsplans des Optimierten Regiebetriebes des Bauhofes der Gemeinde 
Rastede wie folgt festgesetzt: 

 

    

Erfolgsplan Vermögensplan

Einnahmen 1.357.280,00 172.700,00
Ausgaben 1.357.280,00 172.700,00
Fehlbedarf 0,00 0,00

Beträge in Euro

 
 
 
 Die Planansätze des optimierten Regiebetriebes haben sich wie folgt entwickelt: 
 

  

2006 2007  + / - zum
Vorjahr

2008  + / - zum
Vorjahr

Einnahmen 1.207.710,00 1.317.410,00 109.700,00 1.357.280,00 39.870,00
Ausgaben 1.207.710,00 1.317.410,00 109.700,00 1.357.280,00 39.870,00
Fehlbedarf 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Einnahmen 155.600,00 444.800,00 289.200,00 172.700,00 -272.100,00
Ausgaben 155.600,00 444.800,00 289.200,00 172.700,00 -272.100,00
Fehlbedarf 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

E r f o l g s p l a n

Beträge in €

V e r m ö g e n s p l a n

 
 
 
 5.5.3.2 Kreditermächtigung/Kreditaufnahmen 
 
 In § 2 der Haushaltssatzung der Gemeinde wurden die Kreditaufnahmen für den 

Optimierten Regiebetrieb mit 0,00 € festgesetzt. 
 
 5.5.3.3 Verpflichtungsermächtigungen und Kassenkredite 
 
 In der Haushaltssatzung der Gemeinde ist ein Gesamtbetrag für Verpflichtungser-

mächtigungen oder ein Höchstbetrag für Kassenkredite für den Optimierten Regie-
betrieb nicht gesondert ausgewiesen. Wenn keine konkreten Festsetzungen hierfür 
erfolgen müssen, so ist es dennoch erforderlich, wie auch für die Kreditermächti-
gung geschehen, eine Ausweisung mit 0,00 € vorzunehmen. 
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 5.5.4 Finanzmittelverwaltung 
 
 Die Finanzmittel des Umlaufvermögens befinden sich auf den Konten der Gemein-

dekasse. Für die buchungsmäßige Abwicklung des Zahlungsverkehrs sind Vor-
schuss- und Verwahrkonten eingerichtet, die mit dem Kassenverrechungskonto in 
der kaufmännischen Buchführung identisch sind und somit die gleichen Bestände 
aufweisen müssen. 

 
     05 Kassenverrechnungskonto und die Vorschuss-/Verwahrkonten weisen ab 2003 un-

terschiedliche Ist-Bestände aus. Laut Stellungnahme der Gemeinde vom 
11.08.2005 sollte diese Differenz bereinigt werden. Nach Auskunft des GB Finan-
zen konnte ein Ausgleich der Konten, der dann zuletzt im Rahmen der Arbeiten zum 
Jahresabschluss 2007 erfolgen sollte, weiterhin nicht vorgenommen werden. Es 
wird für erforderlich gehalten, die Differenz kurzfristig aufzuklären bzw. endgültig zu 
beordnen. 

 
 

  5.5.5 Rückzahlung von Darlehen 
 
 Die Gemeinde Rastede hat dem optimierten Regiebetrieb Bauhof seit Beginn fol-

gende Annuitätendarlehen zur Verfügung gestellt: 
 
 

  

Auszahlung Betrag in € Zinssatz Tilgung
Restschuld
31.12. /in €

a) 31.12.2002 193.205,95 5,000% 2,00% 121.092,14
b) 01.01.2003 150.861,56 6,302% 3,07% 0,00  

 
 
 Die Schuldendienstleistungen für das Darlehen zu a) beträgt jährlich 13.524,42 €. 

Zum 01.07. dieses Jahres wurde auf Grund der erwirtschafteten Überschüsse des 
Bauhofes in den zurückliegenden Jahren eine Sondertilgung in Höhe von 39.700,00 
€ geleistet. Dadurch wurde die planmäßige Laufzeit dieses Darlehns um sechs Jah-
re verringert (Laufzeitende jetzt 2021). 

  
  5.5.6 Jahresabschluss und Abschlussergebnis 
 5.5.6.1 Jahresabschluss 
 
 Gem. § 9 Abs. 1 EinrVO-Kom ist der Jahresabschluss des Bauhofes besonderer 

Teil der Jahresrechnung der Gemeinde. Alle hierfür zu erstellenden Unterlagen 
sind daher der Jahresrechnung der Gemeinde als gesonderte Anlage beizufügen 
(siehe hierzu auch Ausführungen zu Ziffer 4.1, Seite 10 dieses Prüfungsberichts. 

 
 Der Jahresrechnung ist der Bericht einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft über die 
Erstellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2008 mit Datum vom 27.10.2009 bei-
gefügt. 

  
 In dem Bericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird auf Seite 1 zu Ziffer II. vom 

Wirtschaftsprüfer und im Lagebericht in der Anlage 4, Seite 2 zu Buchstabe A er-
neut ausgeführt, dass der Bauhof gewinnorientiert eingestellt ist. Nach den Erläute-
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rungen zu § 110 NGO sollen Einrichtungen im Sinne des § 108 Abs. 3 NGO zwar 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt werden, die Absicht der Gewinner-
zielung ist jedoch unzulässig. Hierzu wird auf die Stellungnahme der Verwaltung 
zum Vorjahresbericht verwiesen. 

 
 5.5.6.2 Abschlussergebnis 
 
 Bei dem Bauhof handelt es sich um einen Hilfsbetrieb nach § 108 Abs. 3 NGO. Die-

ser ist gem. § 110 Abs. 1 NGO zwar nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu füh-
ren, die Möglichkeit Gewinne zu erzielen, ist damit jedoch nicht gestattet. Es ver-
bleibt bei dem Grundsatz der Kostendeckung. 

 
 Der Baubetriebshof stellt die von ihm erbrachten Leistungen den Geschäftsberei-

chen (Debitoren) in Rechnung. Für das Wirtschaftsjahr 2008 wurde den Auftragge-
bern ein Stundensatz in Höhe von 33,50 € (Vorjahr = 36,00 €) in Rechnung gestellt. 

 
 Nach den vorgelegten Jahresabschlüssen wurden seit 2003 folgende Jahresüber-

schüsse erzielt: 
 

  2003 = 45.275,61 € 
  2004 = 77.162,06 € 
  2005 = 70.302,95 € 
  2006 = 39.688,08 € 
  2007 = 89.797,03 € 
  2008 = 20.039,48 € 

 
 Ein Gewinn oder ein Verlust ist entsprechend § 11 EinrVO-Kom zu behandeln. 
 
 Der Rat der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am 15.12.2009 beschlossen, 

dass dieser Überschuss zur Tilgung des Darlehens verwendet wird. 
 
 
 6. Vorschuss und Verwahrung 
 
 Für Vorschüsse und Verwahrungen sind die Vorschriften des § 31 GemHVO maß-

gebend. Demnach darf eine Ausgabe, die sich auf den Haushalt bezieht, als Vor-
schuss nur behandelt werden, wenn 

 
 - die Verpflichtung zur Leistung feststeht und 
 - die Deckung gewährleistet ist, 
 - die Ausgabe aber noch nicht endgültig im Haushalt gebucht werden kann. 
 
 Eine Einnahme, die sich auf den Haushalt bezieht, darf als Verwahrung nur be-

handelt werden, solange ihre endgültige Buchung im Haushalt nicht möglich ist. 
 
 Die Vorschrift lässt hiernach Buchungen auf den Verwahr- und Vorschusskonten 

nur in ganz begrenztem Umfang zu. Soweit im Haushaltsplan für Einnahmen und 
zu leistende Ausgaben entsprechende Haushaltsstellen zur Verfügung stehen, sind 
derartige Einnahmen und Ausgaben direkt bei diesen Haushaltsstellen auf Sach-
konten zu buchen, die letztlich die Grundlage für die Haushaltsrechnung bilden. 
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Sind für den Verwendungszweck keine Haushaltsstellen im Haushaltsplan ausge-
wiesen, ist jeweils das Verfahren für außerplanmäßige Ausgaben nach § 89 NGO 
durchzuführen. 

 
 Der Haushaltsrechnung ist eine aus dem UVN-Fin-Verfahren erstellte EDV-Liste mit 

allen Verwahr- und Vorschusskonten beigefügt, aus der sich die offenen Posten 
zum Jahresende 2008 ergeben. 

 
 Die Prüfung der Verwahr- und Vorschusskonten ergab, dass sowohl die Umsätze 

als auch die Bestände, soweit beeinflussbar, am Jahresende gegenüber den Vor-
jahren deutlich rückläufig sind. Das lässt darauf schließen, dass die haushalts-
rechtlichen Vorschriften nunmehr verstärkt beachtet werden. Aus diesem Grunde 
wurde auf eine Prüfung einzelner Konten verzichtet. 

 
 6.1 Vorschusskonten 
 
 Die am Schluss des Haushaltsjahres geführten Vorschusskonten wiesen folgende 

Ist-Bestände aus:  
 
 

    

lfd. Nr. Bezeichnung - Beträge in Euro -
1 Vorschüsse an Bedienstete -200,00
2 Sonst. Vorschüsse - Pers. u. Innere Dienste - 200,00
3 Betriebsmittelvorschüsse -7.640,00
4 Vorschüsse SGB II 3.761,43
5 Bauhof 2006 -11.771,92
6 Bauhof 2007 77.757,85
7 Bauhof 2008 47.296,26
8 Bauhof; BgA Rennplatz -22.435,09

Gesamtbetrag 86.968,53  
 
 
 Die Einzelbestände sind auf die entsprechenden Konten des Haushaltsjahres 2009 

zu übernehmen. 
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  6.2 Verwahrkonten 
 
 Die Bestände der Verwahrkonten setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 

    

lfd. Nr. Bezeichnung - Beträge in Euro -
1 Förderpreis Rastede - Schulprojekt 5.561,30
2 Sonst. durchl. Gelder - FB Schule, Sport u. Kultur - -34.000,00
3 Allgemeine Rücklage 5.916.601,31
4 Müllabfuhrgebühren -9.788,49
5 Verkaufserlöse Müllsäcke 11.072,28
6 Sonst. durchl. Gelder - Ordnung - 50,00
7 Gebühren (Anträge f. EU-Führerschein) 2,60
8 Sicherheitssummen 46.555,99
9 Bauhof -6.016,22
10 Bauhof 54.642,15
11 Bauhof 210.309,96

Gesamtbetrag 6.194.990,88  
 
 
 Die Einzelbestände sind ebenfalls in das Folgejahr zu übernehmen. 
 
 
 7. Vermögen, Beteiligungen, Schulden 
 7.1 Vermögen Bestandsverzeichnisse/Anlagennachweise, Nachweis des 

Vermögens 
 
 Nach § 96 Abs. 2 NGO sind die gemeindlichen Vermögensgegenstände pfleglich 

und wirtschaftlich zu verwalten und ordnungsgemäß nachzuweisen. Der Nachweis 
der Vermögensgegenstände richtet sich nach § 100 Abs. 1 NGO, 
§§ 38 und 39 GemHVO. 

 
 Die Vermögenswerte der Gemeinde wurden im Hinblick auf die zum 01.01.2009 

vorgesehene Doppikeinführung neu erfasst bzw. bewertet. Aus diesem Grunde 
wurde im laufenden Haushaltsjahr auf eine Fortschreibung der bisherigen Vermö-
gensbuchführung verzichtet. 

 
 Nach den haushaltsmäßigen Buchungen (Gruppierungsübersicht) ergaben 
 sich für das Haushaltsjahr 2008 Vermögenszugänge in Höhe von 6.966.718,47 € 
 und Vermögensabgänge von  2.031.305,61 €, 
 so dass eine Vermögensverbesserung von 4.935.412,86 € 
  entstanden ist. 
 
 7.2 Beteiligungen 
 
 Laut Beteiligungsbericht (siehe Haushaltsplan S. 464 ff) ist die Gemeinde in Form 

der „echten“ Beteiligung, d. h. durch Erwerb von Mitgliedschafts- oder Mitinhaber-
rechten mit dem Ziel der kommunalen Steuerungs- und Einflussmöglichkeit, an fol-
genden privatrechtlichen Organisationen beteiligt: 
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in Euro in v.H.
1. Ammerländer Wohnungsbaugesellschaft mbH 19.470,00 3,81%
2. Sozialstation Rastede gGmbH 25.564,59 100,00%
3. "Huno" Verlag Rastede GmbH 5.200,00 20,00%
4. Residenzort Rastede GmbH 15.000,00 60,00%

5. Musikschule Ammerland e.V.

Beteiligung

Mitglied und Umlagebeteiligung
lt. Satzung (für 2008 = 11.017,71 €)  

 
 
 Der Beteiligungsbericht ist um weitere Informationen ergänzt worden. Ferner sind 

zu den Beteiligungen die neuesten Jahresabschlusszahlen (31.12.2006) und zu den 
Beteiligungen zu Ziffern 1., 2. und 4. der Wirtschaftsplan 2008 beigefügt. 

 
 Auf die gesetzlich vorgesehene Möglichkeit zur Einsichtnahme in den Beteiligungs-

bericht für jedermann (§ 116 a Abs. 3 NGO) wurde im Zusammenhang mit der Be-
kanntmachung der Haushaltssatzung öffentlich hingewiesen. 

 
 7.3 Schulden 
 7.3.1 Schuldenentwicklung 
 
 Der Schuldenstand der Gemeinde Rastede hat sich im Haushaltsjahr 2008 wie folgt 

entwickelt: 
 
 

- Beträge in Euro -
- Stand zu Beginn des Jahres 4.756.886,59
- Zugänge (Kreditaufnahmen) 307.900,00
- sonstige Zugänge (Bewertung) 0,00
- Abgänge (ordentl. Tilgung) 292.055,32
- Abgänge (Sondertilgung) 0,00
- sonstige Abgänge (Bewertung, Verzicht) 0,00
- Stand am Schluss des Jahres 4.772.731,27  

 
 
 Bei den Zugängen handelt es sich um die Aufnahme zinsloser Kredite aus der 

Kreisschulbaukasse. 
 
 Nach fünf Jahren der Schuldenverringerung ist der Schuldenstand erstmals gegen-

über dem Vorjahr geringfügig (16 T€) angestiegen. 
 
 Die Entwicklung des Schuldenstandes wird aus der nachstehenden Grafik ersicht-

lich: 
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 7.3.2 Entwicklung der Schuldendienstleistungen 
 
 Anhand der nachfolgenden Aufstellung und der Grafik wird dargestellt, welche Ent-

wicklung die Folgekosten, d. h. die ordentlichen Schuldendienstleistungen (ohne 
Sondertilgungen) aus dem vorhandenen Kreditbestand genommen haben: 
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 Aus dieser Übersicht ist die stetige Verringerung der Folgelasten infolge des star-
ken Schuldenabbaus in den letzten Jahre deutlich zu erkennen. 

 
 7.3.3 Pro-Kopf-Verschuldung 
 
 Unter Berücksichtigung der Einwohnerzahlen der Gemeinde Rastede von 20.716 

(Stand: 31.12.2008) belief sich die Pro-Kopf-Verschuldung am Jahresende 2008 
auf 230,39 € (Vorjahr: 230,59 €). Dieser Wert unterschreitet deutlich den Lan-
desdurchschnitt, der sich auf 564,00 € je Einwohner beläuft. 

 
 Die Entwicklung des „Pro-Kopf-Wertes“ ist aus der nachstehenden Grafik zu erse-

hen: 
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 8. Allgemeine Rücklage 
 
 Nach § 20 Abs. 2 GemHVO soll die allgemeine Rücklage die rechtzeitige Leistung 

von Ausgaben sichern (Betriebsmittel der Kasse). Zu diesem Zweck muss ein Be-
trag vorhanden sein, der sich in der Regel auf mindestens 1 vom Hundert der Aus-
gaben des Verwaltungshaushalts nach dem Durchschnitt der drei dem Haushalts-
jahr vorangehenden Jahre beläuft. Maßgebend hierfür ist das Gesamtanord-
nungssoll der abgeschlossenen Haushaltsjahre für den Verwaltungshaushalt. 

 
 Der vorgeschriebene Mindestbetrag der allgemeinen Rücklage errechnet sich 

demnach wie folgt: 
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H au sh altsjah r - Beträge in  E uro  -
2005 32.030.881,41
2006 27.317.581,67
2007 29.334.305,90

S u m m e 2005 b is  2007 88.682.768,98
D urchschnitt 29.560.922,99

M in d estb etrag  g em . §  20 Ab s. 2 G em H V O 295.609,23  
 
 Den Berechnungen der Gemeinde über die Ermittlung des Mindestbetrages der all-

gemeinen Rücklage (siehe Übersicht „Entwicklung der allgemeinen Rücklage“ vom 
23.03.2009 zu Pos. III.4. der Jahresrechnung und Darstellung im Rechenschaftsbe-
richt Seite 7 – Pos. B 5. -) liegen unterschiedliche Beträge zugrunde, die zu unter-
schiedlichen Mindestbeträgen führte. Grundlage für die Ermittlung des Mindestbe-
standes sind die in der vorstehenden Tabelle aufgeführten Daten. 

 
 Der vorhandene Bestand der allgemeinen Rücklage stellt sich wie folgt dar: 
 
 

   

- Beträge in Euro -
 - Bestand zu Beginn des Haushaltsjahres 6.574.970,24
 - Entnahme 1.129.469,57
 - Zuführung 471.100,64
 - Bestand am Schluss des Haushaltsjahres 5.916.601,31  

 
 
 Im laufenden Haushaltsjahr wurden Rücklagenentnahmen in zehn Einzelbeträgen 

zur Deckung über- und außerplanmäßiger Ausgaben im Vermögenshaushalt 
vorgenommen. Die Zuführung ergab sich durch die Abschlussbuchung gem. § 42 
Abs. 3 GemHVO. 

 
 Der vorhandene Bestand der allgemeinen Rücklage übersteigt den gesetzlich ge-

forderten Mindestbetrag um rd. 5,6 Mio. € (= freiwillige Ansammlung). 
 
 Der Bestand der allgemeinen Rücklage ist im Kassenbestand enthalten und wird 

buchmäßig auf den Verwahrkonten 0000.020201.9/0000.420201.0 in voller Höhe 
nachgewiesen. 
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 9. Schlussbetrachtung 
 
 Nach §§ 119 Abs. 1, 120 NGO hat das RPA die Rechnungen mit allen Unterlagen 

dahin zu prüfen, 
 
 1. ob der Haushaltsplan eingehalten ist, 
 
 2. ob die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch in vorschriftsmä-

ßiger Weise begründet und belegt sind, 
 
 3. ob bei den Einnahmen und Ausgaben des gemeindlichen Geld- und Vermö-

gensverkehrs nach den bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beach-
tung der maßgebenden Verwaltungsgrundsätze und der gebotenen Wirtschaft-
lichkeit verfahren worden ist, 

 
 4. ob das Vermögen richtig nachgewiesen ist. 
 
 Bezug nehmend auf die Ausführungen zu Ziffer 4.2, Seite 10, dieses Prüfungsbe-

richts wird darauf hingewiesen, dass der Vermögensnachweis nicht geprüft werden 
konnte. 

 
 Feststellungen und Anmerkungen hierzu sind in der Kurzdarstellung auf der Seite 1 

dieses Prüfungsberichtes aufgeführt. Hierauf wird hingewiesen. 
 
 Anhaltspunkte, die gegen eine Entlastung des Bürgermeisters sprechen, haben sich 

nicht ergeben. 
 
 Nach § 100 Abs. 3 NGO legt der Bürgermeister die Jahresrechnung mit dem 

Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes und seiner Stellungnahme zu diesem 
Bericht dem Rat vor. 

 
 Gemäß § 101 Abs. 1 NGO beschließt der Rat über die Jahresrechnung; zugleich 

entscheidet der Rat über die Entlastung des Bürgermeisters. 
 
 Mit dem Beschluss bewertet der Rat, ob die Haushaltswirtschaft gemäß den Fest-

setzungen durch die Haushaltsatzung bzw. Nachtragssatzung und Beschlüssen 
nach § 89 NGO (über- und außerplanmäßige Ausgaben) im abgelaufenen Haus-
haltsjahr ordnungsgemäß geführt worden ist. Dabei ist er an die Feststellungen, die 
durch das RPA und den Bürgermeister getroffen worden sind, nicht gebunden. 

 
 Nach § 120 Abs. 4 NGO ist dieser Bericht um die Stellungnahme des Bürgermeis-

ters zu ergänzen und frühestens nach seiner Vorlage im Rat (§ 100 Abs. 3 NGO) an 
7 Tagen öffentlich auszulegen; die Auslegung ist öffentlich bekannt zu machen. 

 
 
 Westerstede, den 24.11.2010 
 
 gez. Unterschrift 
 
 Deichsel 
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Stellungnahme der Verwaltung zum Prüfbericht 2008 des Rechnungsprüfungsamtes 

01  Die Beschlussfassung über die Jahresrechnung 2007 einschließlich der Entlastungs-
erteilung für den Bürgermeister ist nicht innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist 
erfolgt. 

Die Feststellung ist zutreffend. Die Situation ist allein dem Umstand geschuldet, dass 
wegen der Umstellung der Finanzbuchhaltung von der Kameralistik auf die Doppik keine 
ausreichenden Zeit- und Personalressourcen zur Verfügung gestanden haben, um die Ar-
beiten fristgerecht zum Abschluss zu bringen. 

02  Die vom Rat in der § 2 der Haushaltssatzung festgelegte Kreditermächtigung wurde um 
107.200 Euro überschritten. 

Bei der Aufnahme von Krediten aus der Kreisschulbaukasse ist es immer wieder vor-
gekommen, dass sich wegen verspäteter Fertigstellung von Schulbauinvestitionsmaß-
nahmen die Kreditaufnahme in das nächste Haushaltsjahr verschoben hat. Die nach 
Fertigstellung in Anspruch genommenen Kredite haben dann den aktuell veranschlagten 
Kreditrahmen für Kredite aus der Kreisschulbaukasse überschritten. Das ist übersehen 
worden. 

03  Der Termin für die Aufstellung der Jahresrechnung wurde erneut nicht eingehalten. 

Auf die Begründung zu Punkt 01 wird verwiesen. 

04  Die Ist-Bestände des Verwaltungs- und Vermögenshaushalts und der Verwahr- und Vor-
schusskonten sowie die Haushalts- und Kassenreste sind in die doppisch geführten Bü-
cher des Folgejahres zu übernehmen 

Die Bestände wurden vollständig in die neue Finanzbuchhaltung übernommen. 

05  Das Kassenverrechnungskonto sowie die Verwahr- und Vorschusskonten für den Bau-
hofweisen weiterhin unterschiedliche Ist-Bestände aus. 

Der Abgleich der Konten ist sehr schwierig. Die Abstimmung konnte erst im Kalender-
jahr 2010 abgeschlossen werden. Ab der Eröffnungsbilanz 2009 für die Gemeinde sind 
die Konten der Finanzbuchhaltung der Gemeinde und des Bauhofes gleichlautend. 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/148 
freigegeben am 16.09.2010 
 
Stab Datum: 16.09.2010 
Sachbearbeiter/in: Inge Ihmels  
 
Festsetzung des Gebührensatzes für die öffentliche Einrichtung 
"Straßenreinigung" 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 09.11.2010 Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
N 23.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Gebührensatzsatzung der Gemeinde Rastede wird dahingehend geändert, dass für die 
kostenrechnende Einrichtung „Straßenreinigung“ folgender Gebührensatz ab 2011 festgelegt 
wird: 

Der Gebührensatz für die öffentliche Einrichtung Straßenreinigung beträgt 16,50 Euro. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Vorbemerkung 
Wie in der Vorlage Nr. 2010/147 bereits erwähnt, kann für die Jahre 2009 und 2010 noch kein 
endgültiges Ergebnis der Kostenrechnung Straßeneinigung vorgelegt werden. Es wurde 
jedoch für die genannten Jahre eine Nachkalkulation durchgeführt.  
 
Für die Kalkulation des Gebührensatzes 2011 wurden die Ertrags- und Aufwendungsansätze 
zum Produkt P1.06.00.545100/Kostenstellen „Straßenreinigung“ zugrunde gelegt. 
Änderungen, die sich während der Aufstellungsphase des Haushaltsplanes 2011 noch er-
geben, konnten nicht mehr berücksichtigt werden. 
 
Als Berechnungsgrundlage für die Festsetzung der Gebühr 2011 stehen das Ergebnis der 
Kostenrechnung 2008 und die Nachkalkulationen der Jahre 2009 und 2010 zur Verfügung. 
Bei der Nachkalkulation für 2009 handelt es sich um tatsächlich entstandene Aufwendungen 
und Erträge bis auf die Regiekosten, die als Plansummen eingerechnet werden mussten, weil 
für 2009 noch keine „Ist-Verteilung“ der Regiekosten auf die Produkte vorgenommen werden 
konnte. Um die Aufwendungen und Erträge der Jahre 2008 bis 2011 besser vergleichen zu 
können, wurden sie zu den folgenden Positionen gegenübergestellt. 



Deponiekosten 

Ergebnis 2008 Nachkalk. 2009 Nachkalk. 2010 Kalkulation 2011 

2096,48 € 1.994,14 € 2.000 € 16.000 € 
 
Die Deponiekosten sind in der Gesamtsumme für die Jahre 2008 bis 2010 konstant. In der 
Kalkulation für 2011 steigen sie auf 16.000 € an.  
 
Bislang konnte das Kehrgut durchgesiebt und das Laub durch eine Fremdfirma auf landwirt-
schaftlich genutzte Flächen ausgebracht werden. Die Kosten hierfür belaufen sich auf ca. 
2.000 €. Der Landkreis hat mit Rechtsgutachten darauf hingewiesen, dass es nicht erlaubt ist, 
das Kehrgut nach wieder verwertbaren Gütern (Laub) durchzusieben. Die Gemeinden sind 
verpflichtet, das gesamte Kehrgut über die Deponie zu entsorgen. Diese Gesamtkosten 
(Fahrtkosten und Deponiekosten) wurden für das Jahr 2011 auf 16.000 € geschätzt.  
 
Verwaltungskosten (Lohn- und Gehaltskosten) 

Ergebnis 2008 Nachkalk. 2009 Nachkalk. 2010 Kalkulation 2011 

6.176,68 € 6.540,51 € 7.000 € 7.100 € 
 
Grund für die Steigerung der Lohn- und Gehaltskosten sind die Tarifvereinbarungen, die eine 
Anhebung der Personalkosten 2008 bis 2011 vorsehen. 
 
Persönliche und sächliche Kosten des Bauhofes (Reinigungskosten) 

Ergebnis 2008 Nachkalk. 2009 Nachkalk. 2010 Kalkulation 2011 

1.442,51 € 0,-- € 2.500 € 2.500 € 
 
Der Gemeinde obliegt nach der Verordnung über Art und Umfang der Straßenreinigung auch 
die Reinigungspflicht für Radwege entsprechend dem Straßenverzeichnis A. Da diese 
Reinigungspflicht nicht auf die Eigentümer bzw. auf die Fremdfirma übertragen wurde, 
werden im Herbst die Radwege bei Bedarf mit einem Kehrfahrzeug des Bauhofes von Laub 
und Schmutz befreit. Zusätzlich nimmt der Bauhof bei Bedarf Nachreinigungen vor, wo die 
Kehrmaschine der Fremdfirma die Reinigung nicht im vollen Umfange leisten kann. 
 
Im Ergebnis 2008 und in der Nachkalkulation 2009 sind für die vorgenannten Reinigungs-
arbeiten durch den Bauhof insgesamt 2.200 € einkalkuliert worden, aber tatsächlich sind im 
Haushaltsjahr 2008 insgesamt 1.442,51 € und 2009 keine Aufwendungen angefallen. Für die 
Nachkalkulation 2010 und die Gebührenkalkulation 2011 wurden nach dem Entwurf des 
Wirtschaftsplanes des Bauhofes jeweils ein Betrag in Höhe von 2.500 € berücksichtigt.  
 
Reinigung der Straßeneinlaufschächte 

Ergebnis 2008 Nachkalk. 2009 Nachkalk. 2010 Kalkulation 2011 

5.713,49 € 2.856,74 € 5.713,49 € 5.713,49 € 
 
Die öffentliche Einrichtung „Straßenreinigung“ hat die Aufgabe, die Straßen in einem 
sauberen und sicher benutzbaren Zustand zu halten. Hierzu gehört das Fegen der Straßenober-
fläche, das einerseits dazu dient, die Straßen in einem sauberen und sicher benutzbaren Zu-



stand zu halten, aber andererseits wird auch gewährleistet, dass das Oberflächenwasser zügig 
ablaufen kann. Bei Verschmutzungen der Straßeneinlaufschächte durch Laub oder Sand kann 
das Oberflächenwasser nicht ablaufen, und es besteht z. B. die Gefahr des Aquaplanings. Die 
Straßeneinlaufschächte sind Bestandteil der Straße, jedoch steht die Reinigung der Schächte 
auch im Dienst der Einrichtung Straßenreinigung. Die Kosten für die Reinigung der Straßen-
einlaufschächte werden daher zu 50 % in die Kostenrechnung „Öffentliche Einrichtung 
Straßenreinigung“ und zu 50 % in die Kostenrechnung „zentrale Abwasserbeseitigung 
Niederschlagswasser“ (z. Zt. noch keine Gebührenerhebung) eingerechnet.  
 
Die Straßeneinlaufschächte sollten jährlich zweimal gereinigt werden. Dies wurde im Jahre 
2009 nicht eingehalten, daher wurde auch nur die Hälfte der Kosten in Rechnung gestellt. Es 
hat sich jedoch herausgestellt, dass es unerlässlich ist, zweimal im Jahr eine Reinigung der 
Straßeneinlaufschächte vorzunehmen. Aus diesem Grunde wurden in der Nachkalkulation 
2010 und in der Kalkulation für 2011 die Kosten für zwei Reinigungsvorgänge zugrunde ge-
legt. Da sich die Anzahl der gebührenrelevanten Straßeneinlaufschächte bislang nicht ver-
ändert und die Reinigungsfirma die Kosten für die Reinigungsarbeiten nicht erhöht haben, 
wurde in der Nachkalkulation 2010 und in der Gebührenberechnung 2011 mit gleichen 
Beträgen kalkuliert.  
 
Regiekosten 

Ergebnis 2008 Nachkalk. 2009 Nachkalk. 2010 Kalkulation 2011 

6.000 € 11.100 € 11.100 € 11.100 € 
 
Mit Einführung der Doppik wurde die Regiekostenberechnung auf eine andere Berechnungs-
grundlage gestellt. Bei dem Betrag in Höhe von 11.100 € in den Nachkalkulationen 2009 und 
2010 handelt es sich noch um jährliche Planungskosten auf neuer Berechnungsbasis. Da das 
Vermögen für die erste Eröffnungsbilanz noch nicht vollständig aufgenommen wurde, 
konnten bislang für 2009 auch noch keine Abschreibungen gebucht werden. Bevor die Ab-
schreibungen nicht gebucht wurden, stehen die Produktkosten noch nicht fest und eine „Ist-
Verteilung“ der Regiekosten auf die entsprechenden Produkte ist demzufolge noch nicht mög-
lich. 
 
Reinigungskosten 

Ergebnis 2008 Nachkalk. 2009 Nachkalk. 2010 Kalkulation 2011 

47.805,49 € 47.405,47 € 50.000 € 50.000 € 
 
Ab 2006 wurde der Reinigungsintervall nicht mehr geändert. Im Ergebnis 2008 sowie in der 
Nachkalkulation 2009 handelt es sich um tatsächlich angefallene Reinigungskosten durch eine 
Fremdfirma. 
 
Der Vertrag mit der Reinigungsfirma wurde für eine Dauer von zwei Jahren (bis 31.12.2007) 
abgeschlossen. Eine Vertragsverlängerung von jeweils einem Jahr ist möglich. Bislang hat die 
Reinigungsfirma keine Mehrkosten (Nebenkostenpauschale aufgrund von tariflichen Lohn- 
oder Dieselkraftstoffpreisänderungen) der Gemeinde Rastede in Rechnung gestellt. Somit 
wurde vorsichtshalber für das Jahr 2010 mit einem Betrag in Höhe von 50.000 € nach-
kalkuliert bzw. für 2011 kalkuliert. 



Allgemeinkostenanteil 

 Ergebnis 2008 Nachkalk. 2009 Nachkalk. 2010 Kalk. 2011 

Gesamtkosten 69.234,65 € 71.395,85 € 78.313,48 € 92.413,48 €

15%ige Anteil 10.385,20 € 10.709,38 € 11.747,02 € 13.862,02 €

10%ige Anteil 6.923,46 € 7.139,59 € 7.831,35 € 9.241,35 €

Gebührenrelevante 
Kosten 

51.925,99 € 53.546,88 € 58.735,11 € 69.310,11 €

 
Hier geht es um einen Abzug in Höhe von insgesamt 25 % der Gesamtkosten. Der Abzug 
basiert auf der Rechtsprechung. An den Prozentsätzen in Höhe von 15 % (Kosten für die 
Reinigung der Öffentlichkeit zugänglichen Park- und Grünanlagen, sowie Straßenkreuzungen 
und -einmündungen, Verkehrsinseln usw.) und von 10 % (Straßenreinigung im Interesse des 
Durchgangsverkehrs) haben sich keine Änderungen ergeben.  
 
Die gebührenrelevanten Kosten steigen einerseits durch die Neuberechnung der Regiekosten 
und andererseits durch die einkalkulierten Mehrausgaben für eine evtl. Nebenkostenerhöhung 
(tarifliche Lohn- oder Dieselkraftstoffpreisänderung lt. Reinigungsvertrag) der zu reinigenden 
Firma. Darüber hinaus steigen in der Kalkulation für 2011 die gebührenrelevanten Kosten 
erheblich durch die Deponiekosten für die Entsorgung des kompletten Kehrgutes. 
 
In der Nachkalkulation für 2009 sind die gebührenrelevanten Kosten geringer als in der Nach-
kalkulation 2010, da die Reinigung der Straßeneinlaufschächte nur einmal vorgenommen 
wurde und es keine Kosten für die Radwegreinigung und die punktuelle Reinigung durch den 
Bauhof angefallen sind. 
 
Kalkulation der Gebühr 2011 
Grundlage für die Ermittlung der Straßenreinigungsgebühr sind die Gebühreneinheiten. Für 
das Ergebnis 2008 wurden insgesamt 4.211 und für 2009 4.204 Gebühreneinheiten ermittelt. 
In der Nachkalkulation 2010 und in der Gebührenberechnung 2011 wurde von 4.201 Ge-
bühreneinheiten (lt. Hochrechnung 2010) zugrunde gelegt. 
 

 Ergebnis 2008 Nachkalk. 2009 Nachkalk. 2010 

Gebührensatz 13,50 € 11,80 € 13,50 €

Gebührenaufkommen 54.209,40 € 47.405,47 € 54.238,95 €

Geb.-relvante Kosten 51.925,99 € 53.546,88 € 58.735,11 €

Überschuss/Defizit: 2.283,41 € -6.141,41 € -4.496,16 €

Fortschreibung Über-
schuss/Defizit 

13 582,55 € 7.441,14 € 2.944,98 €

 
Das kumulierte Gesamtergebnis am 31.12.2007 der Kostenrechnungen Straßenreinigung be-
trug insgesamt 11.299,14 €, zuzüglich des Überschusses aus dem Ergebnis 2008 in Höhe von 
2.283,41 € ergibt sich zum 31.12.2008 ein kumuliertes Gesamtergebnis in Höhe von 
13.582,55 €. 



Im Jahre 2009 wurde der Gebührensatz von 13,50 € auf 11,80 € festgesetzt, um den fort-
geschriebenen Überschuss der Vorjahre wegen einer geplanten Neuordnung der Straßen-
reinigung komplett abzubauen. Der Überschuss konnte in der Nachkalkulation 2009 
rechnerisch auf 7.441,14 € gesenkt werden.  
 
Für das Jahr 2010 wurde der Gebührensatz wieder auf 13,50 € angehoben, weil es zu einer 
Neuordnung der Straßenreinigung nicht gekommen ist. Jedoch das voraussichtliche Ge-
bührenaufkommen in Höhe von 54.238,95 € wird die nachkalkulierten gebührenrelevanten 
Kosten in Höhe von 58.735,11 € nicht decken können. Rechnerisch ergibt sich ein Defizit in 
Höhe von 4.496,16 €. Dies Defizit ist durch die höheren berechneten Regiekosten begründet. 
Die 2010 wegen der Komplettdeponierung gestiegenen Deponiekosten sind in der Nach-
kalkulation 2010 nicht berücksichtigt worden, weil diese Kosten nicht absehbar und damit 
nicht kalkulierbar waren. Ab 2011 sind diese Mehrkosten als reguläre Kosten bei der Ge-
bührenberechnung zu berücksichtigen. Die Nachkalkulation 2010 wird voraussichtlich 
rechnerisch einen kalkulierten Gesamtüberschuss von 2.944,98 € ausweisen. 
 
Mit Einbeziehung des vorgenannten rechnerisch nachkalkulierten Überschusses zum 
31.12.2010 betragen die gebührenrelevanten Kosten in der Gebührenberechnung 2011 ins-
gesamt 66.365,14 €. Um diese gebührenrelevanten Kosten zu decken, wurde eine Gebühr von 
16,52 € (Komplettabbau des Überschusses) ausreichend sein. Ohne Berücksichtigung des 
kalkulierten Überschusses betragen die gebührenrelevanten Kosten insgesamt 69.310,11 € 
und der Gebührensatz müsste 17,24 € betragen. 
 
Von der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Gebührensatz für die Straßenreinigungsgebühr 
für das Haushaltsjahr 2011 auf 16,50 € fest zu setzen. Bei einer Straßenreinigungsgebühr in 
Höhe von 16,50 € sind Einnahmen in 2011 von 68.300,90 € zu erwarten.  
 
Überblick über die Gebührensätze: 

2006 2007 2008 2009 2010 2011

13,50 € 13,50 € 13,50 € 11,80 € 13,50 € 16,50 €
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Siehe Sach- und Rechtslage. 
 
 
Anlagen:
 
Anlage 1 – Berechnung des Gebührensatzes für die öffentliche Einrichtung „Straßen-
reinigung“. 
 
 
 
 
 
 
 



Berechnung d.Gebührensatzes d. Straßenreinigung (mit Deponierung) 

Kalkulation: 2011

1.) Ermittlung der Gebühreneinheiten:

1.1) 4 Monate im Jahr 14-tägige Reinigung und 8 Monate im Jahr wöchentl. Reinigung

Einheiten zu %
3742,0 100 = 3742,0
231,0 70 = 161,7
228,0 50 = 114,0

4201,0 4017,7

1.2) Einheiten insgsamt: 4017,7

2.) Umlagekosten

2.1) Deponiekosten:
Gesamtkosten: 16.000,00 EUR
je Einheit 3,98 EUR

2.2) Verwaltungskosten:
Personal Gemeinde 7.100,00 EUR
je Einheit 1,77 EUR

2.3) Kosten sonstige Reinigung - Radwegreinigung
Kosten des Bauhofes 2.500,00 EUR
je Einheit 0,62 EUR

2.4) Reinigung Einlaufschächte
Gesamtkosten einschl. MWST 7.464,27 EUR

Anzahl anteilige Kosten
Schächte laut Vertrag 5.018
Schächte im Bereich Straßenreinigu 3.841 5.713,48 EUR
je Einheit 1,42 EUR

2.5) Anteilige Regiekosten (Budget 80)
Kosten Vorjahr 11.100,00 EUR
je Einheit 2,76 EUR

2.6) Kosten  der eigentlichen Reinigung Werte
ReinigungskostenEUR/km 347,60 EUR

Reinigungs-km 116,9
Preis 40.634,44 EUR
zuzügl. MWST 7.720,54 EUR
Preis insges.: 48.354,98 EUR

0,00 EUR
50.000,00 EUR

je Einheit 12,44 EUR
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3.) Abzugskosten

3.1) Reinigungskostenanteil für die es keine Anlieger gibt
umzulegen auf alle Benutzer zu gleichen Anteilen
Reinigungskosten 92.413,48 EUR
Abzug (Prozent): 15 ergibt: 13.862,02 EUR
je Einheit: 3,45 EUR

3.2) Reinigungskostenanteil Allgemeininteresse
umzulegen nach unterschiedlichen Anteilen
Reinigungskosten 92.413,48 EUR
Abzug (Prozent): 10 ergibt: 9.241,35 EUR
je Einheit: 2,30 EUR

4.) Verarbeitung Überschussvortrag Vorjahr

4.1) voraussichtliches Defizit aus den Vorjahren laut Nachkalkulation 2010
Gesamtbetrag: -2.944,97 EUR
je Einheit: -0,73 EUR

5.) Berechnung der Gebühr:

5.1) Gesamte Reinigungskosten geteilt durch Gebühreneinheiten
Gebühreneinheite 4017,7 Gesamtkosten je Einheit

zuzüglich - Deponiekosten: (2.1) 16.000,00 EUR 3,98 EUR
- Verwaltungskosten (2.2) 7.100,00 EUR 1,77 EUR
- Kosten sonstige Reinigung (2.3) 2.500,00 EUR 0,62 EUR
- Reinigung Einlaufschächte (2.4) 5.713,48 EUR 1,42 EUR
- Anteilige Regiekosten (2.5) 11.100,00 EUR 2,76 EUR
- Kosten der eigentlichen Reinigung 50.000,00 EUR 12,44 EUR

Zwischenergebnis 92.413,48 EUR 22,99 EUR
abzüglich - keine Anlieger (3.1) -13.862,02 EUR -3,45 EUR

- Allgemeininteresse (3.2) -9.241,35 EUR -2,30 EUR
zuzüglich - Defizitvortrag Vorjahr (4.1) -2.944,97 EUR -0,73 EUR

neuer Gebührensatz (Zwischenergebnis): 17,24 EUR

neuer Gebührensatz (Zwischenergebnis) mit Überschussabbau 16,51 EUR

Gebührenrelevante Kosten ohne Überschussabbau 69.310,11 EUR
Gebührenrelevante Kosten mit Überschussabbau 66.365,14 EUR

5.2) 1. Kontrollrechnung
Gebührensatz Einheiten Ausgabe Einnahme

Gebühreneinnahmen: 17,24 EUR 3.742,0 64.512,08 EUR
231,0 2.787,71 EUR
228,0 1.965,36 EUR

Gebühreneinnahmen insgesamt: 69.265,15 EUR
gebührenrelevante Kosten 4.201,0 66.365,14 EUR
Differenz -2.900,01 EUR

wenn Differenz, dann Ausgleich über den Gebührensatz
Ausgleichsbetrag -2.900,01 EUR
je Einheit -0,72 EUR



5.3) Endgültige Gebührensatzberechnung Rundung

Gesamte Reinigungskosten geteilt durch Gebühreneinheiten
Unter 5.1 berechneter neuer Gebührensatz 17,24 EUR
Berücksichtigung des berechneten Ausgleichsbetrages -0,72 EUR Vorschlag
Neuer einheitlicher Gebührensatz 16,52 EUR 16,50 EUR
Gebührensatz ohne Berücksichtigung des  kalkulierten Defizits aus 2010 17,24 EUR
bisheriger Gebührensatz 2010 13,50 EUR

5.4) Ergebnisrechnung mit dem vorgeschlagenen Gebührensatz
Gebührensatz Einheiten Ausgabe Einnahme

Gebühreneinnahmen 17,00 EUR 3742,0 63.614,00 EUR
231,0 2.748,90 EUR
228,0 1.938,00 EUR

Gebühreneinnahmen insgesamt: 68.300,90 EUR
gebührenrelevante Kosten 4201,0 66.365,14 EUR
Differenz 1.935,76 EUR

voraussichtlich rechnerisches Ergebnis: Übertragung des Überschusses nac 1.935,76 EUR

Aufgestellt: 30.08.2010

Ihmels



 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/152 
freigegeben am 17.09.2010 
 
Stab Datum: 17.09.2010 
Sachbearbeiter/in: Inge Ihmels  
 
Erhebung von Marktstandgeldern für die öffentliche Einrichtung 
"Wochenmarkt" in der Gemeinde für 2011 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 09.11.2010 Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
N 23.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Der Gebührensatz wird für das Jahr 2011 nicht verändert. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Erhebung von Marktstandgeldern für die öffentliche Einrichtung „Wochenmarkt“ in der Ge-
meinde Rastede für 2011 mit Blick auf das Ergebnis 2008 und die Nachkalkulationen 2009 
und 2010 
 
Allgemeines 
 
Die Gemeinde Rastede betreibt eine öffentliche Einrichtung „Wochenmarkt“. Für die Teil-
nahme am Wochenmarkt werden auf Grundlage einer Satzung Gebühren festgesetzt. Ab 2011 
ist eine neue Gebühr zu kalkulieren. Als Berechnungsgrundlage für die Festsetzung der Ge-
bühr stehen das Ergebnis 2008, Gebührenfestsetzung 2009, sowie die Nachkalkulationen 
2009 bis 2010 zur Verfügung.  
 
Bei der Nachkalkulation 2009 handelt es sich um tatsächlich entstandene Aufwendungen und 
Erträge bis auf die Regiekosten und die Abschreibungen für die „Öffentliche Toilette“. Hier 
wurden die Planungskosten zugrunde gelegt, da bei den Abschreibungen für 2009 noch die 
„Ist-Buchungen“ und bei den Regiekosten noch die „Ist-Verteilung“ der Regiekosten auf die 
Produkte vorgenommen werden müssen.  
 
Um die Aufwendungen und Erträge der Jahre 2008 bis 2011 besser vergleichen zu können, 
wurden sie gegenübergestellt. 



Entwicklung der Aufwendungen für die Abhaltung des Wochenmarktes im Einzelnen 
      

 Ergebnis Kalkulation
Nach-

kalkulation 
Nach-

kalkulation Kalkulation 
 2008 2009 2009 2010 2011 
Frischwasser 1,80 € 1,80 € 1,80 € 1,80 € 1,80 €
Abwassergebühren 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Stromkosten 1.486,45 € 1.200,00 € 1.206,51 € 1.200,00 € 1.200,00 €
Heizkosten 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Abfallbeseitigung 3.750,00 € 3.750,00 € 3.750,00 € 4.000,00 € 4.000,00 €
Kosten Verlegung Markt-
platz 200,37 € 300,00 € 157,08 € 300,00 € 400,00 €
Grundsteuer 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Miete Marktplatz 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Bekanntmachungskosten 120,49 € 150,00 € 86,82 € 150,00 € 150,00 €
Regiekosten/ Umlage 8.522,48 € 11.389,20 € 11.389,20 € 11.183,60 € 11.200,00 €
Personalk. Verw./ direkte 
Buchung 3.724,28 € 4.984,00 € 4.796,86 € 5.000,00 € 5.100,00 €
Personalk. Verw./ Um-
lagen Löhne 897,87 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Öffentl. Toilette 1.130,29 € 1.100,00 € 1.000,00 € 1.000,00 € 1.000,00 €
insgesamt: 19.834,04 € 22.875,00 € 22.388,27 € 22.835,40 € 23.051,80 €
 
Das Ergebnis der Kostenrechnung 2008 wurde vom Rat in der Sitzung am 15.12.2009 (Vor-
lage 2009/199) bereits zur Kenntnis genommen. Es wurde in der oben aufgeführten Tabelle 
zum Vergleich noch einmal aufgeführt. Die tatsächlich entstandenen Stromkosten fallen 
zwischen dem Ergebnis 2008 (1.486,45 €) und den tatsächlich entstanden Kosten in der 
Nachkalkulation für 2009 (1.206,51 €) um 279,94 € geringer aus. Worin die Gründe für die 
Stromverbraucherschwankungen liegen, lässt sich mit verhältnismäßigem Aufwand z. Zt. 
nicht ergründen. 
 
Bei den Kosten der Abfallbeseitigung sind in der Nachkalkulation 2010 und in der 
Kalkulation 2011 Mehrausgaben in Höhe von 250 € kalkuliert worden. Verantwortlich für die 
Mehrausgabe ist die Erhöhung der Löhne aufgrund von Tarifvereinbarungen. Durch die Er-
höhung des Stundenlohnes werden diese Mehrkosten vom Bauhof in Rechnung gestellt.  
 
Obwohl in der Satzung geregelt ist, dass der Standplatz von den Marktbeziehern nach Markt-
schluss zu säubern und in einem ordentlichen Zustand zu verlassen ist, hat sich herausgestellt, 
dass die Marktbezieher der Satzungsregelung nicht voll nachkommen. Somit ist eine 
Reinigung des Marktplatzes durch den Bauhof der Gemeinde Rastede weiterhin erforderlich. 
 
Die Aufwendungen für die Verlegung des Marktplatzes mit den dazu gehörigen Bekannt-
machungskosten sind schlecht zu schätzen, da im Voraus nicht zu erkennen ist, wie oft der 
Marktbetrieb auf einen anderen Platz umgelegt werden muss, weil am Wochenmarkttag auf 
dem Marktplatz eine andere Veranstaltung stattfindet.  
 
Für die Verlegung des Marktplatzes wurden für 2009 insgesamt 300 € einkalkuliert, aber tat-
sächlich nur 157,08 € ausgegeben. Für 2010 wurde nochmals 300 € und für 2011 vorsichts-
halber ein Betrag in Höhe von 400 € einkalkuliert. Unter anderem stellt auch der Bauhof 
Kosten für notwendige Absperrungen in Rechnung, wenn der Wochenmarkt verlegt werden 
muss.  



Bei den Regiekosten handelt es sich um Planungskosten. Sie sind ab dem Jahre 2009 deutlich 
gestiegen. Mit der Umstellung auf das neue Haushaltsrecht (Doppik) hat sich die Berechnung 
der Regiekosten grundlegend geändert. Die Planungskosten ab 2009 für die Regieprodukte 
Gemeindeorgane, Gleichstellung, Finanzverwaltung, Personalangelegenheiten und 
Organisation werden nach verschiedenen Verteilungsschlüsseln auf alle anderen Produkte 
umgelegt, somit auch auf das Produkt „Wochenmarkt“.  
 
Die Personalkosten werden ab 2009 direkt bei dem Produkt „Wochenmarkt“ nachgewiesen. 
Grund für die Steigerung der Lohn- und Gehaltskosten sind die Tarifvereinbarungen, die eine 
Anhebung der Personalkosten 2009 bis 2011 vorsehen.  
 
Unter der Position „Öffentliche Toilette“ werden die anteiligen Kosten für die Benutzung der 
„Öffentlichen Toilette“ auf dem Marktplatz berücksichtigt. Bei dieser Position handelt es sich 
um Planungskosten. Das Produkt „Öffentliche Toiletten“ (WC Marktplatz, WC Denkmals-
platz und WC Rennplatz) hat auch anteilige Regiekosten und Abschreibungen zu über-
nehmen.  
 
Da die Abschreibungen und Regiekosten noch nicht im „Ist“ gebucht wurden, stehen tatsäch-
liche Kosten für 2009 noch nicht zur Verfügung. Somit kann der Anteil - der nur die Toilette 
Marktplatz betrifft - noch nicht genau errechnet werden. Es wurde vorerst ein Betrag in Höhe 
von 1.000 € ab der Nachkalkulation 2009 zugrunde gelegt. 
 
Entwicklung der Erträge für die Abhaltung des Wochenmarktes im Einzelnen: 
 

 Ergebnis Kalkulation 
Nach-

kalkulation 
Nach-

kalkulation Kalkulation 
  2008 2009 2009 2010 2011 
Benutzungsgebühren 16.417,60 16.500,00 16.081,20 16.100,00 16.100,00
Erstattung von Ver-
waltungsausgaben 2.692,48 2.100,00 2.185,40 2.200,00 2.200,00
insgesamt: 19.110,08 18.600,00 18.266,60 18.300,00 18.300,00
 
Die Gebühreneinnahmen sind im Jahre 2009 in Höhe von 16.081,20 € gegenüber dem Ergeb-
nis 2008 um 336,40 € gesunken. Auch die Erstattung von Verwaltungsausgaben (Strom-
kosten, die die Marktbezieher je nach Verbrauch der Gemeinde erstatten) sind gegenüber dem 
Ergebnis 2008 um 507,08 € gesunken. Grund für die Mindereinnahmen kann der spätere Be-
such einiger Marktbezieher nach einem strengen Winter sein. Für 2010 wurde daher eher vor-
sichtiger nachkalkuliert bzw. für 2011 kalkuliert. 
 
Entwicklung der Aufwendungen abzüglich der Erträge für die Kostenrechnung „Wochen-
markt“ 
 

 Gesamt- Regiekosten abzüglich  
verbleiben ge-

bühren- + = Überschuss 
Ergebnis 
2008 kosten (nachrichtl.) Öffentl. Int. relevante Kosten - = Defizit 

    42,97 %  20%  80%   
Aufwendungen 19.834,04 € 8.522,48 € 3.966,81 € 15.867,23 €   
Erträge 19.110,08 € 0,00 € 0,00 € 19.110,08 €   
 -723,96 € 8.522,48 € 3.966,81 € 3.242,85 € 0,00 €
 
    



 

 Gesamt- Regiekosten abzüglich  
verbleiben ge-

bühren-  
Kalkulation 
2009 kosten (nachrichtl.) Öffentl. Int. relevante Kosten  

   Ergebnis  49,79 %  20%  80%  
Aufwendungen 22.875,00 € 11.389,20 € 4.575,00 € 18.300,00 €  
Erträge 18.600,00 € 0,00 € 0,00 € 18.600,00 €  
 -4.275,00 € 11.389,20 € 4.575,00 € 300,00 €  
 
      
      

 Gesamt- Regiekosten abzüglich  
verbleiben ge-

bühren- + = Überschuss 
Nachkalk. 
2009 kosten (nachrichtl.) Öffentl. Int. relevante Kosten - = Defizit 

  
 

Kalkulation  50,87 %  20%  80%   
Aufwendungen 22.388,27 € 11.389,20 € 4.477,65 € 17.910,62 €   
Erträge 18.266,60 € 0,00 € 0,00 € 18.266,60 €   
 -4.121,67 € 11.389,20 € 4.477,65 € 355,98 € 355,98 €
 
      
      

 Gesamt- Regiekosten abzüglich  
verbleiben ge-

bühren- + = Überschuss 
Nachkalk. 
2010 kosten (nachrichtl.) Öffentl. Int. relevante Kosten - = Defizit 

  
 

Kalkulation  48,97 % 20% 80%   
Aufwendungen 22.835,40 € 11.183,60 € 4.567,08 € 18.268,32 €   
Erträge 18.300,00 € 0,00 € 0,00 € 18.300,00 €   
 -4.535,40 € 11.183,60 € 4.567,08 € 31,68 € 387,66 €
 
      
      

 Gesamt- Regiekosten abzüglich  
verbleiben ge-

bühren- + = Überschuss 
Kalkulation 
2011 kosten (nachrichtl.) Öffentl. Int. relevante Kosten - = Defizit 

  
 

Kalkulation  48,59 % 20% 80%   
Aufwendungen 23.051,80 € 11.200,00 € 4.610,36 € 18.441,44 €   
Erträge 18.300,00 € 0,00 € 0,00 € 18.300,00 €   
 -4.751,80 € 11.200,00 € 4.610,36 € -141,44 € 246,22 €
      
 
Die Kostenrechnung 2008 wurde unter Berücksichtigung einer öffentlichen Interessenquote 
von 20 % mit einem Überschuss in Höhe von 3.242,85 € abgeschlossen. Laut Ratsbeschluss 
vom 15.12.2009 ist der Überschuss nicht auszugleichen. 
 
In der Nachkalkulation für 2009 wurde unter Berücksichtigung der 20-prozentigen 
Öffentlichen Interessenquote ein Überschuss in Höhe von 355,98 € (Gebührenkalkulation 
2009 = 300 €) errechnet. Für 2010 wurde ein Überschuss in Höhe von 31,68 € und in der Ge-
bührenkalkulation 2011 ein leichtes Defizit in Höhe von 141,44 € rechnerisch ausgewiesen. 
Bei Verrechnung des rechnerischen Überschusses und Defizits ergibt sich zum 31.12.2011 ein 
rechnerisch fortgeschriebener Überschuss in Höhe von 246,22 €. 



Auffällig sind ab 2009 die Regiekosten, die fast 50 % der Gesamtkosten ausmachen. Für die 
Kalkulation 2009 wurden die Regiekosten – wie vorstehend beschrieben – auf eine neue Be-
rechnungsgrundlage gestellt. Bei Gegenüberstellung der Aufwendungen und Erträge kann 
eine vollständige Kostendeckung nicht erreicht werden. Die Deckungslücke beträgt 20 % der 
Aufwendungen und entspricht damit recht genau der festgesetzten öffentlichen Interessen-
quote.  
 
Gebührenfestsetzung 2011 
 
Da davon auszugehen ist, dass der Wochenmarkt in gleicher Art und Weise betrieben wird 
wie in den Vorjahren, sind die Nachkalkulationen 2009 und 2010 die Grundlage für die Ge-
bührenfestsetzung 2011. Auf eine Gebührenfestsetzung für insgesamt 3 Jahre sollte so lange 
verzichtet werden, bis die endgültigen Ergebnisse 2009 und 2010 bezüglich der tatsächlichen 
Höhe der Regiekosten vorliegen. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, den Gebührensatz von bisher 1,60 € pro laufenden Meter und die 
festgesetzte öffentliche Interessenquote in Höhe von 20 % im Hinblick auf die Attraktivität 
des in der Bevölkerung beliebten Wochenmarktes für das Jahr 2011 nicht zu verändern.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Siehe Sach- und Rechtslage 
 
 
Anlagen:
 
Keine. 
 



 

 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/154 
freigegeben am 17.09.2010 
 
Stab Datum: 17.09.2010 
Sachbearbeiter/in: Inge Ihmels  
 
Festsetzung der Gebührensätze 2011 für die zentrale und dezentrale 
Einrichtung zur Beseitigung von Schmutzwasser 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 09.11.2010 Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
N 23.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Gebührensatzsatzung der Gemeinde Rastede wird dahingehend geändert, dass für die 
kostenrechnenden Einrichtungen „zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung“ fort-
geschriebene Gebührensätze ab 2011 festgelegt werden: 
 

1. Gebührensatz für die zentrale Einrichtung zur Beseitigung von Abwasser 

Die Benutzungsgebühr beträgt je cbm Abwasser 2,55 € 
2. Gebührensätze für die dezentrale Einrichtung Beseitigung von Abwasser 

Die Benutzungsgebühr beträgt für die Abwasserbeseitigung 
a) aus Hauskläranlagen je cbm eingesammelten Abwassers 

/ Fäkalschlamms       63,00 € 
b) aus abflusslosen Gruben je cbm eingesammelten Abwassers 

/ Fäkalschlamms       52,50 € 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 

Allgemeines 
Abschreibungen 
Das Ergebnis der Kostenrechnung 2008 wird in der Vorlage 2010/153 behandelt. Das Ergeb-
nis für 2009 konnte noch nicht festgestellt werden. Grund der zeitlichen Verzögerung sind 
fehlende Angaben in der Anlagenbuchhaltung, die nicht nur den Bereich der Kostenrechnung 
betreffen, sondern auch andere Vermögenswerte, die in das „Produktivsystem SAP“ zu über-
nehmen sind.  



 
Erst nach Übernahme der Anlagegüter für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung 
und nach Aufteilung der Vermögenswerte (Anlage im Bau) zum 01.01.2009 können die Ab-
schreibungsläufe für das Haushaltsjahr 2009 sowie die vorläufigen Abschreibungsläufe der 
Jahre 2010 und 2011 durchgeführt werden.  
 
Regiekosten 
Mit der Umstellung auf das neue Haushaltsrecht (Doppik) hat sich die Berechnung der Regie-
kosten grundlegend geändert. Das Nebenbuch „Anlagenbuchhaltung“ zur Finanzbuchhaltung 
muss für das Haushaltsjahr 2009 abgeschlossen sein, bevor die Regiekosten 2009 für die 
Regieprodukte Gemeindeorgane, Gleichstellung, Finanzverwaltung, Personalangelegenheiten 
und Organisation nach verschiedenen Verteilungsschlüsseln auf alle anderen Produkte „Ist-
mäßig“ umgelegt werden können, somit auch auf das Produkt „zentrale Abwasserbe-
seitigung“. Regiekosten wurden bei dem Produkt „dezentrale Abwasserbeseitigung" bislang 
nie berücksichtigt. 
 

1. Zentrale Abwasserbeseitigung 
In der unten stehenden Tabelle wurden die Erträge, sächlicher Betriebsaufwand und die 
kalkulatorischen Kosten gegenübergestellt: 
 
Schmutzwasser in € 
 2008 „Ist“-

Beträge 

2009 - 

Plan 

2009 – teilweise 

Ist-Beträge 

2010 Plan 2011 Plan 

Erträge 2.173.697,08 2.076.350,00 2.032.163,16 2.072.450,00 2.009.300,00 

Sächl. Betriebs- 

aufwand 

860.196,02 969.554,16 782.379,88 961.142,60 1.016.243,00 

Abschreibungen 640.991,14 662.665,00 662.665,00 660.911,00 660.911,00 

Kalk. Zinsen 498.814,42 500.000,00 500.000,00 500.000,00 500.000,00 

Aufwendungen 2.000.001,58 2.132.219,16 1.945.044,88 2.122.053,60 2.177.154,00 

Saldo +173.695,50 -55.869,16 +87.118,28 -49.603,60 -167.854,00 

 
Im Ergebnis für 2008 wurden insgesamt 173.695,50 € erwirtschaftet, sodass zum 31.12.2008 
ein fortgeschriebener Gesamtüberschuss in Höhe von 586.547,31 € nachgewiesen werden 
konnte. Um den Überschuss abzubauen, wurde in der Gebührenkalkulation für 2009 der Ge-
bührensatz von 2,60 € auf 2,55 € pro cbm gesenkt. 
 
Für 2009 wurden Ist-Beträge berücksichtigt, soweit sie vorhanden sind. Planwerte wurden 
zugrunde gelegt in den Bereichen Regiekosten, Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsen, 
die erst nach Übernahme des Schmutzwasservermögens und Abschluss des Nebenbuches 
„Anlagevermögen für 2009“ berechnet werden können. Aufgrund der vorstehenden über-
schlägigen Kalkulation schlägt die Verwaltung vor, den Gebührensatz in Höhe von 2,55 € für 
das Haushaltsjahr 2011 nicht zu ändern.  
 

2. Dezentrale Abwasserbeseitigung 
Bei der Gebührenberechnung für die dezentrale Einrichtung zur Beseitigung von Schmutz-
wasser ist die Abfuhrmenge von besonderer Bedeutung. Aus der unten stehenden Tabelle sind 
die Abfuhrmengen bis zum Jahre 2009 aufgeführt. 



Abwassermengen - dezentrale Einrichtung in cbm
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Im Ergebnis 2008 ist die Abfuhrmenge gegenüber dem Ergebnis 2007 um ca. 60 cbm ge-
stiegen und im Jahre 2009 um insgesamt 250 cbm gravierend gesunken. Die jährliche Ab-
fuhrmenge wird auch weiterhin schwanken, da nur dann eine Abfuhr seitens der Gemeinde 
Rastede aus den Hauskläranlagen veranlasst wird, wenn die Wartungsfirma laut Wartungs-
protokoll eine Abfuhr des Klärschlamms für notwendig hält (bedarfsgerechte Abfuhr). Da die 
Abfuhrmenge im Jahre 2009 so drastisch gesunken ist, könnte in dem Jahr voraussichtlich ein 
Defizit in Höhe von rechnerisch ca. 2.305,60 € entstehen, das fortgeschriebene Defizit zum 
31.12.2009 würde sich auf 7.373,54 € erhöhen.  
 
Entwicklung des Defizits bis zum 31.12.2009 
 

2004 2005 2006 2007 2008 2009
-23.077,72 -21.557,18 -19.629,88 -13.120,13 -5.067,94 -7.373,54 

 
Regiekosten wurden bislang bei der Berechnung des Gebührensatzes nicht mit einberechnet, 
siehe Ausführungen dazu in der Vorlage 2010/153. Die Regiekosten belaufen sich auf rd. 
11.000 €. Allein die Einbeziehung der Regiekosten würde den Gebührensatz um rd. 17 € pro 
cbm erhöhen. 
 
Die Gebührensätze wurden für Hauskläranlagen und für abflusslose Gruben ab 2005 bis 2007 
insgesamt um 20 € angehoben, um das kumulierte Defizit der vergangenen Jahre nicht noch 
weiter ansteigen zu lassen. Die Gebührenerhöhungen haben dazu geführt, das kumulierte De-
fizit mit einem Höchststand im Jahre 2004 mit 23.077,72 € bis zum 31.12.2008 (Ergebnis der 
Kostenrechnung 2008) auf 5.067,94 € sinken zu lassen. Nach Vorliegen zeitnaher Kosten-
rechnungen ist das Gesamtergebnis der Einrichtung dezentraler Abwasserbeseitigung neu zu 
bewerten und über die Einbeziehung der Regiekosten zu entscheiden. 
 
Übersicht der Gebührensätze 
Jahr 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Hausklär- 

 

Anlagen 

43,00 €  53,00 € 58,00 € 63,00 € 63,00 € 63,00 €  63,00 € 

Abflusslose 

Gruben 

32,50 € 42,50 € 47,50 € 52,50 € 52,50 € 52,50 € 52,50 € 



 
Die Verwaltung schlägt vor, weiterhin ohne Berücksichtigung der Regiekosten ab 2009 bei 
der dezentralen Abwasserbeseitigung die Gebührensätze 2011 wie im letzten Jahr zu be-
schließen: 
 
• 63,00 € pro cbm für Hauskläranlagen und 
• 52,50 € pro cbm für abflusslose Gruben 

 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Siehe Sach- und Rechtslage. 
 
 
Anlagen: 
 
Keine. 
 



 
 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/155 
freigegeben am 20.09.2010 
 
Stab Datum: 20.09.2010 
Sachbearbeiter/in: Inge Ihmels  
 
Gebührensatzsatzung 2011 für die öffentlichen Einrichtungen 
Abwasserbeseitigung und Straßenreinigung 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 09.11.2010 Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
N 23.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die als Anlage 1 zur Vorlage 2010/155 beigefügte Satzung über die Festsetzung der Ge-
bührensätze 2011 für die öffentliche zentrale und dezentrale Einrichtung zur Beseitigung von 
Abwasser und über die Erhebung einer Straßenreinigungsgebühr in der Gemeinde Rastede 
wird beschlossen. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Die Erläuterungen zu den Gebührensätzen sind den Vorlagen 
 
• 2010/148 – Festsetzung des Gebührensatzes für die öffentliche Einrichtung „Straßen-

reinigung“  
 
• 2010/154 – Festsetzung der Gebührensätze 2011 für die zentrale und dezentrale Ein-

richtung zur Beseitigung von Schmutzwasser 
 
zu entnehmen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entfällt. 
 
 
Anlagen:
 
Anlage 1 – Gebührensatzsatzung 2011 



Anlage 1 Vorlage 2010/155 

 
 
 

Satzung 
über die Festsetzung der Gebührensätze 2011 für  

die öffentliche zentrale und dezentrale Einrichtung zur Beseitigung von 
Abwasser und die 

öffentliche Einrichtung Straßenreinigung 
der Gemeinde Rastede 

 
in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds.GVBl. Nr.27/2006 S.473), geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes v. 7.12.2006 (Nds.GVBl. Nr.31/2006 S.575) Art. 4 des Gesetzes vom 10.12.2008 (Nds. 
GVBl. Nr. 25/2008 S. 381), Art 2 des Gesetzes vom 25.03.2009 (Nds:GVBl. Nr. 6/209 S. 72) 
Art. 1 des Gesetzes vom 13.05.2009 (Nds GVBl. Nr. 11/2009 S. 191) und Art. 1 des Gesetzes 
vom 28.10.2009 (Nds. GVBl. Nr. 22/2009 S. 366) 
 
§ 96 Abs. 1 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. 
S. 64), geändert am 22. Juni 2010 (Nds. GVBl. S. 258) 
 
§ 2 Abs. 2 der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Einrichtung zur dezentralen 
Beseitigung von Schmutzwasser, 
 
§ 4 der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Einrichtung zur zentralen Beseitigung 
von Schmutzwasser, 
 
§ 4 der Satzung über die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in der Gemeinde Rastede  
 
und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i.d.F. der 
Neubekanntmachung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl., Seite 41), geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 13.05.2009 (Nds. GVBl., Seite 191) 

hat der Rat der Gemeinde Rastede in seiner Sitzung am 13.12.2010 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 
 
 

§ 1 
 

Gebührensatz für die zentrale Einrichtung zur Beseitigung von Abwasser 
 
 
 
Die Benutzungsgebühr beträgt je cbm Abwasser 2,55 €. 
 
 



§ 2 
 

Gebührensätze für die dezentrale Beseitigung von Abwasser 
 
 
 
Die Benutzungsgebühr beträgt für die Abwasserbeseitigung 

a) aus Hauskläranlagen je cbm eingesammelten Abwassers / 
Fäkalschlamms                                                           63,00 €, 

b) aus abflusslosen Gruben je cbm eingesammelten Abwassers / 
Fäkalschlamms                                                           52,50 € 

 
 

§ 3 

Gebührensätze für die von der Gemeinde betriebene öffentliche Straßenreinigung  
 

Der Gebührensatz beträgt für die öffentliche Einrichtung Straßenreinigung jährlich 16,50 €. 

 
§ 4 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft. 
 
 
Rastede, den 13.12.2010 
 
 
 
 
 
 

  
 Decker 
 - Bürgermeister - 

 

 
 



 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2010/119B 
freigegeben am 11.11.2010 
 
Stab Datum: 11.11.2010 
Sachbearbeiter/in: Dudek  
 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2011 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
N 23.11.2010 Verwaltungsausschuss 
Ö 13.12.2010 Rat 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Beschlussvorschlag des Verwaltungsausschusses für den Rat: 
 
1. Die Haushaltssatzung der Gemeinde Rastede für das Haushaltsjahr 2011 wird be-

schlossen. 
 
2. Der Haushaltsplan 2011 wird mit einem festgesetzten Haushaltsvolumen  
 

im Ergebnishaushalt 
bei den Erträgen mit 24.461.476 Euro
bei den Aufwendungen mit  24.461.476 Euro

 
 im Finanzhaushalt 

bei den Einzahlungen aus laufender. Verwaltung 22.258.569 Euro
bei den Auszahlungen aus laufender Verwaltung 21.874.730 Euro
bei den Einzahlungen aus Investitionen 2.767.035 Euro
bei den Auszahlungen aus Investitionen 5.055.161 Euro
bei den Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 3.607.110 Euro
bei den Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 1.702.823 Euro

 
 beschlossen. 
 
3. Das Investitionsprogramm 2010 bis 2014 wird beschlossen. 
 
4. Die Finanzplanung 2010 bis 2014 wird zur Kenntnis genommen. 
 
5. Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2011 wird beschlossen. 



Beschlussvorschlag der Verwaltung für den Verwaltungsausschuss: 
 
1. Der Beschluss des Verwaltungsausschusses vom 05.10.10 (Vorlage 2010/115) wird 

bestätigt. 
 

2. Im Rahmen der Entflechtung der Finanzbeziehungen zwischen Landkreis und Ge-
meinden wird dem Vorschlag zugestimmt, ab 2011 die Konzessionsabgabe vollständig 
bei den Gemeinden einzunehmen und dass im Gegenzug der Kreisumlagesatz im Um-
fang des Kreisanteils der Konzessionsabgabe angehoben wird. 

 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss hat in seiner Sitzung am 09.11.10 dem vorstehenden 
Beschlussvorschlag über die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan einstimmig zu-
gestimmt. 
 
Im Zusammenhang mit der Neuregelung der Schulbeteiligung sind gegenüber den politischen 
Gremien weitere Informationen weiter zu geben, die sich erst jetzt nach der Konferenz der 
Hauptverwaltungsbeamten am 10.11.10 konkret ergeben haben. 
 
Neuordnung der Schulfinanzierung: 
Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung am 05.10.10 u.a. beschlossen: 
Der Neuordnung der laufenden Schulbeteiligung und der Investitionsförderung ab 2011 ent-
sprechend den in der Vorlage genannten Eckpunkten unter Einbeziehung der Kreisumlage 
wird zugestimmt. 
 
Zu den Eckpunkten gehörte im Zeitpunkt der v.g. Beschlussfassung, dass die Rückflüsse aus 
den Tilgungsbeiträgen der Kommunen zu einem Drittel an die Gemeinden zurückgezahlt und 
die restlichen zwei Drittel nicht endgültig an den Landkreis gezahlt, sondern dazu verwendet 
werden, dass der Landkreis daraus Investitionszuschüsse zahlt. 
 
Mit der Verwendung der Zweidrittel-Zahlung für Investitionszuschüsse ist die Gemeinde 
Apen nicht einverstanden, weil sie vorausblickend nicht erkennen kann, dass ihr entsprechend 
den Schulinvestitionsbedarfen der anderen und größeren Landkreiskommunen einen ge-
rechten Anteil an den zurückfließenden Kreisschulbaukassen-Geldern (Investitionszuschüsse 
für den Schulbau) bekommen wird. 
 
Der verwaltungsseitige neue Kompromissvorschlag vom 10.11.10 sieht nun vor, dass die 
Zweidrittel-Zahlung nicht mehr für Investitionszuschüsse verwendet wird. Die eine Hälfte der 
Zweidrittel-Zahlung soll an die Gemeinden nach einem Schlüssel (Schülerzahlen) ausgezahlt 
werden und die andere Hälfte würde der Landkreis dafür verwenden, um die von ihm für die 
Kreisschulbaukasse aufgenommenen Kredite zu tilgen. 
 
Dieser Kompromiss ist akzeptabel. Anstelle einzelner Investitionszuschüsse für Schulbau-
maßnahmen erfolgen nun schulmäßig nicht gebundene Mittelrückflüsse an die Kommunen, 
wovon alle Kommunen gleichermaßen profitieren. Die ersten Rückzahlungen werden vor 
2014 nicht erfolgen, weil bis zu diesem Zeitpunkt noch Zusagen aus der Kreisschulbaukasse 
„abgearbeitet“ werden müssen. Die vorstehende neue Kompromissformel macht zwar keine 
neue Formulierung des Beschlusses erforderlich, aber er bedarf einer Bestätigung durch den 
Verwaltungsausschuss, um zum Ausdruck zu bringen, dass er auch mit der neuen Ver-
fahrensweise einverstanden ist. 



Zahlung der Konzessionsabgabe für Strom und Gas:
Die von der EWE an die Kommunen zu zahlende Konzessionsabgabe wird auf die Ge-
meinden und den Landkreis verteilt. Im Rahmen von Maßnahmen zur weiteren Entflechtung 
der Finanzbeziehungen zwischen Landkreis und Gemeinden besteht Übereinstimmung auf 
Verwaltungsebene, die Gesamtzahlung der Konzessionsabgabe nicht mehr zwischen Land-
kreis und Gemeinden aufzuteilen. Die Zahlung sollte ab 2011 insgesamt an die Gemeinden 
erfolgen und im Gegenzuge erhöht der Landkreis die Kreisumlage im Umfang des Kreis-
anteils an der Konzessionsabgabe. 

Die im Haushaltsplanentwurf enthaltenen Ansätze wären wie folgt zu ändern: 
 
Produkt: P1.03.03.611000.000     
  Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen 

Sachkonto 437200 Kreisumlage  
Ansatz: alt: 4.780.000  
  neu: 5.138.000  
  Veränderung:   358.000
    
    
Produkt: P1.06.00.541100.001     
  Gemeindestraßen     
Sachkonto 351100 Konzessionsabgabe Strom  
  alt: 257.700  
  neu: 530.100  
  Veränderung:   272.400
  3511100 Konzessionsabgabe Gas  
  alt: 81.000  
  neu: 166.600  
  Veränderung:   85.600
   358.000

 
Kreisumlagesatz: 
Der Landkreis hat in der Konferenz der Hauptverwaltungsbeamten am 10.11.10 mitgeteilt, 
dass für 2011 der Prozentsatz nicht geändert werden soll. Abhängig von der Entwicklung des 
Finanzausgleichs müsse aber damit gerechnet werden, dass der Umlagesatz ab 2012 an-
gehoben wird. 

Z. Zt. beträgt der Kreisumlagesatz 38 %. Durch die v.g. Maßnahmen zur Entflechtung der 
Finanzbeziehung „reduziert“ er sich auf 34,5 %: 

  38,0 % 
-  5,9 %  Reduzierung wegen Neuordnung Schulfinanzierung 
+ 2,4 %  Anhebung wegen Zahlung aus der Konzessionsabgabe 
  34,5 %  Kreisumlagesatz 2011 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine vorhanden. 
 
 
Anlagen:
 
Anlage 1: Haushaltssatzung 2011 
Anlage 2: Gesamtergebnis- und -finanzplan 
 



Haushaltssatzung der Gemeinde Rastede  
für das Haushaltsjahr 2011 

 

 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Ras-
tede in der Sitzung am … folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  24.461.476 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 24.461.476 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge           0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf           0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt  
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 22.258.569 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit    21.874.730 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.767.035 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 5.055.161 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 3.607.110 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 1.702.823 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich : Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 28.632.714 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 28.632.714 Euro 
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1 a 
 

Der Wirtschaftsplan des Optimierten Regiebetriebes Bauhof der Gemeinde Rastede für das 
Wirtschaftsjahr 2010 wird 
 
im Erfolgsplan 
 
in der Einnahme auf                                                                                  1.335.085 Euro 
in der Ausgaben auf                                                                                  1.335.085 Euro 
 
 
im Vermögensplan        
 
in der Einnahme auf                                                                                     269.800 Euro 
in der Ausgaben auf                                                                                     269.800 Euro 
 
festgesetzt. 

 
 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 3.607.110 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 2 a 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen im Vermögensplan 
des Optimierten Regiebetriebes Bauhof der Gemeinde Rastede wird auf 101.425 Euro fest-
gesetzt. 

 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 15.472 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 3 a 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen des Optimierten Regiebetriebes Bauhof 
der Gemeinde Rastede wird auf  0 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2010 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.500.000 Euro  
festgesetzt. 
 
 



§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2011 wie folgt 
festgesetzt : 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 280 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 310 v. H. 
 
 
 
 
 
Rastede, den  

 
 
 
______________________________ 
                         Decker 
                    Bürgermeister 



Haushaltsplan 2011

Gesamtplan
Ergebnishaushalt

Erträge und Aufwendungen
Ergebnis 2009 − 

Euro −
Ansatz 2010 − 

Euro −
Ansatz 2011 − 

Euro −
Ansatz 2012 − 

Euro −
Ansatz 2013 − 

Euro −
Ansatz 2014 − 

Euro −
Ordentliche Erträge          
01. Steuern und ähnliche Abgaben -13.638.441,42 -12.981.100 -13.908.000 -14.615.000 -15.439.000 -16.215.000
02. Zuwendungen u. allgemeine Umlagen -5.131.729,56 -4.219.573 -3.114.050 -3.069.150 -3.149.150 -3.201.950
03. Auflösungserträge aus Sonderposten   -1.550.229 -1.581.156 -1.581.156 -1.581.156 -1.581.156
04. sonstige Transfererträge -249.123,12 -184.500 -222.700 -222.700 -222.700 -222.700
05. öffentlich-rechtliche Entgelte -2.704.970,39 -2.933.079 -3.048.379 -3.029.800 -3.029.800 -3.029.800
06. privatrechtliche Entgelte -2.762.591,24 -1.406.950 -1.497.856 -1.113.256 -823.256 -602.256
07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -733.448,95 -684.900 -832.550 -788.850 -799.850 -807.850
08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -117.206,71 -55.781 -46.289 -45.877 -45.445 -44.991
09. aktivierte Eigenleistung          
10. Bestandsveränderungen 1.509.136,73 441.000 587.000 335.000 304.000 145.000
11. sonstige ordentliche Erträge -622.880,15 -378.100 -797.496 -433.800 -433.800 -433.800
12.= Summe ordentliche Erträge -24.451.254,81 -23.953.212 -24.461.476 -24.564.589 -25.220.157 -25.994.503
Ordentliche Aufwendungen          
13. Aufwendungen für aktives Personal 5.787.673,47 6.239.076 6.006.135 6.007.077 6.000.300 6.000.300
14. Aufwendungen für Versorgung   6       

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 5.207.962,01 5.292.817 5.691.334 5.953.481 6.013.381 5.982.881
16. Abschreibungen 47.043,98 2.138.046 2.182.191 2.182.191 2.182.191 2.182.191
17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 148.872,73 265.000 245.000 133.139 131.609 129.996
18. Transferaufwendungen 8.431.763,11 8.391.745 8.334.850 7.950.550 7.970.550 7.990.550
19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.158.097,19 1.221.349 1.523.290 1.516.210 1.515.510 1.526.210
20. Überschuss gem. § 15 Abs. 5 GemHKVO   405.173 478.676 852.541 1.437.216 2.212.975
21.= Summe ordentliche Aufwendungen 20.781.412,49 23.953.212 24.461.476 24.595.189 25.250.757 26.025.103

abzüglich Überschuss gem. § 15 Abs. 5 GemHKVO   405.173 478.676 852.541 1.437.216 2.212.975
22. ordentliches Ergebnis -3.669.842,32 -405.173 -478.676 -852.541 -1.437.216 -2.212.975
23. außerordentliche Erträge -368.070,07 0       
24. außerordentliche Aufwendungen 374.350,94        
25. Überschuss gem. § 15 Abs. 6 GemHKVO          
26. Summe aus Zeile 24 und 25 374.350,94        

abzüglich Überschuss gem. § 15 Abs. 6 GemHKVO             
27. außerordentliches Ergebnis 6.280,87 0       
28. Jahresergebnis -3.663.561,45 -405.173 -478.676 -852.541 -1.437.216 -2.212.975
29. Summe der Jahresfehlbeträge aus Vorjahren gem. 
§ 2 Abs. 6 GemHKVO             
Fortgeschriebenes Jahresergebnis -3.663.561,45 -405.173 -478.676 -852.541 -1.437.216 -2.212.975

Gesamthaushalt
Finanzhaushalt

Einzahlungen und Auszahlungen
Ergebnis 2009 − 

Euro −
Ansatz 2010 − 

Euro −
Ansatz 2011 − 

Euro −
Ansatz 2012 − 

Euro −
Ansatz 2013 − 

Euro −
Ansatz 2014 − 

Euro −
Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit          
01. Steuern und ähnliche Abgaben -13.553.165,65 -12.981.100 -13.908.000 -14.615.000 -15.439.000 -16.215.000
02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -5.275.810,11 -4.219.573 -3.114.050 -3.069.150 -3.149.150 -3.201.950
03. sonstige Transfereinzahlungen -233.919,30 -184.500 -222.700 -222.700 -222.700 -222.700
04. öffentlich-rechtliche Entgelte -2.869.912,47 -2.933.079 -3.048.379 -3.029.800 -3.029.800 -3.029.800
05. privatrechtliche Entgelte -300.049,02 -186.950 -240.356 -209.756 -209.756 -209.756
06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -620.613,84 -684.900 -832.550 -788.850 -799.850 -807.850
07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -121.812,71 -55.781 -46.289 -45.877 -45.445 -44.991
08. Einzahl. aus d. Veräußerung geringwert. 
Vermögensgegenstände -339,08           
09. sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -787.088,74 -465.745 -846.245 -373.800 -373.800 -373.800
10. = Summe der Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -23.762.710,92 -21.711.628 -22.258.569 -22.354.933 -23.269.501 -24.105.847

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit             
11. Auszahlungen für aktives Personal 5.903.185,59 6.084.900 5.965.400 6.000.100 6.000.300 6.000.300
12. Auszahlungen für Versorgung   6       
13. Auszahl. f. Sach- u. Dienstl. u. GVG 5.169.263,41 5.292.517 5.691.334 5.953.481 6.013.381 5.982.881
14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen 148.872,73 265.000 245.000 133.139 131.609 129.996
15. Transferauszahlungen 8.424.463,56 8.391.745 8.334.850 7.950.550 7.970.550 7.990.550
16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 1.436.053,30 1.305.014 1.638.146 1.516.210 1.515.510 1.526.210
17. = Summe der Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 21.081.838,59 21.339.182 21.874.730 21.553.480 21.631.350 21.629.937

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -2.680.872,33 -372.446 -383.839 -832.053 -1.668.751 -2.506.510
Einzahlungen für Investitionstätigkeit          
19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -413.033,24 -1.482.092 -456.700 -180.400     
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20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit -1.151.690,86 -733.500 -1.028.000 -310.000 -140.000 -140.000
21. Veräußerung von Sachvermögen -2.573.831,40 -1.709.000 -1.274.100 -997.100 -613.100 -486.000
22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen          
23. sonstige Investitionstätigkeit -95.365,67 -7.843 -8.235 -10.247 -10.680 -11.134
24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -4.233.921,17 -3.932.435 -2.767.035 -1.497.747 -763.780 -637.134
Auszahlungen für Investitionstätigkeiten          
25. Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 4.242.414,54 851.900 311.000 1.161.000 1.000   
26. Baumaßnahmen 4.264.199,28 7.399.100 4.194.312 1.402.100 530.000 275.000
27. Erwerb von beweglichen Sachvermögen 1.137.035,06 397.299 268.124 315.172 67.250 218.350
28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen    25.000      
29. Aktivierbare Zuwendungen 685.720,66 280.100 155.300 53.800 53.800 53.800
30. Sonstige Investitionstätigkeit   67.000 101.425      
31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 10.329.369,54 8.995.399 5.055.161 2.932.072 652.050 547.150
32. Saldo aus Investitionstätigkeit 6.095.448,37 5.062.964 2.288.126 1.434.325 -111.730 -89.984

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 3.414.576,04 4.690.518 1.904.287 602.272 -1.780.481 -2.596.494
Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit          
34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit   -5.100.000 -3.607.110 -912.472
35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und 
Rückzahlung von inneren Darlehen für 
Investitionstätigkeit 1.315.338,89 360.000 1.702.823 310.200 330.900 327.400
36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit 1.315.338,89 -4.740.000 -1.904.287 -602.272 330.900 327.400
37. Summe der Salden aus Zeile 33 und 36 4.729.914,93 -49.482 0 0 -1.449.581 -2.269.094
38. voraussichtl. Bestand an Zahlungsmitteln am 
Anfang des Haushaltsjahres   -370.000 -419.482 -419.482 -419.482 -1.869.063

39. voraussichtl. Bestand an Zahlungsmitteln am 
Ende des Haushaltsjahres 4.729.914,93 -419.482 -419.482 -419.482 -1.869.063 -4.138.157

Brutto-Kreditaufnahme ohne Umschuldung: 2.264.287
Umschuldungssumme: 1.342.823
ordenliche Tilgung: 360.000

Gesamtbetrag Einzahlungen: -28.632.714
Gesamtbetrag Auszahlungen: 28.632.714

2.288.126 Nicht gedeckte Investitionen
360.000 ordentliche Tilgung

-383.839 Überschuss FinHH, lfd. Verw.
2.264.287 Kreditbedarf
1.342.823 Umschuldung
3.607.110 Kreditaufnahme
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